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1. 


Konftitution für das Königreich Baiern *). 





ME arimitian Sofeph, von: Gottes Gnaden König 
von Baiern. Von der Ueberzeugung geleitet, daß der Staat, 
fo fange er ein bloßes Aggregat verfchiedenartiger Beftands 
theile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Geſammtkraft, 
die in feinen Mitteln liege, gelangen, noch den einzelnen 
Gliedern deffelben alle Bortheile der bürgerlichen Vereinigung, 
in dem Maaße, wie es diefe bezwecket, gewähren kann, has 
ben Wir bereits durch mehrere Verordnungen die Verfchies 
denheit der Verwaltungsformen in Unſerm Reiche, fo weit 
es vor der Hand möglich war, zu heben, fir die direkten 
Auflagen fowohl, als für die indirekten ein gleichförmigeres 
Syſtem zu gründen, und die wichtigften Hffentlichen Anftals 
ten dem Semeinfamen ihrer Beſtimmung durch Einrichtuns 
gen, die zugleich ihre befondern fihern, entiprechender zu 





— — — 


*) Hier würde der ſchicklichſte Ort ſeyn, eine ſtatiſtiſche Ueberſicht des 
Königreichs Baiern zu geben. Allein da die Eintherlung in reife noch nicht 
befannt iſt; fo wollen wir fie bis dabin verfparen, wo wir den Leſern dieſe 
mittheilen können, w 
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machen gefucht. Ferner Haben Wir, um Unſern gefammten 
Staaten den Vortheil angemeffener gleicher bürgerlicher und 
peinlicher Geſetze zu verfihaffen, auch die hiezu nöthigen 
Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil ſchon wirklich vollens 
det find. Da aber diefe einzelnen Ausbildungen befonderer 
Theile der Staatseinrichtung nur unvollfommen zum Zwecke 
führen, und Lücken zuriick laffen, deren Ausfilllung ein wer 
fentliches Bedürfniß der nothwendigen Einheit des Ganzen 
ift; fo haben Wir befchloffen, fammtlichen Beftandtheilen der 
Sejekgebung und Verwaltung Unfers Reichs, mit Rückſicht 
auf die äußern und innern Verhältniſſe deffelben, dureh or: 
ganifche Geſetze einen vollftändigen Zufammenhang zu geben, 
und hiezu den Grund durch gegenwärtige Konftitutiongs, 
urkunde zu legen, die zur Abfiche hat, durch entjprechende 
Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, im allgemeis 
nen Staatszwecke gegründeten Forderungen des. Staats an 
feine einzelnen Glieder, fo wie der einzelnen Glieder an den 
Staat, die Gewährleiftung ihrer Erfilllung, dem Ganzen 
fefte Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staates 
gewalt die ihm angemeffene Wirkungskraft nach den Bedürf— 
niffen des Geſammtwohls zu verfchaffen. Wir beftimmen 
und verordnen demnad), wie folgt: 
Erfier Titel. 
| Hauptbeſtimmungen. 

F. 1. Das Königreich Baiern bildet einen Theil der 
rheiniſchen Föderation. 

$. 2. Alle beſondere Verfaſſungen, Privilegien, Erb; 
amter und landfchaftliche Korporationen der einzelnen ‘Pro; 
vinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich wird durch 
eine Nationalrepräfentation vertreten, nach gleichen Geſetzen 
gerichtet und nach gleichen Grundfähen verwaltet ; dem zu 
Folge foll ein und daffelbe Steuerfpftem fiir das ganze Kö— 
nigreich ſeyn. Die Grundftener kann den fünften Theil der 
Einkünfte nicht überfieigen, 
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$. 5. . Die Leibeigenfchaft wird da, wo fie noch befteht, 
aufgehoben. 

$. 4. Ohne Rückſicht auf die bis daher beftandene Eins 
theilung in Provinzen, wird das ganze Königreich in mög? 
lichft gleiche Kreiſe, und, fo viel thunlich, nach natürlichen 
Grenzen getheilt. 

$. 5. Der Adel behält feine Titel und, wie jeder Guts— 
eigenthiimer, feine gutsherrlichen Nechte nach den gefeklichen 
Beftimmungen; itbrigens aber wird er in Rückſicht auf die 
Staatslaften, wie fie dermal beftehen oder noch eingeführt 
werden mögen, den übrigen Staatshiirgerh ganz gleich ber 
handelt. Er bildet auch keinen befondern Theil der National: 
repräſentation, fondern nimmt mit den iibrigen ganz freien 
Pandeigenthiimern einen verhältnißmäßigen Antheil daran, 
‚Eben fo wenig wird ihm ein ausfchließliches Recht auf 
Staatsämter, Staatswirden, Staatspfriinden zugeftanden, 
Die gefammten Statuten der noch beftehenden Korporationen 
miüffen nach diefen Grundſätzen abgeändert, oder feiner Zeit 
eingerichtet werden. 

$. 6. Dieſelben Beftimmungen treten auc bei der 
Seiftfichkeit ein. Uebrigens wird alien Religionstheilen, ohne 
Ausnahme, der ausfchlieflihe und volltommene Beſitz der 
Pfarr-⸗, Schuls und Kirchengliter, wie fie nach der Verord— 
nung vom ı. Oktober 1807. unter die 3 Rubriken: des 
- Kultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in einer Ads 
miniftvation vereinigt find, beftätigt. Diefe Befisungen kön— 
nen weder unter irgend einem Vorwande eingezogen, noch zu 
einem fremden Zwecke veräußert werden. Daffelbe gilt auch 
von den Gütern, welche feiner Zeit zu den errichtenden Biss 
thiimern und SKapitalien zur Dotation angemwiejen werden 
ſollen. | 

$. 7. Der Staat gewährt allen Staatsbiirgern Sicher: 
heit der Perfonen und des Eigentums — volllommene Ser 
wiffensfreiheit — Preßfreiheit nach dem Zenſuredikt vom 13. 
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Suni 1803. und den wegen der politifchen Zeitfchriften am 
6. Sept. 1799. und 17. Febr. 1806. erlaſſenen Verordnunz 
gen. Nur Eingeborne, oder im Staate begüterte, können 
Staatsämter befleiden. Das Indigenat kann nur durch eine 
königl. Erklärung, oder ein Geſetz, ertheilt werden. 

$. 8. Ein jeder Staatsbürger, der das Qıfte Jahr zus 
rück gelegt hat, iſt fhuldig, vor der Verwaltung feines Kreis 
fes einen Eid abzulegen, daß er der Konfkitution und den 
Geſetzen gehorchen — dem Könige treu ſeyn wolle. Niemand 
kann ohne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen austwans 
dern, in das Ausland reiſen oder in fremde Dienſte überge— 
hen, noch von einer auswärtigen Macht Gehälter oder Ehren— 
zeichen annehmen bei Verluſt aller bürgerlichen Rechte. Alle 
jene, welche außer den durch Herkommen oder Verträge be— 
ſtimmten Fällen, eine fremde Gerichtsbarkeit Über ſich ers 
fennen, verfallen in diefelde Strafe, und können nach Um— 
fiinden mit einer noch fchärfern belegt werden. 


Zweiter Titel. 
Bon dem königlichen Haufe 


$. 1. Die Krone ift erblich in dem Mannsftamme des _ 


regierenden Hauſes, nach dem Nechte der Erſtgeburt und der 
ngnatifch linealiſchen Erbfolge. 

$. 2. Die Prinzeffinnen find auf immer von der Ne 
gierung ausgefchloffen, und Bleiben es von der Erbfolge in 
fo lange, als noch ein männlicher Sproffe des regierenden 
Hauſes vorhanden ift. 

$. 9. Nach gänzlicher Erlöſchung des Mannsftammes 
fallt die Erbfchaft auf die Töchter und ihre männliche Nachs 
kommenſchaft. 

$. 4. Ein beſonderes Familiengeſetz wird die Art, wie 
dieſe Erbfolge eintreten fell, beftimmen; jedeh mit Vorbe— 
halt der im $. 55. der rheiniſchen Föderationsakte erwähns 
con erblichen Anſprüche, in fo weit fie anerkannt und bes 
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ſtimmt find. Der Peßtlebende vom königl. Haufe wird durch 
zweckmäßige Maafiregeln die Ruhe und Selbftftändigkeit des 
Reichs zu erhalten fuhen.. 

$. 5. Die nachgebornen Prinzen erhalten feine liegen: 
de Güter, fondern eine jährliche Appanagialrente von höch— 
ſtens 100,000 Gulden aus der königl. Schakfammer in mos 
natlichen Raten ausbezahlt, die nach Abgang ihrer männlis 
hen Erben dahin zuriick fällt. 

$. 6. Zweimal Hundert Taufend Gulden jährliche Eins 
fünfte nebſt einer anftändigen Refidenz find als Marimum 
für das Witthum der regierenden Königin beftimmt: das 
Heirathgut einer Prinzeffin ift auf 100,000 Gulden fefts 
gefeßt. 

$. 7. Alle Glieder des königl. Hauſes ftehen unter Ges 
vichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verluſt ihres 
Erbfolgerehts nur mit deffen Einwilligung zur Ehe fchreiten. 

$. 8. Die Volljährigkeit der Eönigl. Prinzen tritt mit 
dem zuriick gelegten ıdten Jahre ein. 

$. g. Einem jeden Monarchen fteht es frei, unter den 
volljährigen Prinzen des Haufes den Neichsverwefer während 
der Minderjährigfeit feines Nachfolgers zu wählen. Sin Ev 
mangfung einer folhen Beftimmung gebührt fie dem näch— 
ften volljährigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welther 
wegen Unmündigkeit eines nähern die Verwaltung übernom— 
men hat, ſetzt fie bis zur Volljahrigkeit des Monarchen fort. 
Die Regierung wird im Damen des Minderjährigen ges 
führe: alle Aemter, mit Ausnahme der Suftizftellen, können 
während der Regentſchaft nur provijorifch vergeben werden. 
Der Neichsverwefer kann weder Krongitter veraufern, neh 
neue Aemter fchaffen. In Ermanglung eines volljahrigen 
Agnaten verwaltet der erſte Kronbeamte das Reich. Kiner 
verwittiveten Königin kann die Erziehung ihrer Kinder unter 
Anfſicht des Neichsverwefers , nie aber die Verwaltung des 
Reichs übertragen werden. 


$. 10. Es follen 4 Kronämter des Reichs errichtet 


werden. Ein Kron-Oberſthofmeiſter — ein Kon: Oberfti 
fammerer — ein Kron-Oberſtmarſchall — ein Kron-Oberſt— 
poftmeifter, die den Sitzungen des geheimen Raths beiwohs 
nen, Alle wirklich dirigivende geheime Staatsminifter ges 
nießen alle mit dev Kronämterwirde verbundenen Ehren und 
Vorzüge. | 
F. ı2. Die am 20. Dt. 1804. wegen Unveräußerlichs 
feit der Staatsgiiter erlaffele Pragmatik wird beftätigt, jes 
doc ſoll es dem Könige frei ſtehen, zur Belohnung großer 
und beſtimmter, dem Staate geleiſteter Dienſte, vorzüglich 
die künftig heimfallenden Lehen oder neu erworbene Staats— 
domainen dazu zu verwenden, die ſodann die Eigenſchaft 
von Mannlehen der Krone annehmen, und worüber keine 
Anwartſchaft ertheilt werden kann. 


Dritter Titel. 
Von der Verwaltung des Reichs. 

5. 1. Das Miniſterium theilt ſich in 5 Departements: 
jenes der auswärtigen Verhältniſſe, der Juſtiz, der Finanzen, 
des Innern und des Kriegsweſens. Die Geſchäftsſphäre eines 
jeden iſt und bleibt durch die Verordnungen vom 26. Mai 
1801, 29. Okt. 1806, und 9. Merz 1807. beſtimmt. Meh— 
rere Miniſterien können in Einer Perſon vereinigt werden. 
Dos Staatsſekretariat wird von einem jeden Miniſter fir 
ſein Departement verſehen; daher müſſen alle königl. Dekrete 
von demſelben unterzeichnet werden, und nur mit dieſer Fors 
malität werden fie als rechts: kräftig angefehen. Die Minis 
fier find fiir die genaue Vollzicehung der königl. Befehle for 
wohl, als fir jede Verlekung dev Konftitution, welche auf 
ihre Veranlaffung oder ihre Mitwirkung Statt findet, dem 
Könige verantwortlich, Sie erſtatten jährlich dem Monar— 
chen einen ausführlichen Bericht über den Zuftand ihres 
Departemenis, 
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6. 2. Zur Berathſchlagung über die michtigften innern 
Angelegenheiten des Reichs wird ein geheimer Math anges 
ordnet, der neben den Miniftern aus ı2 oder höchſtens 16 
Gtiedern befteht. Die geheimen Räthe werden von dem 
Könige anfänglih auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher 
als nad) Gjährigem Dienfte als permanent angefehen. Der 
König und der Kronerbe wohnen den Sitzungen des geheis 
men Raths bei; in beider Abwefenheit präftidire der Ältefte 
der anmwefenden Staatsminifter. Der geheime Math entwirft 
und diskutirt alle Gefeke und KHanptverordnungen nad) den 
Srundzügen, welche ihm von dem Könige durch die einfchläs 
gigen Minifterien zugetheilt werden , befonders das Geſetz 
über die Auflagen, oder das Finanzgefek. Er entjcheider alle 
Kompetenzftreitigkeiten der Gerichtsftellen und Verwaltungen, 
wie auch die Frage: ob ein Verwaltungsbeamter vor Gericht 
geftelle werden könne oder folle? Zur Führung der Sefchäfte 
wird der geheime Rath in 3 Sektionen getheilt : jene der 
bitrgerlichen und peinlichen Gefekgebung , der Finanzen und 
der innern Verwaltung. Eine jede Sektion befteht wenigs 
ftens aus 5 Mitgliedern, und bereitet die Geſchäfte zum Vor— 
trage im verfammelten Rathe vor. 

$. 3. Der geheime Kath hat in Ausübung feiner At 
tributen nur eine bevathende Stimme. 

$. 4. An der Spite eines jeden Kreifes ſteht ein 
königl. Seneralfommifjfair, dem mwenigftens 5, höchſtens 5, 
Kreisräche untergeordnet find; ‚ferner befteht in einem jeden 
Kreife 

a) eine allgemeine Berfammlung, und 
b) eine Deputation, 

Erftere wählt die Nationafreprajentanten 5 letztere wird 
vom Könige aus der Mitte der Kreisverfammlung gewählt, 
und bringt 

ı) Die zu Seftreitung der Lofafausgaben nöthigen Aufs 
lagen in Vorfchlag, welche gefondert in den jährlichen 
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Finanzetat aufgenommen, von den ent: und Steuer: 
beamten mit den Auflagen des Reichs erhoben, und 
ausfchlieglich zu dem Zwecke, wozu fie beftimmt find, 
verwendet werden müſſen. | 


2) Läßt fie die, die Verbefferung des Zuftandes des Kreis 
jes betreffenden DVorfchläge und Wünſche, durch das 
Ministerium des Innern an den König gelangen. 

Die Stellen bei. der allgemeinen Verſammlung werden 
von dem Könige auf Lebenszeit vergeben : fie werden aus 
denjenigen 400 Landeseigenthiimern, Kaufleuten oder Fabris 
fanten des Bezirks, welche die höchſte Grundfteuer bezahlen, 
nach dem Verhaltniß von 1 zu 1000 Einwohnern gewählt, 
und versammeln fih, fo oft die Wahl eines Nepräajentanten 
vorfällt, oder e8 der Moarch befichlt. Ihre Verſammlun— 
gen dauern hödhftens 8 Tage. Der König ernennt den Prä— 
fidenten und die übrigen Offigianten auf eine oder mehrere 
Seffionen : erſtere Stelle kann auch dem Generaltommiffair 
des Kreifes libertragen werden. Die Kreisdeputation wird 
jährlich zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt 
die Glieder derfelben aus den Deputirten der allgemeinen 
Verſammlung. Der Name der Hustretenden wird durch das 
8908 beftimmt. Die Deputation verfammelt fich jährlich auf 
höchſtens 5 Wochen. Zeit und Ort des Zufammentrittes 
werden von dem Monarchen beftimmt. Mit dem VBorftande 
und den Gekretairen wird es fo, wie bei der Oeneralvers 
ſammlung gehalten. 

%. 5. Die Pandgerichte üben die Lofalpoligei unter der 
Auffiht der Generalkommiſſariate ans, und erhalten zu dies 
ſem Behufe einen oder mehrere Polizeiaftuarien. Für eine 
jede Srädtifhe: und Nuralgemeinde wird eine Lofalverwal: 
tung angeordnet werden, 

$. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reichs 
werden, jo wie die Lokal: Mebenbeifchlige, durch die Rent— 
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amter und die übrigen zur Einnahme der Auflagen beftimms 
ten Beamten erhoben. 

$. 7. Alle Verwaltungsbeamte, von dem wirklichen 
Rathe an, unterliegen den Beftimmungen der Hauptverords 
nungen vom ı. San. 1805, und 8. Juni 1807: jedoch 
werden alle fünftig Anzuftellende nur dann als wirkliche 
Staatsbeamte angefehen, wenn fie ein Amt, welches diefes 
Recht mit ſich bringt, 6 Jahre lang ununterbrochen verwals 
tet haben. Wegen der linterftikungsbeiträge der übrigen 
tönigl. Diener und ihrer Wittwen wird eine eigene zwecks 
mäßige Verordnung erlaffen werden. 


Bierter Titel. 
Bon der National s Kepräfentation. 


$. 1. In einem jeden Kreije werden aus denjenigen’ 
200 Landeigenthiimern, Kaufleuten oder Fabrifanten, welche 
die höchſte Grundſteuer bezahlen, von den Wahlmännern 
fieben Mitglieder gewählt, welde DENE die Neichsverz 
fammlung bilden, 

6. 2. Der König ernennt einen Präfidenten und vier 
Sekretairs aus den Mitgliedern der Verfammlung auf eins 
oder mehrere Sikungen. 

$. 3. Die Dauer der Funktionen der Deputirten wird 
auf fechs Jahre beftimmt, jedoch find fie nach Verlauf diefer 
ſechs jahre wieder erwählbar. 

$. 4. Die Nationalrepräſentation verſammelt ſich mes 
nigftens einmal im Sahre auf die vom König erhaltene Zus 
fammenberufung, welcher die Verfammlung eröffnet und 
ſchließt. Er kann fie auch vertagen oder auflößen ; jedoch 
muß im legten Falle wenigftens innerhalb zwei Monaten eine 
neue zufammenberufen werden, 

$. 5. So oft die Wahl eines Deputirten oder auch 
ber ganzen Meichsrepräfentation vorzunehmen ift, werden 
entweder alle oder die betheiligte Kreisverfammlung durch 


12 


fönigliche offene Briefe, welche der Minifter des Innern 
erpedirt, hierzu aufgefordert. 

$. 6. Die Verſammlung wählt unter fih Kommiſſio— 
nen von drei, höchftens vier Mitgliedern : jene der Finans 
zen, der bürgerlichen und peinlichen Gefekgebung,, der ins 
nern Verwaltung und der Tilgung der Staatsſchulden. 
Diefe verfammeln fih und Porrefpondiren mit den einfchläs 
gigen Sekiionen des geheimen Raths tiber die Entiwiirfe der 
Geſetze und KHauptreglements fowohl, als den jährlichen 
Sinanzetat, fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. 

F. 7. Die auf folhe Art vorbereiteten Geſetze werden 
an die Nepräfentation durch zwei, höchſtens drei Mitglieder 
des geheimen Raths gebracht; die Verſammlung ſtimmt 
darüber durch den Weg des geheimen Sfrutiniums nach der 
abfoluten Meärheit der Stimmen, Niemand ift befugt, 
das Wort zu führen, als die königlichen Kommiffairs aus 
dem geheimen Rathe und die Glieder der einfchlägigen Koms 
mifjion der Repräſentation. 


Fünfter Titel 

| Don der Zuftiz. 

$. 1. Die Zuftiz wird durch die, im geeigneter Zahl 
beftimmten Ober- und Lntergerichte verwaltet. Für das 
ganze Reich befteht eine einzige oberfte Juſtizſtelle. 

$. 2. Alle Gerichtsftellen find verbunden, bei Ends 
urtheilen die Entfcheidungsgrüinde anzuführen. 

$. 3. Die Glieder der Yuftizkollegien werden von dem 
Könige auf Lebenszeit ernannt, und können nur durch einen 
förmlüchen Spruch ihre Stellen verlieren. 

6. 4. Der König kann in Kriminalfahen Gnade ers 
theilen , die Strafe erlaffen oder mildern, aber in feinem 
Falle irgend eine anhangige Streitfache oder angefangene 
Unterfuchung hemmen, vielweniger eine Partei ihrem ges 
ſetzlichen Nichter entziehen, 
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6.5. Der fönigliche Fiskus wird in allen flreitigen 
Privatrechtsverhältniffen bei den Föniglichen Gerichtshöfen 
Recht nehmen. | 

$. 6. Die Giterfonfisfation hat in feinem Falle, den 
der Defertion ausgenommen, Statt, wohl aber fünnen 
die Einkünfte während der Pebenszeit des Verbrechers ſeque⸗ 
ſtrirt und die Gerichtskoſten damit beftritten werden. 

$. 7. Es foll fiir das ganze Neid) ein eignes bürger⸗ 
liches und peinliches Geſetzbuch eingeführt werden. 


Sechſter Titel. 
Von dem Militairſtande. 


F. +. Zur Vertheidigung des Staats und zur Eis 
füllung der durch die rheiniſche Bundesakte eingeganges 
nen Verbindlichfeiten , wird eine fiehende Armee unter: 
halten. 

$. 2. Die Truppen werden durch den Weg der allges 
meinen Militairkonftription ergänzt. 

$. 3. Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; 
im Innern aber nur dann, wenn es der Monarch in eis 
nem‘ befondern Falle ausdrücklich befiehlt, oder die Mili— 
tairmacht von der Zivilbehörde förmlich dazu aufgefordert 
wird. 

$. 4. Die Militairperſonen ſtehen nur in Krimimal; 
und Dienftjachen unter der Mititairgerichtsbarkeit ; in allen 
übrigen aber find fie, wie jeder Staatsbürger, den einjchläs 
gigen Zivilgerichten unterworfen. | 

$. 5. Die Bürgermiliz wird beſtätigt. Zu Erhaltung 
der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Nationalgarde, und 
zur Handhabung der Polizei eine Gensd’armerie errichtet 
werden. - 

Die find die Grundlagen der künftigen Verfaſſung 
Unfers Reichs. Ihre Einführung wird hiermit feftgefugt 
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auf den erften Oktober diefes Jahres, In der Zwifchenzeit 
werden die hiernach zu entwerfenden Geſetzbücher, fo wie 
die einzelnen organifchen Geſetze, welche obigen Beftimmun: 
gen theild zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art 
und MWeife ihres Vollzugs vorgeichnen, nachfolgen. — Völ— 
fer Unſers Reichs! Die Befeftigung eurer gemeinfchaftlis 
chen Wohlfahrt iſt Unfer Ziel. Se wichtiger euch daffelbe 
erfcheint, und je durchdringender ihr von der Erkenntnif 
feyd, daß Fein befonderes Wohl fih anders, als in der 
engften Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhalten 
fann, deito ficherer wird dieſes Ziel erreicht, und Unſere 
Kegenten: Sorge belohnt werden. So gegeben in Llnferer 
Haupts und Mefidenzftade Miinchen, am erſten Tage des 
Monats Mai, im Ein Tauſend Acht Hundert und Achten 
Jahre, Unferes Reiches im Dritten. 


Mar Joſeph. 


(L.S.) 


Freih. v. Montgelas. Graf Morawizky. 
Sreih. v. Hompeſch. 


— ——— —— — 
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2. 


Ueber dad Staattdienftverhältniß und die Entſchädi— 
gung£berechtigung der Staatsdiener, in Hinficht 
auf die neueften durch den rheinifchen Bund einge: 
tretenen Staatsveranderungen; — zugleich al& noth— 
wendige Machlefe zur Abhandlung des Herrn Fi— 
nanzraths Emmermann in Fulda in „des Rheini: 
fchen Bundes” XI" Hefte Ziff. 33. 


Bon demunormaligen Oberamtsrathe A. 3. Steiger zu Wolfegg. 





$. 1. 


E—⸗ gehört unter die durch Erfahrung erprobten Bemerkun—⸗ 
gen, daf bei allen großen Staatsveränderungen und politi; 
fchen Ummälzungen „es faft immer die Klaffe der Staats 
dienerſchaft ift, welche den Druck der Zeiten am meiften 
zu empfinden hat. Diefes belegt nicht nur die Gefchichte der 
jüngſt verfloffenen verhängnifvollen Sabre, wo der in jeder 
Hinſicht merkwürdige Neichsdeputationg: Hauptfchluß durd) 
feinen vorforgenden auch das künftige Schieffal der Staats: 
diener mild umfaffenden Geift Epoche machte, fondern diefe 
Behauptung wird auch durch die allerneuefte Staatsverände: 
rung hinlänglich beftarft, wo, einer fonderheitlichen dem Kon: 
föderationgvertrage vom ı2ten Julius 1806 eingerückten Ber 
fimmung ungeachtet, die Eriftenz der Staatsdiener noch im: 
merhin einigermaßen fiir prefär gehalten zu werden pfleger. 
Bei folhen Umftinden fcheint man denn freilich auch auf den 
natürlichen Nechtsfinn der deutfchen Fürſten rechnen zu müſ— 
fen, welcher ein hervorfiehender Zug des Charakters der deut: 
ſchen Nation zu feyn fcheint, deren Eigenheit es von jeher 
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war, mit einem feltenen Geiſte des Wohlwollens das Schick: 
fal jener Individuen zu mildern, weiche bei weit greifenden 
Staatsreformen gewöhniich am meiften leiden. 

. $. 2. 

Unter diefen Gefühlen ichrieb ich meine »Bemerfun 
gen über den Art. XXXI. des rheiniſchen Kon; 
föderationsvertrages vom ıaten Zul. 1806; — 
auh ein Beitrag zur doftrinellen Auslegung 
dDiefer Staatsafte *). — Seitdem erfhien auch bie 
Abhandlung des Herrn Finanzrathes Emmermann in Fulda 
»iber Dienftanftellungen und deren Dauer, mit 
Dezug auf die in Deutfchland durch den rhei: 
nifhen Bund entjiandenen fLaatsrechtlichen Ver: 
änderungen **),» welche bei allem Vortrefflichen, was 
fie unverfennbar enthält, dennoch von einem falfchen Ge— 
fihtspunfte ausgegangen zu ſeyn fiheint, da fie nach der 
Aufiöfung der germanifchen Neichskonftitution, und der be 
gründeten Souverainität der vheinifchen Bundesherrfcher fein 
Rechtsprinzip mehr zu finden weils, welches die Dauer 
und Unaufrufbarkeit des Stantsdienftvertrages heiligte, und 
daher gegen diefen Zuftand der Ungewißheit, nur in einem 
neuen, dem philofophifchen Seifte der Zeit angemeffenen Funs 
damentalgefeße ein Heilmittel findet. — In der innigften 
Ueberzeugung , wie nachtheilig eine falſche Ansicht wirken 
tönne bei einem Segenftande, welcher nicht nur das höchfte 
Intereſſe der Zeit fiir fih Hat, fondern auch eine zarte Ber 
handlung vorzüglich aus dem Gefichtspunfte des Rechts in 
vielfacher Hinſicht erheifcht, wird es mir erlaubt feyn, einige, 
die Anfiht des Herrn Finanzrathes prüfende und berichtis 
gende Winke in meine Unterſuchung zu verweben, 








*) Rheinifcher Bund Heft IT. Nro. 25. 
* ) Kheinifcher Bund Heft XII. Nro. 33, 
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WE 8. 

Daß das Dienftanftellungsgefchäft ber Staatsdiener durch 
einen Rechtsvertrag begriindet werde, wobei es wahrlich 
feinem zufälligen Verhältniffe gelten fann, um deffen Nas 
men man nicht verlegen zu feyn braucht; daß der Dienftvers 
trag feiner Natur nach ein von Seite des Regenten unmwis 
derruflicher Vertrag fey, folglich auch dem Staatebeamten 
ein unwiderrufliches Necht zukommen miüſſe u. dergl. m., 
waren bisher Wahrheiten , über welche man ſich längft [chen 
verftändiget hatte, bei welchen ich mich nicht aufzuhalten, 
fondern nur auf jene klaſſiſchen Schriften zu verweifen nös 
thig habe, in welchen man fie in der Jichtvolleften Klarheit 
entwicfelt antreffen kann *). 

Eben fo wenig gedenke ic) das Negijter der Meinungen 
wieder durchzulaufen, womit die Vertheidiger der Willkühr, 
unter dem Schutze römifcher Gefege, den Spielraum in das 
Unermeßlihe zu erweitern bemüht waren, welchen fie dem 
Hegenten, in Entlajjung der Staatsbeamten,, zutheilten, 
*) J. M. Seuffert von dem Verhäleniffe des Staated und der 

Diener des Staats gegen einander, im rechtlichen und polis 

tifchen Berftande. Würzburg , 1799. 

J. N. Biſchoff, Handbuch der deutfchen Kanzlei-Praxis für 
angehende Staatsbeamten und Gefihäftsmänner, I. * 
IV. Abſch. ſ. 66 — 104. Helmſtedt, 1796. — 

Vorzüglich aber: 

F. A. von der Becke, von Staatsämtern und Seaatkdienern, 
Heilbronn, 1797. 

Wer diefe Schriften auch nur mit einiger Aufmerkſamkeit durchs 
gelefen hart, wird fihwerlich behaupten können, dag fie, ſelbſt 
die Seuffertiſche nicht ausgenommen, nur auf die Erijieng 
der deutſchen Reichsverfaffung berechnet worden feyen, und das 
her izt nur noch hiſtoriſchen Werch behalten. konnten. Auch 
glaube ich, daß nicht etwa bloß die Möglichkeit, fondern. die 
sechtlihe Nothwendigkeit des Staatsdienſtvertrags aus 
ihnen unverkennbar hervorgehe. 
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Mich ſoll für izt nur die Frage beſchäftigen: ob denn 

der Staatsdienſtvertrag, nach aufgelößtem deutſchen Reichs— 

verbande, ſeine rechtliche Stütze wirklich verloren habe, ſo 

daß das, was vorher Rechtens war, izt nur noch unter dem 

Standpunkte Hiftorifcher Wichtigkeit ung erfcheinen könne? 
| §. 4 

Es ift in der That eine ganz eigene Erfcheinung, wie 
fertig man bisher war, Verfaffung und Gefeke, Rechte und 
Serechtigkeiten, zu Ehren des Konföderationszwecks, undim 
wahren Glauben an die neue Lehre, ohne Umftände fiber 
die Klinge der Souverainität fpringen zu laffen, (um mid) 
eines Ausdrucks eines fachfundigen Nezenfenten zu bedienen ) 
und wie man ohne weiters, in Hinficht auf den Art. II. der 
Konfüderationsafte, glauben konnte, mit der Auflöjung der 
deutſchen Reichsverfaſſung feyen auch die Neichegefeke fo to; 
tal verfhmwunden, wie wenn fie niemals vorhanden geweſen 
wären. Es ift fchon bemerkt worden, daß ein Geſetz, als 
Willenserklärung betrachtet, dadurd nicht aufhören 
fann, verpflichtet zu feyn, daß der Stifter und Lrheber 
deffelden nicht mehr vorhanden ift, fo lange theils mit dem 
Urheber nicht auch der Segenftand des Geſetzes verſchwindet, 
theils auch feine Abänderung von neuem gemacht wird, die 
. freilich auch dem zu machen frei ftehen muß, welcher bisher 
dem Geſetze zu gehorchen hatte. 

Nun ift zwar das Reich, als Stifter feiner Verfaſſung 
und Gefeße, nicht mehr vorhanden; aber vom Neiche find 
eine Menge Dinge fir die Territorien noch vorhanden ; 
diefe Verordnungen bleiben ftehen, fofern nur die Gegen: 
fände und Subjekte noch fortdauern, fein Streit mit dem 
Zwecke der Konfüderation erfichtlich iſt, und endlich die neuen 
Zerritorial:Pegislationen , oder die hiernächſtigen Statuten und 
Schlüſſe des Bundes nichts daran ändern, *) 


—— —— — 











*) Vergl. die vortreffliche Rezenſion der Schriften über das 
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Aber auch adgefehen von diefern allem — beruhet denk 
die rechtliche Giltigkeit des Staarsdienftvertrags etwa auf ber 
fondern Reichsgeſetzen, oder bedurfte es, um die Unwiders 
ruflichkeit deffelben zwifchen dem Staatsoberhaupte und den 
 Staatsdienern zu begründen, einer pofitiven Geſetzgebung, 
mit deren Vorhanden- oder NMichtvorhandenfeyn , auch der 
Dienftanftellungsvertrag bald zu fiehen, bald zu fallen hätte? — 
Die Helligkeit des Dienftvertrags beruhet auf der Baſis alls 
gemeiner Rechtsgrundſätze, welche nicht der Verfaffung abges 
borgt zu werden brauchten, fondern die aus der Natur der 
Sache, und aus dem rationellen Staatsrechte fließen, welche 
unter jeder Verfaſſung giltig, und Über alle Staatsverändes 
rung weit erhaben find, Was unter der vorigen Verfaffung 
Nechtens war, muß es daher auch noch izt feyn, muß es 
um fo mehr feyn, als es Hauptzweck der neuen rheinbundts 

chen Verfaffung war, den Frieden im Innern zu konftis 
tuiren, welcher ohne einen vollfommenen Rechtszuſtand 
ſchlechterdings nicht erreicht werden kann, ſo wenig, als «8 
möglich ift, ohne Gerechtigkeit Ruhe und Glück im In— 
nern dauerhaft zu begrlinden. Es haben daher auch ſelbſt 
die Stifter der Bundesakte diefen Grundſatz Öffentlich pros 
klamirt, da ein eigener DBertragsartifel von dem vorſorgen— 
den Beifte fiir jene Individuen zeugt, welche bei der einges 
tretenen neuen Ordnung der Dinge ihre Anftellung niche 
mehr finden können, und deren Wirkungstreis ohne ihre 
Schuld duch eine höhere Gewalt aufgelößt worden iſt. Auch 
herrſchen in den einzelnen Staaten der verblindeten Souves 
rains, befonders im Künigreih Baiern, fo liberale Ideen, 
daß auch in diefer Hinſicht der aufgeftellte Grundſatz nur 
noch mehr Gericht erhalten muß, wie man fih aus den 


1 








Kecht des rheinifihen Bundes, in der Jenaiſchen allg Lit 
teratsirzeitung v. I. 2807 Niro, ade,, 285, — und 300 305, 
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neneften Vorgängen mit den Mitgliedern des vormaligen 
Reichskammergerichtes Teichtlich überzeugen wird. 
$. 6. | 

Sch habe bereits an einem andern Drte *) dargethan, 
daß es eine abfolute Forderung des höhern Rechtsgeſetzes 
fey, daß der Staatsdiener,, welcher mit einem beträchtlichen 
Aufwande von Zeit, Mühe und Gelde fid zum Staatsdienft 
‚befähigte, und dabei der Erlernung anderer, zu einem andern 
Nahrungserwerbe dienlihen Kenntniffe entfagte, bei einer 
eintretenden Staatsveränderung,, wo durch eine höhere Ges 
walt fein Wirkungskreis aufgelößt wird, auf eine folche Art 
entfchädigt werden müſſe, daß ihm in Zukunft eine forgens 
freie Lage zu Theil werde, wobei ihm ein vollftändiger Per 
bensunterhalt fortwährend gefichert bleibt. — Will.man aud) 
nach der neueften, fehr feharfjinnigen Theorie eines rühm— 
licht bekannten Gelehrten **) von allen Kontraftsvers 
hältniſſen wegfehen,, will man die Staatsdienfte als ſchon 
präeriftirende Verbindlichkeiten poftuliven, welche 
mit rechtlicher Nothwendigkeit aus der Natur des Staats 
hervorgehen, fo bleibt es nichts deftoweniger unumftößlic) 
‚wahr, daß der Staatsdiener ein unverlierbares Recht auf 
einen Nahrungsftand Habe, welcher bei allen Verände— 
derungen in der Adminiftration und der organifihen Vers 
mwaltung des Staats ihm unverfehrt zu bleiben hat, ihm um 
ſo unwidereuflicher gefichert bleiben muß, als er durch Leber; 
nahme des Staatsamtes jeden andern unmwiderruflichen Nah; 
rungsftand verforen hat. In der That! der Souverain wiirde 





*) Nheiniher Bund a. a. O. 

**) Der Staatödienft aus dem Gefichtspunfte des Rechts und 
der NationalsDefonomie betrachter. Nebft der Hauptlandes:Prag; 
matif über die Dienftverhältniffe der Staatsdiener im Königreiche 
Baiern, mit erläuternden Bemerkungen, von N. Th. Gönner 
$. 29. u. folg. ( Landshut, bei Krüll, 1808.) Vergl. auch def: 
felben »deutfches Staatoͤrecht 9. 425,» 
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das Unrecht öffentlich fanktioniven, und die Gleichheit, 
welche durch das Nechtsgefeß als oberſte Bedingung der verz 
nünftigen Wechſelwirkung geboten iſt, durch einen Akt der 
regelfofeften Willkühr gänzlich aufheben, welcher zugeben 
Fönnte, daß die Staatsdiener einem höchft ungewiffen Schick— 
fale zur Beute würden, und fammt ihren fchuldlofen Famis 
lien mit Mangel und Elend zu kämpfen hätten, während 
doch den iibrigen Klaffen der Staatsbürger alle Quellen ges 
Öffnet blieben , um nicht nur den nothwendigen Febensunters 
halt, fondern auch Wohlftand und Reichthum ſich zu vers 
fihaffen. Wenn es unter allen Verhältniffen und Formen, 
und in jedem IBechfel der Zeiten, immer einer der erften 
Srundfäge des Staates ift, das Eigenthum zu fhüken, und - 
den Gewerbfleiß der Bürger nicht nur etwa bloß von 
den Feffeln des Zwanges zu befreien , fondern ihn feldft durch 
pofitives Wirken. zum höchſtmöglichen Grade freier Thä— 
tigkeit. empor zu fördern; wenn ſelbſt diefes alles das offene 
Glaubensbekenntniß unferer heutigen Staatsregenten ift, und 
fie alle Klaffen ihrer Unterthanen mit gleicher landesväters 
licher Vorſorge umfaffen,, foll etwa nur dem redlihen Staates 
diener das traurige Loos beichieden feyn, an der Fürſorge 
des Staates verzweifeln zu müſſen? Könnte in einem fols 
hen Vereine die Idee deg Rechts noch als herrfchend bes 
trachtet werden ? Wäre hier noch eine rechtliche Gleich— 
heit vorhanden ? — »Das Rechtsgefes und die Sleichs: 
heit, welche durch daffelbe zur oberften Bedingung der vers 
nünftigen Wechfelwirkung gemacht wird» — fagt Fries — 
»iſt eine praktiſche Idee, welche fich als eine nothwendige 
Aufgabe fir die Vernunft ausfpricht. Es hängt nicht etwa 
von. beliebigen Verfiigungen in der Gefellihaft ab, ob die 
Menfchen fi Hier oder dort auf die vernünftigfte Weife zu: 
fammen vertragen wollen, 06 einer dem andern fo viel eins 
räumen will, als er für fich felbft wieder fordert; die rechts 
lihe Gleichheit iſt nicht nur das Prinzip für ein will 
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kührliches, vernünftiges Arrangement in ber Geſellſchaft, def! 
fen Tendenz; ganz politifch und ohne Mothiwendigfeit wäre ; 
fondern wenn wir nah Recht und Unrecht fragen, fo haben 
wir es mit dem unbedingten Solfen oder praftifchen Geſetz— 
gebung zu ıhun, nur nach diefem wird Recht und Unrecht 
gemeffen. Die Aufgabe der vehtlihen Gleichheit ent 
fpringt alfo ebenfalls aus dieſer nothwendigen Geſetzgebung 
ber Vernunft; fie ift kein Vorſchlag für einen willführlichen - 
Zweck, fondern ein nothwendiges Gebot *». | 
G. m. 

Aber auch felbft in poſitivgeſetzzlicher Hinficht diirfte 

bie Dienftlage der öffentlichen Fonktionairs feineswegs fo uns 








) Philoſophiſche Nechtslehre und Kritik aller pofitiven Ges 
feggebung von 3. Fries ©. XVI, der Vorrede. ( Jenaz 1863.) 

Auch der große Weife von Königsberg haf hierüber ein treff— 
liches Wort gefrrochen, wenn er fagt: »Was ein bürgerliche 
Anı t anlangr, fo kömmt hier die Frage vor: Hat der Souverain 
das Recht, einem, dem er ein Amt aegeben, es nach Meinen 
Gutbefinden wieder zu nehmen? Ich fage, Nein ! denn was der 
vereinigte Wille des Volks über feine bürgerlichen Beamten nie 
befchliefen wird ,- das kann auch das Staatsoberhaupt über ihn 
niche beichliegen. Nun will das Volk ohne allen Zweifel, daß dies 
fer feinem ihm auferfegten Geſchäfte völlig gewachſen fey, mel: 
ches aber nicht anders, als durch eine Hinfängliche Zeit hindurch 
fortgeſetzte Vorbereitung und Erfernung deffelben , über der er 
diejenige verſäumt, die er zur Erlernung eines andern ihn näh— 
renden Geſchäftes hätre verivenden können, geſchehen kann; mitz 
hin würde, in der Regel, das Amt mit Leuten verſehen werden, . 
die feine dazu erforderliche Geſchicklichkeit, und durch Hebung 
erlangte reife Urtheilsfrafr, erivorben hätten; welches der Abſicht 
des Staats zuwider ift, als zu welcher auch erforderlich it, daß 
jeder vom niedrigern Amte zu höhern (die fonft lauter untaug: 
lieben in die Hände fallen würden) fteigen, mithin auf lebens⸗ 
mierige Berfergung müfle rechnen fönnen,» 

Metarhififhe Unfangegründe der Rechtslehre 
U. Th. $. 49. Lit, D. S. 220 — 22, 
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berathen feyn, ald man manchmal gerne glauben machen 
möchte. Ich babe bereits die hier anfchlagenden Geſetze an 
einem andern Drte zu mwilrdigen gewünſcht; und fo jehr es 


zu wünfchen feyn möchte, daß diefer wichtige Gegenftand in 


dem Bundesvertrage noch eine nahere und fcharfere Beſtim— 
mung erhalten haben möchte, fo gewiß find doch da bie 


Rechte der Staatsdiener mit großer Umſicht gewahrt, und - 
unter den Schuß diefer Staatsakte geftellt worden. Sa, die 


alternativifchen Nechtsanfprüche derfelden, auf Beibehals 
tung der von ihnen befleideren Stellen, oder auf einen ans 
gemefjenen Ruhegehalt, fiheinen mir unter der Egide dies 
fes neuen Staatsverfaffungs: Vertrags, fo fider zu ruhen, 
daß, wenn auch gegen alle Vermuthung einer oder der ans 
dere der verbiindeten Souveraine, gegen den deutlich ausges 
fprochenen Sinn des Geſetzes, fih willtührlihe Abdans 
tungen erlauben follte, die Hilfe und Einwirkung des 
Protektors ohne allen Zweifel um fo mehr mit beſtem 
Fuge zu reklamiren feyn diirfte, ale es eine der erften Funk 
tionen feines hohen Protektorat Amtes ſeyn muß, fiir eine 


Fontraftmäßige Erfüllung aller jener Vertragspunkte beſorgt 


zu feyn, welche er mit den Sonverainen verabredet. hat. - 


Daß die befragten Rechtsanſprüche der Stantsdiener ber... 


kräftigen Garantie des hohen Protektors ſich zu erfreuen har 
ben, muß unter andern auch ſchon daraus mit der größten 


.. 


Evidenz hervorgehen, daß aus dem Art. XXXII. der Bun-⸗ 
desafte, feinem völligen Wortlaute nach, eine jener Bes. 
dingungen konſtruirt wurde, unter weichen von Seite des - 
Kaifers Napoleon die Uebergabe der mediatifirten Länder an die : 


neuen Souveraine bewerkftelliget wurde. Denn fo ift in den 
diesfälligen Uebergabs: Protofolfen oder .‚Procds verhbaux. 
$. 4. beſtimmt ausgefprochen: Ä 
Les Individus emploies dans l’administr ation pu- 
blique du pays de „... que $a Majeste le 


Roi de „ .. „ne jugerait-ä propos de conser- 
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ver dans leurs emplois juiront d’une pension 
de retraite egale à celle, que les lois et les 
reglements des anciens etats de Sa Majeste le 
-Roi de... . accordent aux ofliciers de meme 
grade,» 

Und fo kann denn an die Abficht und die inneren Gefin: 
nungen eines Monarchen auch nicht der leifefte Zweifel ſich 
wagen, welcher fchon unter dem. ıften Auguft 1806 durch) 
feinen Gefchäftsträger bei dem vormaligen Reichstage zu 
Degensburg, die unummwundene Erklärung machen ließ: 

282 Majesté l'Empereur et Roi a accepte le titre 
yde Protecteur de la Confederation du Rhin. 

»Il ne l’a fait, que dans des vües de paix et 

»pour que sa mediation constament interposee 
»entre les plus faibles et les plus forts , pre- 
»vienne toute espece de dissentions et de trou- 

 nbles». | 
| §. 8, 

Vermeſſenheit wäre es übrigens, zu glauben, daß die 
hoben verbündeten Souveraine, die angeführte Vorſchrift 
nicht als ein Fundamentafgefek betrachten, fondern fich viel? 
mehr fiir berechtiget halten könnten, gegen den Sinn bdeffels 
ben, mit den Staatsdienern willführfiche Abdankungen vor⸗ 
nehmen zu können; Mein, wo fich der milde vorforgende 
Geiſt derfelben in Hinſicht der unverfchuldeten Page der 
Staatsdiener in Thaten fo ſchön ausgefprochen hat, mo der 
deutfche Edelmuth deutfcher Regenten in den unzmweidentigs 
ften glänzendften Handlungen bereits fprechend genug fich bes 
urkundet hät, darf auch — nicht die leifefte Negung eines 
foichen Argwohns die Glorie verdunfeln,; welche die Namen 
dieſer Edeln des deutſchen Regentenſtammes längſt ſchon ums 
ſtralt. Ich erlaſſe mir hier füglich die Mühe des Details 
jener Beiſpiele, welche meiner Behauptung zu unverwerfli— 
cher Belegen dienen, und verweije dießfalls auf die Elaffifche 
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Schrift der rühmlichſt befannten Herrn Reihstammergerichtss 
Afefforen von Rampe und von Stein *), wo bie dich; 
fällige neue und neuefte Praris in dem allervollendetften 
Detail fich dargelegt finde. — Nur der Krone deutfcher 
Megentenhandlungen — der königlich :baterifchen fons 
ffitutionellen KHauptlandes : Pragmatif über 
die Dienfiverhältniffe der Staatsdiener, vom 
ı ten Jänner 1805. — will ich erwähnen, und bemers 
fen, daß nach diefem fo mufterhaften Geſetze, wovon man 
in andern Staaten ein Beifpeil vergebens fuchen wird, der 
edle Regent vor aller Welt das Bekenntniß abgelegt hat, daß 
er das Schickſal der Staatsdiener unter allen Pagen und 
Berhältniffen nah dem Rechtsprinzip beftimmt wiffen 
wolle. Eben fo wird, wenn einft die Nachwelt jene Hands 
lungen fichtet, weiche in diefer beifpiellofen Umwälzung der 
Dinge, von den neuen Machthabern verübt wurden, wenn 
es, wie Johann von Müller fagt, in der Sefchichte 
einft fehr bemerfe werden wird, wie in diefer unerhörten 
Kriſts jsder Fürſt in feinem, Berragen gezeigt habe, was in 
ihm mar, die vortrefflihe Verordnung der edein Fürftin 
Pauline zu Lippe vom odten Mat 1607 wie ein fchös 
ner Stern aus dem Reihen hervorleuchten, welcher das neue 
Sefchent der Souverainität nicht nur als eine fehr 
vermehrte Verpflihtung jur treuen Ausübung 
der Gerechtigkeit, Billigkeit und Milde galt, fons 
devn welche auch öffentlich erklärte, daß Staatsdiener, 
deren Stellen etiwa ganz aufhören, nicht ohne Entfhäs 
digung gelaffen werden follen. ° 
| F. 9. 
Seey es übrigens auch, daß der die Rechtsanſprüche der 


") Ueber die Entfhädigungsberehtigung der 
Staatsdiener bei Aufhebung ihrer Stellen. 2. — 
4=-5undS.9 (Frankfurt, bei Mohr, 1808.) 
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öffentlichen Fonktionaire beftimmende Art. XXX. des 
Staatsgrundvertrages, nur der Souveraine, als der vers 
pflihteten Subjekte gedentet, diefe aber, wenigfiens 
nach ihren bisher befannt gewordenen Deflarationen, die in 
den Souverainitätsianden vorfindlicdien Beamten, weder zur 
Anftelung noch zur Penfionirung übernehmen zu wollen 
fcheinen, und daher bei weitem die Mehrzahl derjelben den. 
Standesherrn nach wie vor verbleiben diirfte; wer wolls 
te deßwegen behaupten, daß nicht auch diefe durch die näm— 
lichen Normen und Vorfchriften ſich file gebunden zu achten 
hätten, welche die Stifter der Bundesafte ſich ſelbſt aufzules 
gen für gut fanden? — Wäre es anders, dann wilrde die 
fich fo rein ausiprechende Abficht der erlauchten Gefeßges 
ber, welche diefen Staatsgliedern ihren künftigen Nahrungss 
fand dauerhafte zu fihern ſtrebten, zu einer Chimäre herab: 
finfen, dann wiirde es. nod) Fälle geben können, wo nicht das 
Rechtsgeſetz, fondern die ungeregelte Willkühr herrſchen⸗ 
und bei der Entfcheidung des Schiefals der Staatsdieners 
Klaffe den Vorfig führen würde! — Nein, feyd getroſt, 
ihr redlihen Arbeiter im Staatsdienftel Ges 
vechtigfeit mußeuc werden, fey’sunterden Sou— 
verainen, oder unter den Standesherrn!- Sollte 
auch unter dDiefeneiner fich fo weitvergeffen fön: 
nen, daß er euch gegen Gebühr und Recht behan— 
deln wollte, ſo ſuchet Hilfe bei den Juſtizhöfen 
der Souverains, in deren Krone ja die Gerech— 
tigkeit als. die ſchönſte Derle erglänzt! Und Rede. 
wird Euch fo gewiß werden, fo gewiß der Glaube 
-an die Menfchheit feine Chimäre ift, und fo ges 
wiß diefe auch unter der neuen rheinbundiſchen 
Berfaffung nicht zuriickfinten kann, fondern ſich 
zu immer höhern Adel potenziren muß! , 
— — — — — 
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Fortfegung der im fiebenzehnten Hefte unter Nr. 29. 
S. 267. abgebrochenen fragmentarifchen Ges 
danken. 





3. 
Fideitommiffe und Majorate. 


Mi eine Anſtalt, wenn fie Hegel ware, dem Staatswohl 
nachtheilig feyn würde, darum iſt eine jede Ausnahme von 
diefer Regel noch nicht verwerflih. Dies ift auch bei den 
Fideilommiffen der Fall. Immerhin mag es nachtheilig ſeyn, 
wenn das ganze Vermögen aller Unterthanen mit Fideis 
fommilfen befchwere wäre (obgleich diefes in der leßten In— 
ftanz noch nicht entichieden ift); allein ausnahmsweiſe, bes 
fonders in Anfehung der erfien Stände des Staats, find 
Fideikommiſſe unftreitig fehr nützlich. Sie fihern gewiffen 
Familien und eo ipso dem Staate ftändigen Wohlftand, 
Aus Gründen, die fih aus dem Gange der franzöfiichen 
Hevolution gar füglich erflären laſſen, gieng ein gewiffes 
odium der Fideikommiſſe in den Code Napoleon über, 
Allein diefer Mangel ift durch das Faiferliche Dekret vom 
ıffen Mär; 1808. gehoben, und Frankreich hat ſich den 
übrigen europäifchen Staaten auch darin mieder genähert, 
daß Fideifommiffe unter dem Adel wieder zus 
läßig find, | 

“ Dies verdient bei der Anpaffung des Code Napoleon 
auf Deutſchland, bei dieſer warlich nicht leichten, und der 
Anhäufung von Hinderniffen nicht bedürfenden Arbeit, die 
teiflichfte Berückſichtigung. Miele Artikel des Code Napo- 
I&on fallen jegt weg, und noch Hundert wohl mehr Familien 
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in Deutſchland find. dem unabwendbarſten Verderben entrif: 
fen , das nothwendig folgen müßte, wenn das Kapital 
ihres Vermögens den Charakter der Unverſchuldbarkeit abges 
legt hätte. Fideifommiffe werden alfo hoffentlich in Deutich: 
land fortbeftehen dürfen. 

Uebrigens fieht Einjender nicht ein, aus welchem Sruns 
de bei Aufsebung eines Fideilummiffes nur der ſchon ges 
borne Primogenitus befondere Berückſichtigung verdient. 
Alle Schon geborne Familienglieder haben auf dag Fideikom— 
miß ein gleiches Recht; der zu allerlekt Geborne fo gut, wie 
der zu alleverfi Geborne, und jener um fo mehr, als diefer 
ja das Fideilommiß gegen ihn geltend macht. 


4 
Repräſentativ-Syſtem; Landſtände. 

Unſere gute deutſche Landſtandſchaft, landſtändiſche Ver⸗ 
faͤſung, noch vor kurzem fo allgemein und dem Einfender 
noch heute in gleihem Maaße ſehr ehrwitrdig, iſt duch) 
die Vorliebe zum Reprüfentativ : Syftem fehr im Kredit ges 
fünften. Dies Repräſentativ-Syſtem beruht auf dem Grunds 
fate, daß alle Aktiv; Bürger in den ftändifchen Verfamms 
ungen repräfentirt werden. Wer ift Aktiv: Bürger? ift alfo 
die erite Frage? Gtundeigenthiimer und Betreiber eines bür⸗ 
gerfichen Hauptgewerbes, dürfte wohl die FInaat Antwort 
jeyn. 

Die zweite Frage ift mithin die: werden denn diefe 2 
Klaſſen nicht mittelft der deutfchen Pandftandichaft vepräfens - 
tive? ich glaube, diefe Frage milffe im allgemeinen beja; 
hend beantwortet werden, weil die Landftände fat allger 
mein aus den Grundeigenthümern (der Ritterſchaft) und den 
Vorſtehern der bůͤrgeruichen Gewerbe (den Stadtobrigkeiten) 
beſtehen. | 

Ich will die Landftände in Mecklenburg zum Beis 
ſpiel nehmen. Die dortigen Landſtände beſtehen aus der 
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Nitterfihaft und den Ständen. Erſtere bilden alle Eigen: 
thiimer nicht fädtifcher Grundſtücke, ohne Unterfhied, ob 
fie dem Stande nach Fürſt oder Bauer find; jeder Privats 
mann, der aufer den ftädtifchen Grundſtücken und den Dos 
mainen (die doch wohl keinen Stand bilden können) ein 
Grundeigenthum befist, gehöre zur Ritterſchaft, verfteht 
fih, daß diefes Grundeigenthum fid) nicht auf einen bloßen 
Krug oder Kathen befchränfen muß, fo wie ſelbſt in Frank 
reich ein gewiffer Vermögensbetrag zur activite de citoyen 
gehört. Da in Mecklenburg die Bauern ihre Hufen niche 
eigenthiimlich, ja nicht einmal nach Meyers oder emphyteu⸗ 
tifhem Rechte befißken, fondern nur Pachtrechtmäßig inne 
haben; fo würde es widerfinnig feyn, wenn auch, fie die 
Landſtandſchaft hätten. 

Die Nitterfchaft befteht nur and der Klaffe von Grunds 
eigenthümern, welches fie nicht find, fie ftehen zum Staate 
in feinem unmittelbaren Eigenthums : Verhättniffe, ihre Hufe 
ift fremdes Eigenthum, welches mit deffen Bewohnern von 
dem rechtmäßigen Eigenthümer vepräfentirt wird. " 

Der zweite Landftand ift die Landſchaft. Ste befteht 
aus den Eigenthümern ftädtifcher Grundftiicke und den: Bes 
treibern der bürgerlichen Hauptzweige. Da diefe unmöglich 
- alle in Perfon auf dem Pandtag erfcheinen können; fo wer: 
den fie auf demfelben von dem mittelbar oder unmittelbar 
von der Bürgerfchaft gewählten Magiftrat ihrer Stadt re: 
präfentirt, welcher verfaffungsmäßig ihre Stimmen und 
Meinungen vorher einhoien muß. 

Bei einer Vergleichung diefer Verfaſſung mit dem Re— 
präfentativ: Spftem der neuen weſtphäliſchen Konftitution, 
finden fich folgende Lnterfchiede: 

ı) Die weftphätifchen Stande beftehen aus 70 Grund: 
eigenthiimer , 15 Kaufleuten und Fabrifanten, und ı5 Ge 
lehrten und andern Bilrgern, welche fih um den Staat 
verdient gemacht haben. 
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2) Die weſtphäliſchen Stände werden von ben Depar: 
tements: Kollegien ernannt. | 

Allein diefe Unterfchiede find mehr anfcheinend,, als 
wirklich , indem J | 

ad ı.) mit Ausnahme der 15 Gelehrten die Mecklen— 
Burgifche Nationalrepräſentation gleichfalls auf Grundeigens 
thum und ftädtifhem Gewerbe beruhet, der Gelehrten:Stand 
aber überdem dort größtentheils in jenen Klaffen und der 
der landesherrlihen Staatsdiener eingefchloffen ift, und 

ad 2.) die Wahlherrn in Weſtphalen die Höchſtbeſteuer⸗ 
te (aljo Srundeigenthiimer), die veichften Kaufleute und Fa: 
brifanten , die ausgezeichneseften Gelehrten und Künftler, 
und endlich die am mehrften um den Staat verdienten Bir; 
ger, mithin bis auf die Selehrten, wiederum diejenigen find, 
welche in Mecklenburg respective auf dem Landtage ers 
fcheinen, und die Mitglieder des Landtags wählen nämlich 
Grundeigenthimer und biürgerlihe Gwerbe, von welchen 
leßteren jedoch in MWeftphalen nur Kaufleute und Fabrikan— 
ten an der Reichsſtandſchaft Theil zu haben ſcheinen, und 
alle vom Könige gewählt werden, anftatt daf fie in Meck— 
lenburg resp. kraft Grundeigenthumsrechts und Eraft bis 
gerlichen Gewerbes, alfo ipso jure, an der Landjtandichaft 
unmittelbaren und mittelbaren Antheil haben. 


Sch Habe Mecklenburg theils als Beiſpiel, theils des 
Halb gewählt, weil die Nationalrepräſentation dort jehr voll 
ftändig eingerichtet ift. Dasjenige, was hier angeführt ift, 
ift aber im gleichen Grade auf diejenigen deutjchen Provin; 
zen anwendbar , deren landfländifche Organiſation auf eben. 
den Bafen, nämlich) Grundeigentum und findtifchem Ge: 
werbe, ruhet, z. B. im Hannöverifchen, in Pommern, u. 
a. m. Mur in denjenigen Staaten leidet dies einen Abfall, 
in welchen 

1) entweder nicht bloßes Grundeigenthum zur Land: 
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ftandfchaft genüget, fondern auch ein befonderer Geburts: 
ftand dazu erforderlich ift, | 

2) oder bloßer Geburtsftand ſchon die Landftandfchaft 
begründet, obgleich in Ddiefen Staaten gewöhnlich eine Art 
von Unterhaus vorhanden war, oder 

3) endlich der Bauerftand wahrer Grundeigenthiimer 
iſt, aber dennoch nicht Landftandichaft hatte, fondern von 
feinem Sutsherrn, ohne ihn zu bevollmächtigen, vertreten ward. 

Allein Bauern, die fein Grundeigenthum haben, wie 
dies in Mecklenburg, in der Mark; Brandenburg, in Pom: 
mern, u. a. m. der Fall ift, konkurriren auch nach der Kon: 
ftitution des Königreihs Weftphalen weder mittelbar noch 
unmittelbar an der Landftandfihaft, und künnen, als bloße 
temporäre und mittelbare Staatsbürger, daran auch nicht 
füglich koönkurriren, da ihnen die beiden Nequifite derfelden, 
"Srundeigenthum und fiädtifches Gewerbe fehlen, und, wenn 
auch fie zugelaffen würden, daffelbe Grundftick zweimal re; 
präfentirt werden würde. 

Die weftphätifhe Nationalreprafentation ift daher, Big 
auf die Zulaffung der 15 Gelehrten und anderer nicht ange: 
feffener Bürger, derjenigen gleich, , welche in Mecklenburg, 
Pommern, der Mark; Brandenburg u. f. w. Statt hat; ja 
fie ift darin noch beſchränkter als jene, | 

ı) daß nicht alle Srundeigenthümer, fondern nur 70 
aus ihnen, Landftände find, und 

2) Daß nicht jede ſtädtiſche Gefellfhaft, fondern aus 
allen Städten nur ı5 Perfonen, Randftände find. 

Sch fehe daher feinen Grund ab, aus welchem man 
unferer fo organifirten Landftandfchaft den Begriff des Re: 
* präfentativ: Syſtems abfprechen fünne, warum in derfelben 
jeder, zur Nepräfentation berechtigter, Staatsbürger dadurch 
weniger, als durch die neuere Konftitutionen vepräfentirt 
feyn ſolle; beide find mefentlich und im Hauptprinzip 
nicht von. einander abweichend. 
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5.. 
Bundesgericht. 

Die Angelegenheit der Errichtung eines Bundesgerichtes 
iſt ſo wichtig, daß es ſich wohl der Mühe lohnt, die dar— 
über ſich geäußerten Stimmen zu ſammlen. 

Hier fürs erſte drei. 

In der Zeitſchrift: Germanien von Crome und Jaup 
-Band 1. St. U. N°®, IX. iſt darüber eine umſtändliche 
Abhandlung aus der Feder des Neichstammergerichts : Affef: 
fors von Kamptz abgedruckt. Beherzigungsmwerth find die 
Worte des Nezenfenten der Abhandlung : Ueber die Staates 
verwaltung ꝛc. von Rehberg in der Sgenaifchen Allg. Ritt. 
Zeitung ıdod. Nr. 84. ©. 060. ff. Er fagt folgendes: Der 
Verfaſſer ift für die Landſtände, ihnen glaubt er, verdans 
fe Deutfchland feinen guten Narionalgeift und die Mäßigung 
der Fiirften gegen ihre Unterthanen. Rezenſent will dieſem 
nicht widerſtreiten; doc, glaubt er, daß dieſes, wie vieles 
andere Vortrefliche, was untergegangen und bis zu diefem 
Augenblick noch durch nichts erjeßt worden iſt, der ganzen 
deutfchen Verfaffung und vorzüglich der deutſchen Neichss 
juftiz zugufchreiben fey. Sie war es die den Unterthanen ein 
gewiffes Gefühl ihres eigenen Werths und eine Freimüthigs 
keit gab, welche fonft in monarchiſchen Staaten höchſt felten 
ift. Konnte doch jeder mit feinem Landesheren ein ernftlis 
ches Wort vor einem Richterſtuhle fprechen, vor welchem 
das Anfehen der Perſon, fo wenig gilt, als es bei Mens 
fchen möglich if. Hierdurch wurden die gefahrlichften Des: 
poten, nämlich die Fleineren, ganz eigentlich im Zaum gehals 
ten. Dieß war aber auch den größeren nicht gleichgültig. 
Sie brauchten zwar die Vollziehung eines Erkenntniſſes nicht 
zu fürchten, aber ihnen war doch auch das öffentliche Urtheit 
eines von der Mation geachteten Senats nicht gleichgilltig, 
wahr ift es, daß die Einmifchung eines fremden Staats in 
die innere Angelegenheiten eines Landes durchaus nicht taugt, 
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daß die Einmifhung des Neichshofraths offenbar zu einer 
Einmifhung des öfterreichifchen Kabinets werden mußte. 
Allein dies war bei dem Reichskammergerichte nicht der Fall 
und dann blieb doch auch die Furcht vor einer Einmifhung 
wohlthätig. Wenn daher der Rezenſent Wünſche fiir die 
Zukunft haben foll, fo wünſcht er zwar fehr die Beibehals 
tung der Landftände ; allein da Landftände , wie der Verfafs 
fer ſehr gut zeigt, in Deutſchland das nicht feyn können, 
was in England auch das fihlechtefte Parlement ift, fo kann 
Hezenfent wenig von ihnen hoffen, wenn nicht ein Szuftizs 
Hof da if, ahnlih dem Reichskammergericht in 
feinem Wefen , nicht in feiner Form , vor welchem nicht 
blos tiber Streitigkeiten der Souveraine unter einander, fons 
dern auc, über Streitigkeiten der Privaten mit den Souve— 
rainen entfchieden werden kann. Ohne ein folhes Tribunal 
haben die Landftande keine rechtliche Garantie und ohne diefe 
möchte ihnen hie und da eine freimüthige Sprache ‚bald 
theuer zu ſtehen fommen. Es ift Hier nicht der Ort, "die 
Gründe diefes Wunfches meitläufig zu entwideln. Nur ges 
gen den Grund, durch welchen man oft darthun will, daß 
deutsche Fürften keiner Juſtiz unterworfen zu feyn brauchten, 
weil e8 die Souveraine andrer Staaten nicht find, will 
Rez. bemerken, daß ein beträchtlicher Unterfchied State fins 
det zwifchen einem Fiirften, welcher von einem gut gelegenen 
Hiügel fein ganzes Reich überſehen, und feinen Unterthanen 
in die Töpfe gucken kann, deffen Hofhaltung nicht felten die 
Hälfte der ſämmtlichen Revenüen feines Landes hinmwegs 
nimmt, der durch eine einzige an fich nicht feräfliche Lieb⸗ 
lings Neigung feinen ganzen Finanzftaat ruiniven, durch 
einen einzigen Fehler und fehlechtere Leidenſchaft, auf melche 
Mangel an Gefchäften fo leicht führe, alle und jede feiner 
Diener plagen und feine Unterthanen drücken ann, kurz 
deffen ganzes Wefen ſich dem Privarftande beträchtlich nähert 
und swifchen einem großen Monarchen, welcher fein Neich 
6. 
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nur mit Mühe im Geifte zu überſehen im Stande ift, wel: 
cher vielleiche nicht den ıoten Theil feiner Reveniien zur 
Beftreitung feiner glängendften Hofhaltung gebraucht, der 
fir jede Meigung und für jedes Inſtitut mit fürftlicher 
: Milde und Werfchwendung ohne Nachtheil der Finanzen 
wirken kann, der nur mit einem fehr Meinen Theile feines 
Volkes in Berührung kommt, und welchen die wictigften 
und mannichfaltigften Dinge fo durchaus befchäftigen, daß 
ihm auch nur wenig Mufe für diefe Berührung übrig bleibt, 
und deſſen Leben von dem des Privatfiandes durchaus ent: 
ferne iſt. Und würde denn feldft ein höchfter Gerichtshof, 
ein unabhängiger Senat, auch in einem größern Staate 
nicht von Nutzen feyn, wenn es möglich wäre, und höhere 
Zwecke ihm nicht entgegen ſtänden. In Deutfihland ift eg 
‚möglich, ohne daß irgend cin höherer Zweck darunter leider, 
‚und wenn wir Unterthanen auch, wegen des Zutrauens zu 
‚unferen Fürſten nicht gerade uns angftlich nach einem höch— 
ſten Gerichte zu ſehnen nöthig haben, fo haben unfere Fürs 
‚fin, wenn fie diefes Zutrauen von. ung fordern, ein höch— 
ſtes Gericht noch ‚weniger zu fcheuen ! ! 

Sp meit der oben angeführte Rezenſent in der Syenais 
ſchen allgemeinen Litteratuv: Zeitung. 

. Sehr unummunden äußert fih über diefen wichtigen 
‚Segenftand der Freiherr von Eggers in Koppenhagen in feis 
‚ner geift:.und gehaltvollen Abhandlung: Deutſchlands Er; 
wartungen vom Rheinifchen Bunde (1808.) ©. 29. ff. Si; 
cherheit der Unterthanen in allen deutfchen Staaten ohne 
‚Ausnahme und zwar Sicherheit ohne Anfehen der Per— 
fon, gegen Unterdrückung der Negenten, war, dev Theorie 
noch eines der köſtlichſten Kleinodien in der alten deutfchen 
Verfaffung ! Aber größtentheils auch nur der Theorie nad) ? 

Seitdem der weſtphäliſche Friede den Negenten mehr 
Macht gab, dem Unterthanen- in den einzelnen Landen Si: 
Herhe.s zu verſchaffen gegen Mitbürger und Fremde, ver 
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foren auch faft in demfelben Verhäftniffe Kaifer und Reich 
die Macht, den Einzelnen gegen feinen Landeshern zu 
ſchützen. | 

Aber beruhigt euch, menfhenfreundlihe Männer im 
Purpur und in der Toga! Dergleichen Unvollftommenheiten 
find ungertrennlich von der Schwäche der menſchlichen Na; 
tur, ich mahle fie warlich nicht aus, um Unluſt gegen die 
Regierung zu erwecken. Ihut," was Ihr menichlicherweife 
könnt, fie zu vermeiden und vermeiden zu belfen: Dann 
geht ruhig hinüber in die beſſere Welt mit dem Bewußtfenn, 
Ever Mögliches Hienieden gethan zu haben. Nur um das 
Mögliche nicht aus den Augen zu laffen, winfchte ich jedem 
Bundeslande ein ausdrückliches Staatsgeſetz, das den Magens 
den Unterthan an ein gemeinichaftliches Bundesgericht vers 
wiefe. Ich fage den Elagenden Unterthan ohne Ausnahme, 
dann wann er glaubt, als Unterthan lagen zu fünnen, fo 
follten die landesherrlichen Gerichte auch nicht über Statts 
baftigfeit oder Ungrund feiner Klage erkennen. Sorgt das 
für, daß Ihr gute Gefeke, gute Beamte, infonderheit gute 
Richter, gute Sachwalter habt, und warlich der Fälle wers 
den fo wenige feyn, wo ſolche Klagen an das Bundesgericht 
gedracht werden, daß She nicht fürchten follt, die Arbeit 
werde der Richter Kräfte überſteigen! — Gleichwohl verſteht 
es ſich, daß nachdrückliche Strafen den treffen, der frevels 
hafte Befchwerden erhebt; eben fo nachdriickfiche der, der 
ihn dazu verleitet, oder ihm dabei als Kunftverftändiger an 
die Hand geht! Es wiirde überflüßig ſeyn, über die Digas 
nilatlon eings folhen Gerichts Vorſchläge zu thun. Sie ers 
giebt fih von ſelbſt. Man hat in den ehemaligen Reichs— 
gerichten ein Vorbild, das mit einigen Verbefierungen, leicht 
zum Mufter erhoben wird. Und in einer fo köfttichen Eins 
richtung, einem folchen von allen Sterblichen una hängigen 
Bericht — einem der edelften Sdeale des menjchlichen Geis 
fies — wird ja der Rheiniſche Bund nicht hinter dem alten 
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beutfchen Mutterſtaat zurückbleiben? Vielmehr wird er ber 
lehrt durch die Hoffnungen (warum feßte der verdienftvolle 
Eggers nicht Hinzu: Erfahrungen?) von Jahrhunderten, 
dies ehrwürdige Tribunal wieder herftellen in einem neuen 
fhönen Slanze angemeffen den unläugbaren Forts 
fhritten unfers Zeitalters in der Wifjfenfhaft 
der Rechtspflege und der Sejekgebung!! 








WEL WE WE WE WE WE WELL —— —— 


4. 


Kurzer ftatiftifcher Abriß von den Mecklenburgifchen 
Staaten. 





6. i; Ne Mecklenburgiſchen Staaten enthalten folgende 
Länder : 

| I.) Das Herzogthum Mecklenburg, weldhes aus 
vier Provinzen befteht, namlich us | 

ı) dem Meckienburgifchen Kreiſe, zu welhem auch die 

ehemalige Grafſchaft Schwerin gehört; 
2) dem Güſtrowſchen oder MWendifhen Kreiſe; 
3) dem Lande Roſtock, und 
4) dem Stargardifchen Kreife, oder dem Herzogthum Meck— 
lenburg : Stargard. 
II.) Das Fürſtenthum Schwerin und * 
III.) das Fürſtenthum Ratzeburg. 

Jenes ift das urſprüngliche und eigentliche Mecklenburg, 
zu welchem diefe erſt durch den weftphälifchen Frieden ges 
kommen find. 

$. 2. Ueber das Herzogthum Mecklenburg regiert dag 
heutige herzogliche Haus von den älteſten Zeiten her. Dis 
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plomatifh und erwiefen fann fein Urſprung indeffen nur bis 
auf Niklat, Füeſten der Obotriten, Kiffiner und Circipaner 
hinauf gefiihrt werden, welcher von 1150 bis 1164 über 
die angeführten, das heutige Mecklenburg damals bewohnens 
den drei Wendifchen Völkerſchaften regierte, und 1147 zur 
riftlihen Religion iibergieng. Seine Enkel und Nachkom— 
men theilten fih in mehrere regierende Linien; unter andern 
im ıödten Jahrhunderte in drei Hauptlinien, nämlich in die 
von Mecklenburg, in die von Wenden und die von Roſtock. 
Die Linie zu Medlenburg erwarb 13504. von den Markgra— 
fen von Brandenburg das bis dahin erft zu Pommern und 
nachher zur Mark Brandenburg gehörig geweſene Land Star; 
gard und 1559. die Grafſchaft Schwerin, und vereinigte 
13235, nach dem Ausfterben der Linie zu Roſtock, deren 
Beſitzungen mit den ihrigen. — ie theilte fih zwar um 
die Mitte des 14ten Jahrhunderts in zwei Linien, namlich 
in Mecklenburg : Schwerin (Mecklenburg: Mecklenburg) und 
Mecklenburgs Stargard , allein die erfte vereinigte bald ganz 
Mecklenburg, indem die Wendifche 1456. und die Stargars 
dische 1471. ausſtarb; dagegen konnte Herzog Albert TI. 
die Schwedifche Königskrone nicht lange gegen die Dänifche 
Königin Margaretha behaupten. Herzog Heinrich IV. res 
gierte von 1456 — 1477. Über ganz Mecklenburg ; allein 
feine Söhne und Enkel theilten das Land minniafaitig bald 
auf längere bald auf kürzere Zeit. Seine Enkel im 5ten 
Srade, die Herzoge Adolph Friedeih I. und Johann Als 
brecht Tl. regierten erſt gemeinfchaftlich iiber das ganze Land, 
theilten dafielbe aber ı621. in zwei Herzogthümer, und dag 
herzogliche Haus in zwei Linien, namlich in Mecklenburg: 
Schwerin und Mecklenburg : Süfteow. Wallenfteins Kerrs 
haft über Mecktenburg dauerte feine 5 Sjahre (1628 — 
1632.). Guſtav Adolph König von Schweden gab dem 
Rande die rechtmäßigen Fürften wieder. Die Schwerinifche 
Linie trat durch den Weftphäliichen Frieden ( 1648.) der 
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Krone Schweden die Stadt Wismar , das Amt Neuflofter 
und die Inſel Poel ab, erhielt aber dafıır die Bischiimer, 
nunmehrige Fürſtenthümer, Schwerin und Nateburg, die im 
Stargaediſchen Kreiſe beiegenen Johanniter Komthureien 
Mirow und Nemerow und zwei erbliche Kanonikate im 
Hochſtift Strasburg. Die Linie von Mecklenburg-Güſtrow 
erloſch aber ſchon mit dem Sohne ihres Stifters, dem Her— 
zoge Guſtav Adolph (26. Okt. 1695.), und die Linie von 
Mecklenburg Schwerin vereinigte mithin alle Mecklenburgi— 
ſche Lande. Allein durch den Hamburgiſchen Vergleich vom 

8. März 1701. theilte fie ſich wieder in die noch jetzt blü— 
hende zwei Linien, nämlich in die Mecklenburg⸗Schwe— 
rins und Güſtrovſche und in die Mecklenburg— 
Stargardiche oder Strelitziſche. Krafı diefes Ders 
gleichs behielt der Herzog Friedrich Wilhelm von Mecklen— 
burg: Schiwerin aus der Güſſtrovſchen Derlaffenidhaft den 
Wendiſchen Kreis, überließ aber feinem Oheim, dem Herzog 
Adolph Friedrich II. aus diefer Verlaffenfchaft nicht blos den 
Stargardifchen Kreis, fordern auch aus dem bicherigen 
Schweriniſchen Pandesantheile das Fürſtenthum Ratzeburg 
"und die Komenthureien Mirov und Nemerov nebſt einer 
jährlichen Hebung von 9000 Rthlr. Spezies aus dem Elb— 
zoll. 

Dieſe beide Linien blühen noch jetzt. Dem Herzog 
Friedrich. Wilhelm von Mecklenburg: Schwerin (fl. 1713.) 
folgte fein Bruder Carl Leopold, deifen Negierung aber nur 
bis 1728. dauerte, indem fein Bruder Chriftian Ludwig im 
gedachten Jahre zum kaiſerlichen Adminiftrator des Herzogs 
thums beftellt ward, ob er gleich erft nad) Earl Leopolds 
Ableben (1747.) als vegierender Herzog folgte, und während 
feiner Regierung dem Lande Ruhe und eine fefte Verfaffung 
gab. hm folgte 1756. fein Sohn, der Herzog Friedrich 
und demfelben 178%. fein Bruders Sohn der gegenwärtige 
Herzog Friedrich Franz, dev nicht allein durch den Reiche: 
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Deputationsfhluß von 1703. die fieben bisher nach Lübeck 
gehörigen in Mecklenburg belegenen Dörfer, und durch den 
1805. mit dem Könige von Schweden abgefchloffenen Vers 
trag die durch den MWeftphälifchen Frieden an Schweden abs 
getretenen oben genannten Theile Mecklenburgs wieder mit 
dem Herzogthum Schwerin vereinigte, auch eine immerwäh— 
rende Jahrsrente von 10,000 fl. auf die Rheinſchiffahrts— 
oftroy erhielt; fondern wegen feiner gerechten und humanen 
Regierung fein Volk mit der allgemeinften tiefften Trauer 
iiber die nur kurze Sufpenfion derſelben (vom 23. Nov. 
1806. bis zum 11. Sul. 1807.) erfüllte, und die Wieder— 
herftellung derfelden (rıten ul. 1807.) zum gerechten Ges 
genftande der reinften und innigften Freude machte, 

Sm berzoglichen Haufe Mecklenburg s Stargard oder 
Streliß folgte dem Herzog Adolph Friedrid II. (ft. 1708.) 
fein Sohn Adolph Friedrich TIL. und demfelben (1752.) 
feines Bruders Sohn Adolph Friedrich IV. Mach deffen 
1794. erfolgten unbeerbten Ableben trat dev jekige Herzog 
Earl (Ludwig Friedrich) feine in .jeder Hinficht fo mufters 
hafte Regierung an. Er erwarb durch den Neichsdeputas 
tions: Abfchied von 1805. eine Stimme im Reichsfürftens 
rath wegen Stargard. 

I. 3. Beide Herzoge führen den Titel, Herzog zu 
Mecklenburg, Fürſt zu Wenden, Schwerin und Nabeburg, 
Sraf zu Schwerin, der Lande Roſtock und Stargard Herr. 
Die Nefidenz des Herzogs von Mecklenburg; Schwerin ift 
die Stadt Schwerin, und der Flecken Ludwigs-Luſt; in je 
ner ift der Sitz der höchften adminiftrativen Behörden, dies 
fen hat der Herzog Chriftian Ludwig gebaut, und der Her: 
309 Friedrich fo wie der gegenwärtige Herzog erweitert und 
verfchönert. | 

Die Stadt Schwerin enthielt im Jahre 1807. eine 
Bevölkerung von Bızı. und Ludwigs: Luft von 2954. Men 
fchen (beide ohne die Juden), Die Stade Schwerin hatte 
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in eben dem Jahr 1008 Käufer (mit Ausnahme jedoch der 
fteuerfreien, berrichaftlihen , geiftlihen und andern öffentli— 
hen Gebäude) die zum Werthe 1,702,125 Rthlr. N. 34 
in der Brandkaſſe aſſekurirt waren. | 

Die Reſidenz des Herzogs von Mecklenburg : Streliß 
ift die Stade Neu: Strelik, welche der Herzog Adolph 
Friedrich IT. im Jahr 1753. erbauete und feine beiden 
Machfolger eben fo erweiterten, als verfchönerten. Sie ents 
hielte vor einigen Jahren gegen 4000 Einwohner und 292 
Käufer. 

Jede der angeführten Linien regiert zwar über feinen 
Sandesantheil unabhängig von der andern, indeffen ftehen 
fie in Anfehung der Landſtände, der landesjtändifchen Vers 
faffung, des Kontributionswefens, des Konfiftoriums und deg 
Hofs und Landgerichts in Güſtrow in einer Gemeinſchaft, 
deren Verhältniffe durch die Hausverträge von 1701. und 
1755. näher beftimmt find. 

Der Herzog von Mecklenburg: Schwerin hatte auf dem 
deutſchen Reichstage im Neichsfürftenrathe drei Viril: Stims 
men, nämlich wegen des Herzogthums Schwerin, wegen des 
Herzogthums Güſtrow und wegen des Fürſtenthums Schwer 
rin; der Herzog "von Mecklenburg : Streliß aber nur eine 
Stimme wegen des Fürſtenthums Ratzeburg, und erhielt 
18:3. auch wegen des Herzogthums Stargard eine eigene 
Stimme. 

Das Hans Mecklenburg gehörte in Hinſicht des Ran— 
ges feines veihstägihen Sitzes zu den mit Hollftein, Wür— 
semberg , Baden und Heffen alternirenden Käufern, 

Die Staatseinkiinfte der Herzöge werden verfchieden, 
gemeinhin aber fiir den Herzog von Medktendurg : Schwerin 
auf eine Million Thaler, und fir den Herzog zu Mecklen- 
burg s Streliß auf mehr als 500,000 Thaler N. 2; an: 
gegeben. 

Das Mititaiv des Herzogs von Mecklenburg + Schwerin 
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beſteht bis jetzt aus einer Leibgarde zu Pferd von 50 Mann, 
einem Korps Huſaren von 40 — 5o Mann, zwei Regimen— 
tern Infanterie jedes erwa zu 700 — 800 Mann, eincr 
Kompagnie Veſtungs-Infanterie und einer Kompagnie Mrs 
tillevie; jenes des Herzogs von Mecklenburg : Streliß aber 
aus einer Kavallerie: Sarde von cd Mann, einem Hufarırs 
Korps von 24 Mann und aus Go bis do Mann Infanterie, 

$. 4. Geſammte Mecklenburgiſche Staaten werden von 
der Elbe, dem Herzogthum Sachfen Lauenburg, dem Gebies 
te der Stadt Lübeck, der Dftjee, Pommern und Darf 
Brandenburg eingeichloffen; der fchwerinishe Meridian ift 
29 Sr. 11 Min. weftlicher Länge von der Sternwarte in 
Paris, und 55° 40’ nördlidie Breite vom Aequator. 

Der Flächen-Inhalt diefer Staaten wird nicht allges 
mein angegeben, folgender Flächen  Sinhalt fcheint wohl der 
richtigere zu ſeyn. 


Quadrat⸗ 
Meilen. 


I. Die Herzogthümer Mecklenburg s Schwerin 

und Güſtrow und das Fürſtenthum Schwerin ent: 

halten nach dem Mecklenburgiſchen Staatskalender 

einem bekannten Elaffiihen Werke des Regierungss 

Raths Nudloff zu Schwerin 534,681,450 Meck— 

(endurgifche Quadrat» Kurden, von welchen 1618 

auf eine deutfche Quadratmeile gehen, mithin. . 2043 
I. Die Herrſchaft Wismar enthält nad der | 

Berechnung des Hofraths und Profeffors Norr⸗ 

mann zu Rofof . . 2 2. . . R 6— 
IH. Die Herrſchaft Stargard — —— 

DE. a a ee A 
IV. Das Fürſtenthum Ratzeburg angegeben zu 6— 


Der ganze Flächen-Inhalt würde alſo.. 258 Yz 
betragen. Da aber unter den unter I. gedachten 204 °/,3 
Quadratmeilen nur das platte Land, aber nicht der Areals 
inhalt und die Feldmarken der Städte begriffen find,: welche 


s 
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leßtere ohne die der Stadt Roſtock 25,680, Morgen Aders 
land oder 4,622,400 [J Ruthen und noch auferdem einen 
fteuerbaren Ertrag von 7966 °% vierfpännigen und 3986 Y, 
zweifpännigen Fuder Heu enthalten ; fo halte ich die Anga— 
be des Flächeninhalts zu wenigſtens 274 [] Meilen fiir die 
richtigere. 

Don dieſem Flächeninhalt werden 226 [] Meilen vom 
Herzog von Meckiendurgs Schwerin und 46 [)] Meilen vom 
Herzog von Mecklenburg s Streliß regiert. 

So viel die Volksmenge betrifft, fo haben diefelbe: 

1. Zu den hergoglich Mecklenburg: Schwes 
rinfhen Landen, nach gehaltener Zahlung im 
Jahr 1806. "aus 291,175 Ermwachfene und ; 
75,463 ſchulfähige Kinder über fünf Jahre 


als aus P} . . * * . * . . . * . . 296,636 
Menichen beftanden 5; rechnet man dazu die 
Kinder unter fünf Sahren nur zu... . 50,000 


und die nicht mitgezähften Juden (ed waren 
548 Schußjuden in den verfchiedenen Städ— 
ten) nur zu . NEE 2000 





fo *ergiebe fich für diefen Landesantheil eine 
Population von » 2 2 2 2 2 2... 528,656 
Menichen. 
II. Die Volksmenge der hergogl. Mecklens 
burg Streligifchen Lande beträgt überhaupt wohl 70,000 


alfo die aller Mecklenburgifchen Lande . . - 398,656 
mithin fir jede [J Meile. -» » » 0 0. 1495 Seelen. 

Sn diefer Hinſicht ſteht Mecklenburg den mehrften deuts 
fchen Staaten nah; 3. B. der ehemalige Badenfche Kurs 
ftaat hatte auf 124 [] Meilen 401,561 Einwohner, alfo 
auf der [] Meile 5236, der Eurerzkanzleriiche Staat auf 26 
[] Meiten, 95,500 Einwohner, folglich auf jede [J Meile 
5330, der kurheſſiſche Staat auf 190 [J Meilen 557,000 
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oder auf der [] Meile 2800 Seelen , der kurwürtembergi— 
fche Staat auf 1884 [] Meile 787,146, alſo auf der [] 
Meile 4295 Menfchen , das Großherzogthum Heffen (ohne 
die Souverainitätslande) auf 165 [] Meilen 418,055 oder 
auf der. [] Meile 251877446 Menfchen. 

Der Grund diefer verhältnifmäßigen geringen Bevölke— 
rung liegt in den großen Landgütern, im Mangel an Fa— 
briten und Manufafturen, in den großen Flächen, welche 
große Seen und Maldungen einnehmen und in andern Grün— 
den, welche auch bei andern Staaten des deutfchen Reichs 
eintreten, indem z. B. aud) in den Hannöveriſchen Staaten 
nur 1790 Menfihen, in KHolftein zoge, in Schwediſch— 
Pommern 2090, in Preußiich : Pommern’ 1200 Menſchen 
auf die [J Meile fommen, während 3. DB. in Anſpach und 
Bayreuth diefelbe 5854 Seelen enthält, obgleich dieſe Pros 
vingen nur feit einigen Sahren unter preufifchem Scepter 
fianden. Diefe geringe Bevölkerung liegt in Lokalverhältniſ— 
fen ; eine ftärkere Bevölferung würde die Kräfte des Leades 
itberfteigen, und die Handlungs: Bilanz, mithin das Nas 
tional: Bermögen in ungiinftige Verhältniſſe ftellen. — 

Sm herzogl. Mecklenburg: Schwerinfihen Antheil ents 
hielten im Jahr 1807. die Städte, ohne die Kinder unter 
5 Sahren und ohne die Juden, eine Bevölkerung von 80672 
Menſchen, von welchen auf Roſtock 10744, Schwerin 8141, 
Wismar 6254, Güſtrov 5501, Parchin 5584, Bützow 
3820 kommen. Sin den Mecklenburg-Schwerinſchen Staa— 
ten waren vom Boten Nov. 1806. bis 2d. Nov. 1807. eins 
Schließlich Knaben Mädchen überhaupt 


geboren 6424 . 6155 12599 
kopulirt 

geſtorben Paare 

12059 2904. 


Die herrſchende Religion des Regenten-Hauſes und des 
Landes iſt die evangeliſch-lutheriſche; allein die Reformirte 
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haben zu Bützow und die Katholiten zu Schwerin, und dic 
Juden zu Schwerin und Altitveliß öffentlichen Gottesdienſt, 
wie dann überhaupt die Mecktenburgifche Adminiſtration feit 
langer Zeit ächt tolerant ift. 
95 Das Grundeigenthum des Landes liſt zwifchen 
der Landesherrichaft, den Gutskefigern und den Städten 
getheilt. Die herzogliche Demainen find fehr anfehnlich ; 
die herzogl. Mecklenburg s Schwerinifchen enthalten die bes 
trächtlichen nad) und nach angefauften ritterfchaftlihen Sit: 
ter und die Herrfchaft Wismar nicht mit gerechnet 219,525,832 
Mecklenburgiihe Duadratruthen oder 85:4; [J Meilen , 
und find in 45 Domainenämter eingetheilt. Die den Pris 
vatperjonen, Kommunen und dem Landesheren als Privat 
mann zugebörigen Güter betragen 515,155,618 [] Ruthen, 
oder 120%, [] Meilen. Der Mecklenburg: Schwerinifche 
Antheil hat 40 Städte und 5 Flecken, der Mecklenburg: 
Schwerinifche aber 8 Städte, 2 Flecken und 220 Dörfer. 

Mecklenburg unterfiheidet fih darin von den mehrften 
Staaten des fiidlichen Deutfchlands, daß der Landesherr und 
der Gutsherr einziger Eigenthiimer des Grund und Bodens 
des Gutes, und der Bauer keineswegs Eigenthiimer, ja nicht 
einmal Erbzinemann oder Mayer, fondern blos Pächter feis 
nes Gehöftes ift, und daffılde vom Grundheren gegen einen 
jübrfichen Pacht blos gepachter hat. Diefe Bemerkung wis 
derlege manche ganz unzutreffende Naifonnements, die man 
hin und wieder lieſt. | 

Ein unfreundficher Genius hat von jeher über Manu: 
fafturen und Fabriken in Mecklenburg gejchwebt. Außer 
Tuch, Boys Fries; und Wolle: Arbeitern, Papiermühlen, 
Amidons-Fabrikanten, Karten: Tabaks- Siegellacks- Ciko— 
rie- und einigen andern Fabrikanten haben fie in Mecklen— 
burg nie auftommen wollen. Dagegen enthalten die Städte 
e:ne vielleicht übervölkerte Anzahl von Künſtlern und befon: 
ders Handwerkern alfer Art, und zum Theil von ausgezeich- 
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neter Sefchicklichkeic. Die Handlung , befonders die aufs 
wärtige Handlung wird vorzüglich von Roſtock, Wismar 
und Boißenburg betrieben; die Erportation befteht in Ges 
traide aller Art, Obft, Flache, Hanf, Butter, Wolle, Haus 
ten, Leder, Honig, Wachs, Bretern, Holz und anderen 

Produkten ; nur zu einem fehr unbedeutenden Theile aus 
Fabrik- und Manufaktur: Waaren. 

Das wichtigfte Produkt Mecklenburgs ift Getraide und 
Ackerbau, die ergiebigfte Quelle des National: Reihthums und 
der Ausfuhr. Auch die Viehzucht und andere Zweige der 
Agrikuftur werden im Grofien betrieben. Die Mecklenburs 
gischen Pferde unter andern find auch im Auslande fehr ges 
ſchätzt. Seit mehreren Sahren eriftive in Mecklenburg eine 
eigene landwirshfihaftliche Gefellfchaft, die gegenwärtig 67 
ordentliche und 44 Ehrenmitglieder zählt. 

Mecklenburg dat außer Ackerbau und Viehzucht trefflis 
he Obfigattungen, Waldungen, Holz, Wildprett, Torf, 
Sartengewächfe, Seen und Fifchereien, allein aus dem Mi— 
neralreich Beine nußbare Produktionen. Man hat ehedem 
zwar Alaun: und Kupfergrubden gehabt, allein fie find wies 
der eingegangen und waren unbedeutend. 

Der Mecklenburgiſche Kiefel iſt indeffen fowohl wegen 
feiner Härte als Schönheit empfehlungswerth. 

In Sülz ift ein Salzwerk, welches das einheimifche 
Bedürfniß beinah Tiefer. Das Seebad zu Dobberan an 
der Oftfee, das erfte Seebad in Deutfchland iſt eben fo bes 
rühmt als nützlich. 

In Rückſicht wiſſenſchaftlicher Kultur wird Mecklenburg 
nur von wenigen andern deutſchen Staaten übertroffen; zu 
Roſtock iſt eine durch verſchiedene Lehrer berühmte Univerſi— 
tät, in Schwerin, Roſtock, Güſtrov, Parchin, Neuſtrelitz 
und Neubrandenburg ſind Schulen, von welchen unmittelbar 
zur akademiſchen Bildung übergegangen wird und die zweck— 
mäßige Verfaſſung der Schulen in den Städten und auf 
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dem Lande ift befonders in neueren Zeiten ein Gegenſtand 
der befondern Aufmerkfamfeit der Staateverwaltung. 

| $. 6. Die Mecklenburgifche Landesverfafung zeichnet 
fih in mehr als einer Hinſicht vortheilhaft vor fo manchen 
jihrigen deutfchen Staaten aus. Sie beruht auf mehreren 
1572. 1621. und 1755. zwifchen dem Landesherrn und den 
Ständen errichteten Grundverträgen. 

Die Fandftandfchaft haftet auf Grundeigenthum und den 
vorzüglichften frädtifchen Sewerben ; jeder eigenthiimliche Ber 
figer eines auf dem platten ande liegenden Grundeigen— 
thums von einiger Bedeutung, ohne Unterſchied, ob er dem 
Stande und der Geburt nach Fürft, Edelmann , Bitrger 
oder Bauer ift, ift Landſtand; er gehört zum erften Stande 
der Landſtände, zur Nitterfchaft, zu welcher mithin, da die 
Pandgitter von Bauern nicht eigenthümlich gehören, fondern 
ihnen nur pachtweile inne gegeben find, die Bauern, als 
folche , nicht gehören fünnen , obgleich fie durch den Erwerb 
des Eigenthums eines Landgutes Landftände werden, wie des 
ren auch mehrere Falle in Mecklenburg vorhanden find. Die 
ftädtifche Grundeigenthiimer und die bürgerliche und ſtädti— 
fche Nahrungszmeige bilden den zweiten Pandftand, die 
Städte oder Landfchaft, welcher aus den Magiftraten oder 
Vorftehern der einzelnen ftädtifchen Verbindungen befteht. 

Ale Jahr wird von beiden Pandesheren ein fiir beide 
Lande gemeinfchafilicher Landtag ausgefchrieben; in der Zeit 
zwifchen den Landtägen aber vertritt ein eigener Ausfchuß 
der Landftände die Stelle derfelben. 





⸗——— — —* 
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5. 

Bemerfungen über die Grenzbeftimmung zwiſchen 
hoher und niederer Polizei; in Beziehung auf die 
durch den rheiniſchen Bund bewirkten Verände⸗ 
rungen. 


An den Herrn Oberamtsrath Steiger zu Wolfegg. 





Nas Sinteveffe, mit welchem ich, hochgeehrtefter Herr, 
Ihre Ideen zum Behuf einer richtigen Grenz— 
beſtimmung zwiſchen hoher und niederer Polis 
zei, mit beſonderer Hinſicht auf die neuen Ver— 
hältniffe, welche aus dem rheiniſchen Konfö— 
Dervationsvertrage vom ı2. Juli 1806. hervor— 
giengen, im ſechszehnten Heft des rheiniſchen Bundes, 
geleſen habe, und Ihr eigener, am Schluſſe dieſes wichtigen 
und gründlichen Aufſatzes geäußerter Wunſch wird mich ents 
fhuldigen,, wenn ich einige, wenige Bemerkungen iiber den— 
felden Segenftand an Sie richte, dem das Verdienft gebührt, 
ihn in Beziehung auf ein Verhätmiß, das ihm jebt einen 
ganz vorziglichen praftifchen Werth zu geben ſcheint, zuerſt 
öffentlich zur Sprache gebracht zu haben. Auch ich glaube 
nicht post festum zu kommen; mit Ihnen überzeugt, daß 
das, was gefchieht, feinen Maaßſtab zu liefern vermag für 
das, was Necht if. Die deutfchen Souveraine haben ihr 
Verhältniß zu den ihnen unterworfenen. vormaligen Reichs— 
ſtänden ſelbſt beftimmt, indem jeder fiir feinen Staat die 
Bunderakte auf daffelbe anwandte nach feinem beften Wiſ— 
fen und Gewiffen. Nur von wenigen ift mir bekannt, daf 
fie darüber Verhandlungen und förmliche Verträge mit den 
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Mebiatifirten (erlauben Sie mir diefen, wenn gleich nicht 
ganz paffenden, doc kurzen und allgemein verftändlichen 
Ausdruck) vorhergehen ließen. Auf allen Fall war völlige 
Gleichförmigkeit hier nicht zu erwarten, wo die allgemeinen 
Srundfäße der Bundesafte an fih und in der Anwendung 
auf befondere Falle fo fehr verfchiedene Anfichten verftatteten. 
Die Souveraine fönnen entweder fich felbft oder den Mes 
diatifirten Unrecht gethan haben; wenigſtens kann da, wo 
tinter ganz gleichen Umftänden mwiderfprechende Beftimmuns 
gen erfolge find, nur Einer Hecht Haben. Sollte es nicht 
erlaubt feyn, zu unterfuchen, wer Recht hat? Mir dürfen 
wohl nicht befürchten, Zweifel und Widerſprüche wieder zu 
erwecken, die vielleicht ftille Ergebung in das unvermeidliche 
Schickſal längft fhon unterdrückt hat. Selbft die Unwider— 
tuflichkeit der einmal erfolgten Beftimmungen angenommen: 
wird nicht die Praris zu manchen Zweifeln, zu manchen 
Erläuterungen, zu manchen Verbeſſerungen Anlaß geben ? 
Unfere Erörterungen werden alfo immer noch nicht verfpätet 
feyn, und ich fihmeichle mir mit der Hoffnung, daß Sie die 
folgenden von einem Manne nicht ungern annehmen werden, 
der fich gerade mit diefer Materie feit längerer Zeit beſchäf— 
tigt hat. 

Ihre Abfiche iſt, durch eine genaue Grenzfcheidung zwi⸗ 
fhen hoher und niederer Polizei genau und feft zu beftims 
men: was den Standesherren von der Polizeis 
gemalt übrig geblieben fey, die fie als Landes 
herren hatten, nahdem die hohe Polizei den 
Dberhberen dur die Bundesafte beigelegt wor; 
den ift? So, däucht mir, muß die Frage geftellt werden, 
und erft aus ihrer Beantwortung wird fich die Natur und 
der Umfang der niedern Polizei ergeben, welche den Mes 
diatifirten von Nechtswegen künftig zuftehen muß. Alle all 
gemeine Begriffe fcheinen hier nicht zu paffen, wo ein ganz 
eigenthümliches Verhältniß pofitio beftimme iſt. Unſere 
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nächte und eigentlich einzige Quelle ift die Bundesakte und 
diefe entſcheidet mit zwei Worten. | 

» Haute police« — fie nennt ausdrücklich den 927; 
Art,, indem: er alle Souverainitätsrechte aufzählt, welche, 
nach dem 24. Art, die verbiindeten Könige und Fürſten iiber 
die Befisungen ihrer vormaligen Mitftände ausüben follen, 
Ihnen ift die Wichtigkeit diefes Theils der Bundesakte fire 
die mediatifirten Reichsſtände gewiß micht entgangen, und 
es wiirde mir fehr angenehm feyn, wenn meine Anficht ders 
feiben , die Sie im erften Theile der Abhandlungen zur Evs 
täuterung der theinifchen Bundesakte vielleicht fchon gefuns 
den haben, Ihren Beifall erhalten follte. Was injonderheit 
die Polizeigewalt betrifft; fo ift kein Zweifel, daß die Sous 
veraine ein Mehreres, als die hohe Polizei, wie fie in dev 
Souverainität wefentlich begriffen iſt, nicht verlangen kön— 
nen, und daß es eines ausdrücklichen Vorbehalte deffen, was 
nach) Abzug der hoheren Polizei, für die Mebiatifirten an 
Polizeigerechtſamen übrig bleiben muß, nicht bediürfte, da 
fie mit vollem Nechte behalten, was ihnen ausdrücklich nicht 
genommen ift, Und dieſes macht denn ihre niedore Polizei 
aus, wenn man fie fo nennen will: 

So ewig und unabinderlich der Gegenſatz des Hohen 
das Niedere iſt; fo wenig folgt doch daraus, daß im menſch— 
lihen Leben immer das Hohe vor dem Niederen begleitet 
ſeyn muß: Die Frangofen haben ihre hohe Porfizei, ohne 
eine niedere zu kennen: fie unterfcheiden im allgemeinen nur 
die verwaltende und gerichtliche. Ihre haute police de 
V’Etat iſt aber nichts Anders, als unſere öffentliche Sicher⸗ 
heitspolizei und ſollte daher die Bundesakte nach dem 
franzöſiſchen Sprachgebrauch und Staatsrecht erklärt 
werden: fo könnte man nicht ſicherer gehen, als aus dem 
Geſchäftskreiſe des franzöfiichen Departements der Beneral: 
Reichs-Polizei die Beſtimmungsgründe flir die Begränzung 
der den Souverains zuftehenden Hohen Polizei zu ſchöpfen. 

4. 
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Doch Sie glauben ohne Zweifel mit mir, daß dieß nicht der 
richtige Weg wäre! 

Darum aber werden Sie doch nicht fofort annehmen, 
um aus der Sache zu kommen, fen kein anderes Mittel, 
als das, was nach dem alten deutfchen Staatsrecht niedere 
Polizei heißt, den neuen Standesherren zujumeifen. Freis 
lich könnten Sie immer fagen, es müſſe das Beſte feyn, 
was wir von der Art bisher hatten, und da könnten Sie 
die landfäßigen Fürſten in Schlefien, die Fürſten von Schwarzs 
burg und Schöndurg, die Grafen von Stollberg und Bens 
tin, ja! felbft die Freiheren von Riedeſel, welche in einem 
der Heſſiſchen Landeshoheit unterworfenen Ger chte curam 
policiae universalis hatten, vielleicht noch haben, zum 
Beijpiele anführen. Im Borbeigehen gefagt, jene Fürften 
und Grafen haben von Alters her Regierungen, Konfiftorien, 
Kammern, KHofgerichte u. dgl. gehabt, ohne dal; dadurch 
die Hoheit ihrer Anherren gefährdet wurde: warum forge 
man heutzutage fo faft Anaftlid dafür, daß die Souverainüs 
tät überall durchblicke, daß die Standesherrfchaft das Zeichen 
der Unterwürfigkeit überall und immer vecht deutlich an fi 
trage? Warum ließ man nicht den guten Fürften, die als 
Dpfer der höheren Politik fielen, den Genuß der gewohnten 
Außeren Formen, foweit es ohne Verletzung des Wefentlis 
hen möglich) war? Sollte man nicht bin und wieder in den 
gebotenen Veränderungen weiter gegangen feyn, als nöthig 
war ? | 

Doch ich verliere mich von meinem KHauptgegenftande. 
Jene DBeifpiele und noch manche andere ähnliche, die aufzus 
finden nicht ſchwer feyn würde, fo wie auch die von Ihnen 
angeführten franzöfijchen lettres patentes , fünnten immer 
zur VBeleuchtung dienen, aber nicht zum Beweife. Denn 
Beifpiele, wie Sie wiffen, beweifen nichts. Was insbefons 
dere unfere einheimifche betrifft; fo wird man nach Verhält— 

. Ten, die aus Verleihungen, Verträgen und Obfervanzen 
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ſich im Paufe der Zeit fehr verfchiedenartig gebildet haben, 
den Begriff und Umfang der niedern Polizei iiberhaupt nie 
mit Sicherheit beftimmen können, Eben dieß gilt denn auch 
von der Polizei, in deren Beſitz Srädte und Edelleute in 
den meiften vormaligen Neichslanden fich befanden, und die 
hoch weniger zum Vorbild für unfere ftandesherrliche Polis 
zei gejchieft zu feyn ſcheint. Sie aber ift es, der der Unters 
ſchied zwiſchen hoher und niederer Polizei Höchftwahrfcheins 
lih allein feinen Urſprung zu danken hat. 

Diefer Unterſchied liege niche in dem Begriffe der Pos 
ligei. Die Polizeigewalt verliert nichts an ihrer Würde und 
Hoheit wegen der Gegenftände, auf welche, wegen der Grän— 
zen, in welchen, wegen der Subjekte, durch welche fie wirkt. 
Nur, wenn Unterthanen aus eigenem Nechte, aber, wie nas 
türlich, allegeit untergeordnet der höchſten Staatsgemwalt, in 
einem beftimmten Bezirke Polizei üben, mag man diefe die 
niedere nennen, weil fie nie Hoheitlich d. fi. weder fiir 
den Staatszweck im allgemeinen, noch in höchſter Inſtanz, 
am allerwenigften unabhängig wirkt. Die Summe guter 
Polizeien im Einzelnen trägt zwar zu der guten Polizei im 
Sanzen bei: aber nur diefe hat den allgemeinen Zweck bes 
ſtändig im Blick und Ueberblick: nur fie bringe das Einzels 
ne und das Ganze, das Hohe und das Niedere, das Keine 
und dag Große in eine wohltharige Harmonie. Aber darum 
{ft die beſondere Polizei nicht niedrig, die allgemeine nicht 
hoch. 

Im allgemeinen könnte man höchſtens ſagen: die hohe 
Polizei ordnet an und giebt Geſetze; die niedere Polizei 
vollzieht, handhabt, verwaltet. Aber würden zu dieſem Un— 
terſchiede die Hohen Polizeikollegien, die Regierungen, die 
Kammern, die Landesdirektionen; — würden die Präfekten 
und ſelbſt die Unterpräfekten dazu nicht ſcheel ſehen? 

Hohe und niedere Polizei kennt blos das Polizeirecht, 
und damit würde ich mich vertheidigen, wenn Sie mir vieh 
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leicht, in Beziehung auf das deutſche Polizeirecht (Thl. 1. 
S. 24. 120. Thl. 4. ©. 106. f.), entgegen ſetzen wollten, 
ich fey mie mir ſelbſt im Widerfpruch. Aber nad) dem als 
ten deutfchen Polizeirecht können wir das Verhältniß der 
neuen ftandesherrlichen Polizei zu der fouverainen nicht bes 
urtheilen. 

Aus der damals noch geltenden deutſchen Verfaſſung ſind 
alle die Definitionen, mehr oder weniger genau, abſtrahirt, 
die Ihnen, natürlicher Weife, nicht ganz geniigen fonnten, 
und wovon Sie doch diejenige, die am nächften auf die 
ſtädtiſche und adeliche Patrimonialpolizei ſich bezogen, wie 
die Schnaubertſche und Leiſtiſche noch am brauchbar—⸗ 
ften fanden. Mac diefer Anſicht würden Sie meine Bes 
fchreibungen (denn ich geftehe, daß ichs zu einer ordentlichen 
Definition nicht habe bringen können), ohne Zweifel auch 
gebilligt haben, wären fie Ihnen damals bekannt, oder ers 
innerlich geweſen. 

Dei allen diefen Definitionen und Befchreißungen findet 
fih aber ein Hauptfehler, der in jener Abftraktion aus dem, 
was bei ung gewöhnlih war, feinen Grund hat, — die 
gänzliche Vermifchung dev niedern und der Lokalpolizei. Beide 
find keineswegs gleichbedeutend. 

Sin der Polizeiwiſſenſchaft theilt man, wie dieß 
in Webers Handbuch der Staatswirtäfchafe Thl. 1. ©. 
5. f. mit vorzüglicher Deutlichkeie geſchehen iſt, die Polizei 
fehr richtig in die allgemeine und befondere, und ver— 
fieht unter jener die, welche fih auf alle Staatsbürger, 
als ſolche, im Allgemeinen bezicht, unter diefer aber Diejents 
ge, welche fi) auf das befondere Verhältniß des Beifammens 
wohnens der Staatsbitrger an gewiffen Orten bezieht, die 
man daher die Orts; oder Lofalpolizei nennt. Diefe 
theilt fi) fodann wieder, da es nur zwei Sattungen von 
Dertern, wo die Menfchen beifammentwohnen, giebt, in die 
Stadt: und Dorf; Polizei. Indem Weber diefe Ab: 
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handlung entwickelt, deutet er auf die den Juriſten geläufige— 
te in hohe und niedere Polizei hin. »Man hat, fagt er, 
in der praftifchen Polizei auch eine ähnliche Eintheilung ders 
jelben in Rückſicht auf Verfaffung, Verwaltung, und Neffork, 
welche mit diefer, die den allgemeinen Umfang der Polizei 
nach den Grundſätzen der Theorie überhaupt angeht, nicht zu 
verwechfeln ift: obgleich beide am Ende auf demjelben Gruns 
de beruhen«. Dieß » obgleich« ift jedoch nur richtig, wenn 
man niedere und örtliche Polizei als fynonym annimmt. 
Möchten Sie aber eine Polizei, die fich fiber einen 
ganzen Diſtrikt erſtreckt, die fiir diefen Diſtrikt ihren Zweck 
nach allen feinen Theilen verfogt, fo weit es die Unterords 
nung unter die höchfte Gewalt des Souverains verftattet ; 
die nicht blos in einer Stadt oder in einem Dorfe, fondern 
über einem Inbegriff mehrerer von Menfchen bewohnten 
Derter (jenen es Städte, Flecken, Dörfer, oder Höfe, Müh— 
len 2c.), und das ganze dazu gehörige Gebiet verwaltet, und 
Drdnung, Ruhe, Wohlftand in einer ganzen Herrfchaft zu 
erhalten und zu befördern fucht: möchten Sie dieſe Polizei 
im Ernſt blos Lofalpolizei nennen? Daß es gegen den 
Sprachgebrauch wäre, das, was nicht blos auf eine Lokali— 
tät wirft, fondern auf den Sjnbegriff mehrerer, Lokal zu 
nennen, werden Sie mir einräumen. Aber es ift nicht blofs 
fer Wortftreit, welcher die Nichtigkeit des Ausdrucks, der 
doch übrigens im vechtlihen Angelegenheiten fo vorzüglich 
wichtig iſt, vertheidiget; fondern es ift von ernjteren Folgen 
die Frage. Sollten denn unfere umgefchaffenen Standeshers 
ven nichts weiter haben, als Stadt: und Dorfspolizei, oder 
follte die ihnen gelaffene Polizei blos nach der Analogie dies 
fer zu beurtheilen feyn? Das das nicht Ihre Meinung iſt, 
nicht die ‚der meiften PDubliziften und felbft nicht der Sou— 
veraine, weiß ich wohl. Aber könnte eine foldhe Anſicht und 
Vergleichung nicht da, wo die Souverainität gern fo weit 
um fich greifen möchte, als möglich, ihr einen Vorwand leis 
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hen, die ftandesherrliche Polizei nach und nad immer mehr 
zu befchränten ? Es bedarf ja nur eines neuen Organijariongs 
edikts! »In Territorien, jagt einer unjerer neueften Publizis 
ften (Gönner im Staatsreht $. 330.), iſt die Polizeige— 
walt nach ihrem ganzen Umfange ein Ausfluß der Landes; 
hobeit, und wenn auch theils Magiftrate in Städten, theils 
Potrimonialgerichte die Ausübung der Drtspolizei bes 
figen : fo find fie dennod) nicht nur hierbei der Fandesgefeke 
und der landesherrlichen Oberaufſicht fubordinirt, fondern 
es flieht auch dem Landeshberrn zu, denfelben 
eine neue den Zeitumftfänden anpaffende Orgas 
nifation zu geben«, alt das ſchon damals, wie viels 
mehr jetzt! Daß aber, wenn gleich die Drganifation blos 
auf die Form geben foll, fih doc nur allzuleicht manche 
wefentlihe Recht wegorganifiren läßt, ift nicht zu bezweifeln, 

Der, auh von Ihnen angeführte würdige Publiziſt, 
Zachariä, Hat niedere Polizei und Pofalpolizei als gänz— 
lich gleichbedeutend behandelt, und dadurch, der nicht zu 
verkennenden Nichtigkeit feiner Grundſätze ungeachtet, fi in 
ſcheinbare Widerfprüche verwickelt. Wenn er fagt, die hohe 
Polizei fey diejenige, welche den ganzen Staat, die niedere, 
welche nur einen beftimmten Ort beziele (allgemeine Landes; 
polizei, Lofalpolizei); dem Souverain fomme alfo nur zu, 
Geſetze zu geben, welche den ganzen Staat betreffen, der ihm 
jeßt unterworfene , vormalige Landesherr aber dürfe in 
feinem Gebicte die gemeine Wohlfahrt beforaen, jedoch 
fo, dal; der Souverain den Umfang diefer Obfo ge beftims 
men und wegen der Verwaltung Nechenfchaft fordern könne; 
wenn er hinzufügt, bei den wahrſcheinlich entftchenden Srenzs 
ftreitigfeiten zwijchen der hoben und niederen Polizeil, wers 
den den mediatifirten Regenten wenlaftens die mit der Pas 
trimonialgerichtsbarkeit gewöhnlich verbundenen Polizeigerecht⸗ 
fame zujufprechen ſeyn, es fcheine ihnen jedoch eine größere 
Gewalt zu gebühren, am Ende könne nur ein Vertrag aus 
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der Ungewißheit ziehen; fo hat er, was dieſen legten Punkt 
betrifft, volltommen Hecht, und auch darinn, daß das 
minimum der ftandesherrlichen Polizei die fogenannte Pas 
trimonial : Polizei ſeyn würde, daß aber die Standesherren 
größere Anfprüche zu machen wohl befugt feyen. Daß diefes 
vertragsmäßig genau und feft beſtimmt wirde, wäre unftreis 
tig dag Beſte. Wenn das aber nicht geſchieht; foll denn, 
wie Zach ariä doch deutlich fagt, des Souverains Willlühr 
entſcheiden? Ueberhaupt, wozu ein Vertrag, wenn der Sou— 
verain den Umfang der fiandesherrlichen Polizeigewalt zu 
beftimmen befugt ift ? Wozu der Maafifttab der Patrimonial 
polizei, der wohl manchen Standesheren feinen Landſaſſen 
gleichftellen und dennoch vielleicht dem Souverain nicht ges 
fallen wiirde ? Sie werden mir einriumen, daß der Anfchein 
eines Widerſpruchs bier in die Augen füllt. Ein anderer 
ift niche minder fcheindbar. Die niedere Polizei ſoll, nad 
Zachariä, nichts anderes ſeyn, als Lofalpolizei: die, weis 
che an einen beffimmten Ort gebunden if. Dennoch 
legt er den mediatifirten Regenten die Polizeiverwaltung in 
ihrem Gebiete bei; daß aber ein Gebiet (territorium) 
fein beftimmter Ort (certus locus) ift, bedarf keines Des 
weifes. Deffen ungeachtet iſt der doppelte Widerſpruch nur 
fcheinbar. Sc verftehe Zachariä’s Auferung alſo: der 
Souverain ift berechtigt, der ftandesherrlichen Polizeigewalt 
die Grenzen zu beftimmen, weldye nöthig find, um fie von 
Eingriffen in dte Souverainitätsrechte abzuhalten, iiber die 
Ausübung die DOberauffiht zu führen, Mißbräuche abzuftels 
len, Beſchwerden zu heben u. ſ. w. Er kann aber in dem 
flandesherrlichen Gebiete unmittelbar nie andere Polizei— 
gerechtfame ausüben, als folche, welche wejentiich und auss 
fchließend dem Souverain angehören, hauptſächlich alſo dies 
jenigen , welche das Necht der Gejehgebung in fich begreift. 
Was von Polizeigerechtfamen mit der Patrimontaigerichte: 
barkeit gewöhnlich verbunden iſt, gebührt dem Standesherrn 
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auf alle Fälle gewiß: aber nach dem Geiſte der Bundesakte 
kann er noch mehr zu behalten verlangen. Da nun eines 
Theils nicht ausgemacht iſt, was man in jener Hinſicht als 
gewöhnlich anſehen dürfe, und es andern Theils in die— 
ſer Hinſicht an Verſchiedenheit der Meinungen nicht fehlen 
wird, einſeitige Entſcheidung des Souverains nicht ſtatt hat, 
und ein gemeinſchaftlicher Richter nicht vorhanden iſt; ſo 
bedarf es eines Vertrages. Auf dieſe Weiſe, deucht mir, 
läßt ſich Alles vereinigen, was widerſprechend ſcheint, und 
das einzige, was vielleicht noch zu dadeln übrig bliebe, aber 
auch ſogleich mit der kompendiariſchen Kürze zu entfchuldis 
gen wäre, befteht darinn, daß Zacharia feine Meinung 
darüber nicht geäußert hat, wie weit eigentlich und um mie 
viel weiter, als die Patrimonialpolizei, die flandesherrs 
liche zu erftrecfen fey ? Hätte fich diefer gründliche und ſcharft 
finnige Gelehrte darauf einlaffen wollen, er wilrde ficher 
bald genug gefunden haben, daß der Begriff der Lofalpolizei 
zum Gegenſatz der hohen Polizei, die die Bundesakte nennt, 
nicht tauge. | 
Selbft die hohe Polizei fann ja lokal wirken, und nach 
der bdeutfihen Territorialverfafung war allerdings fiir die 
niedere Polizei fein anderes eigenthlmliches allgemeines 
Kennzeichen anzugeben, als die unmittelbare Verwals 
tung im Einzelnen. Dfeiffer bat daher in feinem 
mit wohl verdientem Beifall aufgenommenen Werke über 
die Grenzen der Civil: Parrimonial; Zurisdik 
tion den von andern Schriftſtellern fchon gefühlten, aber 
nur angedeuteten Unterfchied zwifchen höherer und niederer 
Lokalpolizei mit Necht herausgehoben und fehr gut prakeifch 
benutzt, obgleich er darinn Unrecht Hat, daß er unter ber 
Pofalpolizei auch die Diſtrikts- oder Bezirkspolizei verfteht, 
und Überhaupt Verhältniſſe, die höchft verfchieden pofitiv ber 
ſtimmt find, unter einerlei Geſichtspunkt zu zwingen ſucht. 
Daß der theoretiſche Begriff der Lokalpolizei zur Grenz: 
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Beftimmung zwifchen der oberherrlichen und der ſtandesherr⸗ 
lichen Polizei nichts entfcheidendes beizutragen vermöge, wers 
den. Sie, hochgeehrtefter Herr, mir, Hoffe ih, nunmehr 
einräumen. Aber auch von dem blos hiftorijchen Begriffe 
der niedern Polizei dürfen Sie nicht mehr erwarten, eben 
weil er auf gewiffen Thatſachen — auf Verträge, Herkom— 
men, Gefeken, VBerleihungen ꝛc. beruhet, und fliv jeden ges 
gebenen Fall aus ihnen erft entwickelt werden muß, im alls 
gemeinen aber nur durch Unterordnung und Berwaltung im 
Einzelnen bezeichnet werden kann, wornad) allein Sie zw 
verläßig nicht im Stande ſeyn werden , vollftändige und alls 
gemein anwendbare praftifche Regeln in Beziehung auf die 
Gegenſtände und Berechtigungen der hohen und der niedern 
Polizei aufzuftellen, und höchftens werden Sie von diefer 
mit einiger Sicherheit fagen können, daß fie dieß oder jenes 
‚nicht dürfe, nie aber, was alles fie dürfe. 

Vielleicht werden Sie mir einwerfen: Geniigt der bis 
her gewöhnliche Begriff der niedern Polizei nicht; nun wohl, 
fo bemühe man fi einen andern, befriedigendern aufzuftels 
len! Auch daran hat's in neuern Zeiten nicht gefehlt. Sie 
werden aber bald fehen, wie viel Gewinn fich daraus fiir 
unfern Gegenftand ziehen laffen dürfte. Pofſe hat in feis 
nen Abhandlungen-einiger vorzüglichen Gegen; 
fände des deutfhen Staats: und Privatrechts 
(Heft 2. & 3. f.) den Sab ausgeführt: »Das Polizeirecht 
ift kein. befonderes Hoheitsrecht und der Unterfchied zwifchen 
Hoher und niederer Polizei muß anders und genauer als es 
bisher gejchehen ift, beftimmt werden«. einer Meinung 
nach begreift das Necht der höchſten Aufficht die hohe Lans 
despolizei dergefialt in ſich, daß dieſe nur vermöge jener 
wirkſam feyn und folglich Fein Dejonderes Hoheitsrecht vors 
ftellen kann, Ihm iſt die höchfte Muffiche und die hohe 
Landesportzei gewiffermaßen eins und daffelbe; aber nur ge: 
wiffermaßen. Denn, indem er aus jener die Gerechtigkeits— 
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pflege fo gut, als jedes andere Hoheitsrecht abfeitet, fo ftellt 
er unter diefe nur diejenigen Gegenftände, die nicht von den 
äfteften Zeiten her fir befondere Hoheitsrechte gelten, wie 
die Gerichtsbarkeit, oder fpäterhin fiir folche gehalten wurden, 
weil der Gegenftand derfelßen einen beftimmten Umfang hat, 
wie die Militair: und Finanggewalt, Man fünnte Hieraus 
nun wohl den Schluß‘ ziehen, daß eben deswegen die Polis 
zeigemwalt ein befonderes Hoheitsrecht feyn müſſe, weil fie von 
andern befondern Hoheitsrechten unterfchieden werde und 
nicht gleichen Umfang mit dem Rechte der höchſten Auffiche 
Habe. Man könnte felbft aus der Poffe’fchen Theorie 
den von mir, nach den Erinnerungen des Freiheren von 
Drais aufgeftellten Begriff der Polizei rechtfertigen, wor— 
nach fie derjenige Theil der Staatsgewalt fenn fol, welcher 
nicht nur im Allgemeinen fir die Verhiitung und Abwen: 
dung gemeinfchädlicher Uebel im Sinnern des Staats Sorge 
trägt, fondern auch die Sicherheit und Wohlfahrt der 
Staatsbürger in allen Fällen, wo die übrigen befondern 
Zweige der Staatsgewalt ihrer eigentlichen Beſtimmung nach 
nicht wirkſam find, zu befördern fucht. Allein ich will Sie 
nicht mit einer Erörterung ermüden, die hier nicht fchlechs 
terdings nothwendig ift, da wir uns in vorkommenden Fäl— 
len doc immer an den in jedem Staate durch die Praxis 
beftimmten Begriff der Polizei halten müſſen, und fir uns 
fern Zweck nicht die Frage: was zur Polizei gehöre? fon: 
dern: wie die Grenze zwifchen hoher und niederer Polizei, 
in Nückfiht auf das Verhältniß der Souverainität zu der 
Standesherrlichkeit, zu befiimmen ſey? zunächft beantwortet 
werden muß. Poſſe nimme nun auch fofals und niedere 
Polizei fire gleichbedeutend und reduzirt am Ende Alles auf 
die frädtifche, obgleich er gelegenheitlich auch der Dorfbefiger 
aedentt, und felbft einmal eines fubordinirten Territorium. 
Ihm ift daher die niedere Polizei nichts anderes, als Genof 
fenjchaftspolizei, auf den Zweck einer Stadt oder Dorfsge— 
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meinheit, als ſolcher, beſchränkt, und mit gleichem Recht auf 
mittelbare Genoffenfchaften, 3. B. Zünfte anwendbar. Er— 
innern Sie füch hierbei nicht jener vertragsmäßigen Polizei, 
von der Pütter jagt: nec spernenda est species poli- 
tiae conventionalis, qua plurium civium libera con- 
ventione abusibus obyiam itur ? Und handhaben denn wir 
Hausväter nicht auch unfere Polizei, fo Gott will? Diefe 
Arten von Polizei bedürfen freilich feiner Ableitung aus der 
höchſten Gewalt und feiner beiondern Erwerbung. Jedes 
Inſtitut, das der Staat beſchützt, muß natürlicher Weife 
befugt Senn, Einrichtungen file feinen Zweck zu treffen und 
die diefem gemäße Ordnung zu erhalten. Indeſſen hält auch 
Poſſe dafiir, es laffe fich ſelbſt von — der Hoheit unters 
mworfenen Kommunen nur dann nicht behaupten , daß ihnen 
ein Polizeirecht zuftebe, wenn ihnen daffelbe nicht von der 
Stantsgewalt in einem gewiffen Maaße iiberlaffen worden 
fen; ab:r dann fey es auch bier fein fire fich beftchendes 
Recht, fondern nur eine Folge derjenigen Hoheitsrechte, die 
eine Kommune oder fubordinirtes Territorium an 
fi gebracht habe, und feine Wirkung richte fich nach der 
Kraft der zuftändigen Negalien, und dürfe über diefe hinaus 
nicht unter dem Derfmantel dunfler und unrichtiger Begriffe 
von einem bejonders eriftiren follenden jure politiae auf 
nicht zuftändige Hoheitsrechte ausgedehnt werden. 

Indem ich die Maffe des Lichts, die wir der Poffefchen 
Erörterung zu danken haben diirften, und wie weit fich die 
Strahlen deffelben auch auf unfern Gegenftand verbreiten 
möchten, ganz Ihrer Beurtheilung überlaſſe, erbitte ich mir 
die Erlaubniß, Shnen nunmehr meine Anficht der in der 
Bundesakte gegriindeten und geficherten oberherrlichen und 
ftandesherrfichen Polizeigewalt zur Prüfung darlegen zu 
dürfen. 

Die Bundesafte ränmt den im 24. Artikel genannten 
Königen und Flirften die Ausiibung aller Souverainitätsrechte 
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itder die dazu beftimmten Meichslande ein, fie zahlt in 26, 
Artikel diefe Souverainitätsrechte auf, und verordnet im Q7. 
daß den mediatifirten Fiirften und Grafen alle mit der Sou— 
verainität nicht wefentlih verbundene berrfchaftlihe und 
Lehenrechte verbleiben follen,. Inter den aufgezählten Sous 
verainitatsrechten ſteht auch die hohe Polizei. 

Man kann nun in diefer Beziehung die doppelte Frage 
aufitellen : 

Was muß nach der Natur des in der Bundes— 
afte begründeten VBerhältniffes der Sou— 
veraine zu den Mediatifirten in der jenen 
beigelegten hohen Polizei: was fann in der 
dieſen übrig gebliebenen untergeordneten 
Polizei enthalten jeyn? 

Wie ich mir die Natur jenes Verhältniffes vorftelle, 
habe ic) in den Abhandlungen zur Erläuterung der rheini— 
fhen Bundesatte (Thl. 1. ©. 134. 1357. 198.) geäufert. 
»Nad) den Worten der Bundesakte fcheint die Abjicht nur 
dahin gegangen zu feyn , eine fivengere, folglid zweckmäßi— 
gere Unterwürfigkeit, als die unter der Neichshoheit war, 
einzuführen, nicht aber das Verhältnig eines abhängigen 
Staats gänzlich abzuändern, oder gar eine völlige Vereinis 
gung der zu mediatifivenden Länder mit den Staaten ihrer 
neuen Souveraine zu veranlaffen und die bisherigen Negens 
ten in bloße Gutsbefißer zu verwandeln. Die mebdiatifirten 
Länder werden auch in der Bundesakte fortwährend als Fürs 
ſtenthümer, Grafjchaften, Herrſchaften anerkannt, und wenn 
gleich die befondere Rückſicht auf Abrundung der Grenzen 
für mehrere derjelben eine gewiſſe zerjplitterung herbeigeführt 
dat; fo bezieht fich dieß doc) nur auf die Souverainität, 
und im übrigen find fie fortwährend als ein Ganzes zu bes 
trachten. Es ift daher nicht zu verkennen, daß die Urheber 
der Bundesafte von dem Geſichtspunkte einer Dbrifthoheit 
über die mediatifirten Staaten ausgiengen, ohne daß jedoch 
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ihre Abficht gemwefen, die Landeshoheit unter der Souverainis 
tät der verbiindeten Könige und Firften fortdauern und dies 
fenur an die Stelle des Kaijers und Heichs treten zu laß 
fen. Indem die Bundesafte den Souverainen die Ausübung 
aller genannten Souverainitätsrechte ausſchließend beilegte, 
und den mediatifirten Fürſten und Grafen nur herrfchafiliche 
Nechte ließ „ 506 fie die Landeshoheit, als eine wirkliche, 
wenn gleich abyängige Staatsgewalt gänzlich auf, und in: 
dem damit die den deutfihen Neichöftänden bis dahin zuſtän— 
dig gewefenen Außeren Hoheitsrechte von felbft hinweg: 
fielen ; fo war dariiber eine ausdrückliche Beftimmung nicht 
nothiwendig. Weil aber in Anfehung der innern Hoheits; 
rechte die mediarifirten Fürſten und Grafen einer willführtis 
hen Ausdehnung der Souverainirät nicht blos geftellt wers 
den follten; jo wurde durch ausdriickliche Beſtimmung der 
Souverainitätsrechte die Souverainität felbft befchränkt». 
Dieß vorausgefeßt; fo muß 1) nothiwendig die Negies 
rungsgewalt der Souveraine in den mediatifirten Län⸗ 
dern überhaupt, alfo auch in Anfehung der Polizeifachen 
ihre volle Kraft und Wirkjamkeit haben. Ohne fie kann 
feine Souverainität beftehen: das Recht, die Mittel zum 
Staarszwerf zu wählen und anzuwenden , kann ohne auffes 
hende , geieggebende und vollftvecfende Macht nicht ausgeübt 
werden. Der Souverain muß alfo berechtigt feyn, die Po; 
lijeigewalt in den mediatifirten Ländern feiner befondern Aufs 
fiht zu unterziehen, beftimmte allgemeine Berichtserftattungen 
über den Zuftand der Polizei in denfelben zu verlangen, bei 
einzelnen Vorfällen oder Deranlaffungen befondere Berichte 
zu fordern, allgemeine und fpezielle Viſitationen zu verfiigen, 
Behörden zur unmittelbaren Aufſicht anzuordnen u. f. w. 
Seine gefehgebende Macht erftrecke fich ihrem ganzen Um— 
fange nach aud auf die Polizeigegenftände in den medtatifivs 
ten Ländern, und vermöge derfelben ercheilt nur er Privile: 
gien und Dispenfationen auch in Pollzeifachen. Die voll; 
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ſtreckende Macht äußert fich theils indem ber Souverain den 
Standesherrjchaften die DVollziehung der Polizeigejeke auf: 
giebt oder überläßt, und davon Rechenſchaft fordert, theils 
indem er ihre Polizeiverwaltung beſchützt und unterſtützt, 
theils endlich indem er ſie, bei vorkommenden Beſchwerden, 
beurtheilt, und, wenn es nöthig iſt, in den Weg der geſetz— 
lihen Ordnung zuriick führt. 

Diefem nah muß 2) der Souverain insbefondere bes 
vechtigt feyn, die bis dahin gitltigen Polizeigefege in den 
mediatifirten Pändern abzuandern , und durch allgemeine Vor; 
fohriften die Organifation der Polizeiverwalting mit dem 
Verwaltungsfyftem des gefammten Staats in Webereinftinzz 
mung zu feßen. Es kann feyn, daß in manchem mediatiz 
firten Lande die ‘Dolizeigefeßgebung und Verwaltung vorzüg— 
liher war, als in dem, zu welchem es jetzt gehört; allein 
deswegen fann es doch feinen rechtlichen Anſpruch darauf 
machen , beide unverändert zu erhalten, fo fehr es auch viel 
leicht in politifcher Hinficht verdiente, eher felbjt Vorbild zu 
feyn , als nach einem andern fich formen zu müſſen. 

Der Souverain iſt aber 5) nicht berechtigte, den Um— 
fang der ftandesherrlichen Polizei nah Willkühr zu beftims 
men, oder fie mehr zu befchränfen, als es die Natur und 
der Zweck der ihm beigelegten hohen Polizei mit fich bringt. 
Er muß vielmehr den Standesherren laſſen, was fie nad 
dem durch die Bundesakte begründeten Verhältniffe behalten 
können. | 

Das ift aber offenbar alles, was nicht mit der Sou— 
verainitat weientlich verbunden ift, und als folches kann, 
meiner Ueberzeugung nach, nur dasjenige betrachtet werden, 
was fo eben angegeben ift. Der Standesherr verwaltet das 
her in feinem Gebiete die Polizei, wie vorher, nur nicht 
vermöge einer ihm eigenen Hoheit, und immer der auf 
fehenden, gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt des Sou— 
verains unterworfen. 
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Wenn gleich die Bundesakte, indem fie den Mebdiatis 
firten alle mit der Souverainität nicht weientlich verbundene 
herrichaftliche und Lehensrechte ließ, eben dadurch auch den 
bisherigen Reichsfürſtenthümern und Grafſchaften das Eigens 
thiimliche eines von dem iibrigen Staatsgebiete abgefonderten 
Ganzen, eines für ſich befichenden jedoch integrirenden Theile 
deffelben , den bisherigen Regenten aber ein eigenes Derwals 
tungsgebiet , ein ſubordinirtes Territorium erhielt, (und dies 
ift es, was ich meinte, wenn ich oben fagte: es fen die Abs 
fiht nicht geweien, das Verhältniß eines abhängigen Staat 
gänzlich abzuändern); fo kann doch von einer Kegierung 
der Standesherren, im eigentlichen Sinne, nicht weiter die 
Nede feyn, und ihre Polizeigerechtfame fünnen, als herr— 
ſchaftliche echte, nicht mehr, vermöge einer ihnen eigenen 
Hoheit, wie vormals, vermöge der Landeshoheit, ausges 
übt werden. Sie können aber auch diefe Rechte nicht als 
bloße Privatrechte ausüben, weil es ihnen fonft an der das 
zu nöthigen obrigkeitlichen Autorität fehlen würde. Diefe 
muß ihnen alfo mit dem echte felbft durch die Bundesatte 
vorbehalten, und eben damit dem, neuen Souverain die Vers 
bindlichkeit, fie durch feine höchfte oberſtherrliche Autorität, 
Macht und Gewalt zu unterftügen, auferlegt, aber auch die 
Befugniß, auf fie, vermöge der oberften Leitung, zum alls 
gemeinen Staatszweck einzuwirken, errheilt feyn. So unters 
fheider fih auch Hier das Hoheitlihe und das Herr⸗ 
ſchaftliche, oder das Hoheitsrecht, wie es nur der Sou— 
verain Haben fann, und wie es, der Souverainität uns 
beſchadet, felbft Unterthanen aus eigenem Rechte ausüben 
fönnen. Sie erinnern fih gewiß an die allerdings fcharf: 
finnige Theorie, melhe Pfeiffer aufgeftelle hat, um dies 
Verhättnif näher zu beffimmen, und wenn gleich eines Theile 
der von ihm gemachte Linterfchied zwifchen Form und Syn: 
halt des Hoheitsrechts nicht genügend feyn dürfte, andern 
Theis aber feine ohnehin manchem gegründeten Zweifel uns 
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terworfenen Grundſätze größtentheils auf unfern Fall nicht 
anwendbar find, fo werden Sie doch auch in Beziehung auf 
diefen die bereitd oben genannte Pfeifferfche Schrift befondes 
ver Aufmerkjamteit um fo mehr werth finden, als nicht 
nur der Verfaſſer fehr ins Einzelne geht, fondern auch in 
. dem fpeziellen Theile ein Verhältniß behandelt, welches mie 
dem der Mediatifirten manche Aehnlichkeit har. 

Wenn der jekige Standesherr nicht mehr Landesherr 
feyn, alfo auch feine ihm eigene Hoheit haben kann, fo hins 
dert ihn dies doch nicht, einzelne Hoheitsrechte, die er vors 
her vermöge der Landeshoheit befaß, in Folge der ihm durch 
die Bundesakte geſicherten Patrimonialherrſchaft ferner aus— 
zuüben. Und ſo verhält es ſich denn auch mit der ihm übrig 
gelaſſenen Polizeigewalt. 

Der Standesherr kann ſich der aufſehenden, geſetzge— 
benden, vollſtreckenden Macht des Souverains auch in An— 
ſehung der ihm zuſtehenden Polizeiverwaltung auf keine Weiſe 
entziehen. Da aber dieſer nothwendige Einfluß der Regie— 
rungsgewalt auf die ſtandesherrliche Polizei nur in der Lei— 
tung der Geſammtheit zum allgemeinen Staatszweck gegrün— 
det iſt, fo verſteht es fih, daß der Souverain feine gefeßs 
gebendg Macht nicht dazu gebrauchen darf, um Gegenftände 
der Polizeiverwaltung, welche ihrer Natar nach in einem 
fubordinirten Territorium vorkommen können, von der ſtan— 
desherrlichen Polizeipflege auszunehmen, und fie, unter 
dem Vorwande der Negalität, dem Souverain ausfchließend 
beizulegen. 

Wefentlich mit der Souverainität und der gefeßgeben: 
den Macht ift aber auch das Hecht der Privilegien und 
Dispenfattonen verbunden, worauf alfo auch in Potizeifachen 
der mediatifirte vormalige Landesherr weiter nicht Anfpruch 
machen kann. Anders verhält es ſich mit den Conceſſio— 
nen; die, vermöge der unmittelbaren Polizeiaufficht,, ertheilt 
zu werden pflegen, und alfo auch bei dem Standesherrn 
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nachzuſuchen ſind, welchem nicht minder die kameraliſtiſchen 
damit verbundenen Vortheile gebühren. 

Da übrigens Verordnungen, die zur Ausführung der 
beſtehenden Geſetze abzwecken, keineswegs Geſetze, ſondern 
nur Akte der Polizeiverwaltung ſind, da das, was auf die 
Lokalität angewandt werden muß, von der Lokalbehörde nach 
den Lokalverhältniſſen verfügt werden darf, ſofern nicht eine 
Abweichung von dem Geſetze dadurch bewirkt wird; da 
die untergeordneten Obrigkeiten in eilenden Fällen ſelbſt pro— 
viſoriſche Verordnungen zu erlaſſen befugt ſind, ſo verdient 
in dieſem Sinne, allerdings Ihre Meinung, vollen Bei— 
fall, wonach Sie den Mediatifirten das Recht, Polizeiftas 
tute zu machen, beilegen. Wo aber die allgemeinen Geſetze 
bes Staats feine oder gar eine entgegen geſetzte Vorfchrift 
enthalten; wo es nicht auf die Anwendung beſtehender, fons 
dern auf die Erlaffung neuer Verordnungen anfömmt, da 
wird dem Standesheren nur übrig bleiben, Vorfchläge zu 
thun, oder, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftete, des 
Souverainsg Genehmigung einzuholen. 

Daf der Standesherr die zur Polizeiverwaltung nöthis 
gen Behörden anzuordnen , und ihnen die mit den allgemel 
nen Geſetzen des Staats tihereinffimmenden Verwaltungsregles 
Ments und Inſtruktionen zu ertheilen, twie auch die Beam 
ten zu ernennen befugt iſt, fleht nicht zu bezweifeln. Daß 
diefe Behörden zunachft ihm verantwortlich find , liegt in det 
Natur der Sache, aber eben fo wenig ift ihre Unterordnung 
unter den Souverain zu verkennen, fofern fie die Polizei 
Namens des Standesheren unmittelbar verwalten, | 

Prüfen Sie, verehrtefter Herr, diefe allgemeinen Grund: 
jlige Ainer Gränzbeſtimmung zwifchen der oberherrlichen und 
flandesherrlichen Polizei mit aller Strenge, und glauben 
Sie dabei nur meiner ernften Verfiherung, daß ich dad 
zuum Cuique ſtets vor Augen gehabt habe: Vielleicht finde 
ich in der Folge Gelegenheit, meine Anficht im Detail nach 
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den verfchiedenen Zweigen der Polizeiverwaltung darzuftels 
fen, und dies wird fiir Sie unftreitig die frengfte Probe 
ſeyn; ift fie unrichtig, fo wird fie durch ſich ſelbſt fallen. 
Wäre nun aber auch die Gränzlinie noch fo genau gezogen, 
fo wiirde es immer eine nicht ganz leichte Aufgabe bleiben, 
fie auf eine befriedigende Weiſe zu fichern. 

Sch bin ꝛc. 


Hannover den zten Juni 1b08. | 
G. A. v. Berg. 


1 





6. 


Fürſtlich Reuß: Plauen : Eber&dorfiches Mandat 
wegen Hirfchberg an der Saale, 





Der Fürſt Reußs Plauen s LobenfteinsEbersdorf beſitzt pri- 
vative die fogenannte Pflege Hirfchberg, wie wir fhon im 
ı6ten Hefte ©. 157. bemerften. an befteht: 
Hanfer. Seelen, 

1) Aus der Stadt Hirfhberg mit . . . 166. 1280. 
2) Antheil an ——— a u 9. 33. 
3) Dobareutd . . eo erarn,n BR: SM, 
a) Don oe 2 0 ee een ee 8. 30. 
5) Gebersveuth fammt 

Straßenreuth und der alten Haide . . 39. 189. 
6) Sörtengrün . ee ;° 82. 
n) Mödlerreuth mit der Kegelmihte oe. 28. 156. 
A Wauntadd . 2... A 
g) Rodenacker . Be ae DR R 
10) Ullersreuth . » ee re en De ER: 
11) Venzka und Lohpühel ee ae: ie RI 


Zufammen alfo — 428; 2568. 
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Die Pflege Hirſchberg ift zwar zur Herrfchaft Lobens 
ftein gehörig, Hat aber niemals ein derfelben volllommen 
inforporietes Befisthum ausgemacht. 

Das Reußiſche Haus wurde mit derfelben von der 
Krone Böhmen — und zwar nicht, — wie es bei den übris 
‚gen Herrſchaften der Fall war, als Neichs s After :Lehn — 
beliehen. Die Stadt Hirfchberg mit dem daſelbſt befindlichen 
Rittergute, gehörte vormals der Familie von Beulwitz, 
welche von den Herrn Fürſten Reuß damit beliehen wurde. 
Heinrich der X. der Stifter des Lobenſteiniſchen Hauſes 
brachte ſolche zu Anfang des vorigen Jahrhunderts an die 
Landesherrſchaft. 

Die Stadt Hirſchberg inſonderheit hatte von dem Köni—⸗ 
ge Uladislaus dem Vierten in Böhmen im Jahre 1479. 
ein Privilegium erhalten, das von ihr aber oft zu willkühr— 
lich oder falſch verſtanden und erklärt wurde, und daher zu 
manchen Widerſprüchen, ja ſogar bisweilen zu Widerſetzlich⸗ 
keiten gegen die Landesherrſchaft und deren Beamten Ver— 
anlaſſung gab; wie denn vor wenigen Jahren, als wegen 
des allgemeinen Kornmangels in allen Staaten, wo kein 
Ueberfluß an Korn war, das Brannteweinbrennen verboten 
und eingeſchränkt wurde, und ſolches auch in den Reußiſchen 

Landen, die dem größten Theile nach ohnedies nie hinläng— 
liches Getraide bauen, geſchehen war, Hirſchberg dieſen 
herrſchaftlichen Anordnungen, die das Brannteweinbrennen 
unterſagten und die Blaſen unter Siegel ſetzten, widerſtreb⸗ 
te, und die Widerſetzlichen erſt durch militairiſche Gewalt 
zum Sehorfam und zu ihrer Pflicht gebracht werden mufiten. 

Da nun diefer Lehns:Nexus mit Böhmen durch den 
Beitritt der fürftlich Reußiſchen Lande zum rheinifchen Bun; 
de feine Endfchafe erreicht; fo wurde zu einer beffern und 
mit den übrigen Neufifchen Landen ‘gleichen gefehlichen Eins 

richtung das weiter unten abgedruckte Mandat wegen Hirfchs 
berg gegeben , publizirt und Öffentlich angefchlagen, 
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Uebrigens ift zur nähern Verſtündniß noch folgendes zu 
bemerken. Die im $. 5. bemerften geiftlihen Gerechtſame 
übte fonft das Markgräflihe Haus Baireuth aus, von wel: 
chem fie, nachdem das Fürftenthum Baireuth an die fünigs 
lihe Branche gefommen war, durch einen Vergfeih vom 
15. Mai 1797. an die Landesherrfchaft zu Ebersdorf abges 
treten wurden. Ueberdies übte aucd bisher das königliche 
Haus Sadſen verfchiedene jura episcopalia in den zur 
Pflege Hirfchberg gehörigen Drtfchaften, wie denn daſſelbe 
auch eine Zolls und Geleits; Einnahme in der Stadt Hirfchs 
berg hat. 

So viel fhien nothwendig vorauszufhien zur Ver— 
ftändniß des erlaffenen Mandats, welches lauter, wie folgt: 


Bon Sottes Snaden Wir Heinrih der Ein und 
Funfzigfte Süngerer Linie Fürſt Neuß, Graf 
und Herr von Plauen, Herr zu Greik, Cran— 
nichfeld, Sera, Schleiß und Fobenftein!. 


Fügen hiermit jedermänniglich zu wiſſen, welchergeftalt nad 
der erfolgten Abdikation des vormaligen Neichsoberhaupts 
‚vom 6ten Auguft 1806. durch den unterm ıdten April 1807. 
zu Warſchau wegen des Beitrittd der Jammtlichen Reußi— 
ſchen Lande zum Rheinbunde abgefchloffenen Acceſſionsver, 
trag, anch Unſere Herrfchaft Ebersdorf und Pflege Hirfchs 
berg, den Konfüderationslanden beigezählee worden, und 
‚hierdurch in die durch den Konföderations- und Allianz 
Traftat vom ızten Jul. 1806. feftgefesten Verhältniffe des 
in Teutichland entffandenen neuen Staatenbundes getreten 
find. Da nun hierauf auch in Beziehung auf die wegen 
der Reufifchen ande und vorzüglich wegen der Pflege Hirfch: 
berg , befonders aber wegen der Stade Kirchberg, in Ans 
fehung eines in alten Zeiten von den Königen von Böhmen 
der Stade Hirſchberg ercheilten privilegüi, vormalen mit 
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der Krone Böhmen beftandene Lehns- und fonftige Verbins 
dung, von Ihro Kaiferlich » Königlich » Apoftolifhen Majeſtät 
Franz I. Kaifer von Deftreich, ald König von Böhmen uns 
tem 2ıften Januar d. J. fire gänzlich anfgelößt und erlo: 
fhen anerkannt und erklärt worden; Als finden Wir Uns 
bewogen, zu gefe&licher Feftfeßung der durch diefe zur Sicher 
rung der Wohlfahrt Unferes Landes und des Beften Unſerer 
Unterthanen bewürkten Veränderung entftehenden neuen Vers 


- faffungsverhäftniffe nachfolgendes zu befehlen und zu vers 


ordnen: 

In dem Konföderations- und Allianz s Traftat vom 
ı2ten Sul. 1806. iſt fefigefeßt: daß ſämmtliche Bundesfürz 
fien zur Behauptung der volltommenen Sonverainität von 
jedem in Anjehung ihrer Lande einige Abhängigkeit hervor— 
bringenden fremden nexu ganz frei fenn miffen. Hiernach 
erklären Wir dann alle die Verhäftniffe fir aufgelößt und 
erlofchen,, welche vormalen auswärtige Feudal- oder Juris— 
diktiong; Verbindung , auch fremde Privilegien » Verleihungen 
an biefige. Landesunterthanen, und Ähnliche fonft beftandene 
Einrichtungen hervorbrachten. 

G 2 

Die im’ vorftehenden $. enthaltene Vorſchrift beziehet 
ſich befonders auf alle Privilegien und Eremtionen , welche 
Unferer Hoheit, Souverainität und Unabhängigkeit , fo tie 
der in jeder wohlgeordneten Verfaſſung zwiſchen jammtlichen 
Landesunterthanen vorhanden feyn müſſenden Gleichheit der 
Rechte zu nahe treten. Es werden daher dergleichen Privi⸗ 
legien und Exemtionen und die vormalen auf ſolche abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge hierdurch außer Gültigkeit, Kraft und 
Würkung geſetzt, und hiermit für null und nichtig erklärt. 

$. 3. Ä 

Da das, was vorftehend verordnet worden, auch befon: 

ders in Beziehung auf die Stade Hirſchberg und das pri 
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vilegium derfelben, fo mie den auf daffelbe fich ſtützenden 
Hirſchberger Rezeß vom 30. Sun. 1721. gilt, fo kann eine 
Erneuerung des gedachten Privilegiums ferner nicht ſtatt fins 
den, und wird hierdurch ausdriickli und bei ſchwerer auch 
nach Befinden harter Leibesftrafe verboten, in Zukunft des: 
Hald fi irgend wohin zu wenden, oder irgendwo darum 
nachzufuchen; auch muß hinführo, bei ſchwerer Verantwors 
tung und Strafe, in Benennung des Orts, bei Leiftung der 
Bürgerpfliht, auch fonft alles Unfchicflihe vermieden wers 
den und das wenfallen, was auf die vormaligen nun aufges 
hobenen DBerhältniffe Beziehung hatte und mit den jeßigen 
Verhältniſſen im Widerfpruch ftehet. 
§. 4. 

In Anſehung der Geſetzgebung, der höchſten Gerichts— 
barkeit, der hohen Polizei, des Rechts der Auflagen, der 
Militairgewalt, fo wie aller iibrigen landesherrlichen Hoheits⸗ 
und Souverainitätsrechte fallt daher hinführo jede fremde 
Einwirkung gänzlich weg, und fammtliche fandesunterthanen 
haben denjenigen bejondern Anordnungen fih gehorfamlich 
zu fügen, weiche von Uns oder in Unferm Namen werden 
erlaffen werden. 

6. 5. 

In Anfehung der, feit dem am ıöten März 1797. abs 
gefchloffenen Vertrag , Uns in ihrem ganzen Umfange zuftes 
henden geiftlihen Gerechtfame zu KHirfchberg, fo wie in 
fammtlichen zur Pflege Hirfchberg gebörigen DOrtfchaften, fol 
nach der befonders getroffen werdenden Anordnung und den 
hinzugefügten nähern Beftimmungen, diefelbe VBerfaffung hin; 
führo eintreten, welche fonft im Lande in Abfiche Unſeres in 
Gemeinfchaft verordneten Confifiorii zu Gera und Unferes 
hiefigen geiftlichen Snfpektionsamtes befteher. Es ift ſich alfo 
in den vor diefe Behörden, nach der zeitherigen allgemeinen 
Verfaſſung, gehörigen, die Anftellung der Kirchen: und Schuß 
Diener, die Kirchenvechnungen,, auch übrige Verwaltung -der 
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geiftlichen Aerarien, und andere geiftlihe Sachen betreffenden 
Angelegenheiten, zunächſt "an Unſer hieſiges geiftliches Syn: 
fpeftionsamt , dann aber und befonders in höherer Inſtanz 
an Unfer gemeinfchaftliches Conliltorium zu Sera zu wenden. 


§. 6. 


Da in Juſtizſachen alle Berufungen an fremde höhere 
Tribunale wegfallen und einiges jus recipiendarum appella- 
tionum irgend einer fremden Behörde nicht mehr ſtatt fins 
ders Als werden alle dergleichen Berufungen nachdrücklichſt 
hierdurch verboten, und find diejenigen Partheien, Cachwals 
ter und Anwälde, welche hiergegen handeln, und fid weiter 
an auswärtige Behörden wenden, ohne Anfehen und Nachs 
fiht mit harter und nach Befinden mit Leibesfivafe zu beles 
gen. Auch hierinnen foll diefelbe Verfaffung, wie fonft im 
Lande, auf einförmige Art in Anfehung der Stade Hirſch— 
berg hinführo beftehen, und daher die appellationes, welche 
von dem Amte und von dem Stadtrathe zu Hirfchberg in den 
die Stadt und Bürgerſchaft angehenden Sachen zeithero an 
Uns unmittelbar ergiengen, hinführo wegfallen, und ftatt 
deffen in allen Juſtizſachen von diefen judiciis an Unſere 
gemeinfchaftliche Landesregierung zu Gera als höhere Inſtanz 
fih gewendet und die eingeführten Rechtsmittel an folche ge: 
richtet werden, weshalb Wir, wie in Abſicht des Conſiſto- 
rii, gleiche beſondere Anordnung treffen werden. 


$. 7. 

In Abficht der Steuern, Zölle und anderer öffentlichen 
Abgaben müſſen fammtliche Landesunterthanen einer Gleich: 
heit der Rechte genießen, und finden daher vorherige beſon— 
dere DBefreiungen und Eremtionen zur Prägravation der 
üsrigen Unterthanen nicht weiter flatt. Es ſoll daher in 
Anfehung der Stadt Hirſchberg deshalb das nähere bejon: 
ders verfügt und auch hierinnen, fo wie in Abficht der Folge, 
der Rekrutenftellung , und Militairpflichtigkeit, fo wie der 
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Übrigen KHoheitsrechte mit dem übrigen Lande eine einförmi⸗ 
ge Verfaſſung beobachtet werden. 
8 

So wie die Stadt Hirfchberg in Zufunft näher mit der 
allgemeinen Reufifchen Werfaffung verbunden wird, fo werden 
Wir Uns auch angelegen feyn laffen ‚den Ort und deffen 
Einwohner aller damit verbundenen Wohlthaten theilhaftig 
zu machen. Bei den hinführo mwegfallenden nachtheiligen 
Verhältnifen, welche Trennung herbeiführten und viel Gutes 
entfernten, werden Wir in der Hoffnung, daß ſämmtliche 
Einwohner Unferer Gnade ſich würdig machen werden, Uns 
angeftvengter Sorgfalt beftveben, den Wohlftand diefes Orts 
im Ganzen und befonders in einer ziverfmäßigen fammtfiche 
Einwohner mehr vereinigenden DVerfaffung zu befördern, als 
weshalb Wir die nähern Anordnungen Ung zu befonderer 
Verfligung vorbehalten, 

$. 


9. 

Die mit dem Hirſchberger privilegio zu Beeinträchtis 
gung vorheriger Gerechtfame des Schloffes Hirſchberg ertheils 
ten befondern Vorrechte, als befonders der Jagd und Fifches 
rei, deren Ausübung für die Hirſchbergiſchen Einwohner feldft, 
fo wie fir das allgemeine Befte von den nachtheiligften Fol— 
gen iſt, fallen zwar nunmehro auch von felbft weg; Wir 
wollen jedoch die Jagd und Fifcherei zum Beſten des ftadtis 
fihen aerarii, big auf weitere Verordnung zur Zeit noch bes 
ftehen lafen, behalten Uns jedoch jetzt und Dane deshalb 
die weitere befondere Dispofition vor, 

$. 10. 

Die fonftigen Gerechtfame des Stadtraths und der Bür⸗ 
gerfhaft zu Hirfchberg, als der füdtifchen niedern Gerichts, 
barkeit, der Brauerei und fonftigen bürgerlichen Nahrung 
werden Wir durch niemanden beeinträchtigen faffen, fondern 
jeden bei dergleichen Gerechtſamen und Befugniffen fchüßen, 
Es bleiben jedoch diefelben der landesherrlichen Oberaufjicht, 
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fo wie den verfaffungsmäßigen Abgaben unterworfen, und 
ift bei deren Ausübung darauf zu fehen, daß folche auf die 
dem allgemeinen Beſten angemeffenfte Weiſe benutzt werden. 


$. ıı. 

Auf der andern Seite behalten aber auch Wir alle in 
dem privilegio zwar angeführte aber mit folhem nicht in 
wefentlicher Verbindung ſtehende hergebrachte Frohnen und 
andere Präftationen, welche die Stadt und Bürgerfchaft Uns 
zu leiften haben, fo wie fämmtliche Uns fonft noch befons 
ders zuftehende Serechtfame, wie zeithero, unverändert Ind 
vor, 


G. 10. 

Die nicht zur eigentlichen bürgerlichen Nahrung gerech⸗ 
net werden könnende Gewerbtreibung darf durch Willkühr 
und Unordnung den Wohlftand der Einzelnen und das allge 
meine Beſte nicht gefährden, Es wird daher der vichtigen 
Leitung der Gewerbe halber hiermit befohlen, daß wegen 
dergleichen Unternehmungen durchaus und in allen Fäl— 
len jedesmal zuförderft Iandesherrlihe Geftattung nach— 
gefucht werde. Denjenigen, welche ohne erlangte Kons 
zeffion dergleichen Gewerbe willkührlich und eigenmächtig zu 
treiben und folche fortzufegen fich herausnehmen, iſt diefes 
nicht nur zu unterfagen, fondern es find auch diefelden dess 
halb gehörig zur Strafe zu ziehen, 


I. 13. 


Damit biefem allem um fo pilnftlicher nachgegangen 
werde, foll diefes Miandat dur den Druck zu jedermanns 
Wiſſenſchaft gebracht und an den gewöhnlichen Orten öffent: 
lich angefchlagen werden, Auch befehlen Wir hiermit Uns 
fern Räthen, Amtleuten, Einnehmern, Bürgermeiftern, 
Bürgern, Schultheifen, Nichtern, Schußverwandten und 
ſämmtlichen Unſern Unterthanen, in allen ſich gehörig dar— 
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nad) zu achten, und alles dasjenige genau zu befolgen, was 
vorftehend von Uns verordnet worden: ift, 

Urkundlih haben Wir diefes Mandat nicht nur eigens 
handig unterfchrieben, fondern auch mit Unjerm Fürftlichen 
Sjnfiegel bedrucken laffen. 

Schloß Ebersdorf den on. gebruae 1808. 

Heinrich der Ein und Funfzigſte 
(L,S.) Süngerer Linie Fürſt Neuß, Sret 
| und Herr von Plauen. 








———— 





7. 
Verordnung der für das Fürſtenthum Starkenburg 
angeordneten großherzoglich⸗ heſſiſchen 
vom ı9ten März 1808. 


Die Nezeptionen, Dispenfationen und Dimiffionen der 
Unterthanen in den neuen Souverainitäts-fanden 
betreffend. 





Fir Ausfhreiden an ſämmtliche Beamten der Souverainis 
tats:Pande Fürſtenthums Starkenburg : 

Um denjenigen amtlichen Geſchäften, welche bei Recep— 
tionen in die Bitrgerfchaften und Gemeinheiten, fodann bei 
Dimiffions:Gefuchen der Unterthanen eintreten, die gehört; 
ge Richtung und Beförderung zu geben, allen deifallfigen 
Zweifeln zu begegnen, und unnöthige — aud) fiir die Uns 
terthanen Eoftfpielige Schreibereien abzuwenden, würde Ihnen 
mit Beiziehung auf die HHen ı7. 33. und 34. der Großhers 
zoglichen Deklaration vom ıften Auguft vorigen Jahrs fol: 
gende nähere Belehrung und Weifung auf höhere Verord— 
nung hiermit ertheilt: 
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A.) in Betreff der Neceptionen zum Birger, Semeindsmann 

oder Beifaß, fodann in die Meifterfchaft oder Zunft, und zwar: 
1.) Snländifher Supplifanten. 

ı) Hierunter gilt die allgemeine Regel, daß fein Sins 
länder, welcher Militär: Dienftpflichtig ift, er fen aus den 
alten oder neuen Landen, eher zum Unterthanen recipirt wer— 
den kann, bis er nachgewiefen hat, daß er von SKriegsdiens 
ften dispenfirt oder verabjchieder iſt. 

2) Hat ein folcher Inländer von dem Dber: Kriegs: 
Eollegio die Befreiung von Kriegedienften oder den Abſchied 
davon erhalten, fo fteht deſſen Reception in die Bürgers 
haft, Gemeinde oder Beifaffenfchaft demjenigen Standes: 
heren zu, in deſſen Bezirk er fic) niederlaffen will. Im Falle 
jedoch der Neo recipiendus die Majorennität noch nicht ers 
reiht haben follte, fo muß deffalls zuerft von dev großhers 
zoglihen Behörde die erforderliche Diipenfation, unter Beo— 
badhtung der im Abfchnitte sub Lit. B. gegebenen Vorfchrifs 
ten , eingeholt werden. 

3) Auf gleiche Weife fteht dem Standesherrn die Res 
ception eines folhen Inländers in die Zunft zu, wenn alle 
gefegliche NRequifiten dazu vorhanden find. Es kann jedoch 
Niemand in eine Zunft oder in das Meifterrecht aufgenoms 
men werden, der nicht das Ilnterthanen s Bitrger ; emeindsa 
manns⸗ oder Beifaffen:Necht zuvor erhalten hat. 

Ferner ift auch 

4) den Standesherren nachgelaffen, den Heuraths-Con⸗ 
ſens oder Kopulationsfchein einem folchen Inländer zu ers 
theilen. Wer aber nicht in das Unterthanen: Recht aufgenom⸗ 
men ift, dem darf auch der Heuraths-Conſens nicht ertheilt 
werden, und bei Wittwern und Wittwen ift erforderlich, daß 
vor Ertheilung derfelben das Vermögen prioris thori rich— 
tig geftellt werde. 

Iſt 
5) der Inländer nicht aus dem Bezirk des Standes— 
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heren gebürtig, worin er fich niederlaffen will, fo fanı ihm 
‚die Neception vom Standesheren ebenfalls nicht eher ertheite 
werden, als bis fich derfelbe von dem Beamten desjenigen 
Amtes, aus welchem er ſich begeben will, mit einem Zeugs 
ni legieimire hat, daß feinem Abzug von da, umd. feiner 
r vorhabenden Miederlaffung außer dem Amt nichts im Wege 
ſteht, wobei fich denn von felbft verſteht, daß wenn ein Stans 
desherr dem Beamten die Ertheilung folder Erlaubniß— 
Scheine nicht ganz überlaſſen, derfelbe jedesmal a zus 
vor Anfrage bei ihm zu nehmen hat. 
Iſt weiterhin 

6) der Inländer, welcher fih aus einem Standes:Bes 
zirk in ein Domainen:-Amt niederlaffen will, mit Leibeigen: 
Ichaft behaftet, und es beſteht nicht etwa zwiſchen feinem bis— 
herigen Aufenthaltsort, und dem erwählten Niederlaffungss 
ort, entweder das Herkommen, daß der feibeigene ohne Mas 
numiffion ‚aus feinem bisherigen Leibeigenfchafts Neru auss 
tritt, und in den neuen übergeht, oder eine Leibeigenfchaftss 
Folge zwifchen mehreren Drten oder Aemtern, welchen 
Balls ed dann vor der Hand noch dabei fein Ver— 
bleiben behält ; fo hat fich der Leibeigene von der Leibeigens 
ſchaft loszukaufen, wenn er auch ſchon in feinem ermählten 
Niederlaſſungsort von neuem in die Leibeigenichaft verfällt. 

Die ftandesherrlihen Beamten haben in vorfommenden 
Fälfen diefen Umſtand nicht außer Acht zu laſſen, die Unters 
thanen deffen zu verftändigen, ihnen auf den Fall, daß die 
Heception des Supplicantens an dem erwählten Niederlaf 
fungsort feinem Anftand unterliegt, mit der nöthigen Anlei— 
tung zu Erwürkung der Manumijfion an Hande zu gehen, 
und ihm demnächft neben der im $. praeced, vorgefchriebes 
nen Erlaubniß⸗Beſcheinigung auch den Manumiſſionsſchein zu 
feiner Legitimation bei dem Domainen Amt zuzjuftellen, 

Ein gleiches Verfahren wird aud im umgekehrten Fall 
von den Domainen,emtern eingehalten. 
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Treten 
7) bei der Reception eines Inländers ——— 
Fälle ein, 

a) Wenn der Recipiendas noch nicht majorenn ift; 

b) Wenn proteftantifche Verlobte in verbotenem Grad mit⸗ 
einander verwandt find ; 

c) Wenn die Trauerzeit eines Wittwers oder einer Witts 
we noch nicht verftrichen iſt; 

d) Wenn die Verlobten von der Dreimafigen protama⸗ 
tion diſpenſirt ſeyn wollen, und 

e) wenn ein Profeſſioniſt oder Handwerker von den Waris 

derjahren oder dem Meifterftiick difpenfirt feyn muß — 
deren Ertheilung "dern Standesheren nicht zufteht; fo 
hat der ftandesherrfiche, Beamte bevor- die Neception in 
die Unterthanenfchaft , oder in die Zunft, oder der Heus 
raths Conſens ertheilt wird, an das Kammer-Collegium 
dahier, als zu deffen Reſſort die Ertheilung der Diſpen⸗ 
fationen gehört, zu berichten und dabei zu bemerken, 
ob ftandesherrlicher Seite r&e die Neception und der 
Copufations: Schein auf den Fall, daß der Recipien- 
dus die von ihm nachgefucht werdende Difpenfation er⸗ 
halte, ertheilt werden würden. 

Sodann iſt dem deßfallſigen Bericht, nach Vorliegenheit 
des Gegenſtandes, der Tauffchein des Recipiendi, das Ats 
teffat vom Orts⸗Geiſtlichen iiber den Grad der Verwandtſchaft, 
den Todesſchein des verſtorbenen Ehegatten, die Erklärung 
der Zunft beizufügen, ingleichen nach berichtlicher Verneh— 
mung des Ortsvorſtandes, oder auf deſſen ſchriftliche Atte— 
ſtation das dermalige, und etwa „Fünftighin noch zu hoffen 
habende Vermögen bei der Verlobten anzuerkennen, und fich 
vom Beamten gutächtlicsh über das Gefuch zu Aufern, be 
fonders aber bei Minorennen, ob die eigene Verwaltung des 
Vermögens dem Supplikanten anvertraut werden könne? 
ed) Wird bemerkt, daß die Majorennität mit zuriickge 
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legtem 2öften Pebensjahre eintritt, daß dag tempus luctus 

bei Wittwern in fehs Monaten ‚und bei Wittwen in einem 

Jahre befieht, und daß der verbotene Grad fih mit dem 

dritten Grad der PM: und Affinität kanoniſch er 

Computation ſchließt. 
Indeſſen haben 

9) katholiſche Unterthanen wegen verbotenem Grad, der 
ſich mit dem 4ten Grad der Verwandtſchaft und Affinität fa; 
nonifcher Computation bei ihnen ſchließt, die Diipenfation 
bei der einfchlägigen geiftlichen Behörde nachzufuchen.: Bes 
‚vor aber diejes geſchieht, müfjen fie die Erlaubniß darzu bei 
dem Kirchenrath dahier einholen, und warn die Dispenfas 
sion erfolgt iſt, folche zur Ertheilung des Placiti regii bei 
‚der Regierung. einreichen. Die ſtandesherrlichen Beamten has 
‚ben demnach in vorkommenden Fallen die Eatholifchen Unters 
thanen hierunter zuvecht zu weifen, und um denjelben Zeit 
und Koften zu erfparen, in beiden, Fallen jedesmal Bei der 
Negierung und dem Kirchenrath das Anliegen des Supplis 
fanten felöften berichtlich vorzubringen. 

II. Die Reception ausländiſcher — ————— 

ſteht nach: der, großherzoglichen Deklaration dem: Sous 
verain zu. Da nun die großherzogliche Regierung diejenige 
Landesbehörde ift, welche nach dem Organiſations-Edikt alle 
ReceptionsSachen in Bilrgerjchaften und Gemeinheiten zu 
beforgen hat, fo find fofort - 

1) von den flandesherrlichen Beamten die beffalfige igen 
Berichte an ermeldtes RegierungssKolleaigm zu erftatten, und 
ob gleich 

o) dafjelde nicht auch in Difpenfationg; Fällen zu verfli 
gen hat, fo haben demohngeachtet die frandesherrlichen Beams 
ten, wenn dergleichen bei dem Receptions-Geſuch eines Auss 
länders mit vorkommen, fie in ihrem. Receptions-Bericht an 
die Negierung mit ans und auszuführen, und feinen. def; 
fallſigen bejondern Bricht an die großherrzogliche Rentkam— 
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mer zu erflatten, indem alsdann ein folcher Bericht kurzer 
Hand von der Regierung an die Rentkammer zur gleichmäſ— 
figen Verfügung in Hinſicht deffen, was für den ne ges 
hört, abgegeben wird, 

5) Wird bemerkt, daß ein — anständifcher Reci- 
piendus den HeurathssConfens — er mag eine Inländerin 
oder Ausländerin heurathen — ebenfalls von großherzoglicher 
Rentkammer dahier zu erhalten hat. 

4) Muß dem Receptions-⸗Bericht des ſtandesherrlichen 
Beamten in einem ſolchen Fall beiliegen: 

a) der Taufſchein des Recipiendi , gehörig legaliſiet, 
u"d woraus zugleich zu entnehmen, von welher Res 
ligion er iſt. 

b) Die Dimiſſorialien von feiner Obrigkeit. J 

c) Das Zeugniß über fein dermaliges, und etwa noch zu 
hoffen habendes Vermögen, und worin jenes befteht. 

d) Ein ſolches über ſeine bisherige Aufführung. 

e) Desgleichen über feine Freiheit von Leibeigenſchaft oder 
Fosgebung von derfelben. Bittet er zugleich um beit 
Heuraths Conſens, fo muß ferner 

f) auch über der sponsae Geburt, und ob fie eine Sins 
oder Auslanderin fey, iiber ihr Vermögen, Aufführung 
und Leibeigenichaftss Sreiheit gleihe Nachweiſung ges 
fchehen, und wenn 

g) Diipenfationsfalle eintreten, fo find aud die oben bes 
merkten deijallfigen Beicheinigungen mit anzufchließen: 
Endlich 

h) muß auch der Ortsvorſtand über das Geſuch und deſ⸗ 
fen Zuläßigkeit ſich äußern. 

In dem amtlichen Begleitungs:Bericht find mit Bezie— 
hung auf die Zeugniffe, punktweiſe, jedoch ganz kurz, ‚die 
Umftände und Verhältniffe anzuführen. Es ift das nad) Ver— 
ordnungen oder nach anerfanntem Herkommen erforderliche 
Quantum inferendum, und ob dabei die etwaige Profefs 
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fion, und mit ‚wie viel, fo wie auch das Vermögen der 
sponsae mit in Anfchlag kommt, anzugeben , auch ob ftans 
desherrlicher Seits fein Anftand bei der Meception in bie 
Zunft fürwaltet, fodann nach gefchehener Aufzählung aller 
bei dem Geſuch zur Sprache fommenden Gegenftinden des 
Beamten gutächtliche Meinung mit anzumerken, ob er glaube, 
daf der Supplifant einen tischtigen Unterthanen abgeben, 
und fich ernähren könne, fofort das Gefuch deſſelben ra- 
kione receptionis et dispensationis ganz, oder unter wel 
hen Modifitationen zu bewilligen fen. 
| 2) Die Reception oder Shuß;Ertheilung 
der Juden. 

Diefe gehört nach der großherzoglichen Deklaration gleichs 
falls dem Souverain zu, und wird von grofiherzoglicher 
Mentfammer ertheilt. 

Auch die Juden müſſen um den Heuraths Conſens, bie 
Difpenfation von der Trauerzeit, Difpenfation vom Alter 
and der Verwandtſchaft, gleich den chriftlichen Unterthanen 
nachſuchen, und da aud) hierinnen der großherzoglichen Nents 
fammer die Verfügung allein zufteht, fo Haben fofort die 
ftandesherrlichen Beamten ihre Berichte in Judenſchutz⸗ und 
Heuraths:Sachen lediglich an diefelbe zu ſtellen, und unter 
Beilegung der erforderlichen Atteftationen tiber Alter, Verwandt⸗ 
ſchaft und Vermögen ferner zu berichtigen, womit der fups 
plicivende Sjude fih zu ernähren gedenfe, mit Viehhandel, 
mit Schladhten, mit einem SKramladen u. f. w. und wie 
ftart die Anzahl der bereits vorhandenen Juden an dem 
Drte ſey, wohin der Supplikant vecipirt zu feyn wünſcht. 

Die Beamten haben indeffen die Juden ihres Bezirks 
von diefen VBorfchriften in. Kenntniß zu feßen, und weil bie 
Erfahrung in den übrigen Souverainitäts:Landen bereits ge 
lehrt hat, daß die Juden unter Beglinftigung der Rabbiner 
fo fehr geneigt find, fih an diefe auch in dem übrigen Theil 
der. Provinz beftehende Verordnungen nicht zu ehren, je 
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haben die Beamten in ihren deßfallſigen Publikationen zugleich 
mit beizufiigen, daß nicht nur derjenige Sude, welcher dies 
Geſetz nicht beobachtet, in eine Strafe von fünfzig Neichss 
thalern, fondern aud) der Rabbiner, welcher ohne Exrlauds 
nißſchein des Beamten kopulirt, Bu gleichen Strafe 
angefehen werden würde. 

B) In Betreff der Losgebung von * Untertanen 
Pflichten oder Ertheilung der Dimiſſorialien. 

Die Entlaffung der Unterthanen, in fo weit es den 
Ueberzug in einen andern Diſtrikt der großherzoglichen Lande 
betrifft, iſt nach der Allerhöchſten Deklaration den Standes: 
herren tiberlaffen. Die. Entlaſſung ins Ausland aber kann 
nur von der Landesbehörde gegeben werden, und dieſe iſt die 
großherzogliche Regierung dahier. 

1) Gilt auch hierbei die allgemeine Hegel: Wer fich 
außer Land begeben will, muß , ehe ihm die Dimifforialien 
von der Negierung gegeben werden können, von Kriegsdiens 
ſten losgegeben ſeyn. — | | 

2) Iſt er etwa dem Souverain mit Peibeigenfchaft zus 
getdan, jo muß er um deren Losgebung gleichfalls, und zwar 
ebenwohl bei der Regierung nachfuchen. 

5) Auch Weibsperfonen, welche fih außer Land beges 
ben wollen, müſſen zuvor Dimifforialien, und wenn fie dem 
Souverain etwa Leibeigen find, außerdem noch die Manus 
million erwürken. 

4) Wer ohne zuvor erhaltene Erlaubniß in fremde Kos 
lonien auswandert, er fe» männlishen oder ‚weiblichen Ger 
ſchlechts, leibeigen, oder frei, deſſen Vermögen wird kon— 
fiscirt. Wer dagegen zwar nicht in fremde Kolonien aus 
wandert, aber fih doch ohne Erlaubnis in auswärtigen Lan— 
den anſäßig macht, oder häuslich niederläße, der wird mit 
fünfen vom hundert feines Vermögens außer den gewöhntt: 
hen Präftationen beftraft, welche Verordnung die ſtandes— 
herrlichen Beamten in ihren Bezirken gehörig zu publiziren haben. 
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5) Bis jetzt noch befteht nur zwifchen dem Großherzog 
thum Heſſen und Frankreich ein mwechfelfeitiger freier Leber: 
zug, den die Standesherren bet Ueberzügen ratione dei 
zehnten Pfennings zu vefpeftiren haben. 

Die Beamten haben 

6) Sei vortommenden Dimiffions: Gefuchen vor allen 
Dingen fich zu verläßigen, ob auch der Supplifane an dem 
Drt, welchen er angiebt, ſich würklich niederlaffen wird, 
and nörhigen Falls zu dem Ende ihn anzuweifen, ein Zeug: 
niß der Ortsobrigkeit hierüber beizubringen, wodurch ſich auch 
ergeben wird, ob er nicht etwa ſich ſchon daſelbſten wirklich 
hiedergelaſſen, und jetzt nur noch die Dimiſſorialien hinten 
nachſucht. 

Sie haben ferner die Beweggründe zu erforſchen, die 
den Supplikanten beſtimmen, ſich auswärts niederzulaſſen, 
oder wenigſtens die wahrſcheinliche Veranlaſſung dazu. Und 
wenn er ſchon eine geraume Zeit aus ſeiner Heymath abweſend 
iſt, aus was für einer Veranlaſſung und ſeit wann? 

Indem ſie nun 

7) in ihren an die Regierung zu erſtatten habenden Be 
tichten hiervon genüglihe Meldung thun, "haben fie fofort 
darinnen noch weiter anzumerken: 

a) ob Dimittendus von Kriegsdienften frei fey? 

b) wie hoch fein noch im Lande befißendes und etwa noch 
zu habendes Vermögen nach pflihtmäßiger Aeftimation 
des Dress Barftandes ſich belauft? 

c) ob er vielleicht einen Theil davon außer Land ge 
bracht? und 

d) 06 und welche Pracstanda er davon zurückzulaſſen 
habe ? 

Indem nun ſämmtliche ftandesherrfiche Beamten ſich 
nach diefen Borfchrifien in vortommenden Fällen künftighin 
genau zu bemeffen hätten, fo werde ihnen zugleich aufgeger 
ben, durch fachdienliche Ertrafte auch die Schultheißen und 


—— 
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fonftige Amts-Untergebene, fo weit nörhig, zu ihrer gleichs 
mäßigen Bemeffung davon in Kenntniß zu feken; daß fol 
des gefchehen ‚ fo wie auch namentlich iiber die den Inden 
daraus zu befchehende Bekanntmachung, und die Puhtitation 
des Emigrations: Verbots, und auswärtiger Niederlaffiingen 
ohne zuvor anggebrachte Dimifforialien , erwarte man hiets 
nächſt ihre berichtliche Anzeige zu den Akten. 

Uebrigens dienen Ihnen zur weiteren Nachricht, daß 
“auch die Standesherrn von dieſer Verfügung in Kenntniß 
gefeßt, und der Beiftlichkeit in den Standesbezirken, Erems 
pfarien davon zur Machricht und Machachtung in den für 
Sie geeigneten Gegenftänden durch den Kirchenrath zugefers 
tigt werden würden. 

Follenius. 


— ———— — 
8. 


Waren die nach der Bundesakte erfolgten Mediati⸗ 
ſirungen ein Ausfluß des Staatẽe-Noth-Rechts — 


juris eminentis? 








—59 Urzuſtande der Menſchen giebt es kein Geſetz, keine 
geregelte Gewalt, es iſt nur die Gewalt des Stärkeren; es 
giebt kein Eigenthum, denn es kann ja meinem Nachbar ges 
fallen, daffelbe Objekt des Eigenthums fich anzumaßen, und 
mid durch das Recht des Stärkeren aus dem Befiß zu vers 
drängen, Bald mußten die Menfhen das Gefahrvolle eines 
ſolchen Zuftandes fühlen. Was mar alfo natürlicher, als daß 
fie erklärten: ich mache mich anheifchig, nicht in die Sphäre, 
die Du Dir zu Deinem Würken erwählft, einzugreifen, 
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wenn Du mir ein Gleihes verſprichſt — Eigenthums-Ver⸗ 
trag —. Solche Veriprechungen mußten einen Saranten ha: 
ben; man mußte Jemanden die Befugniß einräumen , in 
fireitigen Fällen die Gränzen der wechfelfeitigen Rechtsſphä— 
‚ren aufjufuchen, und den Streit zu entfcheiden. Aber die 
Gewalt diefes Schiedsrichters war blos von dem guten Wil: 
fen der Parthien bedingt; wie nun, wenn ſich der Schuldis 
‚ge dem Ausſpruch nicht unterwarf ? Um Ddiefem Inkonve— 
nienz zu begegnen, mufite man aljo darauf denken, eine 
Gewalt zu fonftituiren, die diefem Ausfpruch Realität ge⸗ 
ben follte, die das wahre Recht zum wirklichen macht — 
Unterwerfungsvertrag —. Si pax haberi nequit, quae- 
renda sunt belli auxilia. Damit dag wahre Necht gefun: 
den werden konnte, waren Beſtimmungen, mit Einwilligung 
Aller gemacht, erforderlich. Wir nennen diefe Beftimmungen 
Geſetze. Man fand, daß auch die Sicherheit nah Aufen 
durch die errichtere Obergemwalt gewonnen hatte, und fo 309 
fih das Band zwijchen den Bürgern und der konftituirten 
Gewalt immer fefter, und wir haben nun aus einer wilden 
Menſchenhorde, eine Vereinigung Mehrerer zur Einheit des 
Zwecks, einen gefellfchaftlihen Verband , den wir Staat 
nennen. er 

So muß man fi die Entftehung der Staaten im Als 
gemeinen denken, wenn fchon der Diplomatiker einen folchen 
Eigenthums- und Unterwerfungsvertrag ſchwerlich in den 
Völkerarchiven finden -wird, 

Der Staatsvertrag febt eine Mehrheit —— 
ger Sinnenweſen, die ſich zu einem gleichen Zweck vereini— 
gen voraus. Alle wünſchen eine Freiheit unter dem Rechts— 
gefes. Alle fprechen die Staatsgewalt um Verwirklichung 
des. Nechts in der Idee an. Vor dem Gefek ift Syeder 
gleihz die Staarsgewalt hat alfo eines Sjeden Forderung 
zur Realiſirung des Rechts zu befriedigen. Wie aber, wenn 
Kollifionen von Rechten entfiehen, wenn der eine Theil ſich 
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auf feine natürliche Freiheit beruft, während ber andre in 
diefer Freiheit eine Unmöglichkeit oder ein Hindernifi zur 
Erhaltung des Rechtszuſtands findet? Die Staatsgewalt iſt 
konſtituirt, die Streitigkeit der Bürger zu ſchlichten, ſie zieht 
alſo dieſen Streit vor ihr Forum, und entſcheidet im Rechts— 
wege: ob bier wirklich ein Kollifionsfall vorhanden, und ob 
wirklich durch irgend eine Berechtigung die Freiheit Andrer 
gefährder if. Die Einfchreitung der Staatsgewalt in die 
wohlerwor bnen Rechte des einzelnen Unterthanen — das 
Staats : Vrorhrecht, fälfchlih dominium eminens genannt — 
ift alfo weiter nichts, als die Exekution des Nechts: Ausiprus 
ches, der begriindet iſt, durch die Entfagung des eianen 
Urtheils und Unterwerfung unter das allgemeine Urtheil. 
Diefe Entfagung des eignen Urtheils ift, wie wir gefehen 
haben, die erfte Bedingung zur Konftituirung eines Staats, 
weil ohne fie feine Sicherheit, fein ruhiges Beilammenieyn 
denkbar if. A handelt, er glaube volllommen zu diefer 
Handlung befugt zu feyn, B ift dagegen überzeugt, daß diefe 
Handlung ihn offenbar gefährde. Trite alfo das Urtheil eis 
nes unbefangnen Dritten nicht ein, und will jeder feinem 
eignen Urtheile folgen, fo wird ein ewiger Krieg die unver— 
meidliche Folge feyn. Diefem aber zu begegnen ift vorzüg— 
lich die Staatsgefellfchaft eingegangen worden ; das Geſetz 
ift nunmehr der unbefangne Dritte, die Staats : Erefutivs 
gewalt tritt an die Stelle der phufiihen Privatgewalt, des 
Rechts des Stärkern, und wenigftens in diefer Hinſicht iſt 
ein ewiger Frieden das glückliche Loos der Staatsgefells 
fchaften. ' 
Durch die Entfagung des eignen Urtheils und Unter⸗ 
werfung unter das allgemeine hat nun jeder Staatsbürger 
erflärt : Wenn Du Staatsgewalt nach veiflicher Erwägung 
den Ausſpruch thuft, daß irgend eine meiner Berechtigungen 
das Rechtsgeſetz verleße, fo unterwerfe ich mich diefem Aus; 
pruch. Man könnte fagen: Diefe Vollmacht dürfe nicht 
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auf unbeftrittne mwohlerworbene Rechte ausgebehnt werden. , 
Alein das Nechtsgefes, das durch den Staat verwirklicht 
werden foll, ift, als eine dee, an eine Zeitbedingung nicht 
gebunden. Zu jeder Zeit, gleichviel ob bei dem Eintritt in 
den Staat oder in dem fehon fonftituirten lautet feine Fors 
mei allgemein: Dem Rechtszuſtand müffen alle 
Ausflüffe der narürlihen Freiheit geopfert 
werden, welhe mit der Freiheit Andrer unvers 
träglich find. Dies Geſetz ift auch auf wohlerworbne 
Rechte anwendbar. Was urſprünglich Recht, und als folches 
garantirt war, fann durch einen Zufammenfluß von Umſtän— 
den die Freiheit Andrer gefährden und aufhören ein Necht 
zu feyn. Gh will dies durch ein Beifpiel erläutern. Es 
befint Jemand ein fehr. fumpfiges Grundſtück von großem 
Umfang. Durch einzelne Derpachtungen wird dies Grunds 
ſtück zum Reisbau ſehr vortheilhaft benutzt. Allein die 
Dünſte, die der fumpfige Boden entwickelt, verbreiten Seus 
chen und verurfachen unter der angrenzenden ftarf bewohns 
ten Gegend eine ungewöhnliche Sterblichkeit. Nach dem 
Urtheile erfahrner Naturkundiger kann die Luft durch Auss 
trocknung und Abwäflerung des befragten Grundſtücks gereis 
nigt, und der aroßen Sterblichkeit dadurch vorgebeugt wer: 
den. Allein der Eigenrhiimer meigert fich diefe Austrock 
nung, wozu die Koften aus den öffentlichen Kaffen genom: 
men werden follen, gefchehen zu laffen, weil hernad das 
Grundſtück nicht mehr zum Neisbau tauglich bleibe, und 
deshalb an feiner Einträgfichkeit verlieren wiirde. Es ger 
fahrder aber das wohlerworbene Hecht des Eigenthümers die 
Freiheit Andrer — das Urrecht der Perfönlichleit —, hört 
daher auf ein Recht zu feyn, und fo ift der Staat berechtigt 
und verbunden das Urtheil zu fallen, daß diefes Hinderniß 
der ‚allgemeinen Freiheit, natürlich gegen vollen Erfaß, hins 
mweggeräumt werde. 

Nach diejer Analyfe aut dem allgemeinen Staatsrecht 
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ift alfo das Objekt des Staats: Noth: Rechts nur der Uns 
tertbanen wohlerworbene Rechte, und die obige Frage, 
Die auch in diefen Blättern oft affirmativ entichieden wurde, 
>» and die weitere Frage nad) fih z09: Warum den Eremten 
nicht der Erfag geworden feye, der zur Mefenheit der Auss 
übung des Staats: North: Rechts gehöre? ift in der Negati— 
ve beantwortet. Die Fürften und Herrn, welche durch die 
Bundesakte ihre politiiche Seldftftändigkeit verloren, waren 
vor diefer Epoche Reichsſtände, wenn ſchon minder mächtige; 
fie Hatten de jure dafjelbe Recht, wie die Stände, denen 
fie durch die Akte untergeben wurden, fie waren als eigne 
Staaten anzufehen. Staaten gegen Staaten fiehen aber 
unter feinem Geſetz, und find als feldftftändige Perfonen im 
Naturzuſtand anzufehen. Das Völkerrecht ift bis jetzt noch 
nichts als eine dee. Gewalt im Kriege tritt alfo an die 
Stelle des Staats: Noth: Rechts. Andrer Meinung ift Hr. 
Profeffor Behr in der fuftematifchen Darftellung des Rhei— 
nifchen Bundes aus dem Standpunkt des öffentlichen Rechts. 
Frankfutt am Main ı8od. wenn er $. 100. fagt: 
»Diefelden Prinzipien« — des juris eminentis — »gels 
ten nah dem Staaten» Recht Hinfichtlich der Realiſi— 
rung eines geficherten Nechtszuftandes unter Staaten 
und Staaten. Denn aud das Recht jedes einzelnen 
Staats 5. DB. fein Hecht der Selbſtſtändigkeit, als 
Staat, der Regierung durch fich feldft u. f. w. ift ber 
dinge durch die Möglichkeit des Beſtehens der Rechte 
andrer Staaten, mit und neben dem feinigen, und wenn 
demnach, die Realiſirung eines öffentlichen Rechts Ver; 
hältniffes unter einer Menge von Staaten, und deffen 
Sicherung nicht möglich ift, ohne daf einzelne Staaten 
jene ihre Rechte aufgeben, fo fallen mit der Bedingung 
jener ihrer Nechte auch diefe ihre echte feldft hinweg, 
und fie können demnach nicht befugt ſeyn, jenes noth: 
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wendige Opfer, d. i das Aufgeben jener ihrer Rechte 

zu verweigern«. 

Darauf antworte ich: e⸗ giebt keinen Rechtszuſtand uns 
ter Staaten und Staaten, fonft wiirde der Begriff der Selbſt⸗ 
ftändigkeit, mithin der des befondern Staats, aufgehoben. 
Dies erkennt Hr. Behr ſelbſt, wenn er früherhin fägt, daß 
Staat und Staat wie Privaten aufer dem Staatsverhält: 
niß zu betrachten feven. Giebt es feinen Nechtszuftand,, fo 
kann auch nicht von Rechten die Rede feyn, noch weniger 
von einer Bedingung der Möglichkeit des Beſtehens der 
Rechte andrer Staaten , die nur mit dem Nechtsgefek eins 
tritt. Mögen andre Staaten beftehen oder vergehen, es hat 
dies auf die Nechte und Verbindfichkeiten diefes individuellen 
Srtaats nicht den mindeften Einfluß, wenn fchon vielleicht in 
pofitifher Hinſicht. Daß aber die Politik kein Recht 
giebt, von andern Staaten Aufopferungen zu verlangen, iſt 
ohne Zweifel. 

Wenn diefem nah Kr. Profeffor Behr glaubt, durch 
obige Darftellung »die Gerechtigkeit des Urſprungs Unſrer 
neuften — der durch den Prefiburger Frieden und die Buns 
desakte hervorgebrachten — Staats-Umwälzungen barges 
than zu haben«, fo möchte er wohl dem Ziel voriiiergegans 
gen feyn. Sch kann wenigftens mit Hrn. Geheime: Narh 
Brauer feinen Rechtsgrund für diefe politifchen Ums 
wandelungen finden. 

‚Darmftadt im May 1808. 

Ser Hoppe. 
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Von dem Rechte Bermählungs:, Prinzeffin: oder 


Fräulein: Steuer in den mediatifirten Neicyelan: 
den zu erheben, 





Unsere neue deutfche Staatsrechts Praxis, welche gleich 
den — von dem Kunftgärmer im Treibhaus gepflegten Pflans 
gen, den ihre Reife und Schmackhaftigkeit beförderlichen 
Jahrszeiten voranzueilen fcheint, hat uns auch in Beziehung 
auf das Thema von Vermählungs:, Prinzeffin; oder Fräu— 
fein: Steuer ſchon Vorgänge geliefert, die fiir das Intereſſe 
der mediatifirten Neichsftände und ihrer Familien eben jo 
wichtig find, als fiir das Spntereffe ihrer Unterthanen. Wir 
wiffen nicht, wie die desfallfigen Ausjchreiben, von ben bes 
treffenden Behörden aufgenommen worden find, haben auch 
feinen Auftrag für die eine oder die andere Parthie zu fchreis 
ben; aber eben deswegen wird uns vergönnt ſeyn, deſto un— 
befangener unſere Meinung über dieſen allerdings nicht un— 
wichtigen Gegenſtand zu äußern. 

Den Urſprung der in Frage ſtehenden Steuern ſuchen 
unſere Rechtslehrer *) in dem römiſchen jure clientelari 
und der den römiſchen Klienten obgelegenen Schuldigkeit zur 
Alimentation ihrer dürftigen Patrone, und ſo, wie es Sitte 
geworden iſt, das römiſche Recht zur Aufklärung und Aus— 
bildung aller möglichen Rechts-Inſtitute und Obſervanzen 
anderer Länder zu benützen, wenn es nur möglich war, in 
ihrem Weſen, oder auch blos in ihren Namen einige Aehn— 
lichkeit mit römiſchen Rechts-Inſtituten zu finden; ſo ge— 





Draeo de jure patric. «6. n. 7. 
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fhah es auch, daß die römische Nechtsiehre de obligatio- 
ne clientum alimentandi inopes patronos auf die Ber: 
hältniſſe der Lehnherren zu ihren Vafallen übertragen wurde, 
und daß endlich auch die Finanzkammern der Landesherrn 
Nusgen davon zu ziehen fuchten. 8. ©. Lang leitet daher 
auch in feiner hiſtoriſchen Entwicklung der heutigen Steuer: 
verfaſſungen ©. g1., nach ‘dem Veifpiele mehrerer den Ur: 
fprung der Fräulein: Steuer nicht ohne Grund aus den 
Lehnrechts Grundfäßen her. 

Uebrigens waren die FräuleinsSteuern nah 5. 
J. Moſers *) Zeugniß vor dem ı6ten Jahrhundert in 
Deutjihland noc nicht viel befannt; fie find auch bis auf 
diefe Zeiten noch nicht überall, 3. B. in Sachſen nicht, eins 
geführt. Wo fie hergedracht find, gründen fie ſich blos auf 
eignen fiir jeden befondern Fall mit den Unterthanen gegen 
Heverje von Seiten der Herrn: »fie blos als freis 
willige Gaben erhalten zu haben«, oder gegen andere Vers 
willigungen errichtete Verträge **), und nad der Klage 
Neymayrs von Namsla ***) wurde nur aus Verachtung 
dDiejer Verträge an manchen Orten eine Obſervanz gebildet, 
die nun blos einfeitige Verbindlichkeit den Unterthanen aufs 
legt, und nach den — dem Götzen Hercomannus (wie uns 
fe:e franzöſiſche Nachbarn ehehin unfer Herkommen ums 
tauften) einmal eingeräumten Rechten, dorten, wo ihre 
Exiſtenz erwieſen werden kann, aber nirgend 
anderswo ***) freilich eingehalten werden muß. 

So haben ſich unter andern die Regenten von Würtems 
berg das Recht zur Erhebung diefer Ars von Steuern blos 





*) Staaterecht Th. 20. ©. 176. 
*+) Rosenthal de feudis Gap. 5. ebncl. 77. not. b. 


*+") Klock de contribut. Cap. 8. n. 40. ©. 207. 


wer) Sercnow. elem. jur, publ. $. 550. 


Schnaudert Staatérecht der geſammten Reichslande $. 290. 
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durch Verträge mit ihren Unterthanen und fülr dieſen dagegen 
zugeftandene mehrere Freiheiten und Vorzüge erworben *). 

Wenn nun all ſolchem zu Folge das Recht: die Fräu— 
leinsSteuer zu erheben, blos auf einer — richtigen 
oder unrichtigen — Anwendung des römifchen juris clien- 
telaris und den aus folhem in unſer Lehnrecht eingefchlicher 
nen Sägen beruhet, und, wenn diefe Steuern lediglich den 
Privatnußen der Herren und ihrer Familien bes 
zielen mithin die wefentlichen Sn einer Landesfteuer 
im eigentlichen Sinne : 

»Bedürfniß zum Beften und zur Nothdurft 

des Staats« **) 

nicht fennen; fo wird wohl feinem Zweifel unterworfen feyn, 
daf fie nicht vi summi imperü, fondern nur jure heröli 
sive patrimoniali erhoben werden, und daf daher in den mes 
biatifirten Landen nicht der Souverain, fondern nur der 
Patrimonialberr Anfpruch darauf habe. Ohnehin 
fehlt es nicht an Beifpielen, daß auch mittelbare Edelleute 
diefe Fräulein s Steuer von ihren Hinterſaſſen hergebracht 
haben, 

Auch ift es faum nöthig,, zu bemerken, daß keineswegs 
die bloße Benennung Steuer es fey, was dem Souverain 
Anfprüche auf diefe oder jene Abgabe verfchafft, fondern daß 
vielmehr fediglih und ganz allein der Zweck, zu welchem 
folhe verwandt worden, bei der Theilung zwijchen dent Sou— 
verain und Mebiatifirten entjcheiden könne, 

Es kann daher nad) dem Maren Sinne der rheinifchen 
Bundesafte der Souverain nur diejenigen Abgaben fich zus 
eignen, welche ganz unftreitig blos zur Beförderung des 
Wohle des Staats erfodert und zu den damit verknüpften 
Ausgaben vertvendet worden find; keineswegs gehören ihm 





*) Breyer elementa jur. publ. Wirt. $. 387. 
**) Klock de contrib. cap. 8. in prooem. 
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aber dirjenigen Abgaben, welche bisher zur täglichen Nah: 
rung und Mothdurft des Mediatifirten und feiner Familie 
verwendet worden find. Wenn der Souverain richtig und 
nicht blos nad Willkühr urtheilen und handeln will; fo 
follte ev auch ganz genau diefe Gränzlinie einhalten, weil er 
fonft co ipso die Ausgaben, welche mit jenen Steuern bis 
her beftritten worden find, übernehmen, folglich in denjenis 
gen mediatifivten Landen, wo die Fräufein s Steuer herges 
bracht ift, und wo er fie fitr die Zukunft zu erheben ges 
denkt, die Töchter der Mediatifirten mit dem vorhin von 
den Unterthanen erhobenen Heurathsgute verfehen müßte. 

Die Dotirung der Töchter der Negenten: Familie iſt, 
wie jedem Unbefangenen von felöft einleuchten muß, ſchlech⸗ 
terdings keine Staats: fondern blos Privarfache des Bas 
ters *), als folhe. Er hat diefe Schuldigfeit daher ledigs 
lic) aus feinen Domainen zu beftreiten und wenn er von feis 
nen Unterthanen einen Beitrag zu diefer Ausgabe hergebrache 
hat; fo Hat er folhen eben jo wenig als summus impe- 
rans erlangen fünnen, als wenig er feine Tochter vi sum- 
mus imperii dotitt. 

Kann gleich manchmalen der Fall eintreten, daß diefe 
oder jene Bermählung blos aus politifhen Rückſichten ges 
fhloffen wird; fo folgt daraus doch keineswegs für die Un— 
terchanen eine Verbindlichkeit zu Dotirung der Töchter ihres 
Negenten. Zu was follen denn wohl die Einfiinfte von den 
Domainen beftimmt feyn, wenn fie nicht zunächſt zur Unter—⸗ 
haltung des Negenten und feiner Familie verwendet werden 
wollen ? | 

Selbſt diejenigen NRechtsichrer, welche diefer Steuer aus 
voller Kraft das Wort reden, griinden das Necht zu ihrer 
Erhebung keineswegs auf irgend ein pofitives gejchriebenes 





*) Barsius de pactis famil. il. c. 6. 19, 3. Mofer Familien : Staats 
recht $. 167. 
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Recht; fondern blos auf eine ununterbrochene Obſervanz oder 
eine abfolute Unvermögenheit des Vaters *); fie beſtätigen 
alfo unfere obige Regel felbit aufs kräftigſte. 

Aber auch in einer andern Hinfiche können mir dem 
Souverain, wenn er nicht etwa das onus dotandi der Töch— 
ter feiner Miediatifirten auf feine Domainen übernehmen wolls 
te, das Recht Fräulein sSteuer in den mediatifirten Landen 
zu erheben, nicht einräumen, weil fonft die Alternative eins 
treten wiirde, daß 

2) entweder die LUnterthanen der Mediatiſi ten nun an 

zwei Familien, nämlich: 
a) die Altberechtigte; des Patrimonialherrn und 
b) die neu hinzugefommene : des Souverains 
Fräuleinftener afgeben, oder aber, daß 
2) die Mediatifirten auf die vorhin von ihren Unterthas 
nen gefchehene Unterftiigung bei Dotirung ihrer Töchter 
Verzicht leiften müßten 

Das Erftere wide in dem Keim, aus dem in den Het: 
zen der Unterrhanen der Mediarifirten die Frucht der Leber: 
jeugung: daß fie fih unter der neuen Verfaffung beffer befins 
den als unter der alten, erft noch hervorgebracht werden foll, 
einen Wurm legen, der diefer Frucht tödlich. werden könnte; und 
daB letztere würde mit der den Mebdiatifirten wegen Erhal— 
tung ihrer 

droits seigneureaux et féodaux — et autres sem- 
blables in der rheinifchen Bundesakte gegebenen Garantie 
nicht vereinbarlich ſeyn. 

Wir haben blos im allgemeinen unfere Meinung geäuf 
fert, ohne auf einen befondern Staat hinzufehen und wir 
wünfchen, daß rechtsgelehrte Männer diefen nämlichen Ger 
genftand , der allercings praktiſchen Werth hat, BR be; 
arbeiten möchten. 


— — — 
*) Klock de Contrib. od. n. 37 _ 
——⸗—— 
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10. 
Fortfegung der Verhandlungen des Konventes zu 
Frankfurt, die Regulirung des Kur: und Ober 


rheinifchen Kreisſchulden- und Penfionsivefens 
betreffend. 





Am Jıten Mai I. J. traten die Herren Kommiffarien bei 
‚dem zur Regulirung des Kurs und Oberrheinifchen Kreis; 
fchulden / und Penfionswejen zu Frankfurt verfammelten Kon 
vente , auf vorgegangene Einladung des Fürft Primatifchen 
Ken. Rommiffarius abermal zufammen, wo leßterer die von 
Sr. Hoheit Fürft Primas an Se. königl. Wajeftät von 
Weſtphalen und Se. fürftt. Durchlaudyt von Zalmı Kyrburg, 
unterm ııten Mai l. J. erlaffene Einladungsjchreiben, einen 
Bevollmächtigten zu diefem Konvente gejällig abzuordnen, 
dem Konvente mittheilte, des Inhalts : | | 


An Se. königl. Majeftätvon Weftphalen. 


Euer ꝛc. wird es bekannt feyn, daß feit dem Sten Aus 
guft v. J. ein Konvent der an dem vormaligen fur: und 
oberrheinifchen Kreije betheilten Souverainen, auf mein 
Fintadungsfchreiben vom Sten Juni v. J., weiches in Ab 
fchrift hier anliege *), in Gefolg des rheiniihen Bundes 
vom ı2ren Sul. 1806. Art. 2. und 29. zu Frankfurt ver 
ſammelt ift, um das kurs und oberrheinifche Kreisfchulden 
and Penfionswefen zu berichtigen. 

Da nun Heffenfaffel zu dem vormals oberrheinifchen — 
und Eichsfeld zu dem vormals furrheinijchen Kreis gehört, 
und dieſe beide Lande der Krone Euer ꝛc. einverleibt find; 
fo finde Ich Mich dadurch veranlaßt, Euer ꝛc. angelegent 
lichft zu erjuchen, daß es Ihnen gefällig feyn möge, einen 





*) Diefes allgemeine Einladungsfhreiben vom Zteu Juni 1807. ift bereits: 
in dem rhemifchen Bunde Heft 7, Seite 141. abgedrudt, 
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Bevollmächtigten zu dieſem Konvente nach Franffurt abzu⸗ 
ordnen, um an dieſem gemeinſamen, wohlthätigen und drin— 
genden Geſchäfte, in Gefolge des rheiniſchen Bundes, einen 
perſönlichen rühmlichen Antheil zu nehmen. 


Da Euer ꝛc. auf das Schreiben des zur Berichtigung 
der vormals fränkiſchen Kreisangelegenheiten zu Nürnberg 
verſammelten Konvents, an das Königlich Weſtphäliſche Ge— 
heime Staateminifterium zu Kaffel, dd. Nürnberg den 26. 
Februar I. J. laut des hierauf erfolgten Antwortichreibeng 
des Königlich Weſtphäliſchen Geheimen Staatsminifteriums, 
dd. Kaffel den 30. März 1. J. in Betreff des franfifchen 
Kreisfchulden ; und Penflonswefens, einen jo rühmtichen wills 
fährigen Antheil zu nehmen geruhet haben: fo vertraue ch 
von Euer ıc. mit einer gleich millfährigen Entfchliefung, in 
Betreff des kurs und oberrheinifchen Kreisfchuldens und Pens 
fionswejens, beehrt zu werden ac. 


An Seine Fürſtliche Durdlaudt von Salm— 
Kyrburg. 


Da das Eirkufar s Einfadungsfchreiben,, welches Sch am 
3. uni v. J. an die ſämmtlichen bei dem vormals furs 
und oberrheinifchen Kreiſe betheilten Souverainen, und nas 
mentlich an den fonverainen Herrn Fürften Salm-Salm 
Liebden ‚, zur Berichtigung des fürs und oberrheinifchen 
Kreisihulden: und Penſionsweſens erlaffen habe, aus einem 
bloßen Verſehen nicht ebenfalls an Euer Liebden infonderheit 
ausgefertige worden iſt; fo will ich Euer Piebden , mittels 
Anſchluß des gedachten Cirkular-Einladungsſchreibens, ange: 
fegenft erfuchen, daß es Ihnen gefällig feyn möge, an dies 
fen gemeinfchaftlichen., woblthätigen und dringenden Ges 
fchäfte, in Gefolge des rheinifchen Bundes, einen perfünfis 
hen rühmlichen Antheil zu nehmen, ſofort noch einen De: 
vollmächtigten zu dieſem Konvente nach Frankfurt abzuord— 
nen, oder die Vollmacht, welche der Fürftlih Salm: Sams 
fche Herr Geheimerath von Moel von des Kern Fürſten 
Sam: Salm Liebden bereits befikt, von Euer Liebden auf 
Dero Namen ausgedehnt werde ıc. 


Und da der hochanfehnliche Konvent bereits mehrmalen 
den Wunſch geäuſſert Hat, daß Namens deffelben Erinne— 
rungsjchreiden an Se. königliche Majeſtät von Baiern, fai: 
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ferliche Hoheit Grofherzogen von Berg und Kleve, und 
herzogliche Durchlaucht Herzogen von Naffau, in Betreff eis 
nes abzuordnenden Bevollmächtigten zu dem hiefigen Kom 
vente, erlaffen werden mögten; fo wurden in deffen Namen 
die. befragten Erinnerungsjchreiben erlaffen , des Inhalts: 


a) Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter König! 
b) Durchlauchtigfter Großherzog! 
c) Durchlauchtigfter Herzog! 


“ 

Der zur Regulirung des kur- und oberrheinifchen Kreis: 
fchiriden: und Penfionswejens Teit dem Auguft v. Jahres zu 
Frankfurt verfammelte Konvent, welcher auf fein Schreiben 
an Euer Königlihe Majeftät (an Euer Kaiferlihe Hoheit, 
an Euer Herzogliche Durchlaucht) bis jekt mit einer Ant: 
wort nicht beehrt worden iſt, finder ſich dadurch veranlafir, 
feinen in dem befragten Schreiben ausgedrückten Wunſch an: 
gelegenjt zu erneuern, daß es Euer Königlichen Majeſtät 
(Euer Kaiferlihen Hoheit, Euer Herzoglichen Durchlaucht) 
gefällig fenn möge, noch einen Bevollmächtigten zu dieſem 
Konvente nach Frankfurt abzuordnen, und an dieſem ge 
meinjamen,, wohlthätigen und dringenden Geichäfte, in 
Gefolge des rheinischen Bundes, einen perfünlichen rühmli— 
chen Antheil zu nehmen, 


Frankfurt am 3ı. Mai 1808. 


Von Seiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Negur 
firung des kur- und oberrheinifchen Kreisſchulden- und 
Menfionswefens von den betreffenden Souverainen des 
rheinischen Bundes verordneten Bevollmiüchtigten. 

Unterfhrift J. R. v. North, 
St, Hoheit Fürſt Primas Geheimerrath. 


Eben ſo wurden Erinnerungsſchreiben an das kaiſ. kön. 
franzöſiſche Gouvernement zu Hanau und Erfurt gleichen 
Inhalts im Namen des Konventes von dem fürft primati⸗ 
fhen Herrn Kommiffarius erlaffen. 
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Inhalt. 


Unterzeichneter Fürſt⸗Primatiſcher Kommiſſarius hat ber 
reits unterm dritten Juni v. J. im Namen Sr. Hoheit, 
der rheiniſchen Konföderation Fürſt Primas, die Ehre ge— 
habt, dem K. K. Franzöſiſchen Gouvernement zu Hanau 
(zu Erfurt) das in der Anlage enthaltene Cirkularſchreiben 

r. Hobeit, Fürſt Primas, mit dem angelegenften Erſuchen 
zuzufenden,, daß es dem K. K. Franzöfifchen Gouvernement 
gefällig feyn möge, bei Sr. K. 8. Majeftät von Frankreich 
und Italien die zweckmäßige Einleitung zu treffen, damit 
ein Bevollmächtigter fir Hanau (Erfurt) bei dem in dem 
Cirkularſchreiben bezeichneten Comité zu Frankfurt erſchei⸗ 
nen möge. 


Da das Vorhaben Sr. Hoheit, Fürſt Primas, keinen 
anderen, als den von Sr. K. K. Majeſtät ſelbſt, als dem 
allerhöchſten Beſchützer des rheiniſchen Bundes, und von den 
konföderirten Königen und Fürſten in dem Art. 2. und 29. 
der rheinifchen Bundesafte vom ı2, July 1806 ausgedriick 
ten, gerechten und ruhmvollen Zweck hat; fo vertrauten Se. 
Hoheit, Fürft Primas, von der erhabenen Denkart des ho— 
ben Souvernements den beften Erfolg besfalls erwarten zu 
diirfen; zumal dem DVernehmen nach. das K. K. Franzöfifche 
Gonvernement in Baireuth zu den Vefchlüffen der fränfis 
fchen Kreisverfammlung mitwirft. 


Da aber bis jeßt von Seiten Hanau (Erfurt) wegen 
befonders obgewalteten Verhältniffen, Fein bejonderer Bes 
vollmächtigter bei dem Konvente dahier erſchienen ift; fo 
findet fich diefer Konvent veranlaft , feinen Wunſch dem 
K. K. Souvernement zu eröffnen, daß es Demſelben gefäls 
lig feyn möge, nah dem Beifpiele des Franzöſiſch K. K. 
Gouvernements zu Fuld, mittels Abſchickung eines eigenen 
Bevollmächtigten, an diefem gemeinfamen, wohlthätigen und 
dringenden Gefchäfte rühmlihen Anıheil zu nehmen. - 


Frankfurt am 3ı. Mat 1808. 
Ron Seiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Regu—⸗ 
lirung des kurz und oberrheinifchen Kreisfchulden: und 


Penſionsweſens, von den betreffenden Souverainen des 
theinifchen Bundes verordneten Bevollmädtigten. 


Unterfchrift: wie oben. 


I 
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Schließlich gab der fürft:primatifche Herr Kommiſſarius 
zur Beförderung der rückſtehenden Abftimmungen iiber die 
Regulirung des Eur: und oberrheinifchen Kreisfhulden: und 
Penfionswefens folgende Erklärung zu Protokoll : 


Er fey von Seiner Hoheit, Flirt Primas, beauftragt 
und angemwiefen, die aefällige Beförderung der rückſtehenden 
Abſtimmungen über den vorbemerkten Gegenſtand, unter Be— 
zug auf feine deßfallſige Anträge vom 8. Auguft, vom 4ten 
September und vom ı2. Dezember v. J., feinen hochan: 
fehntichen Mitkommiffarien angelegenft zu empfehlen, damit 
Gläubiger und Penfioniften endlich zu dem Ihrigen gelan— 
gen. Er wolle bei dieſer Gelegenheit bemerken, daß dag 
Kreisſchulden- und Penſionsweſen des vormaligen fränkiſchen 
Kreiſes bei dem deßfalls angeordneten Konvente zu Nürn— 
berg, nach deſſen thätiger und rühmlicher Verwendung, be— 
reits dahin gediehen ſey, daß der Entwurf zu einer Rezeß— 
mäßigen Uebereinkunft der dabei betheilten Souverainen 
über die fränkiſche Kreisſchuld, in Bezug auf Gläubiger und 
Diener, gefertigt, von dem Konvente zu Nürnberg vorläu: 
fig berathen, und den höchften Souverainen bereits zur Ger 
nehmigung vorgelegt worden fe. 


Die anwefenden Herren Kommiffarien dankten für die, 
Ihnen, den fränkiſchen Kreis betreffend, mitgetheilte Nach: 
richt, und erklärten, daß Sie Ihres Orts alles beitragen 
würden, was zur Defchleunigung diefes Gegenftandes führen 
könne; womit diefe Konferenz befchloffen wurde, 
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11. 


Das teutfche Reich und der rheinifche Bund, 
Eine pubtigiflifchipolitifche Paralleleıc. von Dr. WI. Behr. 





 (Bortfeßung der im vorigen Hefte abgebrochenen Abhandlung.) 





— 


Mir man die Einrichtung des tentfchen Neichs, unb bie 
Mittel, deren es ſich zur Erreichung feines Zwecks bediente, 
gründlich beurtheilen, fo muß vor allen die Verwaltung 
deſſelben, von feiner Berfafjung gehörig gefondert, und 
hinfichtlich der lezteren, welche natürlich zuerft in Betrachtung 
koͤmmt, der Geiſt der DVerfaffung, von den Formen, 
durch welche er im Laufe der Zeit — fid) veredeind oder 
entartend — ausgeprägt wurde, unterfchieden,, allenthalben 
aber der Zweck des Reichs, als eines Völker: Staats, 
als der eigentliche Maafftab der Prüfung ,_feft im Auge ges 
haften werden. | 

Die Zauptmomente der VBerfaffung eines Staats 
fonzgentriven fich in der Art und Meife — der Realiſirung 
feiner höchften Gewalt nach ihren drey wefentlichen Beftands 
theilen, der Geſetzgebung, Nechtfprehung und Wollziehung 
nämlich, — und der Artifulationen, wodurch jene auf alle 
Glieder und Theile des Staats fi) wirkſam Außern fol. — 
Die Ideen , welche den gewählten Formen zu Grunde liegen, 
find der Geift der Verfafung, welcher jedoch durch die Art 
der gewählten Formen bald vein, bald fehr unrein ausgefpros 
chen werden kann. — Der Sinnbegriff der Funktionen endlich 
von Leite der höchften Gewalt des Staats durch alle Artiku— 
lationen hindurch zu Erreichung feines Zwecks, oder der wirk⸗ 
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liche Gebrauch, der von der hoͤchſten Gewalt des Staats 
ihrer Beſtimmung gemäß, gemacht wird, machen feine Ber: 
waltung aus. 
Das teutſche Reich war in Anfehung der Art und Weir 
fe, mie feine höchfte Gewalt dargeftellt wurde — durch 
die Perfon eines gewählten Kaifers naͤmlich, — Wahl: 
monardhie ; in Anfehung der. Art und Weife, mie feine 
höchfte Staatsgewalt ausgeäbt wurde, — infoferne nam: 
lich in ihrev Ausäbung die Nepräfentanten der fämmtlis 
chen Glieder: Staaten mit dem Katfer konkurrirten — Spn: 
fratie, folglich eine funfratifhe Wahlmonardie. 
Die Geſetze des Reichs erhielten ihre Sanftion von 
dem Kaifer, und wurden, fo wie die Urtheilsfprüche in def: 
ſen Namen publizirt und vollzogen : Won diefer Seite ber 
tracıtet war das Neich eine Monarchie. Inſoferne aber 
die Materie der Gefeke von den verfammelten Repräfentan: 
ten aller der Völker, welche das Reich Eonftituirten, gegeben 


ward, infoferne in flreitigen Partheyfachen die Möglichkeit _ 


des Rekurſes von den höchften [Reichsgerichten an eben jene 
Verfammlung durch die Konftitution flatuirt, und die Faͤl— 
fung der Straferkenntniffe gegen gewiffe Arten von Verbrechen 
derjelben Verfammlung vorbehalten war , und infoferne end: 
Lich die Vollziehung der Geſetze und der 1rtheils Sprüche 
durch die Partifularkraft jener Kepräfentanten bewirkt wur 
de, — infoferne liegt der Charakter des Synfratis’m an 
der Form des teutfchen Neichs unverkennbar vor, und dürfte 
alfo die oben gewählte Bezeichnung feiner Form hinlänglich 
gerechtfertigt ſeyn. 

Abftrahirt man von dem Buchſtaben der Conftitur 
tion, und dringt in deren Wefen ein, fo entdeckt man 
darinn eine Art von Trennung der hödften Staatsgewalt 
nad) ihren 3 Kauptzweigen ; denn das wahre Wefen der 
Geſetzgebung lag in den Handen der verfammelten Reichs 
ftände : Von ihnen giengen die Gefeßesvorfchläge aus; zweck 
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sıtäfigen Vorfchlägen der Art durfte der Kaifer feine 
Beſtaͤtigung nicht verweigern, oder man fehrte fich nicht dar: 
an, wenn er’s dennoc that; Reichsendzweckswidrige Vorſchlaͤ⸗ 
ge aber mußte er von dem Erwachfen zur Geſetzeskraft ab⸗ 
Halten, und eben diefes Recht des Veto war der alleinige 
reelle Antheil des Kaifers an der gefehgebenden Neichsger 
walt, der eben durch feine blos negative Natur beweißt, 
Daf nicht der Kaiſer, fondern die Verſammlung der Reichs; 
fände, als Innhaberin des pofitiven Antheils, das eis 
gentliche Subjekt der gefekgebenden Gewalt des Reichs gemwes 
fen fen. . Obgleich) ferner die Urtheilsfprüche im Namen des 
Kaifers publizirt wurden, fo waren doc die höchften Reichs— 
gerichte im Akte des Nechtfprechens felbft, der Konftitution 
gemäß, völlig unabhängig von demfelben, und die Nealität 
der rechtfprechenden Gewalt des Reichs befand fich alfo in 
den Haͤnden der Neichsgerichte, und für einzelne Fälle in je 
nen der Neichsverfammlung. In Anfehung der vollziehenden 
Gewalt endlich muß man ebenmäßig das Innhaben des Nechts 
des Impulſes zur Vollziehung von dem Innhaben der voll: 
ziehenden Kraft felbft unterfcheiden; jenes Recht des Impul—⸗ 
fes zur Vollziehung lag in den Händen des Kaifers; die 
vollziehende Kraft felbft aber haftete an den Glicdern des 
Reichs, welche vorzüglih zum Behufe einer zweckmaͤßigen 
Derwendung derfelben nach Kreifen vertheilt waren. — Alles 
dieß beweißt zur Genüge die Wahrheit meiner obigen Anga— 
be, daß die hoͤchſte Gewalt des teutfchen Reichs durch den’ 
Kaifer zwar dargeſtellt oder repräfentirt, aber von 
dem Kaiſer und dem Reiche geübt worden fey. 
Forfcht man nad) den Ideen, welche diefer ganz eignen 
Modififation der höchften Gewalt des teutjchen Reichs zum 
Grunde gelegen haben, um den Beift der Neichsverfaffung‘ 
auszumitteln,, fo dringt fich einem nothwendig die Bemerfung 
auf, daß bey der urfpränglichen Adoption und allmähligen 
Ausbildung jener Formen die dee vorherrfchend gewefen fenn 
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muͤſſe, daß ein Monarch ſeyn muͤſſe, von welchem, als dem, 
die Souverainitaͤt des Ganzen perſonifizirenden, Haupte, und 
dem Centrum aller Ihätigfeit des Staats, der erfte Impuls 
aller Bewegungen der Mafchine, ihre Auftorität und Leitung 
auszugehen habe, daß aber auch der Abartung der Monar: 
hie in Despotie, der Unterdrüdung der rechtlichen Freyheit 
der Staatsglieder auf alle Art vorgebeugt werden muͤſſe. 

An diefe Grund-Idee veihten fih, als natürliche Folges 
tungen ans. derfelben,, a) die Idee der Unveraͤußerlichkeit der 
Autonomie , oder des Rechts der Selbfigefeßgebung auf Seite 
der Glieder des Staats, welche ihnen in allen Epochen des 
teutfchen Reichs nicht nur eine Mitwirkung zur. Gefeßgebung, 
fondern den reellſten Hauptantheil an der Gefekgebung des 
Heichs durch das Organ ihrer Nepräfentanten auf der Reiches 
verſammlung ficherte, und hinwiederum dem möglichen Miß— 

brauche von Seite diefer Depräfentanten durch das dem Kai— 

fer. eingeräumte echt des Veto vorzubeugen veranlaßte : 
b) die dee der. Nothwendigkeit der Entfernung alles Eins 
fluffies der Macht und Privatwillkuͤhr auf die Entfcheidung 
der entſtandenen Rechtsſtreitigkeiten, welcher die Art der Ge; 
richtsverfaffung des Reichs ihr, Daſeyn verdankte ; endlich c) 
die Idee der Nothwendigkeit einer folchen Stellung der erefu: 
given Kraft, wodurch Ddiefe eines Theils ihrer mwillführlichen 
Verwendung für Privatzwecke des Monarchen , überhaupt 
dein Mißbrauche entruͤckt, andern Theile aber für den wirk— 
fihen Bedarf des Reichs zur Erreichung feines Zwecks in 
zweckmaͤßige Vereitfchaft geftellt fey; wodurch die Neichserefus 
tions s, die Heichsfriegsverfaffung, und die Kreisverfaffung 
ins Dafeyn gerufen wurden. 

Wer follte es vermögen, die Vortrefflichkeit diefer ideen, 
welche ihren Urfprung ans der lauteren Quelle der Vernunft 
und der durch fie gegebenen Idee des Staats, ihre Abftams 
mung vom reinen Urbilde des bürgerlichen Vereins fo laut 
md deutlich beurkunden, zu leugnen ? Wer follte mißkenn:n 
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Tönnen, daß diefer Geiſt der Neichsverfaffung — ber Geift 
des Achten Republikanis'm, der mit dem Wefen einer Monarı 
hie nicht nur volltommen vereinbarlich ift, fondern die Seele 
jeder Monarchie feyn follte — wäre er von dem Haupte und 
von den Gliedern zu jeder Zeit vichtig laufgefaßt, rein und 
ununterbrochen feftgehalten, und durch entfprechende Formen, 
welche eben diefes Fefthalten verbürgt, und genen jede Aus 
beugung des Egoismus gefichert hätten, ausgeprägt worden, 
das Reich unfehlbar zur Höchften Eonfiftenz und Macht, derem 
nur irgend ein, von der Natur aleich begünftigter, Staat 
von gleichem Umfange und gleicher Bevoͤlkerung fähig iſt, 
emporgehoben haben würde ? — Leider aber war die Periode 
feines Lebens nur von kurzer Dauer, fo fehr er auch in die: 
fer Periode feine glückliche Wirkung bewährt hatte: Nur zu 
bald verdrängte der Egoismus des Haupts und der Glieder 
ihn aus feiner Stelle, verunftaltete die, auf das Dafeyn eis 
nes, der Tendenz der Verfaſſung zufagenden, Geiftes und 
Willens der Berfaßten berechneten, Formen , und ſchob den 
oben angedeuteten, das Wohl der Gefammtheit bezielenden, - 
Ideen lauter individuelle Privatzwecke umter , welche die vors 
Handenen Anftalten, zur Vereitlung des Zwecks der Geſammt— 
heit, in’s Stoden brachten, oder wohl gar fr fich miß— 
brauchten. — 
Daß bey dieſer Wendung der Dinge der Zweck des 
Reichsvereins in jeder Hinſicht unerreicht bleiben, folglich die 
Integritaͤt des Ganzen, bey der vielfaͤltigen Theilung des 
Intereſſes ſeiner Glieder und dem Mangel an kraͤftiger Zu⸗ 
ſammenwirkung, den Umgriffen der Nachbarn, die innere 
Ruhe den Reibungen der Eiferſucht und des religioͤſen Fana— 
tismus ſich entgegenſtrebender Partheyen, die rechtliche Frey: 
heit und Sicherheit der Reichsbuͤrger der zufälligen Güte o 
Bösartigkeit der  Landesheren Preiß gegeben, alle Begri,' 
von gemeinfhaftlichem Vaterlande und Intereſſe verfchwinden, 
und das Band, welches. die verfchiedenen Glieder des teut— 
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fhen Staatskoͤrpers zu einer Einheit verbunden halten follte, 
fih allmählig ganz auflöfen mußte, war ganz natärlih: Daß 
es aber fo gefommen ift, verfchufdete jedoch offenbar nicht Die 
Verfaſſung des Reichs an fich, fondern lediglich der Mangel 
des Willens der aktiven Meichsglieder, der Tendenz der Bers 
faffung ſich pünktlich zu fügen, und in das Erftreben derſel⸗ 
ben ernſtlich einzuwirken. 

Darum, glaube ich, laͤßt ſich der ſchon erwaͤhnten, am 
ıten Auguſt 1806 an den teutſchen Neichstag abgegebenen 
Erklärung mehrerer Neichsftände, wodurch fie fih vom Reichs⸗ 
verbande Iosfagten, eigentlih nur der Sinn unterftellen : 
»Unſere, und unferer Mitftände Vorfahren paßten fehon lans 
ge nicht mehr in die Verfaffung des teutfchen Reichs; deren 
Geift und Zweck war ihnen fremd geworden, fo wie das 
Intereſſe teutfcher Gefammtheit, verdrängt durch ihr Privats 
Intereſſe; durch das Benehmen unferer Borgänger längft 
ſchon dem Mefen nach getrennt von dem, nur eben dadurch 
geloͤßten, teutfchen Bunde, wollen wir nun auc den leeren 
Schein von uns werfen, und uns Öffentlih und förmlich dar 
von losſagen, um uns aufs neue, aber defto kraͤftiger und 
inniger zu verbinden.« Wenigſtens verträgt fich diefe Deus 
tung jener Deklaration mit der, dem anerkannt ehrmwürdigen, 
urfprönglichen Geifte der teutfchen Neichverfaffung fehuldigen, 
Achtung, und läßt uns das Vertrauen, daß jene Deklaranten 
die wahre Quelle des Uebels, wodurch die Neichsverfaffung 
das 2008 des allen menfchlihen Einrichtungen anflebenden 
Unbeſtandes jeht fhon erfahren mußte, richtig erkannt, und 
den feften Willen haben, durch Verftopfung jener Quelle einem 
aͤhnlichen frühen Fehlerhaftwerden. neuen Vereins, N in 
menfchlichen Kräften fteht, zu begegnen. 

Jede, aud die befte, Konftitution eines Bürger: oder 
Staaten: Vereins ift todter Buchſtabe, fraftlofes Mafchinen: 
werk , lebt nicht der Geiſt der Eonftitution in den fonftituirs 
ten ; aber die Hauptkunſt der politifchen Architektonik beſteht 
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darinn, den Organismus fo anzulegen und ausjubanen, daf 
jener Geift in den organifirten ſtets lebendig, feine Thaͤtigkeit 
in der erforderlichen zweckgemaͤßen Nichtung erhalten, und jede 
Subſtituirung fremdartiger Triebe möglich unterdrückt iwerde : 
Daß es aber gerade an jener Kunft in fpäteren Zeiten der 
teutſchen Konflituenten gefehlt habe, wird fih im Verfolge 
zeigen. — 

Die Hauptmomente der, von jener eines Völker: 
Staats mwefentlich verfchiedenen, Verfaffung eines Völker: 
oder Staaten » Bundes find: — Beſtimmte Abgränzung 
der Eigenthums-Rechts- oder Freyheits : Sphäre jedes der 
verbundenen Staaten; denn der Bund hat einzig den Zweck, 
jedes feiner Glieder in feiner Eigenthums- und Frenheitss 
Sphäre zu ſchuͤtzen und zu fihern; es muß alfo vor allem 
beftimmt feyn, was zur Sphäre eines jeden gehöre; damit er 
wife, was er zu fihügen habe: — Beſchraͤnkung eines jeden 
der verbündeten Staaten auf diefe beftimmte Sphäre: — 
Healifirung des Schußes und der Sicherung der Verbundenen 
in dieſer ihnen eingeräumten Sphäre duch vechtlihe Beyle—⸗ 
gung aller unter ihnen etwa entftehenden Streitigkeiten, und 
Dereinigung der Macht aller gegen zweckwidrige Attentate von 
Sinnen, und feindliche Angriffe von Außen: — Etablierung 
eines Kongreffes aus Nepräfentanten der verbundenen Staaten, 
zur Beforgung der gemeinfhaftlichen Angelegenheiten des Bun: 
des, zur Schlichtung der etwaigen Streitigkeiten der Glieders 
Staaten unter fih im Wege Nechtens, und Verwendung und 
Leitung der vereinigten Macht des Bundes zum Behufe feis 
nes Zweig: — Endlich, im Falle der Bund fich felbft zu 
ſchwach fühlen follte, die Intregritaͤt des Ganzen und jedes 
feiner Theile mit Zuverficht des Siegs unter allen Umſtaͤnden 
zu vertheidigen, — die Garantie einer dritteren Macht, durch 
deren Vereinigung mit der Macht des Bundes ein entichieder 
nes Vebergewicht der Macht über mögliche Spaltungen im 
Inneren und feindliche Anfälle von außen verbärgt wird. Die 
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Vollſtaͤndigkelt dieſer Momente der Verfaſſung des Völker: 
Bundes hat ihre Gewähre in feinem Zwede; denn werden 
alle diefe Momente realifirt, fo wird der Bund feine- Be: 
ſtimmung unfehlbar erreichen, und mehr bedarf es ja nicht. 

Die Idee, welche der Verfaffung eines Voͤlker- oder 
Staaten: Bundes zu Grunde liegt, der Geift einer fol? 
hen Berfaffung, iſt das Vernunft: und Naturs Gebot der 
Realiſirung eines recht lichen Werhältniffes unter, ſich bes 
grenzgenden, Staaten, welche, als die Einheiten der in ihnen 
verbundenen vernünftigen Weſen, eben fo , wie diefe, dem 
Rechtsgeſetze unterworfen find, welches ihnen gebiethet, auch 
unter fich die Herrfchaft des Nechts, durch eine für fie und 
zur Beendigung alles Krieges realifirte Uebermacht, einzufuͤh— 
ren und zu fihern, und welche feldft durch den gegenfeitigen 
Unterjochungsgeift, der: fie alle belebt, indem er ſich felbft durch 
feine eigene Maxime entgegenarbeiter, am Ende nothivendig 
anf die angezeigte Verfaffung geleitet werden, da, weil fie alle 
einander unterjochen wollen, jeder ſich genöthigt fieht, für 
feine eigene Sicherheit zuerft zu forgen, und, weih er doch 
allein nicht mächtig genug ift, allen Angriffen Widerftand zu 
leiften , ev wider feine Neigung und feine geheimen Abfichten 
eine. Föderation der angezeigten Art nachfuchen muß, welche, 
indem fie ihn fihert, was er will, zugleich auch die andern 
fichert, was er nicht will, 

Die ganze TIhätigkeit des Bundes endlich, oder den 
Annbegriff feiner Operationen zur Erreichung feines Zweckes 
tönnte man die Berwaltung des Bundes nennen. 

Die beftimmte Abgränzung der durch die rheiniſche Cons 
föderation verbundenen Staaten, ihrer Eigenthumss und Rechte; 
Sphaͤre, enthalten die Artifel 135 — 24 und 54 der Confoͤ⸗ 
derationsafte vom ı2ten Sul, 1806, Die Etablierung einer 
Bundesverſammlung iſt angeordnet im Artikel 6 derfelben 
Akte, zur Schlichtung aller Streitigkeiten, welche ſich zwifchen 
den verbündeten Staaten erheben mögen, (Art. 9.), und zur 
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Behandlung der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten der ver 
bündeten Staaten, welche, zufolge des im Eingange der Alte 
angegebenen Zwecks des Bundes, vorzäglih in Auffindung 
und Anwendung zureichender, direfter und indirefter, Mittel 
zur Sicherung eines jeden der verbändeten Staaten in der 
ihn angemwielenen Sphäre, ſowohl gegen Angriffe und Verlezs 
zungen von Seite eines Mitverbundenen, als gegen feindliche 
Anfälle von außen, alfo zur Sicherung der rechtlichen Frey⸗ 
heit und Unabhängigkeit der Bundesglieder beſtehen muͤſſen. 
Die Vereinigung der Macht aller zum Zwecke gemeinfamer 
Vertheidigung endlich, mittelft beftimmter, von jedem Gliede 
zu ftelfender, Contingente, ift durch den Artikel 58, und die 
erforderliche Garantie des Bundes von Seite einer uͤberwie— 
genden Macht durch die, im Artikel 12 ausgefprochene, Liebers 
nahme des Proteftoriums von Geite des Katfers 
der Franzofen hergeftell. Es finden fich fomit alle wes 
fentlichen Punkte der Berfaffung eines Voͤlker- oder Staa: 
ten: Bundes in der erwähnten Urakte der rheinifchen Con 
föderation nad) ihren Grundzügen berichtigt. 

Wie dieje konftitutionellen Elemente des Bundes in der 
Folge weiter auszubauen und zu beleben fern dürften, um 
den Bund ſelbſt, der bis izt eigentlich nur auf dem Papiere 
konſtituirt ift, ins wirfliche Leben zu bringen, und in der er— 
forderlichen Ihätigkeit zu erhalten, darauf wird uns der Ders 
folg der Parallele leiten, ohne der Meifterhand des politifchen 
Baumeiſters, die wir an der Conföderationsakte bewundern, 
im mindeften vorgreifen zu wollen. 

Daß die rheinifche Conföderation die, oben angegebene, 
dee des Völker Bundes zur Baſis habe, erhellt aus dem, 
im Eingange der mehrerwähnten Conföderationsafte audges 
forochenen , Zwecke der Conföderation: »den inneren und 
Außeren Frieden der Komföderirten zu fihern:« Denn de 
Herbeyfuͤhrung und Befeſtigung, nicht blos eines Friedens, 
fondern. eines dauerhaften Friedenszuftandes unter Staus 
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ten und Staaten iſt nur möglich durch Stiftung eines recht⸗ 
lichen DVerhältniffes unter ihnen , und Vereinigung ihrer 
Macht zur Obhut des Kechts unter fih und zur gemein: 
fchaftlihen Vertheidigung gegen außen , und es bleibt fonft 
nichts zu denken übrig, worauf die ſich Werbindenden die 
Hoffnung der Realifirung eines inneren und äußeren Fries 
denszuftandes hätten gründen fünnen : Das Wollen des 
Zwecks begreift aber vernünftigermeife auch das Wollen des 
unumganglichen Mittels zum Zwede, weiches leztere Wollen 
denn aud die aufgeftellten Elementar s Normen des Bundes 
deutlich ausdrücken. 

Es ift nun an den Verbündeten, durch die That zu be; 
weifen, daß Sie der Geift des Bundes lebendig ergriffen 
habe ; und Sie werden dieß am beften dadurch fünnen, daf 
Sie, die als Mitgehülfen an der Stiftung und Gründung 
des Bundes vor den Augen der Gegenwart und Nachwelt 
daftehen, nicht nur feldft durch ihre Handlungsweiſe dem 
Seifte des Bundes volllommen entfprechen , fondern auch) 
durch Fefiftellung von Formen, welche diefen Geift rein und 
unverfälfcht ausprägen, und deffen Erhaltung verbürgen, der 
teutihen Nation die fihere Gewähre leiften,” daß auch die 
Erben ihrer Souverainität diefem Geifte unverrücdt treu 
bleiden werden, auf daß die teutfche Nation fich überzeugen 
tönne, daß ihre Ruhe nicht ferner dem Spiele der pofitifchen 
Laune, dem Zufalle der Privatabfihten und Verhältniſſe ih: 
rer Negenten Preiß gegeben ſey, fondern in dem geficherten 
Friedenszuftande ihrer Nachkömmlinge die billige Entgeltung 
für die großen Anftvengungen und Aufopferungen, welche die 
mehrjährige Krifis ihrer Staatsummwälzung ihr abnöthigte, 
mit Zuverficht erwarten dürfe. 


Wohl fieht und weiß es die teutſche Nation, daß ihre 


Fürſten jeßt 'nicht in der Lage find, unabhängig von dem 
Willen der höheren, die politifche Form von gang Europa 
umftaltenden, Hand zu thun, was fie wollen, und ohne Rück— 


109 


ficht auf die, alles umfaffende, polttifhe Tendenz jener böser 
ven Jand, ihren Trieben und Wünſchen für das Gejammts 
Wohl ihrer Völker geradezu Effekt zu verfchaffen, daß die 
gegenwärtige Paufe in dem inneren Leben des Bundes mit 
den Vorbereitungen zur Vollendung der politifchen Geſtalt 
des großen Sanzen im. Zufammenhange fichen möge: Allein 
fie fieht mit Verwunderung, gleich in der erften Periode des 
neuen Vereins, durch die differenteften Organifationen und 
Geſetzgebungen, durch gegenfeitige Verrufung der Miinzen, 
duch Erfchwerung des gegenfeitigen Verkehrs mittelft der 
Mauthanftalten, Anlegung des Univerfitäts:Banns, und ans 
dere ähnliche Souverainitäts-Ausflüſſe fih alenthalben ein 
Spftem der Sfolirung entwickeln, welches, wenn auch nicht 
mit dem Geifte des Bundes im direkten Widerfpruche ftehr, 
doc gewiß der Belebung deffelben nichts weniger als fürderz 
- Sich und zuträglich ift, und welches fie fih um fo weniger 
zu erflären vermag, je mehr fie im inneren der fonfüderirten 
Staaten nur folhe Verfiigungen erwarten zu müſſen glaub; 
te, welche, ohne alle Berührung der äußeren politifchen Ders 
hältniffe, den erftorbenen Geiſt der Einheit unter den teuts 
chen Völkern , die vergeffenen Begriffe von einem gemeinfas 
men Baterlande und Intereſſe wieder zu erwecken gefchickt 
gewefen wären, nachdem man den Verluft der National Eins 
heit und das Dermiffen eines gemeinfamen Intereſſes öffents 
lich als Hauptmotiv der Unhaltbarkeit des‘ Reichsverbands 
angekündigte, mithin eben dadurch die Nothwendigfeit eines 
thätigen Zufammenwirfens zur Wiederbelebung teutfcher Nas 
tionalität anerfanne hatte: — Wenn bey jenem Benehmen 
von oben herab nirgends ein vechtes Vertrauen, daß ed mit 
der Verbindung ernftlich gemeint fey, Wurzel fallen will, 
und fich nirgends ein veges Intereſſe dafiir Blicken läßt, 
wer follte e8 der teutfchen Nation verdenten fünnen ? 

Es wäre vielleicht möglich, daß der große Napoleon, 
der die Etablirung eines, den Anfoderungen des Völkerrechts 
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volllommen entfprechenden, großen Völker Bundes 
durch unzweydeutige Symptome ankündigt, zur Abfiht hät—⸗ 
te, ftatt die, bis ißt beftehenden , teutichen Staaten vermits 
telft der cheinifchen Conföderation, als Einem Ganzen, jenem 
großen Völferbunde beytreten zu laffen, wenigere Staaten in 
Zeutfchland zu bilden, und diefe, als einzelne für fich beftes 
hende, Staaten unmittelbar in den großen Völkerbund aufs 
zunehmen; und wenn dem wirklich fo wäre, fo hätte fich 
frepfih der Schlüffel zur Erklärung jenes Benehmens teut: 
fiher Souveraine gefunden: Im entgegengefebten Falle 
aber hätte doch die teutfche Nation billig hoffen dürfen, daß 
ihre Fürften fih zur gemeinjchaftlichen Berathung der gegens 
wärtig höchften National; Angelegenheit, des inneren Drgas 
nismus des Bundes, vereinigt, und die Reſultate diefer ges 
meinfchaftlichen Berathung , durch das Drgan des Direktos 
riums, der Vorfchrift der Bundesafte gemäß, dem Protek⸗ 
tor vorgelegte hätten, — welchem, die Qualififation des 
Bundes zur Erreihung feines Zwecks, d. i. deſſen Wohl, 
bezielende, aus ächtem Gemeinfinne gefloffene, Vorfchläge um 
fo weniger unwilltommen hätten feyn können, da er feldft 
Glieder feines eigenen Hauſes mit dem Wohl und Wehe 
von Teutfchland enge verflochten hat, — und daß man, wenn 
jenes gefchehen wäre, fie davon in Kenntniß gefekt hätte, 
als das unverkennbar wirkfamfte Mittel, ihr Vertrauen in. 
die neue Ordnung der Dinge einzuflößen, und ihr Intereſſe 
daran zu erregen, ohne welches Vertrauen und Intereſſe der 
Nation die Verfaffung , zwar immerhin gezwungene Söld— 
linge, nie aber freywillige und enthufjaftifche Vertheidiger 
finden wird. . | | 

Doch! die Weisheit unferer Souveraine, welche fich im 
Akte der Umgeſtaltung unferer Verfaffung in fo fchönem 
Glanze gezeigt hat, heißt ung, willig ung zu befcheiden, daf 
zureichende Gründe der Vorficht oder Nothwendigkeit ihr 
bisheriges Verfahren geleiter haben, und berechtigte ung zu 
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der Hoffnung, daß fie, wenn nur erft der rechte Zeitpunkt 
der Vollendung eingetreten ſeyn wird, der Geſammtheit das 
nachahmungswürdigſte Worbild Achter teutfcher National 
Energie in Ausbildung , Befeftigung und Belebung der ges 
wählten DBerfaffung gewähren werden. — 

Aus der VBergleihung der voraus aufgeftellten Haupt 
momente der Verfaffung eines Völker: Staats und jener 
eines Völker: Bundes ergiebt fih, daß beyde, ob fie 
gleich denfelden Zweck miteinander gemein haben, den näms 
lich, den vereinigten Völkern den Genuß der rechtlichen &is 
cherheit, eines dauernden Friedenszuftandes zu gewähren, 
dennoch in Anfehung der Art der Vereinigungs: Form zum 
gemeinfchaftlihen Erftreben des Vereinigungszwecks wefents 
lich differiren. : 

Der Bölker: Staat vereinigt alle, in ihm beariffene, 
Völker durch Lnterwerfung unter eine, ihnen allen gemeinſa— 
me, höchſte Staatsgewalt; der Völkerbund erheifcht feine 
folhe Unterwerfung, fondern umfchlingt blos feine Glieder 
mit dem Bande einer freyen Affoziation: — Der Völker— 
Staat hebt die Selbftftändigkeit aller, ihm angereihten,, 
Staaten auf, und macht fie von einer Obergewalt abhängig; 
der Völkerbund läßt alle zu ihm gehörigen Völker als eben 
fo viele eigene, befondere, feldfiftändige und unabhängige 
Staaten beftehen: — Der Völker: Staat greift ein in das 
innere Leben feiner Glieder; der Völker, Bund läßt dag 
innere der ihn fonftitnirenden Völker ganz unberührte, und 
. erftreckt ſich blos auf die äußeren Verhältniſſe derſelben 
unter ſich: — Der Völker-Staat regulirt durch ſeine höchſte 
Gewalt die inneren Verhältniſſe der in ihm vereinigten 
Völker durch Geſetze, ſchlichtet die Streitigkeiten zwiſchen 
ihren Häuptern und Gliedern, und dieſen unter ſich, und 
vollzieht jene Geſetze und dieſe Richterſprüche; der Völker— 
bund giebt nur Geſetze für die äußeren Verhältniſſe der 
Verbündeten unter ſich, richtet nur die Colliſionen in dieſen 
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Außeren "Verhältniffen, und hat nur in ihnen Objefte der 
Erefution: — Der Völker-Staat jichert die Eoeriftenz ein: 
zelner, feine Völker konftituirenter, Menfhen, als freyer 
Individuen; ber Völkerbund fichert die Coexiſtenz benad): 
barter Völker, ald freyer Staaten: — Der Völker 
Staat ſetzt feine lieder in ein wahres Unterthanenverhält: 
niß; der Völkerbund die feinigen blos in das Verhälmiß 
‚eines freyen Verbandes: — Das Prinzip des Völker » Staats 
iſt das der Beherrſchung und Regierung; das Prinzip des 
Bölkerbundes jenes, eines auf die Gleichheit aller gebauten 
freyen Föderalismus, 

Hiemit find denn auch die wefentlichen Differenzen zwi— 
fchen der Verfaſſung des teutfchen Reichs, als eines Völker: 
Staats, und der Verfaffung der rheinifchen Conföderation, 
als eines Völkerbundes, kenntlich genug gezeichnet, und man 
muß wünfchen, daß ein Theil derjenigen, welche bis ist ein: 
zelne Anfprüche an die Verfaffung der letztern zur Öffentlis 
hen Sprache brachten, fo wie ein Theil derjenigen, welche 
fi bisher öffentlich über die Vorfchläge anderer abzufprechen 
erlaubten, vor allem fih den Geiſt diefer Differenzen, der 
ihnen bis dahin noc entgangen zu feyn fiheint, aneignen 
möchten, um fi und andere. vor ähnlichen fchiefen Anfpris 
hen und. Urtheilen, als die bis igt gewagten und gefällten, 
für die Zukunft zu fihern. 

Im teutfchen Reiche unterlagen alle, baffelbe ‚Eonftituis 
renden, Völker einer, ihnen allen gemeinfamen, höchften 
Staatsgewalt, der Reichsgewalt; die Glieder: Staaten des 
vheinifchen Bundes ertennen feine, ihnen gemeinfchaftliche, 
höchſte Staatengewalt; denn das Protektorium ift von eis 
ner folchen wefentlich verfchieden: — Im teutfchen Reiche 
war feiner der, in ihm begriffenen, Staaten, eben wegen 
ihrer Unterordnung unter die höchfte Neichsgewalt, des Char 
rakters der Seldftftändigkeit und Unabhängigkeit theilhaftig; 
im vheinifhen Bunde freut fich jeder der konföderirten 
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Staaten des Charakters voller Souverainität: — die Wirk—⸗ 
ſamkeit der teutſchen Reichsgewalt erſtreckte ſich auf das ins 
nerſte Leben der teutſchen Reichs-Territorien; der rheiniſche 
Bund beſchränkt die feinige blos auf die äußere Wechſelwir—⸗ 
fung der in ihm vereinigten Staaten, ald. Staaten, aufeins 
ander; — Im teutſchen Neiche gab die höchſte Gewalt vor 
Reichs-Hoheitswegen Geſetze, welche nicht nur. das Rechts— 
verhältniß der Territorien unter. ſich, ſondern auch: die Rechts— 
verbältniffe der Territorials Herrn mit ihren Gliedern, und 
feld‘? jene diefer Glieder unter ſich beftimmten, und alle alg, 
unmittelbare oder. mittelbare, Unterthanen des Reichs 
gleich verpflichteten; im vheinifchen Bunde können, und zwar 
nur durch den Weg freyer Webereinfunft feiner lieder, 
höchſtens fotche Gefeke aufgeftellt werden, welche die rechtlis 
he Coexiſtenzordnung der. konföderirten Staaten, als Staas 
ten, alfo blos ihre äußeren Verhältniſſe unter fi (unmittek 
bar ‚oder. mittelbar) ; betreffen, und nur die rechtliche Natur 
und Kraft von Conventional-Statuten haben, da fie 
von der Völkergeſellſchaft fich felbft gegeben werden, und alfe 
Btieder diefer Gefellfchaft, als folche, an Rechten, was deren 
Form betrifft, ſich vollfommen gleich find: — die teutjche 
Neichsgewalt, übte als höchfte Staatsgewelt , das Necht deg 
Berichts nicht nur in Sireitigfeiten unter den Reichs-⸗Staa— 
ten unter fih, und zwifchen den Käuptern der lezteren und 
ihren’ Untergebenen in erſter, fondern auch Über die Strei— 
tigfeiten dieſer legteven ‚unter fich in lezter Inftanz, und voll⸗ 
309 jene Geſetze und dieſe Rechtsſprüche in ‚Kraft ihrer 
Machtvollkommenheit; der rheiniſche Bund kann, eben weil 
ſich ſeine Wirkſamkeit durchaus nicht auf das Innere der 
konföderirten Staaten erſtreckt, ſondern lediglich auf deren 
äußere Verhältniſſe unter ſich beſchränkt, auch ſchlechter⸗ 
dings nur etwaige Colliſionen in dieſen ihren äuſſeren 
Verhältniſſen vechtlich fchlichten, und diefes fein Recht. de 
Gerichts ift ein, blos auf freyer, durch den Zweck des Burns 
B. 
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des angeregter, Kahl der Konfdderirten, die Streitigkeiten 
in ihren Auferen Verhältniſſen, flatt duch Gewalt der Wafr 
fen, dem Zwecke des Bundes gemäß im Wege —— aus⸗ 
zugleichen, gegründetes Recht: 

Es verräth demnach, man mag ſagen, was man will, 
und die Sache mag fich von Seite des Nugens noch fo 
ſehr empfehlen, durchaus irrige Begriffe von dem Wefen des 
Bundes, wenn man dem Bundesgeriühte eine Einwirkung‘ 
auf die Streitigkeiten zwifchen den verbündeten Souverainen 
und ihren Untergebenen, alfo auf innere Verhäftniffe der 
tonföderirten Staaten eingeräumt wiffen will, indem diefe 
feine Einwirkung, dem Zwecke und Wefen des Bundes völlig 
fremd, die Souverainität in ihrem Weſen geradezu vernichs 
tete, welche eben das Bundesgericht fichern helfen foll, und 
ſich keine Seite des Bundes auffinden läßt, aus der eine 
folche Ausdehnung feiner Wirkungsfphäre fich begründen ließe, 
die Deutung des Bundeszwecks aber, den inneren’ Frieden 
der verbiindeten zu fihern, zur Unterſtützung jener Ausdehs 
nung, von dem- entfchiedenften Mißverftande diefer Zwecks⸗ 
beftimmung zeugt: denn — 

Die teutiche Reichsgewalt hatte, als Staatsgewalt,, die ’ 
rechtliche Sicherheit, den Frieden aller, ihr unmittelbar oder 
mittelbar unterworfener,, Individuen unter ſich und gegen 
aufen zu verbiirgen ; die rheinifche Confüderation aber, ale 
ein bloßer Völkerbund, überläßt die unmittelbare Obfors 
ge für die vechtlihe Sicherheit und den Frieden im Inneren 
der einzelnen verblindeten Staaten Sediglich ihren Souveraks- 
men ‚ deren Wirkungsfreis eben’ in; jener. Obforge befteht, fie 
felöft aber menden: blos ihre Thärigfeit auf die Sicherung 
der rechtlichen Coeriftenz der durch fie vereinten Staaten, als 
Staaten, und deren Vertheidigung gegen außen, verbiirgt 
alſo den Frieden im- Inneren des Bundes, und def; 
fen Sicherheit nach außen; das Sinnere des Bundes 
darz aber nicht verwechelt werden mit dem Inneren der 
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verbündeten Staaten; denn bie Kußeren Verhält⸗ 
niffe der legteren, als einzelner Staaten, in Beziehung 
anter fih geben das Innere bes Bundes, und des 

Bundes Beziehung auf alles, was nicht zum Bunde ges 
Hört, heißt fein Außeres Verhältniß: — Die Erekutivs 
Sewalt des teutfchen Reichs erftreckte fih zur Effeftuirung 
der von ihr ausgefloffenen Gefege und Nechtsfprüche auf das 
Sinnere der Neichsprovingen,. und, wenn gleich die Erefus 
tion duch die Provinzialgewalten feldft bewirkt wurde, ſo 
handelten doch diefe hierunter nur im Namen der Souves 
rainität des Reichs, und als Organe derfelben; der rheiniſche 
Bund bingegen kann es nur mit der Vollziehung feiner 
Eonventional s Befchlüffe und. Entfcheidungen in Beziehung 
auf. die Äußeren Verhältniffe der konföderirten Staaten uns 
ter fich und gegen, dem Bunde fremde, Mächte zu thun 
haben, und die Glieder des Vereins vollziehen im. Gefammts 
Namen des Vereins, was fie felbft, mit Freyheit und Gleich 
heit ihrer Rechte, über fich felbft beſchloſſen Haben: — Alle 
Glieder des teutichen Keiche ohne Ausnahme waren, unmits 
telbare oder mittelbare, linterthanen der Neichsgewaltz 
die Staaten der rheiniſchen Conföderation hingegen flehen 
blos in einem, und zwar folhem , geſellſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, welches allen Gliedern der Geſellſchaft, als ſolchen, 
gleiche Rechte gewährt, und kein Glied dem andern, noch 
irgend einem dritteren Subjekte unterwirft; denn alle Staa— 
ten des rheiniſchen Bundes find in gleichem Maaße fouves 
rain, haben gleichen Antheil an dem Effefte des Vereins, 
und gleiche Werbindlichkeiten gegen den Bund. — Das 
Prinzip des teutfchen Reichs war das der Beherrſchung und 
Subordination; das Prinzip des rheinischen Bundes iſt 
das einer gleichen Wölkergefellfchaft und der Co ordination. — 
Die Erreichung des Zwecks des. Neichsvereins garantirte uns 
mittelbar eine wahre bürgerliche Oserberrfchaft ; die Erreie 
hung des Zwecks dev rheiniſchen Conföderation garantirt 
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nur mittelbar und ſubſidiariſch ein bloßes, von einer bürger⸗ 
lichen Dberherrfchaft wefentlich verfihiedenes , Protektorium, 
welches ſich nicht in die inneren Aeselegenhaten der fons 
föderirten Staaten miſcht. 

Es verſteht fih von ſelbſt, daß bey dieſer Differenz: 
Entwicklung das tentfche Neich fo genommen wurde und ge 
nommen werden mußte, tbie es nach feinen fonftitutionellen 
Gefeken ſeyn follte: dem‘ Tharbeftande nach war freylich vier , 
les ganz anders; denn die, durch eigenmächtiges Hinweg— 
feßen tiber die Geſetze und Befchlüffe des Reichs, durch uns 
beſchränkte privilegia de non evocando, und durch Vers 
eitlung dev Unwiderſtehlichkeit der höchften Staatsgewalt 
errungene Independenz der mächtigeren Neichsftände von 
der, auf wenige unbedeutende Nefervatrechte beengten, Reichs 
gewalt hatte lange ſchon den Völker-Staat in der That in 
eine Art von Völkerbund umgewandelt‘; ob man gleich im 
Buchftaben der Conftitution die Form des Völker-Staats 
beybehielt, und daß man endlich diefer Form fich öffentlich 
entledigte, welche nur noch auf die minder mächtigen Stän— 
de drükte, ohne ihnen einigen Vortheil zu gewähren, und 
durch öffentlich gefekliche Adoption der Form des Völkerbun— 
des den Widerfpruch zwifchen dem gefeklichen und dem 
Tharbeftande, und die dadurch Herbeygeführte Verwirrung 
glücklich lößte, war demnach um fo rathfamer und nothwens 
diger, je mehr durch ‚die Form des Völferbundes, in Vergleis 
hung mit jener des Völker⸗Staats, wie bereits gezeigt wurde, 
die Erreichbarkeit des Zwecks, für weichen benachbarte Völ⸗ 
fer und Staaten fih verbinden follen , gefichert, und die 
Haltbarkeit der erfleren durch ihre u. Natur gewährt 
wird, 

Die nunmehr in nähere‘ Vergleichung gu — Ver⸗ 
faſſungs Punkte ſind: — der Kaiſer des teutſchen Reichs, 
and das. Protektorium des rheiniſchen Bundes: — der 
Reichstag und die Bundesverſammlung: — die Verfaſſung 


117 


des Dieichsgerichtsiwefendg und ‘das Bundesgericht: — die 
Erekutionsverfaffung des Reicha und jene des Bundes: — 
endlicd) die Kriegsverfaffung des Reichs, und das Vertheidis 
gungs:Spftem des Bundes: woben ich ausdrücklich bemerkte, 
daß diefe Punkte vorerft blog in Anfehung ihrer formel - 
len Zweckmäßigkeit werden beviickfichtigt werden: Die Vers 
waltung des Reichs, jo wie jene des Bundes werden fpäs 
ter in Detrachtung kommen. 

Daß die Souverainität des teutfchen Neichs , als eirtes 
Staates, durch ein phufiiches , mit der erhabenen Würde 
eines Kaifers ausgeftattetes, Individuum perſonifizirt 
wurde, mögte eben fo, wie die Beſtimmungsart dieſes Indi— 
viduums durch den Weg einer Wahl, im allgemeinen als 
volltommen zweckmäßig anzuerkennen jeyn. Denn die, oft 
theuer erfaufte, Erfahrung aller Zeiten hat zur Erkenntniß 
der Wahrheit geführt, daß durch die Konzentrirung aller 
ſchützenden Kraft eines Staats in den Händen eines Einzis 
gen, als des Negenten im engeren Sinne, ‚inwieferne 
Durch diefen Ausdruck der Innhaber der vollzichenden 
Gewalt bezeichnet wird, die Erreichbarkeit des Staatszwecks 
am meiften gefichere fen ; diejelden Gründe aber, welche ge; 
gen die Erblichkeit aller eigentlichen Staatsimter iiberhaupt 
ftreiten, ftreiten in einem noch ungleich höheren, alle entges 
gengeftellten Deklamationen überwiegenden, Maſſe gegen die 
Erblichkeit des Regentenamts, und für die Hebertragung def 
felben durch freye Wahl, fobald ein Vol zur Vehanptung 
feiner Rechte nur einigermaßen gereift iſt, und eben darum 
den möglichen Mißbräuchen des Wahlrechts nachdrücklich zu 
begegnen verfteht. | J 

Wäre der Kaiſer Teutſchlands wirklich Regent des 
Reichs in jenem Sinne geweſen, das. heißt, wäre eine, dem. 
Bedarfe des Reichs zur Erreichung feines Zwecks vollkom— 
men entfprechende, durch die Beyträge der Neichsglieder kon: 
ftituirte , und durch dieſelben zu unterhaltende, ſchützende 
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Kraft realifivt, und diefe duch die Conſtitution des Reichs 
der Kaiſerwürde in abstracto zur alleinigen und ausjchlier 
fenden Dispofition zum Behufe der Vollziehung der geſetzli— 
chen und richterlichen Befchliiffe, fo wie der Vertheidigung 
des Reichs iiberlaffen, das Necht der Gefeßgebung aber aus— 
fchließend in die Hände der verfammelten Fürften, als der 
Hepräfentanten ihrer Völker, und das Recht der Gerichtss 
barkeit ausfchliefend in die Hände der Gerichtshöfe des 
Reichs niedergelegt geweien, dann würde die Erfahrung auth 
im teutſchen Neiche jene Wahrheit volltommen beftättigt, 
dann wiirde eine wirklich freye Wahl des Kaifers ftatt ger 
funden, und die Verfaſſung des Reichs dem Ideale eines 
Völker Staats möglichft entfprochen haben. 

Hefanntlich aber hatte der Kaiſer einigen, nämlich den 
negativen, Antheil an dev Geſetzgebung des Reichs, lieh den 
Sefeßen, die er nicht verworfen hatte, und den Urtheilsſprü— 
chen der Gerichte bey ihrer Publikation feinen Namen, und 
konnte es verfuchen, jene und diefe zu vollziehen, wenn die 
Meichsftände Fein Intereſſe hatten, diefem Bollzuge fich zu 
widerſetzen, oder geneigt waren, ihm die nöthigen exekutiv⸗ 
Kräafıe zu gewähren. Bey allen Gefihäften der Verwaltung 
des Neichs einigermaßen betheiligt, ohme jedoch auch nur 
einen einzigen Zweig der Neichsgewalt vollftändig in Händen 
zu haben, war der Kaifer — nicht Repräſentant — fondern 
eigentlich blofes Schattenbild der Reichs Majeftät, welches 
ſelbſt, als folches kaum bemerkt worden wäre, hätten nicht 
die Privatkräfte, welche ein Kaifer, als Neicheftand oder als 
Regent eines fremden Staats beſaß, dem Faiferlichen Anfe: 
hen einige Stützen gelichen. Waren dach die ftändigen Re— 
peniten des Kaifers, als folhe, in den neueren Zeiten — 
man fann fich nis Teutfiher ohne Schaam deffen nicht ers 
Innern — auf die Summe von 15,884 fl. 52 fr. befchräntt, 
wovon noch überdieß die Juden einen beträchtlichen Theil 
Benzutragen hatten! Dis dahin hatte man, um den Mo— 
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narchen nicht übermächtig, nicht zum Despoten werden zu 
laffen, eigentlich aber nur, um dem Streben der Kronbeams 
ten nach Landeshoheit, und der Landesheren nad Lnabhäns 
gigkeit immer freyere Bahn zu machen, die Monarchenwirs 
de ſelbſt entfräftet ; flatt nur den Mißbrauch der Macht 
zu hindern, entzog man dem Monarchen die Kraft feldft, 
machte dadurch den richtigen und zwecfmäßigen Gebrauch 
derfelden unmöglih,, und hob eben. damit die Monarchens 
wiirde dem Wefen nach auf, während man fie dem — 
nach fortbeſtehen ließ. 

Daß die geſetzgebende Gewalt des Reichs in zwey 
Theile getrennt wurde, wovon der eine den durch Geſandte 
verſammelten Reichsſtänden, und der andere dem Kaiſer zus 
ftund, war ein entfchiedener Fehler in der Perſonifikation .jes 
ner Gewalt, da zwar die verſchiedenen Zweige der höch⸗ 
ſten Gewalt eines Staats, aber durchaus nicht ein und 
derfelbe Gewaltszweig, in der Darftellung verfchiedenen 
Subjekten Übertragen werden dürfen und darf, ohne die fo 
nöthige Einheit der Quelle zum größten Nachtheile fiir das 
Ganze zu flören: Die Erfahrung hat es denn auch, beftäts 
tigt, daß durch jene Theilung der gefeßgebenden Gewalt des 
Reichs zwifchen zwey Klaffen, überdieß von fo verfchiedenem 
Intereſſe, nur Eiferfucht und Widerfpruch erzeugt wurden; 
denn was ift die Gefchichte der Verhandlungen des Kaifers 
und der Stände auf den Neichstage im Grunde anders, als 
eine fortlaufende Geſchichte des Widerftandes der Neichss 
fände gegen die Verfuche des Eaiferlichen Hofes, feinen Eins 
fluß auf Teutſchland zu erweitern, und umgekehrt? und daf 
dabey die Geſetzgebung bes Reichs den gerechren Foderungen 
die man an fie machen konnte , "gar nicht entfprochen habe, 
ift aller Welt bekannt , fo wie der allmählige Verfall des 
Reichs, bey jener fehler s und lückenhaften Normirung der 
Coeriftenzordnung der Neichsglieder , unvermeidlich eintreten 
mußte, 
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Noch geringeren Antheil, als an der gefekgebenden Ges 
malt, hatte der Kaifer an der oberftrichterlihen Ge 
Malt des Neihs; denn, während die Neichsftande die Mehrs 
heit der Richterſtellen, wenigftend am Kammergerichte , bes 
ſetzten, die Gerichtsordnungen vorzeichneien , die Gerichtsvift/ 
tationen vornahmen, und in mehreren Fallen den Rekurs fo 
wie die endliche richterliche Entfcheidüng an fich zogen, (als 
worin die wefentlichen Aeußerungen einer oberften rechtſpre—⸗ 
enden Gewalt beſtehen), den vom Kaifer angeordneten 

Meichshofrarh aber , wiewohl mit vielfältigen Widerfpriichen 
find verfuchten Einwirkungen auf denſelben, eigentlich nur 
duldeten, — hatte der Kaifer blos die Ehre, den Rechts: 
Erfenntniffen und übrigen Akten feinen Namen und Titet 
vorgeſetzt, ſeinen Stellvertreter vorangehen zu fehen. 

Wenn es anerkannter Grundſatz der Staatswiffenfchaft 
iſt; daß die: Akte der Rechtſprechung im Staate, von allem 
Einfluffe der erefutiven Gewalt frey, lediglich den Gerichtss: 
Höfen überfaffen feyn follen, zu was diente jene Ceremonie 
mit dem Aushängefchilde der Kaiferlichen Auftorität? Wo: 
durch ‚Fonnten die Reichsſtände, deren Verſammlung Boch 
wohl nicht den Charniter eines: Gerichtshofes hatte, das ih: 
rer Seits in vielen Fällen angemafite Necht der richterlichen 
Entfcheidung rechtlih begründen? Warum ließ man nicht 
die Serichtshöfe des Meichs allein und ausfchliefiend alle 
Nechrs;Streitigkeiten ohne Ausnahme in’ höchſter Inſtanz 
entfcheiden, und ihre Erfenntniffe im Namen und aus Außs 
torität des Reichs, welches fie zum Akte der NRechtfpres 
chung repräfentirten, verfiinden? Oder, wenn doch der Kais 
fer der Innhaber der vichterlichen Gewalt des Neichs feyn 
follte, warum ließ man ihm nicht ausfchließend die Gerichts 
höfe befeisen, diefen die Gerichtsordnungen vorjchreiben, und 
feine DOberaufficht dariiber durch Wifitationen geltend mar 
hen? — Alles, wieres fich- faktisch verhielt, beweißt, daß 
auch die vichterliche Gewalt des Reichs zwiſchen zwey Klaf 
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fen von Subjekten wirklich getheilt geweien, und daß auch 
diefe Theilung diefes einen Gewaltszweigs der Erreichung 
feines Zwecks nichts weniger, als fürderlich gewefen fen, wer 
mögte darüber noch Beweiſe fodern ? 

Aber die vollziehende Gewalt des Reichs, follte 
man vorausfesen,, wäre doch wenigſtens in der Perfon des 
Kaiſers, als des Regenten von Teutſchland, Fonzentrirt ges 
wefen? — Wenn man will, dem Namen nah, ja, aber 
teinesiwegs dem Wefen: Wenn der Kaifer in Wahrheit als 
das Subjekt der vollziehenden Gewalt des Neichs hätte fol; 
fen angejehen werden können, fo hätte demfelben eine, zur 
Handhabung der Ordnung und Ruhe im Inneren, zur Gel: 
tendmahung der Geſetze in allen Theilen des Neichs, zur 
unmiderftehlichen Vollziehung - der vichterlichen Erkenntniſſe, 
und zur Vertheidigung der Theile wie des Ganzen gegen 
äußere Feinde, fiir jeden Fall zureichende Kraft durch vers 
hältniß mäßige Beyträge aller Reichsglieder zu Gebote geſtellt, 
und die Verwendung und Leitung dieſer Kraft für jene 
Zwecke, nach Maaßgabe der Beſchlüſſe der geſetzgebenden 
Verſammlung und der Erkenntniſſe der Gerichtshöfe, ſeinen 
alleinigen Verfügungen überlaſſen geweſen ſeyn müſſen, 
zur Behinderung des Mißbrauches jener Macht aber der 
Kaiſer für die zweckgemäße Verwendung derſelben der 
geſetzgebenden Verſammlung des Reichs verantwortlich ge— 
macht ſeyn können: — Doch jenes war ganz und gar nicht 
der Fall; denn die Domainen des Reichs waren ohne Aus; 
nahme veräußert, oder werfchenft oder unablößlich verpfän: 
det ; nothdürftige Geldbeyträge mußte der Kaifer in einzels 
nen Fällen erbitten, und, wenn fie kärglich genug bemwilliat 
werden waren, fo hätte es beynahe einer eigenen exekutiven 
Macht bedurft, um fie beyzutreiben, und die vielen, oft ges 
gründeten, Klagen über Unverhältnißmäßigkeit der Reichs— 
matrifel, und die Gompenfations: Erinnerungen zu befeitigen 
oder niederzufshlagen : die erforderliche Militair⸗Macht end: 
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lich war in den Händen ber Neichsftände hundertfältig ver 
theilt, welche foihe, wenn deren Gebrauh ihrem Privats 
Intereſſe nicht zufagte, entweder gar nicht, oder langfam ger 
nug flellten, und immer unter ihren eigenen Befehlen bes 
hielten. Zudem verliefen die Keichsgerichte felbft Erefutiong, 
Mandate an die Kreife, als Erskutionsbehörden, und jeder . 
Verſuch des Kreifes, ein Reichsgeſetz in einem Reichslande 
unmittelbar felbft zu vollziehen, wiirde als eine Verletzung 
der Landeshoheit fehr übel aufgenommen worden feyn. — 
Mer mögte unter fo bewandten Umſtänden nun noch bes 
baupten, daß der Kaifer, dem auch hierunter faft nichts, als 
die Ehre, überall feinen Namen herzugeben, übrig blieb, 
alleiniger Sijnnhaber der Exekutiv / Gewalt des Reichs gewer 
fen fey? Wer follte jene abermalige reelle TIheilung diefes 
Beſtandtheils der höchſten Neichsgewalt zwifchen Kaifer, 
Ständen und Gerihrshöfen fir zweckmäßig erkennen fünnen ? 
Daß bey jener gänzlihen Ohnmacht der Kaifer : Wiirde 
an fich, wollte man anders nicht den Kaifer zu einem völlig 
leeren Phantom herabwürdigen, im Grunde alle Freyheit 
der Monarchen: Wahl hinwegfiel, war ganz natürlich: Denn 
eine Wahl kann nur dann frey genannt werden, wenn fie 
allein von der Rückſicht auf die innere Güte und Tauglichs 
keit des Candidaten zu dem Amte, weldem er vorftehen 
foll, und von der eigenen, von Außeren VBeftimmungen nicht 
geleiteten, Entfchliefung der Mühlenden abhängt; alle Wahl 
freyheit aber iſt dahin, ſobald die Wahl durch äußere Ver— 
hältniſſe nur auf beſtimmte Subjekte zwingend gerichtet wird, 
und die Mählenden genörhigt find, nur denjenigen vorzuzier 
hen, der die größte Außere Macht befist, und von deffen 
Nichtwahl Unruhen und Trennungen zu befiirchten wären : 
Da nun das Neich felbft feinem Monarchen feine Macht 
gewährte und gewähren wollte, mithin nur darauf zu fehen 
genöchige war, wer aus eigner Kraft der Kaiferwiirde 
den erwünfchten Nachdruck gewähren könne, und einer feiner 
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Mirftände, namlich das Oeſtreichiſche Haus, mit feiner Kriegs— 
macht jene aller iibrigen Stände zufammengenommen wo 
nicht überwogen, doch ihr fiher das Gleichgewicht hielt, To 
fonnten die Wahlfürften wohl nicht umhin, ihre Monarchens 
würde, bey einer Erledigung derfelben, dem jedesmaligen 
Erben des Deftreihifchen Staats zu überlaffen, indem die 
- Wahl eines andern Reichsfürſten unfehlbar das Signal zu 
einem einheimifchen blutigen Kriege, der Erfahrung gemäß, 
gegeben haben wiirde. 

Aud) abgeſehen davon, daf die ben der Wahl eines 
Kr’ 18 gar nicht paffende Rückſicht auf Religion, bey der, 
in jedem Falle fiatt gefundenen, Stimmen : Mehrheit der 
katholiſchen Wahlfiirften, das Wahlrecht der proteftantifchen 
Wahlfürſten feiner Realität nach aufgehoben hatte, war alfo 
feit dem Eintritte jenes DVerhältniffes der Macht des Deft/ 
reichifhen Haufes zu der Macht alfer übrigen NReichsftände 
unter den angegebenen iibrigen Umftänden die konftitutionelle 
Eigenfchaft einer Wahls Monarchie an der Form des teuts 
ſchen Neichs ihrem Weſen nach vereitelt, fo wie durch jene 
reelle Theilung jedes einzelnen Beftandtheils der höchften 
Keichsgewalt zwifchen dem Kaifer und dem Corps der Neichss 
fände felbft das Wefen der Monarchie praftifch vernichs 
tet, und — da die Lnwiderftehlichkeit der Macht im Bolls 
zuge der Geſetze und Nechtsentfcheidungen eines Staats für 
alle feine Stlieder die Grundbedingung des Charakters feines 
Regenten (diefes Wort im oben angegebenen engeren Sinne 
genommen) ift, der Kaifer aber, blos folcher, und adgefehen 
von feiner Privat: Macht, kaum für eine der geringften 
Neichsftäste unwiderftehlich war — felbft die Negentens 
Würde ihrem Weſen nach praßtifch aufgehoben war. 

Man kann demnad) mit Wahrheit fagen, daf bei der, 
oben ſchon bemerkten, faktiſchen, dem Buchftaben der Con; 
fitution widerfpröchenden, Umgeftaltung des teutfchen Reichs, 
als eines Völker Staats, in eine Art von Wölkerbund, 
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auch der Charakter der Kaiſerwürde in eine Art von blofem 
Proteftorium , „welches jedoch bey der Kälte und dem fich 
miderftrebenden Sntereffe der Partheyen unter fi) mehr für 
die Zwecke des Protegiventen, als der zu protegivenden be: 
niit wurde, metamorphofirt worden fen, als weiches Pros 
teftorium die einzige, mit der Natur eines Völkerbundes 
verträgliche, Art von Garantie fiir die. Erreihung des Buns 
deszwecks, und bekanntlich auch vom theinifchen Bunde 
adoptirt ift. Ä 

Daß eine förmliche Oberherrfchaft über verbündete 
Staaten, ähnlich der einer höchften Staatsgewalt, dem Wer 
fen eines Völker: Bundes widerfpreche erhellt von felbft 
aus den vorans gegebenen Srundziigen des Weſens eines 
ſolchen Volker; oder Staaten s Bundes ; der Charakter der 
Selbftftändig: und Unabhängigkeit, oder der Charakter der 
Souverainität, zu deffen Behauptung fich mehrere Staaten 
verbunden haben, verträgt keine höhere Souverainität, welche, 
als folche, über allen verbundenen Staaten finde, und 
oberhoheitlich auf fie alle gemeinfam einwirkte; denn 
die Begriffe von Souverainitär und Unterordnung nnter 
eine höhere Gewalt fliehen ſich, indem leztere das Weſen 
ber erfteren no:hwendig zerfiört, und wenn demnach der 
Staatenbund die Erhaltung und Vertheidigung der Unab— 
hängigfeit der in ihm vereinigten Staaten zur Endabficht 
hat, fo müßte etwas, welches diefe Unabhängigkeit ihrem 
Weſen nach vernichtere,, nothwendig mit dem Weſen des 
Staatendundes im MWiderfpruche fiehen, und dieſen ſelbſt 
praktisch vernichten: So etwas wäre aber eine, allen- vers 
biindeten Staaten gemeinfame, höchſte Staaten : Gewalt, und 
eine folche darf alſo, folange der Verein der Staaten ein 
biofier Staatenbund, und nidhe ein Völker-Staat 
feyn ſoll, in im niche etablirt werden. 

Wenn es irgend etwas giebt, dem alle unter der Form 
eines Völkerbundes vereinigte Staaten, unbeſchadet ihrer 
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Unabhängigkeit, Selbfiftändigfeit, und Freyheit im Inneren, 
unteriworfen feyn Eönnen, fo ift dieß — nicht etwa ein, in 
einer. Menfchenperfon gewähltes, füchtbares und phnfifches 
Oberhaupt — fondern der gemeinfame Völferwille, 
der fich durch den Bundesvertrag ausdrücklich und fenerlich 
zur Obhut des Nechts und eines allgemeinen Friedenszuftans 
des unter den fich verbindenden Üübereinftimmend erklärt hatz 
der Ausdruck diefes gemeiniamen Völkerwillens giebt: dann 
das pofitive Geſetz des Bundes, an welches, als an den 
Ausdruck ihres eigmen Willens, alle feine Stieder gebuns 
den find, und deflen Beftimmungen nur die rechtliche Hands 
habung und Sicherung ihrer ſelbſt, als koeriftirender unabs 
hängiger Staaten, bezielen können, da fie nur zum gemeins 
ſchaftlichen Erſtreben diefes Ziels zufammengeftimmt haben: 
Die Verbindlichkeit unter und nah, ſich ſelbſt gegebe— 
nen, Geſetzen aber, welche die Sicherung der Unabhängigs 
feit bezwecken, und ſchon von der Vernunft ſelbſt als unerlaßs 
he Bedingungen einer Coexiſtenz freyer Staaten, als fok 
her, diktirt find, ift vollkommen mit der Souverainität fons 
föderirter Staaten vereinbarlih, und wenn nur durch einen 
zweckgemäßen Drganismas der Confüderation file die unfehls 
bare Geltung diefer Geſetze hinreichend geſorgt ift, fo fällt 
auch aller, etwa erdenkfbare, Grund und Zweck der Etrablis 
tung einer eigentlichen Dbecherrf en im Bunde m 
hinweg. 

Wohl aber kann ein Staatendund — —— als⸗ 
denn, wenn ſeine Glieder-Staaten ſich ſelbſt an Macht ſo 
ungleich ſind, daß eine Unterdrückung der ſchwächeren durch 
die ſtärkeren möglich wäre, oder wenn die Geſammt-Macht 
des Bundes von der Macht benachbarter Staaten überzogen 
wird, fomit den Sieg über feindliche Angriffe von folchen 
Staaten mit Sicherheit zw verbiirgen nicht vermag — der 
Sarantie und des Schußes einer folhen dritten Macht ber 
dürfen, durch deren Einfchreiten jedes einzelne, ſelbſt das 
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mindeft mächtige, feiner Glieder gegen mögliche Unterdrük— 
fungsverfuche von Seite der mächtigeren Glieder, und durch 
deren Machtzuwachs der Bund im Ganzen wie in feinen 
Theilen gegen mögliche. Anfälle fremder Staaten, folglich 
die Erreichung des Bundeszwecks in jeder Hinſicht vollkom⸗ 
men gejihert wird. In der Natur einer folchen Garan— 
tie und eines ſolchen Proteftorinms liegt nicht nur nichts, 
was dem Weſen des Staatenbundes entgegen wäre, fondern 
ihr Hinzutreten ift fogar, unter jenen beftimmten Vorauss. 
feßungen, uperlaßliche Bedingung der Erreichbarkeit feines 
Zwecks und der Feftigkeit ſeines Beſtehens. Sie find fire 
einen Staatenbund der unterftellten Art gerade das, waß 
für ein Gebäude, welches fih durch feine eigne Struktur 
nicht zu halten vermag, Schlaudern, ˖ Säulen und anges 
fehnte Pfeiler find, und in der That jenem nicht minder 
nothwendig , als leftere diefem. 

Der rheinifhe Bund befand fich bei feiner Entftehung 
und befindee fid, fortwährend unverkennbar in der Lage des 
dringenden Bedarfs einer Garantie der Erreichung feines 
Zwecks, und eines Schußes für die Dauer feiner Eriftenz; 
denn man vergleiche nur z. B. die Kräfte der Fürften von 
Lichtenftein und Leyen, von Neuß, Lippe und 
Walde uf. w. einzeln, ja felbit die Kräfte aller im. 
Bunde begriffenen Sroßherzoge, Herzoge und Fürſten zus 
fammengenommen, mit der Macht der verblindeten Könige 
von Baiern, Würtemberg, Weftphalen und Sads 
fen, einzeln und in Verbindung, und man wird ſich der 
Ueberzeugung nicht erwehren können, daß eine, jede Bes 
forgniß niederfcehlagende, Sicherung jener erfieren gegen et— 
wa möglihe Störungen des Friedens oder Verſuche der Uns 
terdriickung von Seite dieſer feßteren nur durch die für. dies 
fen Zweck der Sicherung ſtäte Bereitſchaft des Einfchreiteng 
einer, die Kräfte diejer lekteren ohne allen Vergleich iiber: 
wiegenden, dritten Macht möglich ſey; und man vergleiche 
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bie gefammte Macht der fonföderirten Staaten mit der 
Macht der fie, auf den entgegengefeßten Seiten, umfaffens 
den Staaten von Frankreich und Defterreih, und 
es ergiebt ſich, daß die Sicherheit des Bundes, in feinen 
Theilen wie im Ganzen, nur verbürge werden fünne gegen 
mögliche Anfälle von außen duch den Schuß einer folchen 
Macht, durch deren Vereinigung mit der Macht des Bun 
des, dieſer felbft in eine folche politische Haltung tritt, weis 
che vermögend ift, wo nicht jeden. Gedanken zu einem feind: 
feligen Angriffe auf denfelben niederzufchlagen, doch die höch— 
fie Wanrfcheinlichfeit des Siegs über den fich erhebenden 
Feind zu gewähren. Mit wenigen Worten: Die Erreichs 
barkeit des Zwecks der rheiniſchen Eonföderation, nach: feiner 
doppelten Nichtung , den Frieden im Innern und gegen 
Auffen zu erhalten, war nicht gefihert ohne die Garantie 
und den Schuß einer dritten Macht der geforderten Art. 
Frankreich hat bekanntlich die Garantie für die Ers 
‚ reichung des. Zwecks der rheinischen Conföderation, den 
Schuß ihrer Eriftenz übernommen, und es wiirde fehr über— 
flüßig feyn, noch fagen zu wollen, daß Frankreich am ber 
ften zu diefer. Mebernahme geeignet geweſen ſey, daß es im 
volleften Maaße die erforderliche Kraft. beſitze, um jedem, 
dem Zwecke des Bundes entgegenftrebenden, Unternehmen 
von Seite eines feiner. Glieder vorzubeugen, und den Bund 
felöft gegen jedes feindliche Attentat von Außen aufrecht und 
unverfehrt zu erhalten,’ daß alfo Frankreich am entfchieden; 
ften dem Zwecke entſpreche, deffen Nealifirung die Erhaltung 
einer Garantie und eines Schußes dem Bunde erwünſchlich 
machte. Eher könnte noch die. Frage und Erwägung nörhig 
fheinen: Was den Bund gegen den Druck der abfoluten 
Uebermacht des Garanten und Proteftors ſelbſt ſchütze? — 
Denn ein ſchwaches Haus, welches man mit einem unvers 
hältnißmäßig fchweren Schlauderwerfe belaftet, und deffen 
Seitenwände man durch Pfeiler ſiützt, deren Schwere den 
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Gegendruck der Wände überwiegt, fteht im Gefahr, unter 
der Laft feiner eignen Stiitzpunkte zu erliegen, und der gans 
ge Unterſchied iſt, daß fein Fall, ftatt nach aufien, nun nach 
innen geht. — Eine weitere Garantie gegen den etwa mög— 
lichen Mißbrauch des Schugrechts zur Unterdrückung der zu 
Beſchützenden durch andere Mächte, ift gegenwärtig uners 
reihbar, und wiirde nur das Bedürfniß der Garantie ins 
Unendliche vervielfaltigen. , 

Doch! zum Glücke bedarf es auch einer folchen weite 


ven Garantie ganz und gar nicht, indem diefe ſchon durch 


die Natur der Sache und der Verhältniffe felbft gegeben ift. 
Die, vheinifhe Konföderatien iſt Frankreichs eigenes 
Werk, und es läßt ſich nicht denken, nicht fürchten, daß 
es. unnatüirlic genug ſeyn könne, an feinem eignen Kinde 
zum Mörder zu werden. Zudem hat der rheiniſche Bund 
unverkennbar die Beſtimmung, fiir Frankreich zur Vor— 
mauer gegen enrferntere Mächte zu dienen; daß es feine 
natiieliche Grenze, den Rhein, überfihreite, die Staaten 
des Bundes unterjohe, und mit fich felbft verfihmelze, auf 
diefe Art mit eigner Hand feine Bormauer niederftürze, und 
fih mit den entfernteren Mächten in ummitteldare Berüh— 
rung bringe, läßt fih mit keinem Grunde befürchten, um 
fo weniger, je mehr es früher fihon die giinftigfte Gelegen— 
heit gehabt Hatte, eine folche Abficht, wenn es deren fähig 
wäre, durchzuführen. Man muß vielmehr annehmen, daß 
Frankreich mit der Errichtung des rheinischen Bundes feine 
Abfichten, welche es mit den denfelben konſtituirenten Staaten 
haben fonnte, vollftändig erreicht habe, daß die Form, um 
ter und nach welcher es die, daſſelbe nördlich und öftlich 
unmittelbar und mittelbar begrenzenden,, : deutfchen Staaten 
vereinigte , volltommen pafle in das große Föderativ-Syſtem, 
deſſen Etablirung daffelbe zu. bezwecken fcheint, und daß «es 
ſonach Frankreichs eigenes Intereſſe erheifche, dieſen Be: 
ftandtheil . feines großen Gebäudes eben jo, wie fich ſelbſt 
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und die übrigen Beſtandtheile, in feiner Inkegrität zu ers 
halten, daß alfo die Sorge Frankreichs für feine eigne Eis 
"haltung, zugleich Bie Sorge für die — unſeres Burns 
des ſeyn müße. 

Auf dieſe Weiſe werden die Staaten des rheiniſchen 
Bundes, fo wie fie Frankreich zur Vormauer dienen ‚' mb 
daſſelbe Hefchlißen heifen, hinwiederum auch ihrer Seits von 
Frankreich gedeckt und mächtiger noch gefchlist, von Frands 
veich, welches fie vordem faft allein und am: meiſten“ zu 
fürchten Urfache hatten, und diefes ihr, auf gegenfeis 
tige Sicherung und wechfelfeitigen Schuß berechnete, 
Verhältniß entfpricht ſonach vollkommen dem Ideale des 
rechtlichen Verhältniſſes, deſſen Realiſtrung benachbarten 
Staaten, als unumgängliche Bedingung ihrer ruhigen und 
friedlichen Coexiſtenz, als freye Staaten‘; durch Natur und 
Vernunft geboten wird. — Ihres mächtigften Feindes ents 
ledigt, vielmehr deffen Schutzes gewiß , "und durch -deffen 
eigenes Intereſſe gegen alle Gefahr‘ der Unterjochung ges 
deckt, können die Völker des rheinischen Bundes der undes 
ftörten Erreichung des Zwecks ihres Vereins, und der Uner⸗ 
ſchütterlichkeit feiner Conſiſtenz, mit ungetrübter Zuverficht 
entgegenſehen. Fer Bi 
So wie übrigens die Sphäre der Nechte und Verbinds 
lichkeiten einer höchften Staatsgewalt durd das Weſen 
und den Zweit” eines Staats zunächſt ihre Beſtimmung 
erhält, ſo können auch, vorläufig und bis‘ poſitive Ber 
flimmungen erfolge ſeyn werden, Die Rechte und Verbinds 
lichkeiten des Protektoriums der rheinifchen Conföderas 
tion nur aus dem Zwecke und Weſen eines Bölferbuns 
des abgeleitet werden, und fo ſehr, wie wir bereits gefes 
hen haben, das Weſen eines Völkerbundes von dem eines’ 
Wötker s Staats differive, fo mefentlich verſchieden iſt die 
Rechtsſphäre des Protektoriums der rheiniſchen Confödera/ 
tion von jener der höchſten Gewalt des teutſchen Reichs. 
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Die, durh das Weſen und den Zwed eines Staat? 
begründeten, Nechte einer höchſten Staatsgewalt find befannt 
lich die Rechte der. Sefeßgebung , Rechtſprechung und Voll; 
ziehung, und bie höchſte Gewalt eines Völker: Staats wirkt 
‚in- Ausübung diefer echte ein auf das Innere der, dens 
selben konftituiventen., Völker: das Protektorium eines Staas 
‚senbundes Hingegen bleibe mit feiner Wirkſamkeit gänzlich 
‚ausgeichloffen von dem, inneren der verbiindeten Staaten; 
‚denn. da der Bund ſelbſt fih nur beſchränkt auf das äuße⸗ 
‚ne Verhältniß dev verbündeten Staaten unter fih, und ger 
‚gen fremde Staaten, fo: kann fich au offenbar das Protek⸗ 
torium des ae — > (welches wohl zu unterfcheiden iſt 
— gleichfalls nur auf jenes äußere Verhältniß der verbüns 
beten ‚Staaten unter ſich und. gegen fremde erfireden: Das 
Protektorium des Bundes foll nur. die rechtliche oder friedlis 
she Soeriften, ‚der verbindeten Staaten, als Staaten, 
und deren Sicherheit nad) aufen verbiirgen; die rechtliche 
‚oder. friedliche Coexiſtenz der einzelnen Menfchen aber, 
welche jene Staaten bilden, zu fichern, iſt lediglich Sache 
der höchſten Gewalten diefer Staaten, welche eben darum 
mit dem Charakter der Souverainität ausgerifter find, ‘die 
fih durch, von aller - Äußeren Gewalt ‚unabhängige, Geſetz— 
gebung, Nechtfprechung und Bollziehung in der-ganzen Sphas 
re ihres Gebieths wirkſam äußert, und darauf, ohne in 
ihrem Weſen verletzt zu werden, keinen Einfluß einer andern 
Macht geſtatten kann. — Grundſätze, die. bereits durch eigne 
Anerkenntniß des Protektors des rheiniſchen Bundes, enthals 
ten in feinem befannten, am -ııten September ı806 an ben 
Fürſten Primas erlaſſenen, Schreiben, -die ftärkfte Gewähre 
ihrer Richtigkeit erhalten haben. 

Die Herſtellung und Erhaltung einer friedlichen Coexi— 
ſtenz der, zu eben dieſem Zwecke verbundenen, Staaten ers 
heiſcht freylich geſetzliche Beſtimmungen, welche die Wechſel⸗ 
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wirkung dieſer Staaten jenem Zwecke gemäß normiren: Al⸗ 
lein dieſe Normen können, wie ſchon voraus erinnert wur⸗ 
de, nur der Ausdruck des gemeinſamen Willens der verburs 
denen Völker felbft feyn, können nur von den verbundenen 
Völkern ſich felbft gegeben werden ;— denn das Verhältniß, 
in welches fie unter fih getreten find, ift blos das einer 
freyen Affogiation , keineswegs das der Linterwerfung unter 
ein Oberhaupt, und nur Unterthanen können und müſ— 
fen fi) von einem dritteren Willen Geſetze geben laſſen. 
Auch diefen Grundſatz beftättigt die, vom Protektor des 
rheiniſchen Bundes felbft mehrmals und nachdrücklich ausges 
fprochene, Anerkennung der vollen Souverainität der 
fonföderirten Staaten, indem der Charakter der Souves 
rainität und jener der Unterthänigkeit in einem 
und demfelben Subjefte ſchlechthin unvereinbarlich find. Eben 
darinn befteht eine Hauptdifferenz zwiſchen dem Völker⸗ 
Staate ımd dem Xölfers Bunde, daß die Glieder deg 
erfteren fich die Normen ihrer Coexiſtenz von der, durch die 
gewählte Form ihres Beyſammen-Seyns nothiwendigen, 
Obergewalt müſſen beftimmen lafien, die Glieder des lezteren 
aber die Normen ihrer Coeriftenz nur feldft fich ſetzen, ins 
dem fie, ohne einem Oberhaupte fih zu unterwerfen, 
fih. zue Erhaltung der Ruhe unter füh und gemeinfchaftlis- 
hen Vertheidigung gegen außen blos frey konföderirt haben. 
Sinwieferne jedach: eben jene. Beftimmungen der Wech— 
felwirtung konföderirter Staaten den vorzüglichften Einfluß 
haben auf die. Erreichbarkeit bes Bundeszwecks, und das Wer 
fen des Proteftoriums des Völkerbundes gerade darinn bes 
ſteht, die Erreichung des Zwecks ded Bundes zu verbürgen, 
weiches feiner Natur nah das Recht zu den Mitteln hiezu 
befaffen muß, infoferne ift auch durd, das Weſen des: Pros 
tektoriums dag Recht defjelben unmittelbar begründet, Forts 
während die Einfiche zu haben in die, den Sliedern des 
Bundes zuftändigen, Funktionen der. Bundes: Sefehgebung, 
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um einestheils die Aufftellung folcher Normen, welche der 
Erreihung des Bundeszwecks mehr. hinderlich als förderlich 
werden dürften, behindern, anderntheils folhe Normen, wos 
durch die Erreihung des Bundeszwecks bedingt ift, im Salle 
fie von den Gliedern ſelbſt aufer Acht gelaffen würden, in 
Anregung bringen, und endlich im Falle einer Stimmen; 
Gleichheit unter den Verathenden ein Zweckentfprechendes 
Reſultat vermitteln zu koͤnnen, damit nicht die Sache zum 
Nachtheile des Ganzen ausgefeht und unerledigt bleibe, — 
Es ift für fih Flar, daß ohne das eben bezeichnete Necht das 
Protektorium des Bundes feine Beſtimmung, als foldes, zu 
erfüllen nicht vermögte, daß es, mit andern Worten, ohne 
jenes Recht nicht wirklich Proteftorium mwäre, daß alfo 
jenes Necht durch den Begriff und die Natur des Proteftos 
riums felbft begründet, d. h. ein wefentliches. Necht des 
felben fey. 

Die Streitigkeiten , welche fih im Inneren der vers 
Gündeten Staaten felbft, zwifchen ihren Gliedern unter fich, 
und felöft zwifchen ihren Haͤuptern und Gliedern, erheben 
mögen, zu richten, iſt entichieden nur Sache ihrer eigenen 
Souveraine, welche eben, weil fie Souveraine find, über 
Dechts: Streitigkeiten der bezeichneten Art feine Inſtanz außer 
‚und über fih anerkennen Finnen: Beſtaͤttigt iſt auch diefer 
Srundfas in dem, oben fehon bezogenen, Schreiben des Pros 
teftors an den Fürften Primas, in der merkwürdigen Stelle: 
»Die inneren Verhältniffe eines jeden Staat3 gehen ung nichts 
von: Die Fuͤrſten des rheinischen Bundes find Souveraine, 
»welche feinen Oberlehnsherrn haben; Mir haben fie als fols 
che anerkannt. Die Streitigfeiten mit.ihren Uns 
sterthbanen dürfen daher bey feinem fr emden 
»Gerichte angebrahtwerden.« | 

‚Allein e8 Eönnen fi) auch Streitigkeiten in den aͤuße— 
ren Derhältniffen der Eonföderirten Staaten unter fich erhes 
ben, und da es ber erfte Zweck ihrer Verbindung ift, den 
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Frieden unter fih zu erhalten, fo dürfen Streitig: 
feiten diefer Art nicht im Wege des Kriegs durch Gewalt 
der Waffen, fondern fie müffen tim Wege des Nechts friedlich 
beygelegt und gefchlichtet werden, und daß es fo gefchehe, ift 
das unumgänglihe Mittel zur Erreichung jenes Zwecks. Eben 
darum muͤſſen die einzelnen verbündeten Staaten das Necht 
des Gerichts Über ftreitige Verhältniffe der Testeren Art dem 
Sefammt s Willen aller Verbundenen, welcher nothwendig der 
Wille des Rechts unter ihnen iſt, überlaffen, und dieſe 
Veberlaffung verträgt ſich vollflommen mit ihrer Souvaraini: 
tät, eben weil fie um der Erhaltung ihrer Sonverainität wil: 
len gefchieht und nothwendig ift, diefe Souverainität der ein: 
zelnen fich nicht, ale folhe, über das Bundes: Berhältnif 
erſtreckt, als über welches fein Souverain exiſtirt, und 
durch die Beſchluͤſſe jenes Gefammtwillens feinem Einzelnen 
Unrecht gefchehen kann; denn der Wille jedes einzelnen ver: 
bündeten Staats ift im Gefammtwillen, der ſich in den Ge— 
feten des Bundes niedergelegt befindet, enthalten, und was 
von diefem, oder diefem gemäß befchloffen wird, beſchließt auch 
jeder einzelne eben darum über ſich felbft: Nun kann Feiner 
in dem, was er über fich befchließt, infofern fein Beſchluß 
dem Geſetze gemäß tft, fi Unrecht thun, denn hierinn iſt 
fein Wille ſich feloft ein Gefeß ; folglich kann ihm auch fein 
Unrecht gefchehen in dem, was der allgemeine Wille, zu wels 
chem der feinige fonthetifch vereinigt ift, über ihn befchlieft. 
Sn dem, von diefem vereinigten Willen ausgehenden, Be 
[hluffe ift jeder Einzelne, Objekt und Subjekt des Beſchluſſes 
zugleich ; er befchließt etwas, und er iſt es feldft, welcher über 


ſich beſchließt. Volenti autem non fit injuria. 


Hieraus ift zugleich erfühtlih, daß das Proteftorium des 
Böker s Bundes keinen Einfluß haben koͤnne auf die rechtliche 
Entfcheidung der hier unterftellten Rechts-Colliſionen, was 
ebenmäjiig der Proteftor des rheinischen Bundes ſelbſt aner, 
kannt hat, indem er in dem, -mehr erwähnten, Schreiben, 
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ohne ſich hierunter etwas vorzubehalten, fagte: »Die Bun: 
»desverſammlung iſt das Staatsgericht, mit der 
»Beſtimmung, den Frieden zwiſchen den verſchiednen fouver 
»rainen Mitgliedern des Bundes zu erhalten. — Eben hier: 
inn zeigt fih alfo auch ein mefentlicher Unterfchied zwifchen 
der höchften Gewalt eines Völker » Staats, und dem Protef: 
torium eines Voͤlkerbundes. 

Defto beftimmter hingegen tritt der Einfluß des lezteren 
hervor im Afte der Vollziehung der gefeklihen Beſchluͤſſe und 
der Nechtsentfcheidiingen des Bundes ; zwar ift auch das Ger 
Fchäft diefer Vollziehung zu naͤchſt nur Sache der Verbänden 
ten felbft, als welche, fo wie fie den Zwect des Bundes wols. 
Ion, fo auch) alie jene Mittel gebrauchen und anwenden muͤſ— 
fen, welche die Erreichung diefes Zwecks erheifcht, fo weit diefe 
Mittel immer in ihrer eignen Gewalt ſich befinden : Allein 
wenn nun, im Falle der Widerſetzlichkeit eines’ oder mehrerer 
Glieder des Bundes wider den Vollzug feiner Befchlüffe oder 
Hechtsentfcheidungen , die Macht der übrigen Glieder, welche 
für die Beſchluͤſſe oder Entfcheidungen des Bundes ftehen, 
jene Widerſetzlichkeit zu befiegen unzulänglich tft, dann ift es 
offenbar das Weſen und der Zweck des Protektoriums, wels 
cher deſſen fubfidiarifches Einfchreiten zur Geltendmachung der 
Beſchluͤſſe und Entfiheidungen des Bundes, zum Behufe der 
Erreichung feines Zwecks, anfprichts denn eben das Beduͤrf— 
niß des fubfidiarifchen. Finfchreiteng einer dritteren Macht, 
das Beduͤrfniß eines Machtzumachfes für folche Fälle ift der 
erfie Grund, welcher dem Voͤlkerbunde die Uebernahme eines 
Protekiorinm von Seite einer dritteren Macht erwuͤnſchlich 
machen fonnte, eben jenes Finfchreiten, und eben jener Machn 
zuwachs find es, ohne welche der Zweck des Bundes nicht 
ficher zu erreichen ftünde, deffen Erreichung zu verbürgen, die 
einzige Beſtimmung des Proteftoriums tft, 

Diefelbe Gruͤnde verpflichten das Proteftorium des Burns 
bes, im Falle der leztere den Angriff eines auswärtigen Fein: 
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des zu beftehen hätte, dem feine eigne Geſammtkraft nicht 
gewachfen wäre, denfelben mit einer folhen Macht zu unter 
ftügen, welche, in Bereinigung mit der Macht des Bundes, 
deſſen Integritaͤt zu vertheidigen,, und ihm einen eben fo 
dauerhaften als ehrenvollen Frieden zu erfämpfen, ohne allen’ 
Zweifel geeignet iſt; denn auch die Erhaltung des Friedens 
gegen außen ift Zweck des Bundes, und die Garantie der 
Erreihung auch diefes feines Zwecks Beſtimmung feines Pro: 
tektoriums. 

Beyde Rechte und Verbindlichkeiten ſind gleichmaͤßig in 
dem oft erwaͤhnten Schreiben Napoleons anerkannt, indem 
es darinn heißt: »Blos Verhaͤltniſſe des Schutzes knuͤpfen 
»uns an den rheiniſchen Bund. Maͤchtiger, als die verbüns 
»deten Fürften, wollen wir die Ueberlegenheit unferer Macht 
»gebrauchen, nicht um die Souerainitätsrechte derfelben einzu: 
sihränfen , fondern die Un umſchraͤnktheit derfelben 
»zu gemwähren,« und »durch die Annahme des Titels eis 
mes Schusheren des rheinfhen Bundes haben 
wir die zweifache Verbindlichkeit "eingegangen, das, 
»Gebieth des Bundes gegen fremde Truppen, 
»und das Gebieth jedes Bundesgenoffen gegen 
»die Anmafungen der übrigen zu fihüßen.« 

Der Zweck, den inneren und ÄAuferen Frieden des Bun— 
des zu fichern, erfordert jedoch, aufer den Funktionen der Ges 
feßgebung, Nechtsentfcheidung und Volliehung, wie fie voraus 
gezeichnet wurden, eine weitere Ihätigfeit, deren Innbegriff 
ih die Polizey des Bundes nennen mögte: Es kann 
nämlich den Gliedern des Bundes nicht genugthuend fern, 
die Veberzeugung zu haben, dafi fie, im Salle einer Verletzung 
von Seite eines ihrer Mitverbundenen , auf deshalb bei der 
Bundesverfammlung erhobene Klage, Erſatz und Genug: 
thuung erhalten, und im Falle eines Angriffs von aufen 
werden vertheidigt werden; denn dieß wäre blos eine Garan— 
tie für jedesmalige Wiederherftellung der unterbredli: 
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hen Muhe, nicht aber. eine. Garantie gegen die Unterbres 
hung der Ruhe und Sicherheit felbft, welche Garantie mir 
jedoch, fo weit diefe durch die Macht des Bundes und feines 
Protektoriums möglich -ift, durch, den Geiſt des Bundeszwecks 
verheifien zu ſeyn feheint: Es bedarf demnach, wenn der 
Zwee des Bundes vollffändig erreicht werden foll, einer 
eigenen Ihätigfeit, welche dahin gerichtet ift, jeder Verletzung 
eines Bundes-Staats durch einen feiner Bundesgenoffen 
vorzubeugen, der Mirklichfeit einer folhen zuvorzu— 
kommen, und einen feindlichen Angriff von außen, fo weit 
dieß immer gefchehen kann, gar nicht eintreten zu laflen ; 
denn nur dann, wann jenes und dieſes gefchieht, kann man 
in Wahrheit fagen, daß der innere und Äußere Friede des 
Bundes gefichert, alſo deffen doppelter: Zweck wirklich erreicht 
ſey. — 
Inſoferne nun aber zu dieſer Thaͤtigkeit entſchieden kein 
Subjekt mehr geeignet, und keines dabey mehr intereſſirt iſt, 
als das Protektorium, als welches durch ſein Gewicht jede 
Verletzung und jeden Angriff jener Art am kraͤftigſten nieder⸗ 
zuhalten vermag, und, durch die Uebernahme der Garantie 
ber Erreihung des Bundeszwecks, jedem Gliede deſſelben 
Buͤrge geworden ift für die Unverleglichkeit feiner Nechte, in: 
fofern fcheint mir auch duch das Weſen und den Zweck des 
Protektoriums ein Necht auf deffen Seite begründet zu ſeyn, 
über das Verfahren der Verbündeten Staaten gegeneinander, 
über ihre Einwirkung, ald Staaten, aufeinander, aljo über 
ihre aͤußere Verhaͤltniſſe unter fich, eine ſtets wachfame Auf; 

fiht zu führen, um jeder Störung oder Kraͤnkung der Gelbfts 
fändig s und Unabhängigkeit , jeder Rechtsverletzung eines 
Bundes: Staats durch einen feiner Bundesgenofjen zuvorfom: 
men , oder folche in ihrer Geburt erſticken zu können, nicht 
minder Das Verfahren der, dem Bunde. fremben, Mächte ges 
gen den Bund im Ganzen, wie in feinen.Theilen, fo wie die 
Verhaͤltniſſe des Hundes gegen. jene umunterbrochen zu beoh—⸗ 
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Achten, und diefen Verhaͤltniſſen die, dem Bundeszweckr ents 
fprechende, Richtung zu geben. — »Seine Majeftät« heißt es 
in der lebten Mote des franz. Minifters an den teutfchen 
Meichstag »der Kaifer und König haben den Titel, Schutze 
herv des vheinifchen Bundes , angenommen, blos in der Abs 
fiht, um den Frieden zu erhalten, und durch ihre 
beftändig eingelegte Vermittlung zwiſchen den ſchwaͤchſten und 
den ſtaͤrkſen allen Arten von Zwiftigfeiten und 
Unruhen vorzubeugen.« 

Es ift klar, daß nur durch den Gebrauch der bier auf: 
gezahlten Nerhte, und die Erfüllung der bier gezeichneten Wer 
bindlichkeiten die Beſtimmung des Proteftoriums vollftändig 
erreichbar fen, daß alfo jene Hechte und Verbindlichkeiten 
durch den Begriff und Zweck des Protektoriums begründen, 
fomit als wefentliche echte deffelben ausgeiprochen feyen : 
Und wenn, wie nicht wird geleugnet werden können, durd) 
die Wirkſamkeit jener Mechte, und die Erfüllung jener Ob: 
liegenheiten die Erreihung des Bundeszwecks nach jeder Hin: 
ficht vollfommen verbürgt ift, fo liegt eben darinn der Des 
weis, daß durch jene Beſtimmungen die Sphaͤre der weſent— 
lichen Rechte und Verbindlichkeiten des Protektorats voll⸗ 
ſtaͤndig ausgemeſſen ſey. Die Beſtimmung außerweſent— 
bicher Rechte haͤngt von der poſitiven Willenserklaͤrung der 
beſchuͤtzenden und beſchuͤtzten Partheyen, als wohin auch das 
dem Protektorate bereits eingeraͤumte Hecht auf die jedesma: 
fine Ernennung des Fürften Primas, und auf Erwiederung 
des Schutzes durch thaͤtige Theilnahme der Bundesglieder an 
jedem Kontinental-Kriege des Protektorats gehoͤrt. 

Vergleicht man nach dieſen Beſtimmungen das Weſen 
der hoͤchſten Gewalt eines Voͤlker⸗Staats, mit dem Weſen 
des Protektoriums eines Voͤlkerbundes, fo reduzirt ſich ihre 
Hauptdifferenz darauf; daß erftere die Erreihung des Zwecks 
des, Völker : Staats, obgleich vermittelt der Kräfte feiner 
Glieder, aber allein und principaliter — lezteres hingegen 
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die Erreichung des Zwecks des Wölkerbundes, zwar vermittelft 
eigner Kraft, übrigens aber nur in Vereinigung mit der 
Macht des Bundes, und zwar blos fubfidiarifch, nämlich nur 
für den Fall der Unzulänglichkeit der eignen Kraft des Bun: 
des, zu erbürgen habe. 

Daß diefe Garantie durch das Proteftorium der rheinis 
ſchen Conföderation ungleich vollftändiger und Fräftiger, als 
durch die höchfte Gewalt des teutfchen Reichs, werde gelei— 
fiet, jedes, dem Zwecke des Vereins widerftrebende, Attentat 
eines Bundesglieds auf die Nechte feiner Yundesgenoffen- un: 
gleich nachdräcklicher werde niedergehalten, die Sintegrität des 
Bundes ungleich mächtiger und glücklicher werde geſchuͤtzt, 
und der Bund felbft zu ungleich größerem politifchen Ger 
wichte und Anfehen werde emporgehoben werden, als dieß 
alles in und am teutfchen Reiche der Fall war, Wer moͤgte 
daran zweifeln ? Mer fonac die großen Vorzüge des rheinis 
ſchen Bundes vor dem teutfchen Reiche auch von diefer Seite 
verfennen können ? 
} (Die Fortfeßung im nädften Hefte). 





12. 
Herichtigungen und Bemerfungen zu Mr. 32. im 
« 17ten Hefte des Rheinifchen Bundes. 


(Den Unterhalt des Verfonals des vormaligen Farferlihen Reichs: 
fammergerichts betreffend.) 





J. der Anlage Ziffer 3. zum Zirkularſchreiben Sr. Hoheit 
des Fürſten Primas an die allerhöchſten und höchſten Stüns 
de des erlofchenen deutfchen Reichs, iſt der Eriftenzftatus fiir 
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die aus der Suſtentationskaſſe zu zahlenden Gehalte und in 
Anfpruh genommene Befoldungs : Ergänzungen auf 50,687 
Keihsthaler 50 Kreuzer, oder im 24 Gulden Fuß auf 
91,237 Gulden 36 Kreuzer berechnet. 

Nach damaligen Verhältniffen ift die Nichtigkeit diefer 
Berechnung nicht in Zweifel zu ziehen, feitdem hat ſich jes 
doch jener Status durch neuerdings eingetretene Umſtände, 
infonderheit durch das Ableben des Präfidenten von Staufs 
fenberg und durch den Austritt einiger Partizipanten fo fehr 
verändert, daß er nothwendig einer Berichtigung bedarf. 

Ehemals ald das ‘PDerfonale des Kammergerichts eben 
fo beſtimmt und bleibend war, als die Befoldung eines je: 
den Einzelnen, war die Erigenz fiir die Suftentationsfaffe, 
— geringe temporaire Abreichungen, die durch den Tod oder 
Abgang eines Mitgliedes, und durch das jpätere Einriicken 
des neuen etwa entfichen konnten, abgerechnet, — ein jahr, 
wie das andere, die nämliche, und feicht zu berechnen. 

Gegenwärtig aber, wo die Zahl der Partizipanten ſich 
von einer Zeit zur anderen mindert, und wo die Gehalts: 
Ergänzungen der in andere Dienfte getretenen vormaligen 
Mitglieder von fehr verfchiedener Größe find, und zu ganz 
verfchiedenen Zeiten gezahlt werden, ift es nicht anders mög— 
lich einen richtigen Erigenzftatum aufjuftellen, als durch eine 
Ueberſicht des Bedarfs zu jeder einzelnen Diftritution. 

Da diefe nun, wenn die Kaffe es vermag, nach der 
alten Einrichtung alle ſechs Wochen gefchehen follten, fo daß 
ihrer achte einen Jahrgang ausmachen, fo enthält die Anlage 

Ziffer ı 
eine Berechnung von den nächften acht Driftributionen, als 
vom  Zoten Junius 1806. bis zum ıöten Mai 1809. in- 
elusive, wonach die Erigenz fiir das nächfte Jahr ſich ganz 
genau beftimmen läßt. \ 

Sur Erläuterung diefer Berechnung find jedoch folgende 
Bemerkungen nothwendig: 
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a) Bekanntlich Haben mehrere alerhöchfte und höchſte 
Souverains die Vorſchläge, welche gleich nach Auflöfung des 
Kammergerichts von den vormaligen Mitgliedern deffelben 
geichahen, dadutch genehmiget, daß fie mehrere derſelben in 
ihre Dienfte angeftellt, den ihnen aus den Staatskaffen zu: 
fließenden Gehalt an den Kammerzielern abgezogen, und 
wenn diefer ihrem vorigen Salate nicht gleichfam, ihnen für 
das Uebrige ihre Anſprüche an die Suftentationstaffe vorber 
halten haben. 

Auf diefe Art find bereits, außer dem vormaligen 
Heren Kammerrichter, eilf ehemalige Affefforen wiederum in 
Thätigkeit geſetzt, und vielleicht ditrfen noch mehrere unter 
den Zuriicfgebliebenen ein gleiches glückliches Loos hoffen, da 
in der That der eigene Vortheil des Regenten dafiir zu 
fprehen fcheint, daß er, ftatt das von feinen Unterthanen 
aufgebrachte Geld in eine allgemeine Kaffe zu verfenden, 
daffelbe Lieber einem geprüften Diener zuwendet, der es im 
Lande verzehrt, und dafiir diefem Lande feine Dienfte wid: 
met. Auch iſt die Sache dadurch ungemein erleichtert, daf 
nach den angenommenen Grundfägen, die Größe der von 
einem Lande zu zahlenden Kammerzieler fein Hinderniß bei 
der Anftellung abgeben kann, indem das dem Neuangeſtellten 
an feinem Gehalte Fehlende, bis zu der Summe von 4800 fl. 
aus der Suftentationgfaffe zugelegt wird, vorausgefeßt, daß 
die Zieler des Standes, bei.dem er in Dienfte tritt, entwe— 
der durch feinen Gehalt abſorbirt werden, oder daß der 
Ueberſchuß an die Suftentariongkaffe gezahlt wird, wie dieſes 
unter anderen das nachher folgende, neuefte Beifpiel des 
Freiherrn von Stein erweifet. 

b) Unter den Ergänzungs-⸗Quoten, welche den in Diens 
fie getretenen vormaligen Mitgliedern des Kammergerichts 
angewviefen find, finder nach Verhältniß ihrer Anftellung ein 
richtiger Unterſchied ſtatt. Die vormaligen Affefforen, Frei— 
herr von Gruben, und die Herren von Leutſch und von Deus 
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vath der ältere haben. überall feine Anfprüche auf eine Ges 
halts Ergänzung aus der Suftentationstaffe, da fie von ders 
jenigen Höfen, welche fie anftellten, ihre’ ganze vorige Beſol— 
dung erhalten. Sie fallen alfo aus dem Erigenzflatus ganz 
aus. | : 

e) Die von der Krone Würtemberg in Dienfte genoms 
menen ehemaligen ‚Affefforen , Freiderren von Riedeſel and 
von Linden, fo wie Herr von Neurath der jüngere ,' welche 
in dem Status ©. agı, des 15. Heftes des Rheinifchen 
Bundes mit einer Gehalts ‚Ergänzung von 800 fl, verzeich— 
net ftehen, find auf diefem Status nicht aufgefüihre, weil ih— 
nen eine folche von Sr. königlichen Majeftät von Würtem⸗ 
berg auf die Kaffe gar nicht anggwiefen oder vorbehalten iſt, 
vielmehr es die allechöchfte Willensmeinung zu ſeyn fcheint, 
fie aus dem Ueberſchuſſe der Kammerzieler, welche nicht, wie 
folches bei allen anderen Höfen, welche Mitglieder des ches 
maligen Kammergerichts in ihre Dienfte nahmen, der Fall 
ft, — an die Suftentationstaffe bezahlt werden 
Sollen, ihrem vorigen Gehalte gleich zu ffellen. Daß übris 
gens dieſe vorläufige Weglaffung vom Erigenzftatus diefen 
Herren an ihren etwaigen Rechten auf die Kaffe weder prär 
judiziren kann, noch foll, verftehet fih von feldft. 

- d) Dagegen ift denen in föniglich Baierifchen Dienften 
angeftellten vormaligen Mitgliedern des Kammergerichts, als 
Sr. Erzelleng dem ehemaligen Herrn Kanımerrichter, Grafen 
von Neigersberg, dann den ehemaligen Herren Affeffos 
ren, Freiherren von Seckendorf und von Branka 
und den Herren von Ullheimer und von der Bede 
ihr Anfpruch auf die Suftentationsfaffe von Sr. königlichen 
Majeftät ausdriicklich vorbehalten, auch der Reſt der Kams 
merziefer, nach Abzug der Gehalte fir diefe fünf Herren je 
desmal richtig in die Suftentationsfaffe abgeführt worden. 

Es ift daher bei der Berechnung ihrer Ergänzungs— 
fumme der Satz angenommen worden, daß fie zu dev Zeit 


142 


dm Jahre zur Perzeption berfelben kommen, wenn bie 
surüdgebliebenen Mitglieder diejenige Sum; 
me erhalten haben, weldhe jene Herren als Gehalt bes 
kommen, und die an den Kammerzielern vorweg abs 
gezogen wird. 

‚Da nun diefer Gehalt, nach den allerhöchften Anftellunget 
dekreten vom aiſten Jul. 1607. an, zu laufen anfieng; fo er⸗ 
Hält der Herr Graf von Reigersberg von dieſem Tas 
ge an zu feinem Gehalte von 12,000 fl., den er aus den 
töhiglichen Kaffen beziehet, aus der Suftentationgfaffe eine 
Ergänzungsfumme,von gı2o fl., wodurch deffen ‚voriger Ges 
Halt von 21,120 fl. im 24 fl. Fuß gedeckt ift. Diefe Zulas 
ge würde eigentlich auf jede Diftribution 1140 fl. betragen, 
allein nach obigen Grundſätzen fünnte der Herr Graf, web 
cher %, feines Gehalts aus den königlichen. Kaffen und 34 
aus der Suſtentationskaſſe erhält, erſt dann zur Perzeption 
kommen, wenn jeder der: zurlickgebliebenen Aſſeſſoren gleichs 
falls %, feines vormaligen Gehalts, aljo 2744 fl. befommen 
hätte, und demnach würde derfelbe vom ıften Julius 1807. 
angerechnet, ih die Februarsdiftribution von 1808. eingetre⸗ 
sen. ſeyn, und in diefer fo, wie in den drei folgenden (one 
Raten erhalten haben. 

‚Nachdem: aber der Herr Graf ı Drittel von feiner. vor 
maligen fammerrichterlichen Beſoldung, der fiir die unbeſol— 
beten Kameralen beftimmten Proviſionskaſſe auf eine, fo 
großmüthige als. menfchenfreundliche Art gediret hat, und der 
Zuftand jener Kaffe es nothwendig macht, ‚daß dieje übers 
tragene Quote bei jeder Diftribution.. derjelben verhältnig, 
mäßig ausgezahlt wird; fo ift die Einrichtung getroffen, daß 
die. Provifionsfaffe bei. jeder Diftribution den achten Theil 
der cedirten Summe erhält mit . . 488 Rthlr. Bo fi. 
Der Kerr Graf aber bekömmt die noch übers 
fchiefiende Gehalts: Ergänyung in den Diftvis 
butionen vom ıd.en Februar, Sıen März, , 
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ıöten. May und Soten Junius jedesmal 

ar ra ea Hehe. 40 k. 
welches zufammen die Ergängungsfunme von 5066 Reichsthlr. 
60 kr. im. 20 fl. Su oder g120, fl. im.24 fl. Fuß aus⸗ 
macht. 

Die übrigen er in königlich Daieriſcche Dienſte uberge⸗ 
gangenen Herren, welche 4000 fl. Sehalt aus den föniglis 
hen Kaſſen beziehen, treten mit einer Ergänzung von Boo fl. 
ein,. wenn die zurückgebliebenen Mitglieder, gleichfalls 4000 fl. 
aus der Suſtentationskaſſe erhoben, haben. Diefes ift, vom 
ıften Julius 1807. angerechnet, bei ihnen der Fall am ıdten 
Mai, jeden Jahrs, wo fie 200 fl. und am Boten Sunius 
jeden Sjahres, wo. fie 600 fl. bekommen. Daß ſie in der 
Anlage ı. am. Zoten Sun. 1808. nur mit 200 fl. aufge⸗ 
führt ſind, rührt daher, weil ſie die Diſtribution vom 15. 
Auguſt 1807. mit 600 fl. noch erhalten hatten, und dieſe 
wieder in Abſatz gebracht iſt. 

e) Durch ein neuerliches königlich Baieriſches Reſkript 
ſi nd die vormaligen Herren Aſſeſſoren von Hueber und 
Freiherr von Cramer, jeder mit 4000 fl. vom aGten 
Mai 1808. an, auf die Zentralkaſſe in München, gegen 
Abzug diefer. Summe an den Kammerzielern, übernommen, 
und ihnen gleichfalls wegen der fehlenden Boo fl..ihre Ans 
fprüche an die Suftentationskaffe vorbehalten worden. Sie 
fallen alfo als ordinaire Partizipanten von dem neuen Eris 
genzftatus weg, und kommen nad, obigen Prinzipien mit 
ihrer Erganzungss Quote. zur Perzeption. am Zıten März 
jeden Jahrs mit 200 fl. und am ıdten Mai mit 600 fl. 
Daher fie mit diefen Summen unter dem Sıten März und 

ısten Mai 1809. aufgeführt ftehen. 
| f) Der in großherzoglich Hefifihe Dienfte getretene vors 
malige Affeflor, Freiherr von Stein erhält, laut höchſtem 
Anftellungsdekrete, einen Gehalt von 2500 fl. vom 16. Mai 
1006. an gerechnet. Diefer fol auf die Kammerzieler abge 
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zogen, ber Ueberreſt aber gezahlt werden, wogegen dem Frei 
herinvon Stein feine Anſprüche auf die Ergänzung aus der - 
Kaffe vorbehalten find. Nach den angenommeiten Grund⸗ 
ſätzen komnit derſelbe zur Perzeption am: Zrten Dezember 
jeden Jahrs mit 500 fl. und in den Diſtributionen vom 
Februar, März und Mai mit 600 Gulden. ı Ex iſt daher 
unter den ordinairen Partizipanten ausgelaffen, und feine Ei 
gänzungs: Quote vom Zıten Dezember 1608. an berechnet.” 
8) Daß übrigens die in dem Exigenzſtatus gebrauchte 
Rubrik: »Ordinaire und extraordinaire Partizipanten » — 
keine Verſchiedenheit in den Berechtigungen ſämmtlicher In⸗ 
tereſſenten andeuten ſolle, wird kaum nöthig ſeyn, zu bemers 
ken. Dieſe Abthellung iſt nur darum angenommen, weil die 
Raten der erſteren eine für jede Diſtribution feſtſtehende 
Ausgabe ausmachen, die Naten der feßteren aber beinahe 
mie jeder Diſtribution wechſeln. 


Folgende Bemerkungen über den Zuſtand der Kaffe im 
- Berhältniß zu dem aufgeftellten Exigenzſtatus, dürften vlen 
Teicht hier am vechten Orte Platz finden. | 

Der neue Erigenzftatus erfordert für das nächfte Jahr 
nur eine Totalſumme von 59,312 Rthlr. 20 fr. fir die oͤr⸗ 
dentlichen Ausgaben der Suftentationsfajfe, mithin 11,35 
Rthlr. 30 fr. weniger, als der im ı7ten Hefte des Nheinis 
fhen Bundes aufgeftellte; allein in beinahe gleihem Ders 
hättniffe haben ſich auc die von Baiern und Heſſen zu zah⸗ 
lenden Zieler vermindert, ſo daß in der Wirklichkeit dadurch 
wenig gewonnen iſt, insbeſondere ſo lange noch nicht entſchie— 
den worden, ob die Rate des verſtorbenen Präſidenten von 
Stauffenberg vorerſt der Kaſſe zu gute en, oder 
an den Beiträgen gekürzt werden ſoll. 

Durch die Uebernahme der Herren Affefforen von Sue; 
ber und Breiherr von Cramer auf die königlich Baieri— 
ſche Staatskaffen, ift fiir die Suſtentationskaſſe — voraus: 
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geſetzt, daß die zurückgebliebenen Partizipanten gleichfalls 
die Summe von 4000 fl. daraus beziehen fünnen — weder 
Vortheil noch Nachtheil entftanden. Wohl aber muß diefes 
erhabene Beifpiel Sr. königlichen Majeftär jedem ehemaligen 
Reichs-Juſtizdiener zur troftreihen Verhhigung gereichen, 
denn darinn liegt die beſtimmte Erklärung, daß wenn auch 
die Kräfte der Suftentationstaffe zu dem Zufchuffe von 8oo fl, 
über kurz oder lange nicht zureichen follten, es doch der 
Wille Sr. Majeftäe fey, daß Allerhöchſtdeſſen ehemalige Lans 
des: nachher Neihs: Diener, wenn fie gleich jest zur 
Ruhe gejest find, doch für ihre Lebenszeit 4000 
fl. gleih denen wieder in Aktivität verfekten. 
Dienern genießen follen, und zwar aus den 
Kammerzielern. Die weitere Anordnung diefes Grund— 
faßes auf vormalige Mitglieder des Kammergerichts von glei 
cher Klaffe mir diefen beiden Herren, wird jeder unbefanges 
ne Beurtheiler felbft zu machen wiffen. 

Wenn man nun den Status Ziffer ı. als richtig vors 
ausfegt, fo wiirde wohl die Frage immer die wichtigſte bleis 
ben, ob derſelbe “durch die im nächſten Nechnungsjahre zu 
erwartenden Beiträge gedeckt werden fann und wird. — Da, 
wenn die Mai: Diftribution befchafft feyn wird, nur ein Aufs 
ferft geringer baarer Geldvorrath übrig bleibt, und nachdem 
die Zinfen der zur Kaffe gehörenden Kapitalien derfelben 
einftweilen zu einer anderen Verwendung entzogen, die Kar 
pitalien ſelbſt aber: für augenblicklich inerigibel erklärt find; 
fo beftehen die fihern Zuflüffe für diefen Zeitraum allein, in 
dem während demfelben fällig werdenden Zogten und Zıoten 
Ziel, dann aus einigen Rückſtänden, deren Zahlung zugeſichert 
und reguliret iſt. 

Ein genaues Verzeichniß ſowohl des laufenden 809. und 
310. Ziels, als auch derjenigen Rückſtände, auf welche man mit 
RN hoffen zu können glaubt, enthält die Anlage 

3 i f f et 9 


10. 
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worinn jedoch alle Beiträge, derem Zahlung vorerſt noch nicht 
beſtimmt ift, nicht verzeichnet find. 

Unter der Vorausſetzung, daß alles dort Verzeichnete richtig 

eingehen, auch auf die Quote des verftorbenen Hrn. Prafidenten 
von Stauffenberg nichts in Abzuge gebracht werden wird, würde 
doch der ganze Betrag nicht mehr ausmachen, als die Summe 
von 32,497 Rthlr. 52 % kr., folglich.ein Deficit in der Einnahme 
von 6814 Rthlr. 58 °4 fr. fiher vorauszufehen feyn, ungerech⸗ 
net die zufälligen Ausgaben der Kaffe, die ſich jährlich auf meh; 
rere hundert Reichsthaler belaufen. 

Auch ift es wohl zu befürchten, daß dieſes Deficit fich 
dadurch noch um ein Beträchtliches vermehren wird, dal; es 
manchen Lande, bei den gnädigften Sefinnungen feines Sou— 
verains gegen das ehemalige MNeichsgericht, vielleicht nicht 
möglich werden wird, unter dem jeßigen Drange der Zeiten, 
binnen einem Jahre zwei, wohl gar drei Zieler richtig abzus 
tragen. — Vormals, während dem Beftande und den glän: 
zenden Zeiten des Kammergerichts, war dieſes bekanntlich 
ſchon häufig der Fall, allein vormals überſtieg der Anfchlag 
der Beiträge um ein Beträchtliches den Anfchlag des Erfors 
derniffes, auch konnte ein etwaiger Mangel durch die Zinfen 
von den Kapitalien der Suftentationskaffe gedecft werden. 
Jetzt ift, wie die beiden Berechnungen ergeben , der Fall ger 
vade umgekehrt, und jeder Participant der Suſtentationskaſſe 
kann fid) alfo mit Gewißheit vorausfagen, daß er in dem 
nächften Sahre einen beträchtlichen Abzug an feiner ihm von 
fo vielen allerhöchſten und höchften Höfen zugefiherten Eins 
nahme erleiden wird. Kann bei fo trüben Ausfichten etwas 
feinen Muth aufrichten, fo mag diefes zuerft die — freilich 
traurige — Beruhigung ſeyn, daß eine fo erfhöpfte 
Kaffe anderen von ihrem Ueberfluffe nichts mittheilen fann, 
fondern durch ihre eigene Armuth gegen jedes Anfinnen einer 
Abgabe, eines Vorfchuffes u. dergl. gedeckt feyn muß, wenn 
anders für die eigentlichen Partizipanten derfelben am Ende 
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noch etwas übrig bleiben foll; dann aber der Hoffnung, daß 
der in fo viele Länder des nördlichen Deutfchlands zurückge⸗ 
Pehrte Friede neue Hülfsquellen für die Kaffe eröffnen wird. 
Mit einem erhabenen Beifpiele ift bereits Se. kaiſerliche 
Hoheit, der Großherzog von Berg, andern Regenten des 
Nordens vorausgegangen , indem KHöchftderfelbe vor einiger 
Zeit, auf Abfchlage der von feinen Staaten zu zahlenden 
Zielern der Kaffe 1500 Neihsthaler anweifen lief. So ges 
wiß fiir einen ferneren Beitrag die erhabenen GSefinnungen 
Diefes Fürften biirgen, fo ficher ift auch von der Gerechtigs 
feit und Großmuth Sr. königlichen Majeftät von Weftphas 
fen zu erwarten, daß Allerhöchftdiefelbe die auf den deutichen 
Provinzen, welche das Königreich Weftphalen ausmachen, 
ruhenden , und zum Theil als Laften und Schulden des Las 
des im Tilfiter Frieden übernommenen Beiträge vorerft 
wird fortdbezahlen laffen, bis ein künftiger 
Bundestag das endlihe Schiekfal der ehema— 
ligen Reihsdiener entfheiden wird. Unten den 
taufend Külfsquellen, welche zu diefem Ende St. königlichen 
Majeftät zu Gebote ftehen, Bieter fih die Annahme eines 
oder des andern Mitgliedes in Allerhöchftihre Dienfte Vor— 
zugeweife, und um fo mehr dar, als einige unter ihnen von 
denjenigen Provinzen, die jeßt einen integrivenden Theil des 
Königreichs Weftphalen ausmachen, an das vormalige Kam— 
mergericht präfentire find, und es gewiß mit dem tiefften 
Dante verehren würden, wenn es ihnen erlaubt wäre, ihre 
Dienfte und Kräfte ihrem vorigen Vaterlande, oder dem 
Lande, von welchem fie zu ihrem vormaligen ausgezeichnes 
ten Poften befördert wurden, zu widmen. 

Möglich ift ed auch, daß eine oder andere Ausgabe, 
während dem Laufe dieſes Nechnungsjahres wegfällt, oder 
daß — welches ganz vorzüglich zu wünſchen wäre — mehr 
tere Regenten dem größten Beifpiele Sr. königlichen Mas 
jeftät von Baiern, welcher alljährlih von denen auf feinen 
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Landen ruhenden Kückftanden ein. Ziel abtragen laßt, folgen, 
und eine gleiche terminliche Zahlung verfügen werden. Dies 
fes wiirde die größte Wohlthat für die Kaffe, und zugleich 
eine unmerkliche Laft fiir jedes Land feyn. Möchte doch die 
Großmuth deurfcher Regenten zu den unzähligen Beweifen 
ihrer Fürforge fiir ehemalige, ohne ihre Schuld gebeugte 
Reichsdiener, noch diefen hinzufügen, dann würde man viel 
leicht ftatt des jeßigen Deficit bei der nächften Berechnung 
‚einen Ueberſchuß nachweifen, und ihn zu jedem menjchenfreunds 
lichen Zwede und zu einer Aushülfe für Manchen, dem man 
jeßt nicht, zu heifen vermag, anbieten fünnen. Gehe es, wie 
es wolle, die Berechnung fol auch in der Folge gewiffens 
haft vorgelegt, und mit eben der Offenheit, mit welcher ges 
genwärtig der mangelhafte Zuftand der Kaffe aufgedeckt ift, 
‚auch die beſſeren Verhältniffe derſelben, und, wern es mög— 
lich feyn kann, jeder Ueberſchuß iiber die Erforderniffe dem 
Publikum zur Kenntniß gebracht werden. 





. Sn gleicher Maaße wäre es aber auch zu wünſchen, daß 
‚der jährliche Erigenzftatus zur Penſionirung der ehemaligen 
Kammergerichtsadvofaten und Profuratoren ꝛc. (©. 298 
‚des ı7ten Hefts des Rheiniſchen Bundes Ziffer 4.) berichtiget 
würde, da derfelde durch den Abgang mehrerer. Participans 
‚ten, und indem nach einer höchften Verfügung die Schreiber 
‚aus demſelben wegfallen, fich fir das nächfte Jahr beträchts 
lich vermindert hat. Indem man Niemanden in diefer Be: 
richtigung vorgreifen will, hat man es noch zur Zeit ausges 
feßt, eine bereitd angefertigte Weberficht des künftigen Exi— 
genzftatus, nebſt einer genauen Berechnung derjenigen Eins 
nahmen und Zuflüffe, welche die Provifionstaffe der unbeſol— 
deten Kameralen von ihrer Entftehung an bis jetzt gehabt 
hat, in den Rheinifchen Bund, als Berichtigung und Er; 
läuterung zu jener Anlage, einrücken zu laffen. 
* v. H. 
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Unlageıi 


Ucherficht der Difteibutionen vom Soften Junius 1808 bis 
isten Mai 180g inclusive. , 





i ı808 V 

I. Diftribution vom Zoten gunia⸗. Rthlr. 
A) orpinaite Participanten, 

1) Präfident, Freiherr von Setendorf . 


Aſſeſſor von Hommer 2 2. 
von MWeidenfed . . .. 


R — von Ramyb. . 555 | 30 
) — m Hohnhorſt ee — 335 | 56° 
6) — Freiherr von Martini . r 
7) —  Freäher von Schmig.. A 
8) — von Difurkd . 2 2. 
9) — von Dalemanı . .» . 


” e . * — — [7 — * ® 


10) Kanzleiverwaltr . . 2 000. 
21) Meichsfisfal . .. Ei ; 
ı2) Advocatus fisci . .' ET 
R Kameralarzt, Hofrath Gergens 
— — Haofrath Jordan 
8 Pfenningmeiſter... 
eſereeeee a 
17) Botenmeifter . Te 
18) Pedell Orth ee 


* 


19), — seisiiphorn . 
20) 12 Boten... 


. * . ” , * . os 
N} * ..* U 27 * . 


+ 
. 
* 
j 
* + 


B. Ertrasordinaite Participanten. 


1) Die der Proviſtonskaſſe cedlrte kammerrich⸗ 
terliche Qudte . . 
2) Graf von Neigersberg Gehalts: ‚Ergänzung 
5) Präfidentin von Stauffenberg , die She 
des Gnadenquartald . . 
4) Vier in königlich) : baterifche Dienfte getre⸗ 
tene Fl: Sehaltsergängung „ jeder. 
200 fl. re nn « 1.444 


Summa . 2... 5Sgı]4 


ee | en — — 
2888 
O O1 010301 
328888 
n nn 
. oO 050995 
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II. Difteibution yom röten Anguft. Rthlr. | Kr. 


A) Ordinaire Partiripanten. im 20 fl. Fuß. 


[ Präfident, Freiherr von Sedendof . . | 4571 — 

die obengenannten Affefforen, OR mit * 

Keichsihaler 30 fr. . . — 2666 | 60 

3) Kanzlei: Verwalter . © 2 2 2 1341 5 

8 ) Reihss Fislal 2» 2 2 222 | 20, 
). — 


Advocatus fisci . 197 
6) die beiden Kamera, jeder mit 63. Krpie. 
ft. . » a — ı26 | 60 


)-Pfenningmeifter ee re 76 | 407 
I BE a en re ı0 | — 
9) Öotenmeifter . . — ı0 | — 
10) Zwei Pedellen, jeder mit 20 Kehle. = — 
11) Zwölf Boten. . » 2.» —F 86 | 6a 


% 


B) Ertraordingire Participanten. 


1) die der Provifiongkaffe cedirte Kammerrich: 


terliche Quote . 488 
2). Präfidentin von Stauffenberg i die zweite 
Hälfte des Gnadenqugrrale . . . . | 457 


Summa — ! 4802 








IH, Diftribution vom 306. September. 
A) Ordinaire Participanten. 
Wie oben von N°. i. — 11: zufammen mit | 3856 | 65 

B) Extraordinaire — 


die det Provifionskaffe cedirte Kewrierug 
terliche Quͤote... 4868o 








IV. Diſtribution vom 15. November. 


Ganz im Betrage, wie die vorige mit einer 
Summe von 4 4545 55 


V. Diftribution vom 31. Dezember. 
A) Drdinaire Participanten. 


Bie oben von N°. ı. — 11. zufammen mit 
B) Ertraordinaire Participanten. 


ı) die der Proviſionskaſſe cedirte Fammerrichs 
terlihe Quote . 


2) Geheimerath Freiherr von Stein mit 500 fl. 


Summa — 


1809. 


VI. Diſtribution vom ıdten Februar. 


A) Drdinaire Participanten. 
Bie oben von Ne. 1. — 11. zufammen mit 
B) Ertraordinaire Participanten. 
ı) die der Provifionskaffe cedirte kammerrich— 


terliche Quote . 
2) Graf von Reigersberg Gehalts Ergänzung 


9) Geheimerath Freiherr von en — | 


Ergänzung 600 fl . 
— — 


VII. Diſtribution vom Sıten März. 
A) Drdinaire Partiripanten. 
Wie oben von N. 1. — 11. zufammen mit 


B) Ertraordinaire Participanten, 


1) die der Provifionsfaffe cedirte kammerrich— 
terlihe Quote . . 

2) Graf von. Neigersberg Gehalte: Ergänzung 

5) Geheimerath Freiherr von Stein u. 
Ergänzung 600 fl. . 

4) Affeffor von Hueber Zulage zu den von der 
a — übernommenen 4000 fl. 


5) Afelor, — von Cramer desgleihen 


Summa — 


Rthlr. 


1501 


Kr. 


im 2ofl. Fuß. 


3856 | 65 
488 | do 
277 | 70 
4623 | 35 
3856 ! 65 
488 | 80 
144 ; 40 
_333 | 30 
5045 | 55. 
3856 | 65 
48% | 80 
144 | 40 
355 | So 
.! ı1ı | ıo 
| an | ı0 


105 





85 


152 
VII. Diftribntion vom 16. Mai. 
A) Drdinaire Partilipanten, = 
Wie oben von N®. 1. — ı1. zufammen mit 
B) Ertraordinalre Partieipanten. 


1) die der Proviſionskaſſe cedirte kammerrich— 
terlihe Quote . 

2) Graf von Neigersberg Gehalis⸗ Ergänzung 

5) Geheimerath von Stein desgleichen 600 fl. 

4) Aſſeſſor von Hueber Zulage zu den vonder 
Krone Valern ibernommenen 4000 fl. 
— 600 fl... 

5) Aſſeſſor, Freiherr von Cramer desgleichen 

6) Vier in königlich Baieriſche Dienſte getre— 
tene Aſſeſſoren RS EINIG) we 
So 2 5 5 u“ 


— — 
RECAPITULATION. 


Zur Diſtribution Ne. I. werden erfordert . 
—  ._ Il. .... 
— MI .... 
N V. ea. 
ae DIN 
a EN ra 
— N VO . 

— — — .N% VII 


 P 


+ 


Summa der ganzen Erigenz für ein Jahr — 





m 


Rthlr. 
im 2ofl.| Fuß. 


3856 


2 


39312 


5954 
5391 








8 


65 





- 





Unlage 2 
Verzeichniß derjenigen Beiträge, welche 
tionsfaffe während dem nächften Jahre 
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die Suſtenta⸗ 
vom Boten 


Junius 1808. bi ıöten Mai 180g. inelusive zu er: 
warten hat, nach alphabetifcher Drönung. 


A. 


Rthlr. | Kr. 


Zu dem — dieſem Jahre fällig werdenden im ıofl. * 


309. und 310. Ziel bezahlen: 
1) Ahrenberg (Herzog von) jedes Ziel 105 
Reichsthlr. 79 fr. 
2) A halt „Rerzöge von) jedes Ziel 3 34 Bft 


5) Ba — (Sroßhergog von) inclusive der 
Mediatiſirten, jedes Ziel 2ıod Mthlr. 
60 kr. nach Abzug der Vefoldung für 
Herrn Geheimerath von las, fen. ul 
diejes Sjahr > 

4) Daiern (König von) nach Ab jug von 
52,000 fl. fiir Gehalte, jährticd 1758 fl. 
5 kr. oder . 

5) Bremen (freie ‚Konfeeftat) jedes Ziel 185 
Rthlr. 843% € 

6) Gotha (dere von Sachſen) da das 109. 
Ziel pränumerirt Äft, das 110. mit . 

7) Hamburg (fe Hanfeeftadt) jedes Ziel 
549 Rthlr. 4 . 

8) Heſſen —* — von) jedes Ziet 1185 
Rthlr. 26% fr. inclusive der Mediatis 
firten, nach Abzug des Gehalts für Hrn. 

| Seheimerärh von Stein. . » 

9) Hildburghanſen (Beryos von Sachfen) 
jedes Ziel 31 Rihlr. 44 kr. 

10) Hoch: und Deutſchmeiſter jedes Ziel 
45 Rthlr. 76 kr.. 

11) Hohengolter N: SHechingen GFürſi 
von) jedes Ziel 54 Rthlr. 95 kr.... 

ı2) Hohenzollern — Sigmaringen 
(Fürſt von) jedes Ziel 54 Rthle. 9% fr. . 

#5) Hollfteim (Herzogthuͤm) mit an 

jedes Ziel 672 Rthlr. 53 4 kr... . 

14) Iſenburg (Fürſt von) jedes Ziel 110 
| Bihler, So MM... 


2ıı 68 
608 173 


1550 61 
975 154% 


RER SON ER EOS — 
Pr & nr 
© & 
— — 
r I 


* 


154 


€ 


15) Leyen (Fürft von der) jedes Ziel 10 
Rthlr. 12% kr. 

16) en — von) jedes Ziel 33 
Rthlr. 30 fr. 

17) Lipp — von de) jedes Ziel 84 fl 


48 
ı8) Lippe⸗Bü— ckeb u vg CFürſtenthum) wer 
gen ehe jedes Ziel 94 Reichstha⸗ 
ler 513% 
19) Lü a Ge Sanfeftadt) jedes Ziel 697 
4er. . 


20) Dediendurg s Schwerin (Herzog 
von) jedes Ziel 304 Rthlr. Ze fr... . 

21) : Derfelbe wegen Mecdienburg: Güſtrow, 
jedes Ziel 217 Rthlr. Zr kr... 

22) s Derfelbe wegen Fürftenthum Schwer 
rin, jedes Ziel 101 Rthlr. 4ı k. . . . 

25) Medlenburg: Strelig(Nerzog von) 
wegen des Herzogthums und Stargard, je: 
des Ziel 86 Rthlr. 86 A fr. . 

24) ; Derfelbe wegen —— jedes Ziel 
84 Rthlr. 46 fr. . . 

25) Meiningen (Herzog von Sachfen) je 
des Ziel gı Rehlr. 54 5 kr 

26) Naffau — und Fürſt von) jedes 
Ziel 719 Rthlr. So. . 

27) Dldenburg (Herzog von) da das Ziel 
pränumerirtift, das Zıote mit . . 

28) s Derfelbe wegen Hochſtift Lübeck das 
Zıote Ziel mit . 

29) Primas (Fürft) nad) Abzug der Beſol⸗ 
dung für Freiherrn von Gruben, wegen 
Frankfurt, jedes Ziel 845 Rthlr. 35 4 Er. 

50) — von) jedes Ziel 74 Rthlr. 
45 


31) Sa EN fen (König von) inclusive Quer; 
furch und den Reſt von Mangfeld jedes Ziel 
2018 Rthlr. 42 % fr. 

32) Salm:Salm und Satm— Kirburg 
(Fürften von) jedes Ziel 35 Rthlr. 45 4 fr. 

35) Shwargburg : Sondershaufen 
wa von) jedes Ziel 97 Rihlr. dı °% kr. 


— — ———— — — — — — — — — — — — — — — —— —— — 


Rthlr. | Kr. 
im 2ofl.| Fuß. 


20 |25 
66 I66 


169 | 7 


188 165 
1594 184 
608 164 
434 71 


202 82 


179 |03 
169 | 2 
185 19 
1458 61 
450 |— 


101 [41 


7 
* 
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4036 185 
67 


Yı 


195 13 


* 


34) Schwarzburg -Rudolſtadt —* 
von) jedes Ziel g0 Rthlr. 4 23. FE 

55) (Schwarzenberg (Füurft von) wegen 

* Kleggau, jedes Ziel 47 Rthir. 3ı 4 fr. 
56) Walde (Fürft ti jedes Ziel 84 
Rthlr. 70 kr. 

37) Weimar (Aero von Sachen) jedes Ziel 
72 Rthlr. 66% Er. 

58) : Derfeldbe wegen Henneberg⸗ Schleuſi ns 
gen, jedes Ziel 17 Atlr. 34% kr. 

39) s Derfelbe wegen Eifenad) , jedes Ziel 
72 Rthir. 66, fr. . 

40) er ürzbur 8, (Großferzog von) jedes Bil 
1617 fl. a1 tkr.. 


Das 5oß. Ziel ift — rückſtändig bei 
1) Anhalt (Fürſtenthum) mit . . . 
2) Baden (Großherzogthum) mit . 
5) Bremen (freie Hanfeeftadt) mit 
2 Heffen (Großherzogthum) mit . ; 
Hohenzollern⸗Hechingen (Fürftens 
thum) mit 
6) Pr lshurshanfen CHergogehum Sach 


3 Pre} und Deutfhmeifter mit Dr 
8 Hollſtein (Herzogthum) mit Ranzau, mit 
9) Iſenburg (Firft von) mit R 
10) Lichtenftein (Fürft von) mit 
11) Lübeck (freie Hanfeeftade) mit . . 
12) Mecdlenburg Schwerin —— 

thum) mit. . 

13) Daffelbe wegen Güſtrow mit . £ 

14) pr J elbe a. Fürftenehum Schwerin 


15) Mei ini n g en Herzogthum Sachfen mit 





* 
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Rthlr. |: 
im 2ofl. Fuf. 


196 
94 63 
169 [50 
145 |43 
34 169 
145 149 
1796 BB 


— — la22224 18543 


304 136% 
md 130% 
185 184% 
1185 126°% 


54 | 9% 


31 14 
42 176° 
672 | 
110 log 
35 30 
697 |42 


504 92 
217 [99:4 


101 41 


9ı 645 





*) In den Rückſtänden des 308ten Ziels werden dieſe 2 Häuſer als 
Herzogathümer qualifiziert, die im ‚309. und 310. Ziel Fürften find. Es muß 


alfo eines nah dem andern adjuflirt werden. 


% 
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Rthlr. | Kr. 
Jim zofl. Fuß. 


16) Schmwarzburg: Son der 

baufen (Herzogthum) mit 7 181°% 
17) Shwarzburg : Rudot: *) supra . 

ftade (Herzogthum) mit. 8 | 4 
18) Waldeck (Fürftenehum) mit. . . . &, no 
19) Weimar (Herzogthum) vegen&ifenah mit! 72 1694 


Summa — | 5164 137°% 


C. 
Aeltere Rückſtände, deren Zahlung vegulirt und 
beftimmt verfprochen ift.' 
1) Baiern (Königreich) zahlt nad) der aller: 
höchſten Nefolution von den älteren Nick: 
ſtänden bis zum 306, Ziel inclusive , all: 
jährlich ein Ziel. Die nähere Berechnung, 
was im nächften Jahr zu zahlen iſt, ift noch 
nicht zugelegt, und wird daher alldier dafiir 
einſtweilen ausgeiworfen, die. Summe von] 5ovo | — 
2) Hohenzollern: Sigmaringen zahlel - | 
nad) Uebereinkunft jedesmal ein altes und 
ein neues. Ziel, folglich im nädften Jahr) 
zwei alte Zielev mit . 2 2.2... 1a8lg + 
| Summa — | 5ıoß Jıg 





RecarıtTuLArTıo. 
Aus Lit. A 2 0. 0 a... anooh 10512 
Be 5164 157% 
5108 Jıg 


. * * + * * 


— — C. a * — 


Summa der ganzen vom 30. Fumus ıBoB. bis s 
zum 15. Mai 1809. zu hoffenden Einnahme 32497 155% 
Der Erigenzftatug betrug nach Anlage ı. . 189912: [20 _, 


mm — Zn 


Mithin iſt Defizie in der Einnahme . . | 6814 158% 











— — 


NB. Der Herr Graf von Reiggersberg erhält nicht fein Quote 
in vier Diſtributionen, fondern vom 15. Febr. 1609. an ge: 
rechner bei jeder Diftriburion mit 144 Thaler 40 fr., wo: 
durch mit Einfluß der der Proviionskaffe zu zahlenden 
Quote die Ergänzungsfumme von gızo Gulden heraustömm‘. 


a —— 


+ 
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19. 
Königlich s baierifches organifiches Edift die Bildung 
des geheimen Raths betreffend, 





Wir Maximilian Joſeph von Gottes Gnaden 
König von Baiern 

Haben zur Vollziehung der im III. Titel $. 2 — 3. der 
Konftitution über die der Errichtung des geheimen Raths ents 
haltenen allgemeinen Beftimmungen folgende organifche Anords 
nungen zu treifen befchloffen, und befchließen hiermit, wie folgt: 

| Erfter Titel. 
Konftituirung des Perfonale. 

Art. ı. Wir und Unfer Kronprinz wohnen den Sig 
zungen des geheimen Raths bei. 

Diefer fol beftehen a) aus Unfern Miniftern; 1) aus 
ı2 hödftens 16 geheimen Nähen, die Wir ernennen wers 
den; c) auch Unfere Kronbeamte können während ihrer Ans 
wefenheit in Unferer Nefidenz den Sißungen des geheimen 
Raths beiwohnen, und nehmen alsdann ihren Plab nach 
Unfern Miniftern; d) die Stelle des General⸗Sekretärs bei 
dem geheimen Rathe wird Unſerm geheimen Konferenz 
Sekretär übertragen. | 
Art. 2. Die geheimen Näthe werden anfänglich von 
Uns nur auf ein Jahr ernannt, und find nicht eher, als 
nad) fehsjähriger ununterbrochener Dienftleiftung in diefer Eis 
genfchaft als permanent anzufehen. 

Alle Jahre mit dem ıften Dftober wird eine von Uns 
angeordnete Lifte der geheimen Käthe erfcheinen,. Diejenigen, 
welche nicht auf diefer Lifte ſtehen, hören von felbft auf, ges 
heime Käthe zu feyn. 

Art. 5. Der Gehalt eines geheimen Raths wird auf 4500 
Gulden feftgefegt, mit Einrechnung desjenigen, den ein Mit: 


glied wirklich ſchon bezieht. 


158 


Art. 4. Der Gehalt des General⸗Sekretärs iff 4000 Gul— 
den; was derfelbe dermal bezieht, wird gleichfalls eingerechnet. 

Art. 5. Die auf Pebenszeit ernannten geheimen Räthe und 
der General: Sekretär erhalten alle Vortheile der Pragmatik fiir 
den Staatsdienft, wenn fieihnen nicht fchon nach ihren bisherigen 
Dienftverhältniffen zuftehen, fo wie fie auch allen aus derſelben 
hervorgehenden Verbindlichfeiten unterworfen find, 

Zweiter Titel. 
Sefhäftstreis des geheimen Raths. 

Art. x. Unfer geheime Rath ift in Gemäßheit des Titels III. 
$. 2. der Konftitution die höchfte berathſchlagende Stelle in den 
wichtigften innern Angelegenheiten Unſers Reichs. 

Art. 2. Er kann fih nur auf unfern Befehl verfammeln. 

Art. 5. Er hat in keinem Gefchäfte die Initiation, und kann 
nur über diejenigen Gegenftände berathfchlagen, welche auf Un: 
fern Befehl von Unfern Miniftern an ihn gebracht werden. Lieber 
die Segenftände, die fih zur Berathung in dem geheimen Rathe 
eignen, werden die Sitzungen, fo oft Wir es auf den Vortrag 
Unferer Minifter nöthig erachten, von Uns beftimmt. Es wird 
nie eine Vorftellung unmittelbar an den geheimen Rath gerichtet, 
fondern allezeit von Uns, mit Bemerkung des Gegerifrandes. 

Art. 4. Zufolge des $. o. Titels III. diskutirt und entwirft 
er die Sefeke und Hauptverwaltungs : Verordnungen nad) den 
Grundſätzen, die ihm von Uns durd) die einfchlägigen Minifte: 
rien werden mitgetheilt werden. 

Art. 5. Ueber die an Uns gerichteten und von Uns an ihn 
durch die einfchlägigen Minifterien gemwiefenen Fragen, den 
Sinn der Geſetze betreffend, hat der geheime Rath Uns fein 
Gutachten vorzulegen. 

Art. 6. Er vereinigt mit dem Charakter der berathſchlagen⸗ 
den Stelle den richterlichen in allen fontentiöfen adminiftrativen 
Segenftänden, die auf Unſern Befehl durch die einfchlägigen 
Minifterien an ihn gemacht werden, und fiir welche er die Iehte 
Inſtanz nad) den näheren Beſtimmungen bilder, die hieriiber 
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ſowohl in Beziehung auf die Gegenftände, als auf die dabei 
zu heobachtenden Förmlichkeiten nachfolgen werden. 

Art. 7. Er beurtheilt a) die Kompetenz⸗Streitigkeiten zwi⸗ 
fchen der Gerichts; und Verwaltungsftelle; b) die Frage: ob 
Öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen vor Gericht 
geftellt werden fünnen und follen. 

Art. 8. Wegen diefer Zudizialgefchäfte verfammelt fich der 
geheime Rath wöchentlich einmal an einem noch zu beftimmenden 
Tage. Bei diefen Verſammlungen miüffen jedesmal zwei Drits 
theile der Mitglieder gegenwärtig feyn. 

Dritter Titel. 
Sefhäftsgang. 

Art. 1. Aus der General: Berfamminng bes geheimen Raths 

werden nad) den ihr zugemiefenen Gegenftänden drei Sektionen 
ebilder : 

— a) Der biirgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, b) der 
Finanzen, und c) der innern Verwaltung. 

Art. 2. Jede Sektion befteht wenigftens aus 5 Mitglier 
dern: wenn fein befonderer Präfident als Vorftand der Setrion 
von Uns ernennt wird, fo kommen dem älteften Mitgliede 
derfelben die Funktionen des Dirigenten zu. 

Art. 3. In den einzelnen Sektionen werden die dahin ges 
wiefenen Gegenftände zum Vortrage in der allgemeinen Vers 
jfammlung vorbereitet. 

Art.4. Die einzelnen Sektionen verfammeln fich fo oft, als 
es die Bearbeitung der ihnen zugemwiefenen Gegenftände erfors 
dert. Ein geheimer Sekretär desjenigen Minifterial:Departes 
ments, zu deflen Sefchäftsfreife der zu bearbeitende Gegen— 
ftand gehöre, fiihrt dabei das Protokoll. 

Art. 5. In der General-Verſammlung wird allezeit auf 
den Vortrag derjenigen Sektion berathſchlagt, welche den Ges 
genftarıd hiezu vorbereitet hat. 

Art.6. Wenn Wir oder Unfer Kronprinz der Sitzung nicht 
in Perfon beimohnen,, fo präafidirt der Altefte der anmefenden 
Staatsminifter. 

Art. 7. Der Generals Sekretär führe in der Generals 
Verfammlung das Protokoll. In denjenigen Verſammlungen, 
welche durch wichtige innere Angelegenheiten des Reichs, oder 
durch die zu disfutirenden Gefekentwlrfe veranlaßt werden, 
ift er verbunden, tiber jeden diefer Gegenftände ein eigenes 
Protokoll zu führen, welches Uns duch den einjchlänigen 
Minifter zur Genehmigung vorgelegt wird. Derfelbe führt 
aud das Einlaufsprotofoll über die an den geheimen Math 
gewiefenen Segenftände, verwahrt die Protokolle, und forget 
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für bie Fertigung der nöthigen Ertrafte, die von ihm uns 
terjeichhet "werden. 


. Art. 8. Die Erkenntniffe des geheimen Raths in fonten; 
tiöfen adminiftvativen Sachen, fo wie die En:fcheidungen der 
Anfragen, welche entweder Kompetenzftreitigkeiten der Ges 
richts: und Verwaltungsftellen, oder die Stellung eines öf— 
fentlihen Beamten vor das Gericht betreffen, werden in Un— 
ferm Namen mit Bemerkung der hierüber vorausgegangenen 
Vernehmung des geheimen Raths durch die einfcylägigen Mi—⸗ 
nifterien ne 
Art. 9. Sobald die Entfchließungen des geheimen Raths 
in —— Verwaltungsgegenſtänden, die durch den ein— 
ſchlägigen Miniſter uns vorgelegt werden, Unſere Geneh— 
migung erhalten haben, bilden ſie Dekrete, und werden von 
demſelben Minifterium, in deffen Geſchäftskreis ſie einſchla⸗ 
gen, in Unſerm Namen ausgefertigt. 


Art. 10. Ergiebt ſich der Fall, daß ein in dem gehei— 
men Rathe auf Unſern Befehl in Berathung gekommener 
Geſetzentwurf nach Unſerer durch den einſchlägigen Miniſter 
zuvor hierüber erholten Genehmigung, den Reichsſtänden mit— 
zutheilen iſt, ſo wird derſelbe jedesmal durch die von Uns dazu 
beſonders zu ernennenden Mitglieder des geheimen Raths mit 
dem in dem organiſchen Edikt über die National-Repräſentation 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten an die Verſammlung der Reichs— 
ſtände gebracht. 

Art. 10. Iſt fiber einen ſolchen Geſetzentwurf mit der Nas 
tional:Repräfentation dag Erforderfiche berichtige, fo kommt der; 
felbe in das einichlägige Miniſterium zurück, und wird, nachs ” 
dem ev Uns durch diefes zur endlichen Beſtätigung wieder vorges 
legt worden, auf gehörige Art ausgefertigt 


Art. ı2. Ein jeder Unſerer Staats: und Konferenzminis 
fter wird hiemit beauftragt, zur Ausführung diejes organifchen 
Edikts die in feinem Wirkungskreis einfchlägigen weitern Eins 
leitungen zu treffen , daß daſſelbe mir Anfanae des Fiinftigen 
Etats: Jahres in Vollzug gefekt werden kann. - 

München, den 4ten Juni 1808. 


Mar Joſeph. 

Freiherr von Montgelas. Graf Mora visfy,. Freiherr 
v. Hompeſch. 

Auf königlichen allerhöchſten Befehl 

v. Biarowsky. 





Der | 
Rheiniſche Bumd, 


Zwanzigſtes Heft. 
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Literatur des Rheinbundes. 


\ 





“ Bon ö 
Weichskanmergerichtd: Affefor und Königlich Preußifhen Kammerheern 
ro: Kamp. 


Einleitung. 


Der eigenthümliche Vorzug der bisherigen deutſchen Reiche⸗ 
verfaſſung, eine fleißige literäriſche Pflege des deutſchen 
Staatsrechts, ſcheint auch auf die rheinbundiſche Verfaſſung 
übergegangen zu ſeyn. Die rheinbundiſche Verfaſſung kaum 
zwei Jahre alt, kaum mehr als in ihrem äußern Umriſſe 
gezeichnet, kaum einen dritten Theil ihrer Exiſtenz im Ge⸗ 
nuſſe des äußern Friedens iſt auch ſchon jetzt der a. 
mannigfaltiger literärifcher Bildung. 

Sch Tiefere in dieſen Blättern eine BIER der —* 
bundiſchen Literatur. 

Auch derjenige, der in Arbeiten dieſer Yıt nur eine 
Nomenklatur zu fehen vermag, wird die gegenwärtige Biker 
ratur, als ein Reperrörium z file @eine gang nutzloſe Arbelt 
halten, weil jle dem prakliſchen Geſchäfismamne eine leichte 
Ueberſicht der bisherigen wiſſenſchaftlichen Arbeiten gewährt. 

11. 
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Allein derjenige, der ſolche Arbeiten mit noch einem andern 
Geiſte betrachtet, wird der vorliegenden noch geneigter eine 
„Stelle in ‚diefer Zeitfchrife gönnen. Eine ſolche Weberficht 
der Literatur enthält den Stoff zu manchen intereffanten Bes 
merfungen; fie ift der Spiegel der National: Stimmung 
und des National⸗-Bedürfniſſes. Wenn z. B. der eine Ges 
genftand des Staatsrechts eine fleißige, einfache literärifche 
„Kultur erhielt, während der. andere ganz vernachläßigt wird ; 
fo darf man wohl dort auf ein höheres Bedürfniß diefer 
Kultur auf, fie veranlaffende, äußere Umftände oder Unbe— 
ftimmtheiten und Lücken des Konſtitutionsgeſetzes fchliefen ; 
wenn eine, Theſe, welche unter ‚der Reichsverfaffung ganz 
unbearbeitet blieb, in der Bundesverfaffung der Gegenftand 
vielfältiger literäriſcher Unterfuchung wird; fo enthält diefer 
Umftand einen nicht unmwichtigen Stoff, zur Abwägung und 
Vergleihung beider DVerfaffungen; wenn über die eine oder 
die andere Thefe eine feltene Uehereinftimmung bes literäris 
fchen Publikums herrſcht; ſo darf man vielleicht annehmen, 
daß die Stimme der Nation von ihr nicht ganz verſtue⸗ 
den ſey. 
Diie gegenwärtige Literatur beſchränkt ſich auf die Ge— 
ſammtheit des Bundes; ſie iſt die Literatur des Bundes 
‚als Ganzen. Sie enthält mithin nicht die Literatur der eins 
‚zelnen Bundesſtaaten. So anziehend fie, befonders in eini‘ 
‚gen Staaten, auch fir mich war, fo gern ich fie aud aufs 
‚genommen hätte; fo haben doch individuelle Gründe es mir 
für jeßt nicht geftattet. Wielleicht werde ich dieſe Partikular⸗ 
‚Literatur nachtragen. - 

Ob die gegenwärtige Geſammt /Literatur vollſtändig ſey? 
vermag ich nicht, zu beurtheilen; weſentliche Lücken dürfte fie 
indeſſen wohl nicht haben. Sie iſt übrigens mit dem.är. 
Mai 1808. abgefihloffen. Ergänzungen und Nachträge wer 
* ſeiner Zeit folgen. 
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Meberfidt. 
A. Erfter Abſchnitt: Allgemeiner Theil: Literatur und 
und allgemeine "Werke. 
ı) Literatur. $. ı. 
2) Allgemeine Werke. $. 2. 
B. Zweiter Abſchnitt: Beſonderer Theil oder Literatur 
der einzelnen Wiffenfchaften. 
A. A. Erfter Titel: Geſchichte. $. 3. 
B.B. Zweiter Titel: Staatsfunde und ——— 


$. 4 

C.C. Dritter Titel : — und Politik. 
$. 5. und '$. 6. 

D. D. Xierter Titel: Otaatsrechis: 

1. Quellen. $. 7. 


II. Spyfteme, $. 8, 
III. Sammlungen einzelner flaatsrechtliher Abhands 
(ungen, Auffäge und Beiträge: $. g. 

IV. Erörterungen einzelner Gegenftände: ; 
1) Berichtigung des Bundes: Territoriums..$. 10. © 
2) Einheit des Bundesftaate. $. 11. | 
5) Begriff und Umfang der Souverainität det Sun 

desfürften. $. 12. 
4) Auslegung der Bundesakte. s 13. 0 — 
5) Innere Verfaſſung des Bundesvereins. $i — 
6) Bundes Zuftizverfaffung. $. 15... 
7) Bundes, Mititairverfaffung: $. 6 '.% 
8) Verhättnif der Standesheren zum Souverain. 


$. 17. 
9) Verhäteniß der jormailzeh Reicheritter zum Sou⸗ 
verain. $, 18, 


10) Einzelne Hoheitsrechte. $. 19. 

11) Lehnherrlichkeit. $. 20, | 

12) Bundesaktmäßiger cozgſetſeitiger Verzicht der 
Bundesfürſten. $. 21. 
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13) Succeffionss und andere Familienrechte. $. 22. 
24 Verhältniß „zu den Dienern und Gläubigen des 
bisherigen deutſchen Reichs und der mediatifirten 
Sande und Fürften. 
E.E. Fünfter Titel: Civilrecht. $. 24. und 25. 
F.F.. Sechſter Titel: Lehnrecht. $. 26. 
G.G. Siebenter Titel: a und EN 
$. 27. 
H.H. Achter Titel : —— §. 2. 
1.1. Neunter Titel: Völkerrecht. $. 29. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeiner Theil. | 
Literatur und allgemeine Werke. 


§. 1. 
1) Literatur. 

Noch gibt es Feine eigne Literatur des rheiniſchen Bun⸗ 
des; der Hofkammerrath Winkopp in Aſchaffenburg wird 
aber nächſtens durch die, derſelben eigends gewidmeten Er⸗ 
gänzungss Hefte zu feiner Zeitſchrift: Der ee he 
Bund, diefe Lücke füllen *). 

Einen vorzüglih ſchätzbaren Beitrag. zur Literatur des 
neuen Vereins enchält die gehaltvolle, , trefliche Collektiv⸗Re⸗ 
zenſion ber. das Rheinbundes Recht betreffenden Schriften 
in der Jenaiſchen allgemeinen Literatur, Zeitung vom Jahr 
1807. December. Nr. 282..,289. 500. 301. 502. 506. 504: 
309. ee, 

2. 
9 Algemeins Werke. 
Die rheinbundiſche Literatur beſitzt ſchon itzt verſchiedene 


ö— — — — —— 








*) Von dieſen — erſcheint das erfte nächſtens, und ich kann die 
Verſicherung geben, daß nicht nur mehrere Mitarbeiter bei dieſer Zeitſchrift, 
ſondern auch noch einige ſehr geſchähte Gelehrte an na, — Un⸗ 
ternehmen Theil haben. 
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Werke, melde nicht einer Wiflenfchaft angehören, fondern 
fie mehrere Wiffenfchaften, für Gefchichte, Staatsrecht, 
Staatsfunde, Politik, Erdbeſchreibung — Abhandlungen, Bei⸗ 
träge und Materialien enthalten, und daher allen dieſen 
Wiſſenſchaften gemeinſchaftlich angehören. Einige derſelben 
beſchränken ſich nicht blos auf den rheiniſchen Bund, ſon— 
dern umfaſſen alle deutſche ja ſelbſt europäiſche Staaten, 
nehmen jedoch beſondere Rückſicht auf den rheiniſchen Bund, 
andere hingegen ſind dem letztern allein und ausſchließlich 
gewidmet. 

Zur erſten Klaſſe gehören folgende, theils ſchon vor, 
theils erſt nach der Abſchließung des Rheinbundes entftandes 
ne Sammlungen und Zeitſchriften: 

1) Minerva, vom Hauptmann von ii 
(Hamburg. 8.) 

2) Das politifhe Journal. (Altona. 8) 

5) Die europäifhen Annalen. (Tübingen. 8.) 

4) Die europäifhen Staatsrelationen von Nis 
folaus Vogt (Frankfurt am Main. 8.) 

5) Sermanien; eine Zeitfchrift fie Staatsrecht, Polis 
tie und Statiftit von Deutfchland , herausgegeben von 
Erome und Jaup. (Gießen 1808. 8.) * 

Dieſe Zeitſchrift begann erſt mit dem Jahre 1808. und 

it bis itzt noch allein dem rheiniſchen Bunde gewidmet ge 
weſen. 

6) Die National⸗Chronik der Deutſchen *). 

Die zweite Klaſſe enthält: 

7) Der rheiniſche Bund, herausgegeben von P. A. 
Winkopp in Afhaffendurg. (Frankfurt am Main 
1806. ı807. 1808. 8.) 

Diefe Zeitſchrift faft fo alt, als der Bund felbft, dem fie 

gewidmet ift, ift der Senior der rheinbundiſchen Schriften. 


*) Der Herausgeber ift der Herr Pfarrer Pahl zu Neubronn bei 
Yale 
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„B) Die eheinifhe Bundeszeitung (KHeibelberg. Fol.) 

Sie erſcheint feit dem Julius 1807. und ift fowohl in 
hiſtoriſcher Hinſicht, als wegen der darinn hin und wieder 
abgedruckten Abhandlungen zu bemerken. 

9) Das Arhiv der Regierung und Geſetzge— 
bung der geſammten rheinifchen Bundes, Staaten. 
(Würzburg. 4.) 

Erfcheint feit dem Anfange des jahres 1808. Noch ift: 
vielliht 

10) Der rheinifche Bote; eine ——— 1806. 
Heidelberg. 4.) anzuflihren. 


Zweiter Abſchnitt. 
Befonderer Theil 
5 | oder 
Literatur der einzelnen Wiſſenſchaften. 
Erfter Titel, 
Geſchichte. 
$. 3. 

Die Kultur der Geſchichte des Rheinbundes beſchränkt 
ſich bis itzt nur auf Materialien; ſelbſt die Geſchichte ſeiner 
Entſtehung iſt noch unbearbeitet und als Ganzes hat er 
zur Zeit noch zu wenige innere Regungen gehabt, als daß 
ſie dem Geſchichtſchreiber Stoff zur Bearbeitung hätten dar— 
bieten können; ein künftiger Bearbeiter der Geſchichte unfes 
ver Tage wird ihm indeffen darinn einen wichtigen Platz an: 
weifen müſſen. Bis ist gehören hieher: 

ı) Codex diplomaticus betreffend die Errichtung der 
theinifhen Konföderation und die Auflöfung der deuts 
ſchen Reichsverfaffung mit Anmerkungen (in den euros 
päifhen Annalen ıB: 6. Stück IX. Nr. IL) 

9) Merkwürdige Nachrichten zur Gefchichte des Nheinbuns 
des: Staats (im rheiniſchen Bunde: Heft I. Nr. ı8,, 
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und zerfivent in mehreren Auffäsen, zum Theil auch 

nur Winke.) 

5) Archiv des Nheinbundes von Paul Defterreiher 
föntglicher Archivar in Bamberg. 1807. und 1808, 4. 

4) Kriegs: Archiv des rheinifhen Bundes , von demfelben 
1806. 1807. 1808. 4. 

Zweiter Titet. 
Staatstunde und Erdbefchreibung. 
$. 4. 

Anaebauter ift ſchon das Feld der Staatskunde und 
Erdbeſchreibung. Hier intereffirt uns nur dasjenige, was 
diefes Fach in Rückſicht auf den ganzen Bund darbietet, 
nicht dasjenige, was fih auf einzelne Bundesftaaten bezieht. 
In spezial: ftatiftifcher Hinfiche ift bereits viel gefhehen und 
enthalten fowohl die Negierungsblätter der einzelnen Staas 
ten, als Winkopps rheinifcher Bund und Germanien von 
Erome und Jaup treflihe Materialien zu einer künftigen 
allgemeinen Statiftit und Erdbeichreibung des Bundes, des 
ven Srundziige aber fehon gezeichnet find in: 

1) Anfiht des rheinifhen Bundes von P. A. Winkopp 
(im vh. Bunde Heft I. n. 3. und Heft IV. n. 13.) 
2) Summarifche Ueberſicht des Flächen s Innhalts, der 

Volksmenge und der Einkünfte der Nheinbundesftaaten 

(in der rheinifchen Bundeszeitung von 1807. Mr. 7.) 
3) Neuefte Anfiht won Deutfchland im Ausgange des 

Jahrs 1807. von Crome (in Germanien Heft ı. Nr. ı.) 
4) Der Deutfche zu den Deutichen, ein ftatiftifches Hand⸗ 

buch der deutfchen Bundesftaaten mit Bemerkungen iiber 

das, was iſt, was war und was vielleicht feyn mird.- 

(Lübeck) 1808. 

5) Der rheinifhe Bund unmittelbar nach feinem Afchlufs 
fe, ſtatiſtiſch dargeftellt von G. ©, Keyfer (in Pof 
felts Staatsgefichichte Europa’s von der Verwandlung 
der franzöfifchen Konfular » Gewalt in eine erbfiche Kaifers 
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Macht bis zum Preßburger Frieden, als Tafchenbuch 
für 1807. Tübingen ı808. n. VL.) 

6) Territorialbeftand des rheinifchen Bundes im November 
1807. (in den europäifchen Annalen 1807. Heft XI. 
n. V.) 

7) Der rheinifhe Bund, eine allgemeine Ueberſicht deffels 
ben, feine Entftehung und der projeftirte nordiiche Bund _ 
(im Archiv der Regierung und Gefekgebung in den ger 
fammten vheinifchen Bundesftaaten 1808. St. ı.) 

In Rückſicht auf die neuen Verhältniſſe find folgende 
Charten erfchienen : | 

1) Deutfchland nach dem jekigen Beftande von Güſſefeld, 
Nürnberg bei Homanns Erben (Dftober 1806.) 

2) Karte fiir die neuen Verhältniffe von Deutſchland, ent 
haltend ſämmtliche Stäaten des rheinifchen Bundes von. 
Güſſefeld. (Nürnderg ebend. 1806.) 

5) Deutjchland zur Anficht der konföderirten Staaten am 
Rhein. (Weimar im geographiſchen Inſtitut 1806.) 

4) Interims⸗Karte von Deutſchland nach dem Frieden von 
Tilſit am 9. Zul. 1807. bis zur endlichen Beftimmung 
der Beſitzungen entworfen und berichtigt bie zu Ende 
Septembers ı807. von Güffefeld. (Meimar 1807.) 

Dritter Titel. 
Staatswirthſchaft und Politik, 
oo | . 

- Die Güte und Vorziige fo wie die Nachtheile der nenen 
Verfaſſung, ihre Verhältniß zur Reichsverfaffung und ihre 
weitere Ausbildung beſchäftigten gleich Anfangs die Federn 
der. Gelehrten : 

1) Die Gedanken über das künftige Fundamental; Statut 
(in Winkopp's rh. Bunde Heftg. Nr. 3.) machten anf 
mehrere Gegenftände deffelben aufmerkjam, 

2) Der Organismus des rheinischen Bundes zum 
Behufe seines Zwecks, so weit cr bis ietzt posi- 
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tiv bestimmt ist und Materialien zur nähern Be- 
stimmung jenes Organismus von D. W. J. B. 
Pr. in W. ı807. 8, enthält nicht blos dasjenige, was 
in ber Bundesverfaffung bereits pofitiv beſtimmt ift, 
fondern auch Vorfchläge zur weitern Ausbildung diefer 
pofitiven Verfaſſung. Der Verfaſſer ift übrigens der 
Prof. Behr in Würzburg und diefe Abhandlung 
ein friiher gedrucktes Fragment des unter $. 8. Nr. 5. 
angeführten größeren Werks. 

5) Ueber den Einfluß der neuen Verfaſſung Deutſchlands 
auf verfchiedene Zweige des poffitiven Erkenntniffes (in 
den europäifchen Annalen ı807. &t. VI. nr. VI.) 

4) Sedanfen über eine künftige Mediationsakte fir den 
rheinifhen Bund (in Vogt europäiſchen Staatsrelatios 
nen Band VIII. St. III. und IV.) 

5) Was ift und kann in dem cheinifchen Bunde von der 
alt⸗ deutſchen Neichsverfaffung beibehalten werden ? (Ebend. 
Band X. ©t. II. und III.) 

6) Deutfchlands Erwartungen vom rheinifchen Bunde, vom 
Freiheren von Eggers. Braunfchmeig. 1808. 8. 

, Möchten Deutſchlands Völker die Früchte der VBeherzis 
gung der hierinn enthaltenen treflichen Gedanken vecht bald, 
recht vollftandig genießen ! 

7) Teutfchlands Erwartungen von dem theinifchen Bunde, 
(in den europaifchen Annalen 1808, St. II. ©, 197. — 
201.) 

8) Anfihten des vheinifhen Bundes, (in Archenholz Mir 
nerva 1868. März und April-⸗Stück.) | 

9) Kurze hiſtoriſch-kosmopolitiſche Blicke über die natürli— 
hen Urſachen des Verfalls der deutſchen Reichsverfaſ— 
fung und verſchiedene unmaßgebliche Vorſchläge zur 
Vervollkommnung dieſer Vorzüge von J. G. Pöck els— 
heim, (in der eheiniſchen Bundeszeitung 1800. Nr. 
16. 22. 34. 36. 54. 55. 72. 94. 124. und 142.) 
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- 20) Anfihten des Rheinbundes; Briefe zweier Staates 
männer, Göttingen 1808. 8, 

11) Was hat der deutfche Unterthan durch die neuen por 
litiſchen Veränderungen gewonnen oder verloren; - von 
Dr. Neff in Friedberg, mit einer Vorerinnerung und 
mit Anmerkungen vom Geh. R. R. Erome (in Ger 
manien. Band I. St. III Nr. XIX.) ° © 

$. 6. 
Zur Literatur einzelner Theile der Sraarsvermaltung 
gehören : 

ı) Einige Vorfchläge zur neuen Einrichtung des Zunft⸗ 
weſens in den Staaten des rheiniſchen Bundes; vom 
geheimen Rathe Medicus in Weilburg. (in Winkopp's 
rh. Bunde St. VI. Nr. 37.) 

2) Bemerkungen über die Borfchläge zur neuen Einrich: 
tung des Zunftivefens u. f. w. (f. Nr. 1.) vom Regle— 
rungs Profurator Wangemann in Caffel. (im Ans 
zeiger dev Deutfchen 1807. Nr. 306. 307. 308. und 310.) 

3) Bemerkungen über die von dem geh. R. Medicus ges 
machten Vorſchläge zur meuen Einrichtung des Zunft: 
wefens in den Staaten des rheiniichen Bundes; vom 
Finanzrath Emmermann in Fulda. (in Winkopp's 
ch. Bunde Heft 15. Nr. 9.) 

4) Ueber die von dem Rheinbunde fchleunig zu ergreifen 
de Mittel und deren Gebrauch zur Handhabung der 
allgemein gefährdeten inneren Sicherheit; vom Finanzs 
rath Emmermann in Fulda. (in der Rheinb. Zeitung 
3808. Nr. 53.) | 

Dierter Titel. 
Staatsrecht. 
$. 7. 
I. Quellen, 
Die‘ forgfamfte und umfaffendfte Pflege hat bisher das 
rheinbundiſche Staatsrecht erhalten, 
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Die vheinifhe Bundesafte und die Acceffionsakten zur 
Konföderation wurden in mehreren allgemeinen Merten 
($. 2.) gefammelt, unter welchen Winkopp's vheinifcher 
Bund mit Necht als der Codex juris publici foederis 
Rhenani betrachtet werden fann. Nicht ganz fo vollftändig 
ift die befondere Sammlung unter dem Titel: 
1) Die rheiniſche Bundesafte, der Prefburger Friede, der 
Beitritt des Könige von Sachſen und der übrigen 
ſächſiſchen Herzoge zum rheinifchen Bunde, nebft einigen 
andern hieher gehörigen Urkunden. Franzöfifh und 
deutſch. Coburg ı807. 8. 

Die Herftellung der vichtigern Lefeart der Bundesatte 
veranlaßte 
2) einige Beiträge in Winfopp’s rh. Bunde Heft 4. 
Mr. g. und Heft 5. Nr. 26. 

5) Die einzelnen Acceffionsakten find in Winkopp’ 6 rhei⸗ 
niſchem Bunde (und mehrere früher als ſonſt wo nach 
handſchriftlichen Mittheilungen), ſodann (nach ihm) in 
Oeſterreichers Archiv des rheiniſchen Bundes ach 

4) S. 6. 10. Nr. 4. und 5. 

(Die vellftändigfte Sammlung, welche dem Keren Ver⸗ 
faſſer noch nicht bekannt ſeyn konnte, iſt nun unter dem 
Titel: Die rheiniſche Konföderationsakte, oder der am ıaten 
Julius 1806. zu Paris abgeſchloſſene Vertrag. Franzöſiſch 
und deutſch mit diplomatiſcher Genauigktit abgedruckt, nebſt 
allen dieſen Vertrag erläuternden und das Staatsrecht des 
rheiniſchen Bundes in feiner Geſammtheit beſtimmenden Les 
tunden und Aktenſtücken, auch allen noch geltenden Geſetzen. 
Herausgegeben und mit Anmerkungen begleitet von P. A. 
Winkopp. gr. 8. Frankfurt am Main bei J. C. B. Mohr 
erſchienen.) 

§. 8. 


II. Syſteme. 
Kaum gereiſt, noch weniger aber vollendet, erhielt des 


172 


rheinifhen Bundes Staatsreht fchon mehrere Syfteme von 

freilich ungleich innerem Werth, nämlich: | 

3) Entwurf eines Staatsrechtes fiir den rheinifchen Bund, 
nach den Grundfägen des allgemeinen Bölkerrechtes, bes 
arbeitet von Sofeph Zintel, Doktor der Weltweisheit, 
beider Rechte Licentiat und’ königlich oberbaierifhen Hof⸗ 

gerichts : Advofaten. München 1807. - 8. 

») Jus publicum civitatum , quae foederi Rbenano 
adscriptae sunt. Scripsit D. Carolus Salomo 
ZacHarıae Archiduci Badensi a Consiliis aulae et 
Prof. juris ordin. in Academia Heidelbergensi. 
Heidelbergae 1807. 8. 

3) Systematische Darstellung des Rheinischen’ Bun- 
des aus dem Standpunkte des öffentlichen Rechts ; 
ven Dr. Wilhelm Joseph Benr, der Staatswis- 
senschaft, des Staats- und Lehenrechts ordentli- 
cher öffentlicher Professor an der Universität zu 
Würzburg ı808.' Frankfurt am Main. 8, 

Nächftens erhält das Publitum aus der Feder des als 
achten Publiziſten längftens hgletmirten Geheimenraths Klü⸗ 
ber in ‚Heidelberg : 

4) Staatsrecht des rheinifchen Bundes von D. Johann 

Ludwig Klüber. (Tübingen ı808. 8.) | 
(Diefes Werk ift nun wirklich erfchienen.) 


$. 9. 
11]. Sammlungen einzelner ſtaator ech tTchen 
Abhandlungen, Aufſätze und Beiträge. 

Die Stelle, welche in der Literatur als Staatsrecht der 
Reichsverfaſſung, Pütters Beiträge fo ehrenvoll einnah— 
men, gebührt in der des rheiniſchen Bundes folgenden 
Werken: 

1) Joh. Mick. Brauer (großh. Badiſcher wirklicher ges 

heimer Rath) Beiträge zu einem allgemeinen Staats 
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techte. der rheinifchen Bundesftaaten in-finfzig Sägen 
(Carlsruhe 1807. 8.) 

2) Sünther Heinrich von Berg (hof⸗ und Kanzleirath 
zu Hannover) Abhandlungen zur Erläuterung der vheis 
nifhen Bundesakte. Erſter Theil. Hannover ı808. 8. 

Die Fortfegung beider Werke ift ein gewiß gerechter 

Wunſch, welchen in Anfehung des erftern auch derjenige he—⸗ 
gen wird, der mit allen Sätzen des g. R. Brauer nicht ganz 
einverftanden if. Der Hofrat) von Berg, bisher au 
Advocatus patriae in churbraunfchweigifchen Dienften, hat 
fih in feinen Abhandlungen u. f. w. als einen Kenntnißrei⸗ 
hen tiefdentenden Anwald des ganzen Fürften und Volk bes 
greifenden deutjchen Vaterlands gezeigt und in dem Freunde 
des Daterlandes den Wunfch erweckt, daß feine fchöne Ars 
beit von ihm fortgefest und von ahbırn beberzigt werden 
möge. 

(Der zweite Theil wird, wie der Herausgeber diefer Zeits 
fchrift verfihern kann, bald ericheinen oder iſt fhon wirklich 
erichienen. Auch wird das Publitum aus dem 19. ‚Hefte 
mit Vergnügen fehen, daß der Herr Hofrath ad an der 
Zeitſchrift genommen hat.) 

$. 10. 

IV. Erörterungen einzelner Gegenſtände. 
1) Berichtigung des Bundes-Territoriums. 

Am fruchtbarſten war die Literatur des rheinbundiſchen 

Staatsrechts in Erörterungen einzelner Gegenftände. 

Schon die bundesattsmäßige Berichtigung des Bundes 
Territoriums, gab zu mehreren Unterfuchungen Anlaß: 
1) Der vheinifhe Bund vertheilt das durch den Prefbur: 
ger Frieden dem Meifterthum entzogne Drdensgut, fo 

weit es flrittig geworden war, nimmt aber durch fein 

Stilifchweigen keinem der Souveraine ein Recht an un: 

ftrittig vor dem Frieden offupirten. (in Brause Bei; 

trägen IV.) 
gi 
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» 8) Alles das, was in der Landeshoheit des Fürſtenthums 
Mergentheim eingefangen war, ift ohne linterfchied, alles 
übrige Ordensgut aber nur nad dem Beſitzſtand vom 
ıften Jänner 1806. dem Hochs und Deutfchmeifter bes 
willige und ihm mithin zu veftituiren. (daf. V.) 

Diefe beiden. Abhandlungen und: die Sache ſelbſt haben 
Gelegenheit zu einer Schrift gegeben, die nicht ohne höhere 
Vreranlaſſung geſchrieben zu ſeyn ſcheint und den — 
hat: 

3) Beitrag zur Erläuterung des XII. Artikels des Preß— 
burger Friedensfchluffes im fo weit derfelbe den teutfchen 
Nitterorden betrifft. Miet Urkunden. Teutfchland 1807. 

4) Die Theifung der ritterfchaftlichen Drte, welche zwifchen 
Beſitzungen zweier Bundesfürften inne liegen, richtet 
fih) nicht nach dem Verhältniß der Größe der anftoßens 
den Sränzlinien, auch nicht nach dem Machtverhältniß 
der anſtoßenden Fürften, fondern lediglich nad) der Ba 
der Anftoger. (Brauer Beiträge VIL). 

5) Alle nicht reichsſtändiſche Lander, wenn fie auch. nicht 
ritterfchaftlich find, fallen unter die beftimmte a. 
feit. (daf. VIII.) 

6) Nitterorte, die einfeitd oder beiderfeits zwar an fein 
Gebiet eines Bundesfürften anſtoßen, aber auf. diefen 
Seiten mit einem andern Nittergebiet zufammenhängen, 
das nachgehendse mit dem KHoheitsgebiet eines andern 
Bundesfürſten bannftößig ift, fallen mit den unmittels 
bar anftoßenden "in die Kathegorie dev — 
und Theilbaren. (daſ. IX.) = 

5) Zwifchenliegende Orte zwifchen Wechlindeten und Mu 
verbündeten fann fein Theil fih * m. zuſchrei⸗ 
ben. (daſ. X.) 

8) Nahgelegene, doch im Gebiet eines uitoerBiindere Für⸗ 
ſten eingeſchloſſene Ritterorte kann keiner der Bundes— 
fürſten unter ſeine Hoheit ziehen; ihr Schickſal hängt 
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von dem Willen oder dem Schickfal der unverblindeten 
Fürften ab. (daf. XI.) 

9) Die verordnete Gleichheit der Theilung der Ritterorte 
umfaßt nur die Beziehungen zur Staatshoheit, nicht jene 
des Privars Vermögens und ift auch dort aut approxi- 
matif zu nehmen. (daf. XII.) 

$. 11. 
2) Einheit des Bundes: Staates. 

Die Einheit des neuen Staatenbundes ift unterfucht in: 

ı) Aphorismen über die deutfche National: Einheit als 
Zweck des rheiniſchen Bundes, verf. vom K. RR. 
Gerichts: Affeffor von Kampz. (in Winkopp's vhein. 
Bund Heft 16. Nr. 39. und aus demfelben nachher im 
Archiv der Negierung und Gefekgebung der gefammten 
vheinifchen Bundesftaaten abgedruckt.) 

2) Ueber das Einheitss Prinzip in dem Syſtem des rheis 
nifchen Bundes. (von J. G. Pahl. Nördlingen 1808. 8. 

§. 189. 

3) Begriff und Umfang der Souverainität der 

Bundesfürſten. 

Urſprung, Begriff, Gränzen und Umfang der den Bun— 
desfürſten beigelegten, aber mehr aus der Aushebung der 
kaiſerlichen Reichshoheit als aus der Bundesakte fließenden 
Souverainität waren mehrmals ie wiffenfchaftlicher 
Prüfungen : on 
1) Was ift Souverninität und was ift Landeshoheit? 

Eine bloße Skizze. 1806. 6. 

2) Zufällige Gedanken eines dentfhen Mannes, inſonder— 
heit über die Frage: ob durch die rheiniſche Bundes— 
akte vom ı2. Zul. 1806. den neuen vheinifchen Sows 

.verainen Über ihre Eigenthumslande eine’ größere Ges 

walt beigelegt worden fen, als fie über diefelben vorhin 
gehabt Haben ? Frankfurt am Main ıBod. 8. 
3) Betrachtungen fiber die Sopuyerainitäit der rheinifchen 
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Bundesgenoffen, veranlaßt durch einen Auffab des ger 
heimen Raths Medicus. (in Winkopp's ch. Bund Heft 
6. Nr. 40.) 

4) Treten die neuen Souverains in die Rechte bes Kai⸗ 
fers ? (daſ. Heft 13. Nr. 4.) 

5) Die Rechte der Verbiinderen gegen die unverbiindeten 
Hürften Deutfchlands beſtimmen ſich in Abſicht der 
Staatsverhältniffe nach dem Naturrecht angewandt auf _ 
den Beſitzſtand, mie’ er zur Zeit der Neichsauflöfung 
war. (Brauer Beiträge I.) 

6) Die Rechtsverhältniffe der Standesherren, Grundherren 
und Übrigen Unterthanen gegen die Staatsgewalt , fo 
weit fie nicht durch den Bundesvertrag neu beftimme 

‚ oder durch das Ideal eines Vernunftftaats als noth— 
wendig gefeßt find, unterliegen der Beſtimmung des 
dermaligen Selbſtherrſchers. (dafelbft II.) 

7) Die Staatsgewalt der Bundesfürften iſt eine volle und 
fraftige Obrifthoheit, keine unvollftändige und lahme 
Reichshoheit. (ebend. XIII.) 

8) Nah dem Bundes: Staatsreht zerfällt die Staatsger 
walt des Innern in folgende fünf Theile: Gefekgebung, 
höchfte Gerichtsbarkeit, hohe Polizei, KHeerbann (oder 
Recht der Mufterung und Heeresfolge) und Recht der 
Auflagen. (daf. XIV.) 

9) Ueber die Anwendung der obriftherrlihen Gewalt auf 
einzelne Fälle findet Leine höhere Erkenntniß ſtatt. (daf. 
XXXVI.) 

10) Von der durch den rheiniſchen Bund begründeten 
Souverainität der verbündeten Könige und Fürſten, der 
darauf erfolgten Auflöſung der Reichſsverbindung, den 
dadurch bewirkten Veränderungen und deren rechtlichen 
Holgen. (in von Berg Abh. 1. Th. Abh. V.) 

11) N. T. Gönner Abhandl. von den Veränderungen, 
weiche den Umjturz ber teutfchen Staatsverfäflung an 
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lande im gegenwärtigen Zuftande ihrer Souverainität 
hervorbringt. (in feinem Archiv fir die Gefeßgebung 
und Reformen des juriftifhen Studiums, Band 1. Heft 
ı. (Landshut 1808. 8.) Nr, ı.) 

ı2) ©. $. 17. A 


G. 13. | 
4) Auslegung der Bundesafte 


Die Hermeneutif der Bundesakte ift erörtert in: 

1) Ueber die Auslegung der rheinifchen Bundesafte. (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft 4. Nr. ı.) 

2) Einige Anmerkungen über die Artifel 26, 27. 28, und 

34. der rheiniſchen Konföberationsafte vom geheimen 

Rath Medicus in Weilburg, daf. Nr. 5.) 

3) Beitrag zur Auslegung der rheinifchen Bundesakte, 
vom Kabinetsrath Stephan in Braunfels, (dafı Heft 
Nm) 

4) Ueber die neuen Berhäteniffe der mebiatifirten ehemalis 
gen deutfchen Reichsftände zu ihren dermaligen Souver 
rains, den hohen Verbündeten der rheiniſchen Konföde— 
ration, als Verſuch einer doktrinellen Auslegung der Ars 
titel 5 — 54. der Bundesafte; vom geh. Legations⸗ 
rath von Rieff in Negensburg. (daf. VIII. Nr, 23!) 

5) Bemerkungen über die Auslegung der rheinifchen Bun: 
desakte vom Hofrat Dr. Fürftenam (daf; Heft X, 

3) © 

6) Beiträge zur Auslegung der Parifer Konvention vom 
12. Jul. 1806, (in des Hrn, von Hertwich Abhandluns 
gen 1806, Oktober und folgende Monate. 1807. Be 
und Februar.) 

7) Einige Bemerfungen zur Interpretation des chain 

(hen Bundes, (m. von Berg Abhandlungen, Th. 1. 

Abh. 2.) 

189. 
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Pr $, 14: Kur 
5) Innere Verfaffung des Bundes: Vereins. 
Die Verhältniffe der innern Verfaffung des Bundes find 
unterſucht in: | 
1) Ueber die Verhältniffe des Proteftors des vheinifchen 
Bundesftaats zum rheinifchen Bunde, (Winkopp's rh. 
Bund Heft 2. Nr. 23.) | 
@) Leber das Necht des Protektors, die zwiſchen den Son: 
verains und den Mediatifirien iiber den Sinn und Um— 
fang der bundesaftsmäßigen Nechte der letztern entflans 
denen Steitigkeiten zu entfcheiden. (dafelöft Heft 7. 
Mr. 11., Heft 11. Nr. 23. und Heft 14. Nr. 21.) 
8) Wie if der Tilſiter Friedensfchluß den vheinifchen Sou⸗ 
verains befannt gemacht worden? (daf. Heft 10, Nr. 13.) 
4) Damtanı Morıror (in Afchaffenburg) diss. inaug. 
de Primatibus eorumque juribus , speciatim de 
primatu germaniae, Göttingae 1806. 4. (das dritte 
Kapitel, gehört befonders hieher.) 
G. ı. 
6) BundessZuftizverfaffung 
Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Errichtung eines 
‚oberfien Bundestribunals iſt der. Gegenftand mehres 
‚zer Erörterungen gewefen ; fie find folgende: 


1) Ideen von Errichtung eines Bundesgerichts ; vom | 


Keichstammergerichts Affeffor (nunmehrigen großherzog: 
lich Heffiichen geheimen Rathe, Kammerherrn und Hof— 
gerichtsdireftor ih Gießen) Freiherrn von Stein (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft 6. Mr. 50. und von da in 
der rheinifchen Bundeszeitung 1808. Nr. 5. und 4, 
abgedruckt). Vergl. auch Heft 7. Nr. 20. 

2) Ideen zur Organiſation eines theinifchen Bundesges 
richte von ebendemjelben. (daf. Heft 7. Nr. 8.) 

5) Unmapgebliche Gedanken Über eine neue Kammergerichts⸗ 
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‚ Drdnung für den cheinifchen Bund, (in Vogt Europ. 
Staatsrel. Band X. ©t. I. Nr. VI.) 

4) Ueber die Errichtung eines oberften Tribunals für die 
Staaten des rheinifchen Bundes, vom Reichskammerge⸗ 
richtss Affefor von Kampz. (in Germanien von 
Erome und Jaup. B. ı. St. 1. Nr. g.) 

5) Unpartheiifche Betrachtungen fiber die Errichtung eines 
Bundesgerichts, insbefondere zur Schlichtung der Streis 
tigkeiten zwifchen den Bundes s Souverains und ihren 
Untcerhanen. (im Acchiv der Negierung und Geſetzge— 
bung in den gejammten rheinifchen Bundesftaaten 1806. 
Nr. 2.) 

6) Lieber das Bedürfniß eines allgemeinen Gerichts in den 
rheinischen Bundesſtaaten. (in Minerva von Archenhofz 
1808. Mai Pr. 8.) . 

Andere Gegenftinde der Bundes: SZuftizverfaffung find. er: 

örtert in: 

7) Sedanfen über die Rabinets: Zufiy, befonder3 in den 
Staaten des rheinischen Bundes von den R. K. Ger 
viihtsaffeforen von Kampz und von Stein, (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft 10. Nr. 32.) 

8) Gedanken iiber die Auslieferung der Akten am vormar 
ligen Kaiferlihen und Neichstammergericht,. auch wie es 
damit beim Neichshofrarhe gehalten wird vom Reichs— 
8. ©. Aſſeſſor ee von Stein. ( daſ. Nr, 
37.) 

9) Etwas über die —— wider die uetheile der 
Oberappellationsgerichte der Souverains in denjenigen 
Rechtsſachen, welche vorhin bei den Reichsgerichten an: 
hängig waren, aber unentſchieden geblieben und nun an 
die Oberappellationsgerichte der Souverains gelangt 
ſind; vom Hoſrathe Dr. Fürſtenau in Wetzlar. 
(daſ. Heft IX. Nr. 24.) 

10) Der Rekurs an die künftige Bundesverſammlung nach 
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der Analogie deſſelben an dein vormaligen Reichstage, 

von ebendemjelben, (daf, Heft ı2. Nr. 41.) 

er 4 16. 

7) Bundes Militairverfaffung. 

ı) Winkopp’s rheinifcher Bund Heft q. Nr. 24. Heft 
9. Nr. 39. und Heft 7. Nr. 7. gibt Nachrichten über 
die Kontingente der Bundesarmee. 

s) Die Bundesfiirften find fchufdig auch in Friedenszeiten 
den Stamm ihres Kontingents aufzuftellen, keineswegs 
aber ſolches vollzählig und gerüftet zu erhalten. ee 
Beiträge Mr. 50.) — 

G. 17. 

8) Verhältniß der Standesherrn zum 

| Souverain. 

Das Verhältniß, in welches die Bundesakte eine große 
Zahl deutſcher Fürſten und Reichsgrafen zu ihrem !isherigen 
Mitregeten feßt, war zu neu und durch den VBuchftaben dr 
Bundesakte oft zu wenig klar beſtimmt, als daß es ni ht 
gelehrten Linterfuchungen den veichhaltigfien Stoff hätte ger 
ben follen. 

A, Das N des Verhältniffes, in das 
"die nunmehrigen Standesheren traten, die Natur, Befchaf: 
fenheit, Gerechtigkeit und ‚Srängen deffelben, war allerdings 
ein wichtiger Gegenftand der UELI: welche dars 
über angeftelle find, in: 


ı) Einige Anmerkungen über die Artikel 26. 27. 08, und 


54. der rheiniſchen Konföderationsafte vom ı2. Jul. 
1806. vom geh. Kath Medicus in Weilburg. (in 
Winfopp rh. Bund Heft 4. Nr. 5.) 

2) Verſuch einer Darftellung der vechtlichen Verhältniſſe 
und fünftigen Staatsverfaffung der Herren Fürſten zu 


Wied-Runkel und Wied; Neuwied Durchl. und Höchſt-⸗ 


deren Lande rückſichtlich der Hohen fouverainen Höfe 
Naſſau-Uſingen und Haffau: Weilburg nad) der rheint: 


un — — 
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Shen Bundesakte vom ı2. Sul. 1806., verfaßt von 
Franz Gärtner fürftl. Neumiedifchen geheimen Rath, 
Direktor der Landestollegien zu Neuwied und der Nechte 
Doktor, (in: Winkopp’s th. Bunde er 6. Nr. 19. 
und Heft 6. Nr. 55.) Ä 

5) Beitrag zur Auslegung der —— Bundesakte 

vom Kabinetsrath Stepham in — A 
Heft 5. Nr. 22.) 

4) Betrachtungen tiber die Sonveratnitäit der theinithen 
Bundesgenoſſen, veranlaßt durch einen- Aufſatz des G. 
R. Medicus., (ebendaſ. Heft 6 Nr40.) ." 

5) Verſuch einer Klaſſiſikat'on der den ſubſicirten Flrſten 
nach dev Bundesakte bleibenden — Heft 

9 Nr. 16.) 2 
6) Wie künnen die neuen — der — 

Lande, insbeſondere des Großherzogthums Baden über 
ihre Lage am gerechteſten, leichteſten und geniiglichſten 
beruhigt werden. (daf. Heft 7. N: 4.) 0 
7) Ueber die Pflicht der hohen Souverains des Rheins 
bundes, das Schickſal der durch die Bundesakte unter 
ihre "Souverainität gekommenen ehemaligen Neichsftän: 
de nicht in. die unbefchränfte Willkühr der Diener zu 
legen; fondern daß daffelbe mit Gerechtigfeit und edler 
Schonung beftimmt werde, zu einem vorzüglichen Ges 
' genftande ihrer eigenen Vorforge und Aufmerkfamkeit 
zu machen und iiber das dem Protektor des Bundes 
zuftehende Recht, die fubmitticten Fürſten gegen alle 
bundesaftswidrige Eingreif s und Anmaßungen zu ſchiiz— 
zen, vom Sekretair Dörr zu Braunfels. (daf. Heft 7. 
NMr. 21,5 dagegen Heft 23, Nr, 5. — mit Heft 
14. Nr. 34.) hi 
8) Weber die neuen Verhältniſſe der mebiatifirten ehemali— 
gen deutfchen Neichsftände zu ihren dermaligen Sonverains, « 
den hohen Verbündeten ber. theinifchen Konföderation, als 
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Derfuc einer doktrinellen Auslegung der Artikel 05 — 
54. der Bundesakte, vom geheimen Legationsrarh von 
Rieff in Regensburg. (daf. Heft 8. Nr. ©3.) 
g) Auch einige Anmerkungen über die vheinijche Bundes; 
akte. (ebend. Heft 9. Nr. 36.) 
ı0) Klaffifitation der Souverainitätsrechte in den Landen 
ber. neu, fubjlcirten. ehemaligen Reichsſtände. (af. 
Nr. 59.) | . 
11) Wer hat zu beweifen, der neue Souverain oder. der 
Standesherr? (daf. Heft ı1. Nr. 25.) 
ı2) Wer iſt in ‚Streitigkeiten. zwifchen dem Sonserain 
„und dem Standesheren Richter 2, (daf. Nr. 23. 2.) 
1,38) Welche Rechte und Gefälle gehören dem Souverain 
und welche dem Standesheren? (daf. Mr. 23. 5.) 
2) Was haben die vormaligen Landesheren im Rüccſicht 
. auf perfönliche Achtung von ihrem Souveraim zu ers 
warten ? (daſ. Heft 15. Nr. 4. Frage 12.) 
15) Iſt die Bundesakte ein Grundgeſetz des rheinifchen 
Bundes, auch vilekfihtli des Souverains gegen bie 
ihm unterworfenen vormaligen Neichsfürften und Gras 
fen. (daſ. Heft 14. Mr. 21. Frage ı.) "; 
16) Kann eine Ungleichheit zum Vortheil oder. Nachtheit 
der Mediatifirten in einem oder "dem. andern: Staate 
ftatt finden ? (daf: Heft 14. Mr. 21. Frage 2.) 
17) Wenn zum Nachtheile der Mediatifirten Deflaratios 
“nen in dem einen Lande gegen das andere vorhanden 
ſind, wer entjcheidet ? (daf. Heft 14. Nr. 21. Frage 5.) 
18) Etwas zur VBeantivortung der. im 13. Hefte Aufge: 
worfenen Fragen. (daf. Heft 15. Mu. Ag.) 
: 19) Noch eine Beantwortung diefer Fragen. von Dr. 
Nerr in Friedberg. (daf, Heft ı6. Nr. 5,) 
20) Sollten die Mediatifirten, welche ihre nach der rhei— 
nifchen Bundesakte verlievende Nechte nicht als feuda 
imperii jondern jure allodii beſeſſen haben, nicht 
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Entſchãdigung dafür verlangen tönnen? (daſ. weft 16. 
Nr. 8. und 16.) 4 J 
21) Bon den Verhältniſſen des as in>fo. * er 
in Condominio mit feinen Mediatifirten Br —* 
XVI. 10.) r 
20) Die. Rechtsverhältnifie — gegen die 
Staatsgewalt , fo weit fie nicht durch den Bundesver⸗ 
trag neu beftimmt oder durch das, Ideal eines Bernunfts 
ſtaats als nothivendig gefeßt find, unterliegen: der Be⸗ 
flimmung des dermaligen — Sr 
' Beiträge II.) 
23) Die Auslegung der Souverainitässregte — ſo we⸗ 
nig durch. den einſeitigen Gewinn des Standesheren als 
des Bundesfürften ; ſondern allein Durch den Zweck und 
die Analogie ‚der namentlich REM Beuerhnumsn 
beftimmt werden. (daf. VI.) . 4 
24) Die von der Bundesakte vorgenommene —*8 
zwiſchen dem Theil des Staatsvermögens, das der 
Obriſthoheit anheim fällt, und jenem, welcher den Für⸗ 
ſten und Grafen verbleibt, verſetzt letzters durchaus in 
die Klaffe vom Privatvermögen , und. Stammgut., (daf. 
XV.) - 
25) Das, was ein Standesherr 2, behalten, A; —* 
will, muß zwar nicht, gerade namentlich in der uns 
desakte genannt feyn ; „aber. es muß in, die Klahe. von 
u landesherrlichen oder lehnherrlichen Rechten ‚nicht, gehö⸗ 
ren und zu ſeiner Ausübung keine Handlungen erfos 
' dern die nur als Ausflug der Obriſthoheit rechtlich ſtatt 
finden können. (daf. XVI.) 
26) Bei Ausſonderung der Oberhoheits⸗ und der Guts⸗ 
herrlichkeits / Angehörden kommt der ehemalige Erwerbs 
tutel, den der mediatiſirte Stand für ein oder das an— 
dere Recht hat, in gar keinen — (daſ. Dr. 
XXXIII.) Auch | ae Nr 
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» B. einzelne Verhältniſſe der Mediatiſirten wurs 

den Segenftand befonderer Lnterfuchungen, nämlich: 

4. 2 aM perföntichen und Familienrechte | 

derfelbem 

» Sind die Souverains befugt, die Standesherrn zur 
Reſidenz in ihrem Gebiete zu nöthigen. (in Binkopp's 

um 252 Bunde Heft KIT. Nr. 4. Frage 10.) | 

= Die-Stvafausträge der Standesheren find Feine Schieds— 

gerichte, fondern «ein —— — Se 

> KXKVH) 

9) Das Staatspeinjip, die EN — ih⸗ 
ren von dem Lande habenden Genuß in dem Lande zu 
verzehren, findet-auf die Standesheren nicht weiter Ans 
— als daß fie ihr Einkommen in keinem bundes— 

"fremden Staate verzehren dürfen. (daſ. XL.) 

4) Die Standesheren müffen alle Lehen ‚die fie zur Zeit 

——— — von auswärtigen Fürſten, nün von dem⸗ 
jenigen, unter deſſen Er I e u zu gehen 
netter @af. XXL) ‘ Ä 

Ber . I ee 

"WB Die Imunikäten der Standeshertn, 

| ‚» Von der Zoll; und Chauſſeefreiheit der Modiatiſi rten. 
(in Winkopp's th. Bunde Heft 16. Neil'6.) 

2) Noch etwas über den Artikel 27. der rheiniſchen Bun⸗ 
„. Debatte, { in Rückſi cht der Steuerfreiheit, vorzüglich in 
“Süd icht auf die Standesheren, Caß Heft i 17. Mr. 26.) 


c. Das Befteurungss: and Bistalnsumerat 
Reh. 0.5 1m 
a)R Ueber die Anwendung des —— der So 
verains auf die Domainen der mediarifirten Reichsſtän⸗ 
„de. (in Winkopp's ch. Bunde Keft:7.:Mr. 3.) 
e) Alle Zwangsnutzungen einſchließlich des Salzgewinns, find 
dem Standesheren zugewiefen. (Brauer Beiträge XX VI.) 


ni m —— 


a ı85 
3) Umgeld, Magaßpfennig u. dgl. eignet ſich zu den guts— 
5; herrlichen Rechten, hingegen Accis oder Pfundzoil und 

Stempelpapier fo wenig, als der Zoll. (daf. XXVII.) 


4) Das Heimfallrecht mit feinen Beziehungen auf Erbs 
(08 Gut, Beding: Gut und Baſtard⸗ Erbe fommt dem 
Standesherrn nicht zu. (daſ. XXX.) 


5) Der Abzug, fo wie die Leibeigenſchafts Entlaſſungs⸗ | 
gebühr und alle aus der Leibeigenjchaft fließ ende Renten 
gehören dem Standesherrn. (ebend. XXX.) 


6) Die Güter der Standesherrn erlangen keine größere 


Freiheit von Auflagen, als ſie zuvor hatten, da ſie noch 
Staatsgut waren, wohl aber können ſie ſtärker, als zu— 
vor in Steuer gezogen werden, wenn die Prinzen des 
Regenten oder die Privilegirteſte feiner frühern Staatss 
„ bürger zuvor_aud) harter angelegt waren, (daf. XXXIV.) 


7) Dev: Zehende nicht. nur von urbarem Land, fordern 
auch von jekigen und künftigen Neubrüchen verbleibt 


dem Standesherrn. (daſ. XXIV.) : 

8): Das, Forfireche der Standesheren geht er Semeins 
heits s und Privats wie auf eigue Waldungen ihres 
Standesgebiets, giebt ihnen das Necht zur Holzanwei⸗ 
fung und; Führung eigner Waldaxt, auch zur Frevelthäti⸗ 


— gung doc untergeordnet unter der obriſthoheitlichen 


Oberforſteilichkeit. (daſ. Nr. 2. XXIII.) 


wg) Steht den Standesherrn das Fiskusrecht zu ? von Dr. 


Kurt Jaup, ordentl. Profeſſor des Staatsrechts zu 
Gließen. (in Germanien von Crome und Jaup Band 1. 
Heft 2. Nr. XII.) 

ao) — einer Sefimmung des forftrechtfihen Ders 
hãältniſſes zwifchen den Souverains und den ihrer Sous 
verainität unterworfenen ehemaligen Neichsftände , von 


s&ggerer, Profefor der Forſtwiſſenſchaft zu Aſchaffen⸗ 
suhung.., (in Winkopp’s ch. Bunde Heft 17. Nr. 35.) 
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D.D. Das Polizeirecht derfelben. 

3) Die Unterpolizei in ihrem ganzen Umfange mit den 
ihr entfprechenden Polizeigefälten gebiihrt dem Stans 
desheren. (Brauer Beiträge XXVIII.) 

2) Vergl. die $. 19. D. angeführte. Schriften, 

E. E, Die geiftlihen und Patronatrechte, 

1) Nur ‚auf jenen Pfarrſatz, dev nicht Kraft landesherrlis 
cher Kirchengewalt, fondern Kraft geiſtlicher Lehnsherr⸗ 
ſchaft vorhin geübt worden, haben die Standeshern ein 
entſchiedenes Recht. (Brauer Beiträge XXV.) 

u. Die’ Verwaltung des allgemeinen Staats: und Kirchen⸗ 
guts gebührt dem Oberherrn, jene des kirchlichen oder 
- ‚weltlichen Drtss Vermögens aber dem Standecherrn. 
(daſ. XXXI.) 

3) Die künftige Aufhebung noch vorhandner Klöſter und 

Kirchenſtiftungen in Standesgebieten hängt eben fo, wie 
bie Beftimmung, welche ihren Gütern zu geben tft, les 

diglich vom Ermeffen des Negenten ab. (daf. Nr, XXXIL.) 
F.F. Das Recht der Dberauffidt. 
7) Ueber die Verwaltung des Orts und Wermö⸗ 
gens. f. oben E.E, Nr. 2. 

2) Ueber dag Forftrehe: 1. D:D. 8. * 

G6G.G. Das Recht der Gerichtsbarkeit, 

1) Die Standesherrn haben kein durch die Bundesakte 
entſchiedenes Recht auf eine peinliche Gerichtsbarkeit oder 


auf eine doppelte Inſtanz, ſondern die Verwilligung des 


einen oder andern hängt von dem obriſtherrlichen Guts 
.. ‚finden ab, wohl aber haben fie ein Recht auf die 
Streit » Gerichtsbarkeit und auf die gemeine bitegerliche 
Strafgerichtsbarkeit über ihre eigene Diener’ und Ans 
gehörigen nicht aber über die Landesfür ſtlichen. (Brauer 

Beiträge XXII.) 
um Die Lehnsherrlichkeit der Medlatifirten. 
1) Die Lehnsherrlichkeit der Standesheren wird zwar Durch 


4 
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- den rheinifhen Bund nicht durchaus aufgehoben, aber 
_weientlichen Beränderungen unterworfen. (Brauer Bes 
träge XVII.) 

- 2) Die Standesheren können eine Lehnsherrlichkeit ber 
Bundes; Souverains behalten, fondern deriei Lehen mer« 
den den le&tern frei gegeben. (daf. XVIIL) 

3) Die Standesheren fünnen unter ihre Lehnsherrlichkeit 

. ber andere Standes: oder Srundheren feine Nechte 
mehr mit. einziehen, welche nach der feftgefeßten Nechtss 

' fcheidung der Obriſthoheit zufallen. (daf, XIX.) - 

4) Die Standesheren können nicht mehr die hohen Lehnss 

pfpflichten, fondern blos die niedern ———— fodern. 
(daſ. XXx) 

5) Vergl. unten g. 20. 

1.1. Das Schuldenwefen der Standes herrn. 

2) Ueber den Art. 30. der rheiniſchen Bundesakte die 

i Schulden der Mediatiſi irten betreffend. Wintopps rh. 
Bund Heft 16. Nr. 7. 

2) Kein Standesherr kann weiter von Gläubigern um 

Kreisſchulden belangt werden; dieſe vertheilen ſich unter 
den Bundes: Souverains nach den Staatskräften ihrer 

u Kreisbeſt itzungen. (Brauer Beiträge XXXVIL) 

3) Alle Regierungsfchulden der mediatifirten Reichsftände 
müffen zwiſchen diefen und ihren Oberheren nad) deren 
künftigen Verhältniffen des Rentenbezugs getheilt werden, 
ohne daß inzwiſchen das Necht der Gläubiger auf ihren 
Schuldner dadurch vermindert wird. (daf. XXXIX.) 

K.K. Das Recht der Mediarifirten in Anfehung' 
ihrer Diener und die Rechte der letztern. 

1) S. G. G. Nr. i. 

. 2) Die Ruhegehalte jener Diener, weiche durch die Mes 
diatifation einzelner ehemaliger Neichsunmittelbarer 
: Lande außer Thätigkeit gejegt werben, müſſen da, wo 
keine beſondern Staatsgeſetze vorhin exiſtirten, wornach 
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Ruhegehalte ausgemeffen werden, ihre Beftimmung aus 
dem jüngften- Deputationsrezeß erhalten. (Brauer Beis 
träge XLI.) | 

+5) Die Ruhegehalte, weiche durch bie jeßige Staatsver⸗ 

. Anderungen veranlaft ‚werden, müſſen nach dem Prinzip 
der Schulden getheift werden... | 

4) $. 19. G. wid $. 25. 

» 5) Bemerkungen: über den Artikel xxxu. des — 
Konföderationsvertrags vom ı2. Julius 1606. — von 
A. J. Steiger (Oberamtsrath) zu. Wolfegg. (in 
MWinkopp’s * Bunde Heft ı2. Nr. =) 
G- 18.9 

9) Verhältnif der ehemaligen Reichsritter 

zum Souverain. | 

1) Hieher gehören die $. 10. angeführte Abhandlungen, 

| 2) Rittergüter haben nicht auf alle Gerechtſame der Stan— 


desherrn gleich entſchiedene Anſprache. (Brauer Beiträ⸗ 


ge XXXV.) 

5) Die Reichsritterſchaft in Schwaben, Franken, und am 
Rheine, von ihrem Entſtehen bis zu ihrer Auflöſung, 
von Dr. Nerr. (in Winkopp's rh. Bunde Heft 7. 24.) 

I. 19. 

10) Einzelne Hoheits rechte. 

Die einzelne Hoheitsrechte werden nicht allein in den 
Syſtemen ($. 8.) und größeren Sammlungen ($. 9.) unter 
welchen die fünfte Abhandlung in den Abhandlungen des Hof 
rath von Berg .($. 12. 9.) ſich befonders auszeichnet, fons 
dern auch in einzelnen Erörterungen unterfucht, nämlich: 

A. Das dominium eminens:‘ 

1) Das Staatsmothrecht, fälfchlid) dominium eminens 
genannt, involvirt Fein Obereigenthum, von Friedrich 

- Hoppe in Darmftadt. (in Sermanien von Crome und 
Jaup Band ı. St. 5, Nr. 16.) | 
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| B. Das Befteurungs: Net. 

ı) Ueber die Anwendung des Befteurungsrechts der Sous 
veraine auf die Domainen der mediatifirten Neichsftäns 
de. (Winfopp rh. Bund Heft 7. 3.) 

2) $. ı2. Nr. m 

5) $. ı7. B.B. ı. und ©. C.C. ı 0. 


C. Das Recht der Gerichtsbarkeit, 

Vergl. $. 12. Nr. 7. 9.15. 9. 17. B. A.A. 2. und G.G. 

D. Das Polizei-Recht. 

1) Ideen zum’ Behuf einer richtigen Gränzbeſtimmung 
zwiſchen hoher und niederer Polizei, mit beſonderer 
Hinſicht auf die neuen Verhältniſſe, welche aus dem 
rheiniſchen Konföderationsvertrage vom ı2. Jul. 1806. 
hervorgegangen; vom Oberamtsrathe A. J. Steiger 
zu Wolfegg. (in Winkopperh. Bunde Heft 16. 1.) 

2) S. $. ı7. D.D. 

5) $. 12. Nr. m 


E. Das Bergregal. 

ı) Ueber das Bergregal. (in Winkopp ıh. Bund Heft 
ı6. 9.) | | 

2) © $. 7. B. C.C. 

F, Das Forfiregal, 

1) Verfuch einer Beftimmung des forftrechtlihen Verhälts 
niffes zwifihen den Souverains und den ihrer Souves 
rainität unterworfenen ehemaligen Neichsſtänden; von 
Egerer, Prof. der Forftwiffenfchaft zu Aſchaffenburg. 
(in Winkopp ch. Bunde Heft ı7, Ni. => 

2) ©. $. 17. B. C.C. Mr. . 

G. Das Recht-der Aemter und Würden. 

1) Ueber die Dienſtanſtellung und deren Dauer mit Be— 
zug auf die durch den Rheinbund entſtandenen ſtaats— 
rechtlichen Veränderungen; vom Finanzrath Emmer: 
mann in Fulda. (Winkopp ch. Bund Heft 1a. Mr 35.) 
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2) Sind die Souverains befugt die von ehemaligen Reichs⸗ 
ftänden ertheilte Würden und Titel zu kaffiren oder ihs 
ver Beſtätigung unterwürfig zu machen? (daf. Se 13. 
Mr. 4. Frage 11.) 

2) D. J. Ant. Griesse meditationes quaedam de 
mutationi circa notarios publicos sublata im- 
perii germhici forma. Landshuti 1807. 8. 

4) Ejusdem diss. inaug. de notis characteristicis 

notariorum tum imperialium tum noviorum et 
imprimis de illorum qualitate, sublato germano- 
rum imperio, Landshuti ı807. 

H. Recht der Konftription. 
1) 6. 12. Nr. 7. 
2) $. 16. 
1. Poſtregal. 

1) Ueber den Zuſtand des Poſtweſens in den verſchiedenen 
Staaten des rheiniſchen Bundes. (in Winkopp's rhein. 
Bund Heft Nr. 2.) 

KR. Zollregal. 
1) ©. $. 17. B. B.B. Nr. 1. C.C. Nr. 3. 

L. Sameralredt. 

ı) ©. $. 17. B. C.C. 

M. Jus fisci. 
ı) ©. ı7. B. C.C. 

$. 20. 
11) Lehnsherrlichkeit. 

Die Veränderungen, welche die Lehnsherrlichkeit der Bun: 
desfürften durch die rheiniſche ————— ——— erlitten, ſind 
erörtert in: 

1) Gedanken über den Sinn und die Auslegung des 
Z4ſten Art. der rheiniſchen Bundesakte den Verzicht der 
Rechte eines Bundesglieds auf die Beſitzungen eines 
andern betreffend. (in Winkopp's rh. Bund Heft 4. 

Mr. 8. 
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0) Ueber die Lehnsherrlichkeit eines Souverains des vheis 
nifchen Bundes im Gebiete des andern, nad dem Bes 
‚griff der Souverainität und dem Geifte der Konföderas 

tionsakte, vorzüglich zur Erläuterung des ägften Artis 
kels derfelben, Erlangen 1807. 8. | 

3) Anton Hunger über die Erlöfchung der auswärtigen 
Lehne in den Staaten der vheinifchen Konföderation, 
Landshut 1808. 8. | 

4) ©. $. ı7. H.H, 

5) So auch der folgende $. 26. 


$. 21, 


ı) Die $. 20. unter ı. angeführte Gedanken. 

2) Der Nechtsverzicht , den die Bundesafte auflegt, kann 
die Rechte der unverbiindeten Fürſten gar nicht ſchmä⸗ 
lern, und jene der mediatifirten in folhen Stücken 
nicht, welche: fie fortzubejigen fähig find. (Bauer Beis 

. träge Nr. XLIIL) 

5) Der gedachte Nechteverzicht umfaßt feine Güter des 
einen Staats, die innerhalb den Staaten eines andern 
Bundesfürften gelegen find. (daſ. Nr. XLIV.) 

4) Nicht blos Anfprüche, fondern auch entſchiedene Nechte 
fallen unter den Verzicht, fobald fie zur Klaffe der ders 

‚ zeitigen Nechte auf Beſitzungen eines andern Bundes; 
firften gehören. (daſ. XLV.) 

5) Nur Staatsrechte feine Privarrechte können unter dies 
fen Verzicht gezogen werden. (ebend. XLVI.) 

6) Eine Staatsberechtigung , die verzichtet werden foll, 
muß auf fremder Staatsbefisung haften, gleichviel, ob 
diefe eine alte oder neue, eine eigenthiimliche oder nur 
oberhoheitliche fey. (daf. XLVII.) 

7) Weltlihe und geiftliche Liegenfchaften gehören un; 
ter diejenigen Nechte, welche ein auswärtiger Bun— 
desfürft zu Gunften desjenigen Bundesſtaats, im wel 


192 


chem fie auszuliben find, kraft diefer Verzichts: Schul: 
digkeit aufzugeben hat. (daſelbſt XLVIIT.) 

8) Die Eventual : Erbrechte der mediatifirten Fürften und 
Strafen bleiben, mie fie find, jene der Bundesfürften 
auf unmittelbare Land anderer Bundesfürſten auch; 
ihre Erbrechte auf mittelbar gemwordenes Neichsland aber 
werden, obwohlen nicht aufgehoben, Ber weſentlich vers 
ändert. (daſ. XLIX.) 

9) ©. $. 20. 

9. 20. | 

15) Succeffion und andere Familienrehte, 

Hieher gehören die 

ı) $. 20, | 

2) $. 21. Nr. 8. 

angeführten Abhandlungen. 

| 8 | 

14) Verhältniß zu den Dienern und Släubigern 
des bisherigen deutfchen Neihs und der 
medtatifirten Lande und Fürften. 

Dieſes Verhältniß hat folgende Abhandlungen — 

— Beherzigung über das Schickſal verdienter Männer, 

von Karl Dalberg (dem erhabnen Fürſt Primas) 1807. 

Cauch in Winkopp's rih. B. Heft 1. Nr. 17. und in 
Oeſterreichers Archiv ır Jahrgang St. 7. Nr. 9. dem 
ehrenden Nachdenken der Nachwelt aufgehoben.) 

2) Ueber die Lage des Laiferlichen Neichsfammergerichts 
nach dem Prefiburger Frieden ı807. 8. 

5) Weber den künftigen Ilnterhalt der Mitglieder des fair 
ferlichen Neichsfammergerichts. Wetzlar 1807. Fol. (auch 
abgedruckt in Winkopp erh. DB. Heft. ©: 417. Defters 
reichers Archiv 2, Jahrg. Heft y Ne 10, und Häber⸗ 
fin Staatsarchiv ‚Heft 15. ©. 4202.) 

4) Nachtrag zu dee Druckfchrift : fiber ben künftigen Un— 

. terhalt u. ſ. w. Wetzlar 1807, Fol (abgedruckt in 
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Defterreichers Archiv a a. D. Heft 7. Ne. ı7. and 
auszugsweife in Winkopp ch. B. Heft 3. ©. 448.) 

5) Ueber die Berechtigung der Advokaten und Profnrato; 
ren des ehemaligen NReichstammergetichte zu einem Ents 
ſchädigungs-Anſpruch. Wetzlar 1807. (in Winkopp’s 
rh. B. Heft 8. Nr. Ze. im: ne un w — 
gungen.) 

‘ * Auch ein Scherflein zur Sqrift: Ein. — über die 

Lage des MR. Kammergerichts, beſonders die Entfchäs 

"dig der Staatsdiener, deren Stellen wegen Veränderung 

"> der Konftitutionss und Adminifträtiong ⸗Grunudſatze auft 
gehoben ‚worden. (vom R.' K. Gerichts?Aſſeſſor von 

Kampz in Vahlkamps hiſtoriſch-politiſchen Anſichten 

bei Aufhebung der ea le: — 
Heft ı. Nr. 2) RE 

7): Weber die — der Mitglieder des. Blenden 
R. und RR: Gerichts entweder : auf lebenslängliche 
Beibehaltung. ihres. bisherigen: Gehalts oder auf Anges 
meſſene anderweitige Anftellung, von ebendemfelben) (in 
Germanien von Erome und Jaup a.. Band Sr. (dl. 
Nr. 26.) er 

8) Karl Dalberg Seifpi Beufher Feen; Serechtigkeit. 
(daf. Heft 1. Nr. 35°" 

9 Leber die Eutjchädigungs : Berechtigung der Staatsdie 
ner bei Aufhebung ihrer "Stellen ’von den NR. RS. 
" Affeffovens von Aampz und’ —.— "oo — 
Frankfurt am Main 1600. 8. 

8 Verzeichniß der⸗Kammerzieler der Fürſten —* 
bundes von Beund S. (den Mi Ri. Affefforeni:v on? 
Balemamen und Freihrn. won Stein) erſte Lieſe— 
rung. = Germanich von Come ımd Bar Band 


Be er ent n 
a Ueber Reichsdienerſchaft und. Reichsſchuldenweſen.(in 
nee Bunde Ref. Near) 100 


13. 
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22) Ueber die Staatsfchufden der rheiniſchen Konföderas 
tionslande und unmafgebliche Vorfchläge zu ihrer Tits 
gung. (daf, Heft 13. N. 3.) 

15) Leber den in der Bundesakte enthaltenen Vorbehalt 
der Staatsgläubigern und Penfioniften aus dem Reiches 
Deputationshauptfchluffe von 1803. zuftehenden echte. 
(in von Berg Abhandlungen Ih. 1. Abh. 4.) 

14) Hängt es von der Willtühr des Souverains ab, die 
Staarsdiener der mediatifirten Lande entweder zu pens 
fioniven oder auf einen andern Poften zu ſetzen und. nad) 
welchem Maafftabe muß die Penfion regulirt werden ? 

(in Wintopp’s rheinifhen Bund Heft 11. Mr. 23.) 

» 15) Bemerkungen: iiber den Artikel 32. der rheinifchen 
Bundesatte vom. Oberamtsrath A. J. Steiger zu 
Molfegg. (daf. Heft 11. Nr. 5.) 

16) Etwas über den $. 50, des Reichs: Deputationshannts 

ſchluſſes, in Beziehung auf die Kammergerichts : Prafis 

denten und Affefforen, vom Hofrath Kleber in Webs 

lar. (daf. Heft ı7. Nr. 51.) 

17) &.$. 17. B KK 

Fünfter Titel 
civilrecht. u 

pe I. Ir 24. ee x 

Bei dem mannigfaltigen Einfluß der Staarsverfaffung 

auf das Tivilrecht entſtand bei Veränderung der erſtern ſehr 

leicht die Frage: Welche Veränderungen erhielt das Civilrecht 
durch die Veränderung der bisherigen deutſchen Konſtitution? 

Sie iſt der. Gegenſtand folgender Unterſuchungen: 

3) Ueber den Umſturz der deutſchen Staatsverfaſſung und 

3 feinen Einfluß auf. die, Quellen des Privatrechts in. den 
nun fouverainen Staaten der theinifchen Konföberation. 

(Landshut) 1807. 8. (Zum Verfaffer diefer Abhandlung 
befennt fi der Profanzler Gönner, in, feinem Archiv 
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für die Gefehgebung und Reform des jusififchen Stu⸗ 
diums 1. Bi 1. Heft ©. ı.) 

8) Die — leiden durch die Aufdebung ber Kraft 
der. Neichsgefebe keinerlei Veränderung. (Brauer: Beis 

- träge IIL). 

8) Ueber die durch die rheiniſche Bundesakte — 
verbindliche Kraft der teutſchen Reichsgeſetze. (in von 
Berg Abhandi. ı. Th. Abh. 3.) 

a $. 25, 

Die Einführbarkeit des Code Mole ift. zu vielen 
Modtfifationen ausgeſetzt, als daß auch fie nicht a 
terfuhungen veranlaßt haben follte: | 

2) Gedanken fiber die Einführung des Code Napoldon 
in den Staaten des Rheinbundes, vom R. K. G. Als 
fefor von Kampy (in Wietonp rh. Band: Dorn 9 
Nu 44) . 

9) Weiche Grundſätze befolgt man im — bei 
Einführung des allgemeinen Landrechts zur Erinnerung 
. bei Aufnahme des Gode Napoleon, (von dem nämli⸗ 
chen in Minerva von —— Dftober - — 
89967 

3) Gedanken. eines Patroten über. die Einfüprung ı dei 


Gode Napoleon 3 (vom 8 Ru 2 Affeffor Freiherrn⸗ 
von Stein) mit einer Nachſchrift des Prof. Jaup. 
(in Germänien von Crome und Jaup Band 1. Heft a. 


Nr, 4) 
4) Ueber die Einführung des Code Nopoleon, Cin den 
europäischen Annalen Jahrgang 1809. St. 10. Nr. ı.) 
6) Auafi» Prüfung der "im gten Hefte (des rheiniſchen 
Bundes) abgedructen Gedanken liber die yo. 
des Code Nenckin. (in Winkopp x Bund Heſt 16 
„NM. 1.) 


6) Ueber die Einfldeun des. Code Kapaldn in Deu 


land. (in Salon St. 1. 1808.) 


— 
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„) Auszeichmng eininer Beſtimmungen bes Code Näpo- 
leon, die auf Deurfchland nicht zu paffen fcheitien. (im 
allgemeinen Anzeiger der Deutfchen 1807. Nr. 335.) 

8) D. J. A. L. :Seidensticker’s "Einleitung :in den 
Codex Napoleon handelnd von dessen Literätur, 

‘ Geschichte, Plan u.- s. w.; Tübingen ı808, 8, 

" Cap. IX. :$.-16.— 22. Ein Elaffifches- Werk: und ebs 
venvolles Denkmal des deutfchen Geiſtes des Deutfchen 
Fleißes; unentbehrlich einem jedem, fiir den der Code 

‘+ ‘Napol&on 'mittelbates oder unmittelbares Intereſſe Hat, 

beſonders für denjenigen, der die,’ faft immer überfähe: 


ne oder von den Mehrften ſich ſelbſt unrichtig beant⸗ 


wortete Frage: was iſt der — a gründe 
lich beanfiworten will; 
9) Einleitung in das — Napoleons, oder Bemer⸗ 
tungen deutſcher Gelehrten über die. neue franzöſiſche 
Geſetzgebung, ya mehrerer Verſtändlichkeit derfeiben file 
"die Bewohner der rheiniſchen Bundesftaaten,, aus einis 
gen gelehrten Runge: beſonders abgedruckt. Düſſel⸗ 
dorf 1800. 8. 
Die literariſche Pfllege, welche dieſes Geſetzbuch auch in 


Deutſchland erhielt, gehört nicht hieher, in mehreren dieſer 


Merken iſt indeſſen auch ſeine Verpflanzbarkeit auf deutſchen 
Boden berückſichtigt, z. B in Dabelow's Archiv, Zachariä 
Handbduch, in zen Handbuch des Code Napoleon 
u. nr * 
; "Schfer Titel 
Lehnrecht. 
— | ı ıh 26 
FR über 'die Fortdauer der — des Civil⸗ 
rechts erſchienenen Abhandlungen (9. 24.) ergriffen ihrer 
Sriinde: nach auch das u und Fir a * 
hieher. he a 
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‚Außerdem. befchäftigte aber auch Sie Gelehrten 
I. Das Verhältniß der Souverainität zur Lehns— 

herrlichkeit: 

1) Ueber die Lehnsherrlichkeit eines Souverains des rhei⸗ 
niſchen Bundes im Gebiete des andern ; zur Erläutes 
sung des Zaſten Artikels der Konföderation, Erlangen 
1807. 8. 

2) Anton Hunger über die Erlöſchang der ausmwartis 
gen Lehne in den Staaten der vheinifchen Konföderas 
tion. Landshut 18.0. B, 

II. Die Succeffion in das bisherige reichslehn— 
bare Dbereigenthum: 

5) Gebühre den neuen Souverainen bas — ai. 
rectum der in ihrem Gebiet befindlichen Reichtlehen? 
(in Winkopp ıh. B. Heft 13. Nr. 4. Frage 8.) 

4) O5 eine Belehnung mit vormaligen veichslchnbaren 
Segenftänden file die Zukunft Statt finden könne? 
(daſelbſt Frage 9.) 

5) Anmerkungen zum Heft 13., fiber die Frage: Gebührt 
den neuen Souverains u. ſ. w. ( 1. 3.) (daſelbſt 
Heft 15. Nr. 45.) 

ITI. Das Lehnsverhältniß der Mebdiatifirten, 

(. . 17. H.H.) 

| Siebenter Titel. 

Seittliqes und Kirchenrecht. 
$. 27. 

Nicht objektive Armuth, ſondern die Lage, in welcher ſich 
die kirchlichen Angelenheiten ſeit der Errichtung des Rhein⸗ 
bundes befinden, iſt die Urſache der bis jetzt nur ſparſamen 
Erndte im Felde der Literatur des rheinbundiſchen geiſtlichen 
und Kirchenrechts; hieher gehört: 

1) Warum ſchweigt die rheiniſche Bundesakte von der 

geiſtlichen Gerichtsbarkeit und was iſt in Beziehung auf 
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diefelde dem Geiſte diefer ‚Akte gemäß? (in — 
eh. Bund Heft 11. Nr, a5. Frage 4.) 
2) Konkordats ; Anfi ten. (in Safon vom Verfaffer des 
goldnen Kalbe (Graf Benzel Sternau zu Karlsruhe) 
1808. St. 4. Ne. ı.) 
3) Konkordaten » Ronkordanz. (daſ. St. 5. Nr, ar 
98.91. B FF 
z Achter Titel, 
Kriminal Recht. 

Gemeinſchaftliche peinliche Geſetzgebung iſt nur das Re— 
futtat der Hohen Einheit einer Verbindung ; wer fünnte fie 
alſo ſchon jetzt im Mechte des NRheinbundes erwarten ? 
Gewiſſermaßen gehört aber hieher: Ä 

g. 17. B. 2: 


Neunter Titel, 
Völker-Recht. 


9. 29. 

Die vblkerrechtliche Tendenz der einzelnen Bundesſtaaten 
iſt gewiſſer als die literäriſche Pflege der völferrechtlichen 
Berhältniffe des Bundesſtaats. 

1) $. 12. Nr. 4. 

2) Weber einen Artikel zum Hinfrigen — oeſen⸗ 
ders in Hinſicht des rheiniſchen Bundes. (in Vogt eu⸗ 
ropäiſchen Staatsrelationen Band 10. St. 3. Nr. 2. 
und in der rheinbundiſchen Zeitung 1600. Mr. 25.) 


t 


V— —— — 9 


r 
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Ueberſicht der neueren Verhältniffe de ehemaligen 


Keichsadeld in den Staaten des rheinifchen Buns 
des, fo viel fie bisher gefeßlich beſtimmt und bes 
kannt gemacht worden find, 





Won Heren Dr. Neff in Friedberg, 





Magenepme Dienfiverhäteniffe, in welchen ich feit mehreren 


Sahren bei der unmittelbaren Reichsritterſchaft ſtand, mach⸗ 
ten mich auf das Loos der Glieder derſelben in den konföde⸗ 
rirten Staaten in einem vorzüglichen Grade aufmerkſam. Ich 
verglich die neuen Organiſations-Edikte und andere Verord⸗ 
nungen, wie ſie mir zu Geſicht kamen, ſo genau wie mögs 
lich gegeneinander, und fand darin die, in bdiefer Ueber⸗ 


* fit angezeigten verfchtedenen Beftimmungen, deren Bergleis 


hung auh Manchem, wenn er gleich nicht in fo genauen 
Verbindungen mit der Ritterſchaft ftand, doch nicht uninter 
reffant feyn möchte. | | 
Nur die Könige von Baiern und Würtemberg und bie 
Sroßherzoge von Baden, Heſſen und Würzburg haben big 
igt ihre Grundfäge, in Anfehung der Rechte und DVerbind; 
"lichkeiten des in ihren Landen begitterten Adels näher auss 
einander gefegt, Won ähnlichen Verordnungen des Fürſten 
Primas, des Herzogs von Naſſau, und Des Großherzogs 
von Berg, wenn man bei dem erſten ſeinen Aufruf an die 
Vaſallen im Mai 1806 *), bei dem zweiten bie Beftimmung 
eines privilegirten Gerichtöftandes feines Adels bei dem Zus 
ſtizſenat zu Ehrenbreitftein °) und die Aufhebung der Leibs 











er Dergleihen Aufrufe find von den meiſten Sonverains erlaffen worden, 
w 


2) Verordnung vom ınten Nov, 1806 Im Rheinifhen Bunde Heft 3. 


Seite 475. 
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eigenfchaft und des Mortuarig. gegen Vergütung *), fodann 
bei dem dritten die Aufyebung aller Steuerfreiheiten ?) auss 
nimmt iſt noch nichts in das größere Publikum gefommen. 
Menn fie erjcheinen, wird es leicht feyn , die einzelnen Theile 
derſelben unter die gehörigen Rubriken zu bringen. 





A. Bon den allgemeinen perfünlihen Rech— 
ten und en der adelichen One: 
befißser °). 

ı) Im Allgemeinen wurden fte in ihren 
Kechten und Verbindlichkeiten dem Adel des 
Landes gleichgeftellt Bil 
Baiern: Orgaͤniſations Edikt isch * 

Baden: Organiſations-Edikt vom — Jul. 1807, 

gleich im Eingange. Rheiniſcher Bund Heft 14. S. 190. 

Heſſen: Organiſ. Edikt vom ıften Dezember 1807. 

F. 1. a. a. O. Heft 14. S. 213. 

2RIſt ihnen überall ein —— — Ges 
rihtsftand in peinlihen und —— ou 
hen zugeflanden worden, von 

— für ſich, Familien und Gerichtshalter. 

. Ed. B. II. 1.4.9 

——— : fe dabei ihrer Familien und Beams 
ten zu gedenken ; Organif. Ed. vom ı8. März 1806. $. 30.53 
und dabei mit der ausdrücklichen Erklärung, daß fie außers 
dem wie ein jeder anderer den Gefeken und Landesftellen 
unterworfen feyen. Sie genießen vermöge ihrer Geburt gar 
feinen Nang, fondern ein jeder, welcher — — zu 
tragen das Recht hat, geht ihnen vor *). 

Neftr. vom 26. Juni 1807. Rhein. Bund Heft q. ©. 496. 

1) Verordnung vom Inen Sänner 1908, Kbeinifcher Bund Heft 14. S. 333 . 
3) Ständiſche Deliberation vom rten Dez 1806. Rhein, Bund Heft 2. S. 2558. 
3) Zum Leitfaden wurde das königl baier. Organiſ. Edikt vom 31. Des. 1806 


im fünften Hefte des Rheiniſchen Bındes &. 225 größtentheils genommen. 
4) Das Recht, Wappenfnäpfe” zu tragen, haben alle Diejenigen, welche 
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Dagegen find fie von der Patrimonialgerichtsbarkeit ausdrück⸗ 
lich befreit, und die Patrimonialbeamten dürfen nur in Fällen, 
welche eine jchleunige Anordnung fordern, yi Commissionis Re- 
giae gegen fie Borkehrungen treffen. 

Reſkr. vom 9. Aug. 1607 im Regierungsblatte Nr. 71. 

Baden: für ih, ihre Familien und. Gerichtshalter. 

Drg. Edikt $. x, ; 

» Heffen: wo. diejer. privilegirte Gerichtsſtand auch auf 
rn Familien der Serichsshalter und auf die Hausdienerfchaft, 
wenn: die Serichtsherren außer ihrem Gerichtsbezirk wohnen, 
ausgedehnt if. Wenn fie fih aber in dieſem aufhalten, fo 
find deren Hausdiener der Patrimonial:Gerichtsbarkeit unters 
worfen. In Polizei⸗Sachen ſtehen die Gerichtsherren, wenn 
ſie auswärts ſind, unter der Lokal Polizeibehörde, wenn ſie 
aber innerhalb ihres Bezirks ſich aufhalten, unmittelbar uns 
ter der Regierung. 

Ihre GSiiter find gleichfalls ſchriftſäßig, fo lang fü e fih 
in adelichene. Händen befinden, 
Org. Ed. $. 9. 21. f 

Würzburg, für fih und ihre Familien, ausgenom, 
- men in MarfisSachen, wo fie den Unterfommiffariaten uns 
tergeben find, und in Polizeifachen,, wo fie unter der Lofals 
Polizeibehörde, welshe ihnen aber ihre Verfügungen ſchrift— 
> Sich zugehen laſſen muß, ftehen. Ihre Dienftboten find der 
Gerichtsbarkeit ihres Wohnſitzes unterworfen. 

Sie genießen noch der bejonderen Auszeichnungen, daf 
a) die Eandgerichte feine Befehle an fie, ihre Beamten und 
Unterthanen erlaffen dürfen, wenn fie nicht als großherzog: 
liche Kommiſſarien handeln, und daß die Landesadminiftraz 
tivftellen alle Verordnungen ohne Unterfihied unmittelbar an fie 
ausfertigen müſſen, fie hingegen eigenhändig in ihrem Nas 





— 





—— 


in der AIlten Klaſſe der Rangordnung von aten April 1806 bis auf die Buch⸗ 





halter cm ſchlieblich ſtehen. 


Konſtript. Ordnung Art, A. Me 2. 
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men, und bie Patrimonia Beamten nur in ihrer Abweſenheit 
mit Bemerfung diefes Umftandes zu berichten haben; daß 
b) in peinfihen Sachen, wenn nicht befondere Um— 
ftände eintreten, fie vorher, ehe fie protofollarifch vernoms 
men werden, zur fchriftlichen EU gezogen wers 
den müſſen; auch 
ce) alle ihre Borftellungen an den Großherzog und immer 
liche Landesſtellen unter eigener Unterſchrift einreichen, und 
nur im Falle der Abweſenheit zur Erleichterung der Inſi— 
nuationen einen Anwald beftellen diirfen. Weberdies ift ihnen: 
d) in Konkursfällen die Wohlthat der Kompetenz nad) 
dem Verhältniß ihres Vermögens und ihrer Schulden ges 
ftattet, und ihre Lehen: und Stammgüter dürfen, wenn die 
veräußerlichen beweglichen und unbeweglichen Allodialgüter zur 
Bezahlung der Schulden nicht hinreichen, nicht verkauft 
werden, Sie beziehen aus den Einkünften derſelben ihre 
Kompetenz, und vom Leberreft werden die Schulden getilgt; 
e) find fie den Auswanderungsgefetzen nicht unterwors 
fen, und tragen aud) 
f) zu den Laften der Gemeinden, wenn fie nicht vorher 
daran Theil genommen haben , nichts bei. 
Drg, Ed, vom gten Junius 1807. $. 6. 7. 9. 10. £3. 
24. 25. 27. 33. 39, 40. 41. 48, 45. 44 95. 149. 
Heft 10, des Rheinifhen Bundes &. 3 u. ff. 
5) Haben fie nah Erlöfhung aller alten 
Rechte, Titel und Ehrenzeihen von 
Wiirzburg eine eigene Uniform erhalten, welche ein 
jeder Volljähriger und Minderjähriger, wenn er fhon Gutss 
befiger ift, tragen barf. 
Org. Ed. $. 6, 
Baden has. ihnen eine Uniform und einen Orden vers 
fproden, Org. Ed. 6. 4, 
und Würtemberg gleichfalls, wenn fie Barum anhals 
ten würden. Org. &, 9. 9, -- 
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45) In Anfehung der Huldigung waren 

Baiern: Organiſ. Edikt A. $. 4. 

Heſſen: Organiſ. Edikt $. 2. 

Würzburg: Organiſ. Edikt am Ende 
vorläufig mit einer Huldigungs-Urkunde zufrieden, 

Würtemberg aber wieß die Gutsbefißer an, entwes 
der vor dem Minifter des Innern, oder vor den Kreis 
hauptleuten perfünlich zu Huldigen, 

Drganif, Edikt $. 26. 

Baden hat fih darüber in ſeinen — nicht 
ausgedrückt. 

5) In Anſehung der beſtehenden — — 
verträge, Succeſſionsordnungen und Fidei— 
kommiſſe erfodern zu deren ale Gültigkeit die lan 
desherrliche Beftätigung : 

Baiern: Organif, Edikt A, $, 5. 

Baden: D’ganif, Edikt $. 5. 

Heffen: Drganij, Edikt $, 3. 

Würzburg tät alle diefe Familienverträge, wenn fie 
fonft die gefeßliche Eigenfchaft haben, fie mögen reichsgerichts 
lich beſtätigt ſeyn oder nicht, ohne weitere Konfirmation in 
ihrer Gültigkeit fortbeftehen, und verlangt nur beglaubte Abs 
fehriften zur Einfiht; Hingegen müffen die künftig errichtet 
werdende von dem Hofgericht beftätigt werden, 

Drganif. Edikt $. 15. 14. 15. 

Wirtemberg hat diefen Punkt in feinem Drganifas 
tions s Edikt unbeftimmt gelaffen, ganz neuerlich aber verords 
net, daß die im Würtembergiſchen Landrechte enthaltene Bes 
flimmung der Erbfolge auch für alle der Souverainität uns 
terworfene Fürften, Grafen und Nittergutsbefiger die einzige 
Rechtsnorm dergeſtalt ſeyn folle, daß alle bisherige Rechts— 
gewohnheiten, teffamentarijche Verordnungen , Erbverträge 
und andere Familiengefeße, welche inzwifchen eine von den 
landrechtlihen Beſtimmungen abweichende Erbfolge in eins 
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jelen Familien begründet hätten, unfräftig und alle nah Ers 
laffung diefer Verordnung eintretende Succeffionsfälle, eg werde 
nun ab intestato oder nach Teftamenten und Verträgen, 
welche das Landrecht verftattet, vererbt, nur nach diefer neuen 
Vorfhrift in der Arc erledige werden follen, daß auch früher 
gefchehene Verzichte ats ungültig zu. betrachten und allein bei 
Lehen die in den Lehnbriefen beftimmte Vorfchriften, oder im 
deren Ermangelung, die an dem Wiirtembergifchen Lehnhofe 
hergebrachten Rechte zu beobachten feyen ?). 
Verordnungen vom 26. April 1808. 

6) Wegen der Wahl des künftigen Wohnfises 
mußten ſich die Gutsbefiger, welche Güter unter verfchiedenen 
Regenten Haben, bei allen, Würtemberg allein ausgenommen, 
in einer beftimmten Zeit erflären, und 

a) in Anfehung der Wahl ſelbſt ſchränkt fie 

Baiern nicht ein; fie können, wenn fie die aus dem 
Beſitze eines landſäßigen Gutes fließende DVerbindlichkeiten 
erfüllen, ihren Wohnfis in allen Staaten des rheiniſchen 
Bundes oder mit dem Bunde verbiindeten nehmen, werden 
aber alsdann wie Forenfen behandelt, 

Dig. Ed. A. $. 6. und Verordnung vom 3. April 
1807, theinifher Bund Heft 8, ©. 533. 

Baden hat die nämlichen Grundſätze erkiärt, wenn fie 
Güter beſitzen, welche in andern mit Baden in feinen mis 
drigen Verhältniſſen flehenden Staaten gelegen find. Sie 
fönnen beiderlei Öattungen von Gütern beifammen behalten, 
wenn. der andere Staat das nämliche erlaubt, 

Organiſ. Edikt $. 2. 

Heſ fen geſtattet das nämliche und hat noch dabei feis 





) Was die adelichen Familien nach der allgemeinen Meinung Jahre 
hunderte hindurch in ihrem Flor erhalten bar, ſcheint durch dieſe Anordnnng 
für immer verloren zu gehen. 


Ed 
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nen Gerichtsheren den abzugsfreien Bezug ihrer Einkünfte 
in einen andern Staat ausdrücklich zuge Randen. | 
Organiſ. Edikt $. 5. 

Würzburg handelt nad, den nämfichen Srundfäen, 
auc in Rückſicht des freien Bezugs ihrer Einkiinfte, wenn 
der Staat, in welchem fie wohnen, von den nämlichen Prins: 
zipien ausgeht. ‚Sie dürfen in den rheinifchen Bundesftaar. 
ten fich aufhalten, wo fie wollen; wenn aber ein folcher Aufs 
enthalt auferhalb der Konföderation ‚langer ald 2. Monate- 
dauert; fo müſſen fie Erlaubniß dazu haben und dieſe iſt 
auch zur Auswanderung in einen nicht fonföderirten Staat, 
jedoch ohne Anwendung der Ausmwanderungsgejege erfoderlich. 

Organiſ. Edit $..27. 2B. 2g. 

. Württemberg gefteht denjenigen , welche Süter im 
abnigreich⸗ — keinen za, in, auswärtigen Lan⸗ 
den * — 

Kefkeipt, som, 6 ott. 1806. Seft 7 7. des th. Sun. 
des ©. 
b) in Anfehung - 85 fremder Krieges oder 
u Eivildienfte sürfen fie in : 
Baiern, wenn ſie dort ihren Seftändigen Wohnf ig 


auffchlagen, ſolche ohne befondere Ertaubniß nicht annehmen. | 


Organif. Edit A. 7. 
Wiirtemberg geftattet 
aa) denjenigen, weiche außer dem Konigreiche feine Güter 
haben und nur an einem Pehens" oder Allobialgute einigen 
Antheit Haben, oder dabon Einige Appanage ziehen, gar nicht, 


— 


daß ſie ſich in den Dienſten einer auswärtigen Macht befin⸗ 


den, und wenn ſie in einem der konſöderirten Staaten in 
Dienften ſtehen, müſſen fie, um darinn bleiben zu dürfen, 
eine befondere Erlaubnis dazu nachfuchen, - Dies müſſen auch 

bb) diejenigen thun, welche: in andern. Bundesftaaten bes 


gütert und daſelbſt angeſtellt find. Wenn fie mehrere Söhne 
‚ oder Seitenverwandte-haben, müflen. fie wenigftens Einen | 
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zum. Dienft oder Niederlaffung im " Königreiche IDEE 
Diejenige hingegen , welche 
cc) zugleich Güter außerhalb des vheinifchen Bundes bes 
fißen, und da in Dienften ſtehen, dürfen nicht daſelbſt Hleis 
ben, fo Lange fie an den im Königreich gelegenen Beſitzun⸗ 
gen oder an den Vereinen derfelben auf irgend eine Art 
Theil nehmen wollen ; fie müffen ohne Nachſicht wenigftens 
einem Mitgliede der Familie ihre Befisungen abtreten, wel⸗ 
ches fodann im ae dienen oder .. wohnen. 
wird °). i 
Reſtript vom 11. September — im Di. — 
von 1807. Rt; Bı. — 


Baden ſchränkt ſeinen Adel gar — auf die innlän⸗ 
diſchen Dienſte ein. Ein jeder kann in allen andern Ctaas 
ten“ Bedienungen annehmen, welche zur Zeit der Dienfts 
annahme in feinen feindlichen Verhältniſſen mit dem rheini⸗ 
fhen Bunde fiehen, und ihren’ Eingebornen bie nämliche 
Sreiheit geftatten. Organiſ. Edikt $. 3. 

Heffen macht nur bei Kriegsdienſten eine Einfchräns 
fung und erlaubt feinem, folche aufer Landes anzunehmen, 
wenn er ſich nicht vorher zum Heſſiſchen Dienft angeboten hat. 

Organiſ. Edikt $. 6. Verordnung vom 15. Sänner j 
1807: 

Würzburg gibt aber die Erlaub niß zu Civil⸗ und 
iim ohne Einſchränkung, wenn ſich der betreffen⸗ 
de Staat nicht im Kriegsſtande gegen den rheiniſchen Sum. 
befinde. Drganif. Edikt $. 36. 

€) in Anfehung der wirklichen Kuswanderung berje,, 

nigen Gutsbefiger, welche in einem Staate ihren feften 





‘I Aber wenn der Staat, In welchem die auswärtigen Güter gelegen 
find, die namllchen Grundfäge aufſtelt, und der Mdeliche Feine Berwandte 
hat, denen cr feine Güter abtreten. könnte, wo fol er nun bin? &olt er 
die Güter in Deinseineunder dem andern Staate verkaufen nitiffeh 7 J 


— 


207 


Wohnfik genommen Haben und ihre dortige Güter gänz⸗ 

lih veräußern, find fie bei 

Baiern: Organiſ. Edikt $. 7. 

Württemberg: Drganif. Edikt $. 2. 

Heffen : Organif. Edite $. 5. und 

Würzburg: Organif. Edikt $. 34. 
der Machfteuer unterworfen, wenn fie nicht in einen Staat 
ziehen, mit weichem die Freizügigkeit bedungen ift. 

Baden aber läßt fie von den Fahrnif: Stücken. file 
immer und in den erften zwanzig Jahren der rheinifchen 
KRonföderation auch von den liegenden Gütern Nachfteuer 
frei. Nach diefem Zeitraum aber find fie diefer Abgabe uns 
terworfen, wenn nicht der Staat, in weichen fie ziehen, 
feinen in das Badiſche auswandernden — die 
nämliche Freiheit geſtattet. | 

Organiſ. Edikt $. 8. e 

7) find fie von der Mitttaietonfteiption Me ka 
und.ihre Familien fret in. 

Baiern: Drganif Edit B. VI. q. 1. wo diefe Bes 
freiung auch auf die unentbehrliche Dienerfhaft ausgedehnt ift. 

Würtemberg: ee vom 6. Au: 
guft 1806. $. 4. A. Nr. 1. 

Baden: Drganif. Edikt $. 3. 

Würzburg: Organif. Editt G. 26; 

Heſſen beftimmt. dieſes — dem en Falle — 
ausdrücklich. m 

8) haben fie bie — von der ordinaiten 
Perſonal⸗Stener bei 

Würtemberg: Inſtrukt. Air die — | 
vom 10. März 1807. H. Bi rh. Bund Heft 10. ©. 69. 

Baden: Drganif. Edikt $.& - 

Sie haben aber: diefe Befreiung nicht bei: 

Baiern, org. Edikt B. V. A. $ 1, m fo — ſie 
nicht ausdrücklich befreit ſind. | 
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Heſſen: Nefteipt vom 10. Oktober 1806. 

Würzburg: Organiſ. Edikt $. 131. in fo fern nicht 
füinftige das Anlage s und Steuerweſen betreffende Geſetze 
Ausnahmen zu ihren: Gunſten beſtimmen werden. 

9) Sind fie zu ihrem —— von Zoll, Ac— 
eis und Umgeld frei bei: | 

Baden, : mit der’ Ausdehnung für ihre Beamten von 
den Beſoldungs-Naturalien, welche ihnen von ‚den gutes 
herrlichen Speichern und Kellern Pe en 


Drganif. Edikt $. Bd. hand a 
Heſſen, vom Zoll me mit ber Ahnung auf 
ihre Beamte. 2. — 9 
Reſkript vom 25. May. — — u 


—Würzburg, für ſich und ihre —— auf — 
Rieten itzen. Ihre Beamten, Pfarrer: u: ie ‚find aber: von 
en Freiheit ausgefchloffen. Kom an ITS Cu Dur 

Organiſ. "Edit 9. 139.140. Ar 

Baiern bingegen bewilligt eine ſolche varaim von: 
den — und Zoͤllen nicht. 

Organiſ. Edikt BRV. A. 8. und B: V- E. 3 fish 
ana bat fie auch nirgends zugeftanden. 

10) haben fie das ii — in. ſchriftlichen; 
Ausfertigungen, nur bei | 

Heffen mit Ausnahme der höchften — und" Ad⸗ 
miniftratioftellen. > Org. Edikt $. 4. 17 ni 
Und unter der nämlich Einſchränkung von ie*t 0 
» Würzburg. Org. Edikt F. 11. 5 u 

11) wird für fie und ihre Familien din in Kirhen 
überall Hach dem Landesherrn geBierfet ns... | 
Batern; im Sale; fle Kirchenpatrone wo Tr 

Irganif. Edit B. V. 5.5 une ırına ® 
Biirtemberg: fie mögen Patrone. fen ober nicht. 

Nefkript vom 17. Mai.1804ci) u na 
Baden: Organif. Edite $. ei. Bed.b. ı. "u. nn u 


\ 
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Heffifhes Organif. Edikt $. 8. 

Wirzburg: Org. Edikt $. ı22. 199. zuerſt für die 
Patronen und nach denfelden fiir die Gutsbefiker. 

ı2) findet nach dem Tode in ihren Ortſchaften ein 
Trauergeläute flatt, in 

Baiern, wenn der Sutäbefißer zugleich Kirchenpatron 
tft, ohne Beſtimmung einer Zeit. 

Drganif. Edift B. IV. 5. 

Württemberg, für die Ritter und ihre — 
nen 8 Tage lang täglich einmal, für die Übrigen Familiens 
glieder aber die Hälfte der Zeit. j 

Reſkript vom ı2. April 1807. im Reg. Blatte Nr. ı7. 

Baden, mit ausdrücklicher Einſchränkung auch für 
den Srundheren auf acht Tage und mit Erſtreckung auf eine 
vierwöchentliche Einftellung des ee wenn der Nach 
folger es verlangt. 

Org. Edikt $. 21. Dit. e. 
Heifen, fir fie und ihre Familen auf 4 Wochen, 
Organiſ. Edikt $. 8. 

Würzburg, aufdrei Tage, täglich eine halbe Stunde, 

wenn fie Kirchen: Patronen find, außerdem aber gar nicht. 
Org. Edikt $ ı22. 173. 

B. Von den Rechten und Verbindlichfeiten der 
adelihen Butsbefiker in bejonderer Bezies 
bung auf einen jeden einzelnen Zweig der 
Staatsgewalt. 

J. Die Geſetzgebung. 

Dieſes Recht kömmt allen Souverains ausſchließlich zu 
und die adeliche Gutsbeſitzer und deren Unterthanen ſind an 
die Geſetze des Landes gebunden. Die Gutsbeſitzer können 
nur zur Vollſtreckung der gegebenen Geſetze Einrichtungen 
treffen, aber feine neue Dorf⸗ und Gemeinde-Ordnungen 
machen. 

Baierifches Organiſ. Edikt B. I. 

14 
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Würtembergifhes Drganif. Edikt $. 5ı. 

Badiſches Drganif. Edikt G. 6. 

Heſſiſches Drganıf. Edit $. 10. 12, 
Würzburgiſches Organif. Edikt $. 55. 
Jedoch follen die eingeführte Dres ; Statuten und Gewohn: 
heiten, wenn fie den Landesgefeken nicht entgegen find, nach 
ausdrücklichen Beftimmungen in ihrer Kraft bleiben in 

Baiern; Organiſ. Edift B. I. 

Würtemberg; Reſtript vom 15, Febr. 1807. 

Baden; Organiſ. Edikt $. 6. 

Heffen; Drganif. Edikt $. 10. 

Würzburg beftimme hierüber nichts, 

II. Die Staats-Juſtizgewalt. 


1) Die Gerichtsbarkeit in Eivils und peins 
lihen Sachen erfter Inſtanz wird, wo fie folche her— 
gebracht Haben, den adelichen Gutsbefisern nach den Sande  ı 
gefegen unter der Oberaufficht der einjchlagenden Landesftellen 
überlaſſen; in 


Baiern; Drganif. Edikt B. II. a. 10., jedoch kommt 
die Kriminal:Szurisdiktion in den mit Baiern gemeinfchaftlis 
chen Drtfchaften oder auh auf Gütern und Hinterſaſſen, 
welche mit dem baierifchen Gebiete vermifcht find, nun allein 
den königlichen Landgerichten zu. | 

Drg. Edikt. B. II. 11. und Verordnung vom absſten 

Dezember 1807. Rh. Bund Heft 14. ©. 299. 

Württemberg verordnee in Anfehung ber peinlichen 
Serichtsbarkeit befonders, daß in denjenigen Ortſchaften, wo 
die Gutsherren eine größere Ausdehnung derfelben als ges 
wöhntich die füniglihen Beamten hergebracht Haben, die Pas 
trimonialbeamten in eintretenden Fällen Confilien, entweder 
bei der Univerficät Tübingen, oder bei einem der Konfulens 
tentollegien in Stuttgardt oder Tübingen, einholen, und die 
Akten vor Eröffnung und Vollziehung der Strafe an den 
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erſten Senat des Ober⸗Juſtizkollegiums zur Vorlegung an 
den König einjenden follen. 
Org. Edift $. 51. 52. 


Baden räumt den Gutsherren die hohe Strafgerechtigs 
feitspflege gar nicht ein, dehnt aber die bürgerliche Gerichts: 
barkeit und Strafgerechtigkeitspflege auf alle ins und ausläns 
bifche Fremde amtsſäßigen Standes, die ſich nicht in großs 
herzoglichen Gefchäften dort aufhalten, und auf alles Gefind 
ohne Linterfchied aus, 

Org. Ed. $. 14. lit. a. b. 

Heffen räumt den Gerichtsherren auch die geiftliche 
Gerichtsbarkeit ein, fo welt fie den heffiihen Beamten übers 
kaffen worden iſt, und geftattet denfelben, die ihnen von den 
Kinterfaffen zukommenden Abgaben beizutreiden, fie zu Leis 
ftung ihrer ſchuldigen Dienfte anzubalten, fo lang feine höhere 
Inhibition erfolge. Dagegen haben fie feine Jurisdiktion in 
einigen ftrittigen Sachen, und ihre einzelne Höfe und Müh— 
fen find wie die ſchriftſäßigen Perfonen und Gitter von der 
Natrimonialgerichtsbarfeit ausgenommen, 

Org. Edikt $. 14. 15. 16. 


Würzburg beſtimmt in Anfehung des Umfangs und der 
Art der Gerichtsbarkeit den bisherigen Beſitzſtand zur Negel, 
und verlangt, daß in peinlichen Fällen die Unterfuchungss 
aften an das Hofgericht zur Fällung eines rechtlichen Erkennt— 
niffes eingefandt werden follen, unterjcheidet auch in gemeins 
fhaftlihen Arten mehrete Fälle: 
a) wo Würzburg inzwifchen Mitgerichtsherr war, führen 
aa) in bürgerlichen Sachen die Würzburgifchen Landge— 
richte mit Aufhebung aller älteren Verträge das bes 
fländige Direktorium 
bb) in peinlichen Sachen aber wird bie gemeinfchafte 
liche Gerichtsbarkeit ganz aufgehoben, nnd wenn | 
&) die Unterthanen ungetheilt find, fat die peins 


- 


+ 
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liche Gerichtsbarkeit dem nächftgelegenen Lands 
gerichte; wo fie aber 
6) getheilt find, und ein jeder diefe Gerichtshars 
feit iiber die feinige ausübte, demjenigen Orts: 
heren zu, welcher die meiften Unterthanen zählt. 
b) Wo aber die Gerichtsherrfchaft allein aus adelichen 
Sutsbefisern befteht, folle es i 
aa) in bürgerlichen Sachen bei der bisherigen Einrichs 
tung bleiben, und wo diefe Gerichtsbarkeit gemeins 
fchaftlich verwaltet wird, das Direktorium den Pros 
zeß bis zum Spruch durch die Mehrheit der Stims 
men fihren. Wenn fi) aber zwei Gerichtsheren über 
eine gemeinfchaftlihe Meinung nicht vereinigen föns 
nen’ und fonft auf feine Art feine Stimmenmehrheit 
zu erzielen ift; fo folle von dem Hofgericht zu Würz— 
burg ein großherzoglicher Landreichter oder ein adelis 
cher Patrimonialbeamter zur Fällung des Erkenntniſ— 
fes ernannt werden. 

bb) in peinlichen Fällen aber , wo 

) die Unterthanen ungetheilt find, muß ein Direftos 
rium zur Verwaltung der Gerichtsbarkeit auf wer 
nigftens drei jahre gewählt werden, und 

B) bei getheilten Unterthanen die Gerichtsbarkeit dems 
jenigen Mitheren zufallen, welcher die meiften Uns 
terthanen hat, — 

Org. Edikt $. 45. 46. 47. 48. 58. 60. 

Außerdem ift es ihnen auch erlaubt, ihre liquiden Gefälle 
und die keinem Streite unterliegende Präftationen durch den 
Amtszwang beitragen zu laffen. 

Drganif. Edikt $. 69. 

2) beftiimmen zu der zweiten Inſtanz und zu den 
Klagen über verzögerte Juſtiz, 
Baiern; das Hofgeridt. 
Organiſ. Edit B. IL 3, 


* 
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Wiürtemberg den zweiten Senat des Oberjuftizkolles 
giums zur Appellationsinftanz und den Suftigminifter zur 
Klage wegen verzögerter Gerechtigkeit. 

Drganif. Edikt $. 35. 5ı, 

Baden, in Summen unter 600 fl. Werth an die be; 

theiligten Oberämter , iiber 600 fl. Werth oder bei unſchätz / 


baren Sachen an das Hofgericht. 


Organif. Edikt $. 14. Hit. y. 8. 
Heffen, die Hofgerichte nach der Norm der Heffifchen 
Aemter. DOrganif. Edikt $. 23. in Beziehung auf das Or: 
ganifationg » Edift vom ı2. Oktb. 1803. $. 7. 
Wirzburg, das Hofgericht. 
Organiſations-Edikt $. 5g. 173. 
5) Dürfen diefe Gerichtsbarkeit ausüben 
a) die Gerichtsherrn felbft , wenn fie fi ſich ia 
fung unterwerfen wollen in 
Baiern, Drganf. Edikt B. II. 7. 
Baden, mo anftatt der PATH eine befondere Ver 
pflichtung verlangt wird. 
Organiſ. Edikt $. 14. Hit. a. 
Heſſen, Organiſ. Edikt $. 1 
Würzburg, Organiſ. Edikt 5 49: 
Würtemberg, erklärt fih dariiber nicht, 
b) Die Patrimonialbeamte, melde 
aa) von den Gutsherrn zivar ernannt, aber von dem 
Landesſtellen geprüft, beftätigt und bei Strafe der 
Nichtigkeit ihrer Amtspandlungen verpflichtet werden 
müffen , er 
Baieriſches Drganif. Edikt B. IT. 5. 6, 
Würtemb. DOrganif. Edikt $. 51., wo es den Guts— 
herrn überlaſſen wird, auch einen benachbarten königlichen 
oder Patrimonialbeamten mit Vorwiſſen des Oberjuſtizkollo⸗ 
giums anzunehmen. 
Badiſches Organiſ. Sdikt $. 14. it, ß. 
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Heffifhes Organiſ. Edikt $. 17. 18., welches aus 
drücklich dem Berichtsheren geſtattet, feinen Patrimonial:. 
beamten zur gewiffenhaften Verwaltung der ihm anvertram:, 
ten Stelle gleichfalls ſich zu verpflichten. | 

Würzbur giſches Drganif. Edikt $. 50. mit dem 
Beifas, daf, wenn der Gutsbefiger unter der Bormundfchaft: 
oder Kuratel fieht, der Gerichtshalter dem Juſtizkollegium 
vorgefchlagen werden muß , und erft nad) genehmigten Vor; 
fihlag dem Großherzoge zur Beftätigung vorgeftellt werden darf. 

bb) in Juſtizſachen blos unter den Landesgerichten fte: 

ben, und von den Gerichtsheren nicht eigenmächtig 
entlaffen werden fünnen. 

Baieriſches Organiſ. Edikt B. H. 3. 8. 

Würtembergifches Drganif. Edikt $. > jedoch 
ohne-der Entlaſſung zu gedenken. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 14. lit. 4. y. d. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. 16. 20. 23. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt G. 44. 56. 65. mit 
ber Erlaubniß, dem Gerichtshalter über etwaige Juſtizverzö—⸗ 
gerungen fchriftliche Erinnerungen machen zu dürfen. 

cc) ihren Sitz in dem Lande und in nicht großer Ent 

fernung von dem Gerichtsbezirk haben miüffen, 

Baieriſches Drganif. Edikt B. II. ı0. mit der Br 
merkung, daß die Regiſtraturen im Orte des Gerichts feyn 
müſſen. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt $. 51. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 14. lit. 2. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. ı7. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 49. 

dd) einen privilegirten Gerichtsſtand haben. 

Baterifhes Organiſ. Edit B. II. 4. 

Wirtemberg befiehlt zugleich, daß keiner den Titel 
eines Oberamtmanns oder DObervogts führen dürfe. 

Reſkript vom 18. Jul. 1807. im Reg. Bi. Nr. ze. 
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Badifhes Drganif. Edit $. ı. 

Heffifhes DOrganif, Edit F. aı. 

Würzburgiſches Organif. Edift $. 54. 

III. Die Staats: Polizgeigewalt. 
A) Bevölferunngs: Polizei. 
1) Die Annahme neuer Unterthbanen und zwar 

a) chriftlicher haben 

aa) fiir fich eingezogen : 

Würtemberg, Organiſ. Edikt $. 29. 

Baden, in Anfehung aller ortsfremden Mannsperfos 
nen und derjenigen Weibsperfonen, welche entweder nicht die 
Drtsreligion haben, oder von der allemal zu vernehmenden 
Gemeinde nicht angenommen werden wollen. 

Inſtruktion für die DOberämter vom 24. Dezember 
1807. $. 3. vheinifher Bund Heft 19. ©. 412. 
Heffen, in Anfehung aller Ausländer, 
Organiſ. Edikt $. 31. 

bb) den Gerihtsherrn überlaſſen: 

Bauiern, wenn die nen aufzunehmende die nach den 
Baierifhen Gefeken erfoderlihe Eigenfchaften haben, nach 
eingeholter Genehmigung von der Landesbehörde. 

Drganif. Edikt B. TH. A. $. ı. 

Heffen, in Anfehung der Gerichts, und Sande ; Ein: 
gebornen,, wenn fie vom Militairdienſt befreit und die Ma— 
jovennitäts s Jahre entweder wirklich oder durch Diſpenſation 
erlangt haben. Temporäre Aufenthalts » Seftattungen hans 
gen ohne Einfhränfung von dem Gerichtsheren ab, 

Organiſ. Edikt $. 31. 
Nefkript vom ı2. März 1808. 

Würzburg, wie Baiern, nad vorher eingeholter 
Genehmigung von der Landesdireftion, mit der Verfiherung, 
daß es den Gerichtsherren niemalen Unterthanen, denen fie die 
Aufnahme bereits abgefchlagen hätten , aufdringen wolle, 
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wenn es nicht mit Eigenfhaften werfehene Guts : Eingeborne 
wären. Organiſ. Edikt $. 79. Bo. 
b) Der Juden haben 

aa) fih zugefprodhen: 

Würzburg. DOrganif. Edikt $. 29. 

Baden, mit Ausfchluß des erften Schuß fuchenden 
Kindes einer ſchon im Schuß befindlichen Familie, welches 
vom Gutsherrn angenommen werden fann. 

DOrganif. Edikt .$. 14. d. Japeuteien für die Obers 
Amter $. 3. 

Heffen. Drganif. Edikt $. 31. 

bb) dem Sursherrn Üüberlaffen; 

Baiern, unter den nämlichen Einichränfungen wie 
bei den chriftlichen Unterthanen, und wie fie ſolches herges 
bracht haben. 

Organiſ. Edikt B. III. A. 2. 

Würzburg, wenn die auf vielen Gütern überſetzte 
Judenzahl wieder in der Ordnung ift, oder bereits befteht, 
auf die nämliche Weiſe, mie bei den chriftlichen Untertha— 
nen, nur daß von den Landesdirektionen der Schußbrief aus; 
gefertigt wird. 

Drganif. Edikt $. 8a. 

2) find die gutsherrlidhen — den 
Geſetzen der Auswanderung, wenn fie ihren Wohns 
ort verlaffen wollen, gleich den übrigen — un⸗ 
terwor fen. 

Baiern, Organiſ. Edikt B. III. A. 3. 

—— —— Organiſ. Edikt . 29. 

Heffifches Organiſ. Edikt $. 31. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 177. 

Baden verfüge darüber nichts namentlich. 

B) Polizei des Öffentlihen Unterrichts. 

1) Die Auffiht über die Schulen ift überall den 

° geiftlihen Behörden des Landes zugewiefen. 


* 
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Baieriſches, Org. Edit B. III. B. ı. 

Wirtembergifhes, Org. Ed. $. 65. und Inſtruk⸗ 
tion vom 10. März 1807. $. ao. 

Badifhes, Org. Ed. $. 14. Hit. d. 

Heffifhes, Org. Ed. $. 56. 

Würburgifches, Org. Edikt $. 195. 106. 

2) bleibt die Aufftellung der Schullehrer dem 
adeliden Gutsherrn nach vorhergegangener Prüfung und dar— 
auf erfolgten Beſtätigung überlaſſen. | 

Baieriſches Organiſ. Edikt $. 2. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt. $ 65. 

Badifhes Organiſ. Edikt $. 18. lit. a. mit Ausnah— 

me der Entlaffung oder Suſpenſion. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. 56. 

Würzburgiſches Org. Edikt $. 127. mit dem Bei: 
ſatz, daß ſie der Gutsherr, wenn ſie ihre Dienſtpflichten 
nicht erfüllen, auf vorher eingeholte Genehmigung der 
Schulkommiſſion entlaſſen kann $. 129. 

C. Vormundſchafts⸗Polizei. 

ı) Ueber die adelichen Gutsbeſitzer. 

Baiern weißt ihnen und ihren Beamten diejenigen 


- Obervormundichafts » Behörden an, welche dem landſäßigen 


Adel und den Staatsdienern zukommen, und das Hofgericht 

beforgt die Sjnventuren und Theilungen, wobei Minderjähs 

rige, Abweſende und Unfähige betheitigt find. 
Drganif. Edikt B. II. C. $.-ı. 2. 

Württemberg läßt die Dbfignationen die Hoheits— 
Beamten verrichten, die Snventuren und Theilungen aber 
vom Titularrathe beforgen. 

Reſol. vom 14. Febr. 1807. ch. Bund Heft 5. ©. 300. 

Würburg, will den minderjährigen Adelihen wenig: 
ftens einen Vormund aus dem Adel geben und erklärt, daß 
es die von jenen Souverains, wo der größte Theil der Gü— 
ter gelegen ift, befiellte Vormünder anerkennen wolle, wenn 
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biefe Souverains das nämliche beobachten, und dieſe Bor; 
minder den Vormundseid und Rechnung über das im Lande 
gelegene Vermögen bei Würzburg ablegen, 

Organiſ. Edit $. ı2. 32. 53. 

Baden und Heffen beftimmen hierüber nichre. 

\ 2) Ueber die adelihen Hinterfaffen wird den Pas 
wimontalbeamten diefe Befugniß eingeräumt, von 

Baiern: Organif. Edikt B. III. C. $. 3. 

Wiürtemberg: Inſtruktion vom 10. März 1807. $. 6. 

Baden: Organif. Edikt $. 14. Hit. c. i 

Würzburg: Org. Edikt $. 7. 

Heffen erklärt fih hierüber nicht Befonders, räumt 
aber die vormundfchaftliche Polizei über Gemeinden und Los 
kaiftiftungen den Patrimontalgerichten unter hoher Aufficht ein. 

Drganif. Edikt $. 2B. 

D) Sicherheits; Polizei. | 
Alle auf das allgemeine gehende Anftalten 
hängen von den höheren Behörden ab und die 
PDartrimonialgerihte haben nur die Anordnung . 
lokaler Stcherheitsanftalten. 

Baierifches Drganif. Edikt B. III. D. 1. 2. mit 
dem Zuſatz, daß in folhen Orten, wo fich auch unmittels 
bare Baierifhe Unterthanen befinden, den Landgerichten 
auch die Lofal: Polizeianftalten zukommen. 

Wirtembergifches Drganif. Edit $. 29, und Sn: 
firuftion vom 10. März 1807. $. 12. 

Badifhes Organif. Edikt $. 14. lit. d. und Inſtruk— 
tion fiir die Oberämter $. 1. 

Heffifhes Drganif. Edikt $. 27. 

Würzburg: Organif. Edikt $. 76. mit der ausdrück— 
lichen Erklärung, daß die adelichen Gutsbefiger als Organe, 
durch weldye die Regierung auf die Unterthanen würke, die 
geborne Vollſtrecker des landesherrlichen Willens in dem Um— 
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fang ihrer Beſitzungen feyen und dadurch vor den Wilrzburs 
gifhen Beamten ausgezeichnet wären. Ä 
‘E) Dorfs; und Bemeinde:Polizei. 

Diefe überläßt: 


Baiern: ı) in umvermifcht rieterfchaftlichen Dörfern 
den Tatrimonialgerichten in Anfehung der Verwaltung des 
gemeinen Guts, die Handhabung der öffentlichen Nude und 
der Beforgung der Armenanftalten und ändert aud) 
2) in den mit Baiern gemeinfchaftlichen Orten, 
a) in Rückſicht der gemeinfchaftlihen Verwaltung des 
gemeinen Weſens und der Armenanftalten nichts ab, 
. aber 
b) die Polizei auf dem Felde und im Dorfe in Betreff 
des gemeinen und Privateigenthums, und die Befors 
aung der Pöfchanftalten, trägt es den königlichen Bes 
amten ausſchließlich auf. 
Organiſ. Edit B. III. E. 1.2.5, 


Würtemberg, Baden und Heffen laffen den Pas 
trimonialbeamten die Dorfepolizei, wie fie von ihren Aem— 
tern in deren Bezirken verwaltet wird. 


Wirtembergifche Merordnung vom 7. Sul. 1805. 
$. 5. Reg. Blatt Mr. 52. 

Badifhes Org. Edift $. 14. hit. d. e. jedoch find 
hier, wie bei Baiern die gemeinfchaftlihe Orte ausgenoms 
men, wo die fümmtliche Polizeianftalten unbefchadet der dem 
Gutsherrn zufommenden Gefälle dem Badiſchen Beamten 
zugehören , ($. 19.), dagegem werben die einzelnen adeliche 
Höfe und Güter, , welche ein eignes abgefteintes Territorium 
haben, den adelihen Ortſchaften gleich gehalten, fo fang fie 
in den alleinigen Händen des Gutsbefikers bleiben und nicht 
‘an Anfiedfer überlaſſen oder theilweife verfauft werden. $. ao. 

Heififhes Org. Edikt $. 28. mit Ausnahme der eins 
zelnen Höfe, Weiler und Mühlen, welche unter die niedere 
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Molizei des Heffifhen Beamten, in beffen Serichtsfprengel 
fie liegen, fommen. 

Würzburg legt dem Adel die Sorge für die Verpfles 
gung der Armen, Entfernung der Bettler und Verwaltung 
des gemeinen Vermögens u. ſ. mw. auf,:und verlangt in den 
unter mehreren Adelihen gemeinfchaftlichen Dörfern, daß die 
Polizei nur einem Manne anvertraut werden fol. 

5) in den mit Würzburg gemeinſchaftlichen Orten aber 
zieht es, 

a) wenn die Unterthanen nicht getheilt find die Polizei 
an die nächſtgelegen Landgerichte, und dies geſchieht 
auch 

b) bei getheilten Unterthanen, wenn es ben ‚größeren 
Antheil hat. Iſt der Gutsherr in diefem Falle, fo 
kommt fie diefem zu. 

Drganif. Edift $. 93. 94: 98. 99. 
F. Handmwerfs: Polizei. 

Baiern nimmt die Aufficht iiber das Zunftweſen mit 
Ausschluß der niedern Gerichtsbehörden,, die Annahme neuer 
Handwerker nad vorher gegebenen Gutachten der Parrimo, 
nialgerichte, die Betätigung und Einrichtung neuer Hands 
werfsordnungen und die Entfcheidung der unter den Zünften 
und deren Genoffen entftehenden Streitigkeiten ganz in Ans 
fpruch. rg. Edit B. II. F. ı — 4. 

Würtemberg thut das nämliche, läßt aber den Gutes 
heren die Lofalaufficht iiber die Ziinfte und Ortsgewerbe und 
den Bezug einer althergebrachten Theilnahme an den Zunfts 
gefällen und fonft’damit verbundenen Nußungen, in fo weit 
fie nicht den Geſetzen des Königreichs zumider find. 

Drganif. Edikt $. 29. 

Sinftruftion über die Beſtimmung und Abfonderung 
der Staats: und Patrimonialginkünfte vom 2ten 
Dktober 1807. Heft 15. des rh. Bundes ©. 437. 

Baden befiimmt darliber in dem Drganif. Edikt nichts 
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mefentliches , rechnet aber das Zunftwefen und bie Konzeſſio⸗ 
nen zur Berechtigung von Gewerben zu einem fiaatspolizeis 
lichen Segenftande in der 
Inſtruktion für die Oberämter $. 5. und in dem 
Nachtrage zu dieſer Inſtruktion $. 6. rh. Bund 
Heft 17. ©. 272. 

Heſſen behält gleichfalls die ganze Handwerkspolizei 
für ſich, und überläßt proviforifch dem Gutsherrn die Kons 
zeffionen zu Lofalgewerdben nad vorher eingeholter Genehs 
migung von der Pandesbehörde. Die Handwerker in Meinen 
Diftrikten follen den Zünften des Landes einverleibt werden, 
die Zünfte in größeren Bezirken aber fortbeftehen, auch den 
Sutsheren unbenommen bleiben, neue Zunftgenoffen nach den 
bei der Annahme neuer Hinterfaffen gegebenen Vorſchriften 
aufzunehmen. Drganif. Edikt $. 32. 

Würzburg geftatter den Gutsbeſitzern, welche 

ı) in ihren Orten eigne Zünfte haben, die beftehenden 
Zunftverhältniffe zu leiten, vorfommende Streitigkeiten durch 
die Patrimonialbeamten zu entfcheiden, und Zunftunordnuns 
gen zu beftrafen, aud den Landgerichten die neu aufzunebs 
mende Meilter in Vorfchlag zu bringen. Es erlaubt aber 
nicht, neue Zünfte oder Ordnungen zu errichten, oder von 
den beftehenden Geſetzen zu difpenfiren. Wo aber 

2) feine eigne Zünfte vorhanden find, dürfen fie zwar 
einen Handwerker, nad) vorhergegangener Berichtserftattung 
aufnehmen, ihm aber kein Meifterrecht ertheilen, weder Hands 
werfsftreitigkeiten fchlichten, noch Pfufchereien beſtrafen; jes 
doch können fie die zu ihren Hausbeditrfniffen nöthige Ars 
beiten durch ihre arbeitsftundigen Bedienten, ohne den Vors 
wurf einer Pfuſcherei, fertigen laffen. 

G) Handels : Polizei. 

Die Leitung des Handels im Allgemeinen, Errichtung 
ber Jahrmärkte, Annahme neuer Handelsleute und dergleis 
hen, wird durchgängig als ein Souverainitätsrecht betrachtet, 
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Baiern überläßt dabei der Patrimoniafgerichten bie 
Lofalpolizei in Anfehung der Marktordnungen , des Maafes 
und Gewichtes, der Sitte der Waaren und Arbeiten u. f. m. 

Drganif. Edift B. II. G. 1 — 5. 

Würtembergifhe Inſtruktion vom 2. Dftober 

| 1807. $. 17. 

Heffifhes Organiſ. Edift 6. 3a. 

Wiürzburgifhes Drganif. Edikt $. 86. 87. 88., 
ſedoch ift wie bei Vaiern die Aufficht itber Maaß, Elle und 
Gewicht, Schäkung des Fleifches u. f. w. dem Patrimonial⸗ 
beamten überlaſſen. $. ge. 

Baden hat diefen Punft unbeftimmt gelaffen. 

H. Straßens und Waffer:Polizet: 
Sehört bei Heerftrafen und Flüffen dem Regenten, bei Bir 
zinalwegen den Patrimonialgerichten. 

Baieriſches Drganif. Edikt B. III. H. ı2, 

Würtembergiſche Inſtruktion vom aten Oktober 

1807. $. 18. 
Badiſches Org. Edikt $. 14. lit. d. und Inſtruktion 
für die Oberämter $. 1. 
Heſſiſches Organiſ. Edikt 6. 34. 
Würzburgiſches Organc Edikt $. 87. ge. 
1) Forſt und Jagd-Polizei: 
Ueberall kommen die Waldungen des Adels und deſſen Se: 
meinden unter die landesherrliche Oberauſſicht und Forſt und 
Jagdordnungen. 

Baiern überläßt den Patrimonialgerichten die Forſt— 
gerichtsbarkeit in den adelichen Privat- und Gcmeindewal: 
dungen. Org. Edikt B. II.I. 1 — 85. 

Würtemberg thut das nämliche und geſtattet den 
Gutsbeſitzern auch die geſetzlichen Forſt- und Waldftrafen, 
Holzanweiſungsgebüren, Aeckerichsgefälle u. ſ. w. 

Org. Ed. $. 33. Inſtruktion vom 2. Okt. 1807. $. 22, 
jedoch dürfen dieſelbe keine Förfter oder Lnterförfter, fon: 
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dern mit oberforffamtlihem Vorwiſſen nur Forſtverwalter 
und Forfifnechte, weiche fiir Würtemberg verpflichtet werden 
mitffen, ernennen. 
Verordnung vom 16. Sul. 1807. im Reg. Blatt 
Nr. 58. | 
Die in einigen Orten hergebrachte freie Pürſch Hört auf 
und die niedere Jagd foll dem Patrimontalheren als Eigens 
thum, die hohe aber denfelben, gemeinfchaftlich mit den Obers 
forftmeiftern fiir Rechnung des Königs, überlaſſen werden. 
Verordnung vom 14. Junius 1807. im Reg. Blatt 
Nr. 49. 

Baden überläßt ebenfalls den Gutsbefigern die Beför⸗ 
fterung ihrer Waldungen und den Gebrauch einer Waldart 
durch eigne aus den Landestindern genommene und oberforfts 
amtlic) beftätigte Förfter mit dem Bezug der von der Obers 
forftbehörde angeſetzten Waldungen; gedenkt aber der gemeins 
heitlichen Waldungen nicht. In Anfehung der Jagden fol 
ein Austaufch getroffen werden, wo foldhe Baden auf adelis 
hem, oder die Adeltche auf badifhem Boden hergebracht 
haben. Drganif. Edikt $. 18. hit, g. 

Heffen geftattet den Gerichtsheren nur in ihren eigs 
nen Waldungen die Adminiftration durch geprüfte Förſter 
und die Führung ‚einer Waldart, die Gemeindewaldungen 
aber kommen ganz unter Heffifche Verwaltung, jedoch bleibt 
die Forfigerichtsbarkeit in beiden dem Gutsheren. 

Drganif. Edikt $. 55. 

Würzburg erlaubt den adelichen Sutsbefikern nicht 
weniger die Werwaltung ihren eigenthiimlichen Forften und 
Jagden durch eigne Forſtleute und mit einer eignen Wald— 
art, auch die Ausübung der Forfts und Jagdgerichtsbarkeit 
in den purifizivsen Diftriften und ihren eignen Forften,, fo 
lang die Strafe die Summe von 10 fl. oder ein achttägi⸗ 
ges Sefängnig nicht überfteigen. In Forften, welche zwi: 
fchen dem Großherzog und einem Adelichen “,emeinfchaftlich 
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find, erhält der größere Theilhaber die Forftgerichtsbarkeit ; 
bei gleihen Antheilen aber und bei Koppeljagden auf Würz— 
burgifhem Boden fällt beides dem Negenten zu. 

Organiſ. Edikt $. 70. 73. 74. 

K) Gefundheits s Polizei. 

Steht ganz dem Souverain zu. 

Baiern: Org. Edikt B. III. RK. 1. 2. 

Wirtemberg: Inſtruktion vom 10. März 1807.$. 18. 

Badifhes Drg. Edikt $. 14. lit. d. 

Heſſiſches Dig. Edikt $. 29. 

Würzburgiſches Drg. Edikt $. 76. 

IV.) Die Staats ; Kirhengemwalt. 

1) In Anfehung der Verhäleniffe der Farholifchen und pros 
teftantijchen Pfarreien zu der Staatsgewalt, werden fie übers 
all den unmittelbaren Pfarreien gleich geftellt, und die ches 
malige Konfiftorialgerichtsbarkeit hört auf. 

Baiern: DOrganif. Edikt IV. ı. 2. 3. 
Wirtemberg: Drd. Edikt $. 65. 
Baden: Org. Edikt $. 15. 

Heffen: Org. Edikt 6. 56. 

Würzburg: Org. Edikt $. 102. 107. 106. 

2) Behalten die Gutsbeſitzer ihre hergebrachte Patronats 
rechte unter der Auflage, daß fie die Kandidaten prüfen und 
beftätigen laffen müſſen. 

Baieriſches Org. Edikt IV. 4. mit dem Beifak, 
daß das Sinftallationsreche nur im Dramen des Königs aus; 
geübt werden dürfe, | 

Würtembergifhes Organif. Edit 5.6 

Dadifches Dig. Edikt $. 18. lit. a, meßder Bemer⸗ 
kung, daß dieſes Ernennungsrecht feine Beſugniß zur Ents 
laſſung oder Suſpenſation mit ſich führe. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. 36. mit der Verord— 
nung, daß die Ordination und Vorſtellung der proteſtanti— 
ſchen Geiſtlichen nur durch Heſſiſche Behörden geſchehen könne. 
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Würzburgiſches DOrganif. Edit $. 104. 110. 115. 
114. mit der nämlichen Einrichtung, daß die Vorſtellung 
und Einweiſung in die Temporalien von der Landesdirektion 
zu errichten ſey. $. 116. | | 2 
5) wird die Verwaltung des Kirchenvermögens unb“ der 


milden Stiftungen unter höherer — von den Datrimos 
nialgerichten beforgt. Ä 


Baierifches DOrganif. Edikt IV. 86. 6. 


Würtembergiſche Inſtruktion, vom 10. März ı807. 
6 . 

Badifhes Organif. Edike $. 14. "lt. d, 

Heſſiſches Org. Ed. $. 56. mit der Weifung, daß die 
Verwalter der großherzoglichen Behörde angezeigt, und alle 
vorkommende Gnadenſachen nur von dieſer beſtimmt werden 
dürfen. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 106. mit der 
ähnlichen Verordnung, daß alle Ausgaben, welche 5 fl. über— 
fteigen, von der Landesdireftion genehmigt und die Nechnuns 
gen zur Reviſton eingefandt werden müſſen. $. ı2ı. 

V) Der Staats s Finanzgemwalt. 

A) Steuerverhältniß der adeliden Guteher 
fißer und ihrer Hinterfaffen, und Verzeichniß 
der dem Souverain gehörigen Sefälle 

Alle Steuerfreiheiten hören in der. Regel auf und die: 
adelichen Gutsbeſitzer mit ihren Hinterſaſſen mitffen zu or⸗ 
dentlichen und außerordentlichen Staatsausgaben mit den im; 
folgenden Abſchnitte vorkommenden Ausnahmen beitragen. 

Baierifhes Org. Edikt B. V. A. 6. 1. 09. 

Würtembergiſches Org. Edikt $. 28. Se. 

Badiſches Dig. Edikt $. 10. 11. 15. 

Heſſiſches Org. Edikt $. 30. und Reſtript vom 

Oktober 1806. 

Würzburgiſches Org. Edikt $: 130. 132.. 180° . » 

15. 
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Zu bdiefen in die Staatskaſſen fließenden Geldern und 
Gefällen rechnet: Baiern 

ı) alle Steuern, welche die adelihe Gutsbeſitzer bezo⸗ 
gen haben und darunter ausdrücklich: 

a) die ſogenannte Drüberſchläge, als durch einen Mißs 
brauch eingeführt. 

b) was von dem Drtsheren unter dem Namen Steuer 
mehr als die paktirte Nitterfteuer erhoben worden °). 

2) Alle Perfonal s Steuern. 

5) Alle indirefte Auflagen und Ronfumtionss 
Abgaben, als Accis und Umgeld, weil den Reichsrittern 
nicht zugeftanden habe, diefe indirekten Auflagen, welche nur 
durch den Landesregenten file die Staatsbediirfniffe erhoben 
werden könnten, zu ihrem Privatnutzen einzuziehen, jedoch 
gegen eine Entſchädigung nach Verhältniß ihres Titels und 
Bezugs ?). | 

Drganif. Edit B. V. 6. 3. 7. B. 

4) Alle unvermiſchte Rechte der Landeshoheit, mie das 
Heimfallsrecht auf erblos gemwordenes Eigenthum und Vers 
mögens » Konfisfationen. 

Drganif. Edift B. V. E. $, 5. lit. d. 





1) Die Reichdritter harten befanntlic das Befteurungsrecht nit, und 
hieraus folat, daß alle Gelder, melde Jin ihre und nicht in die Ritterkaſſe 
flofen , eigentlich Eeine Etenern , fondern wahre grundherrlihe Abgaben 
waren, die nur uneigentlih den Namen von Steuern erhielten. Die Vers 
anlaffung zu deren Erhebung Eann verfdieden geweſen ſeyn und wird ſich 
vielleicht in manchen Drten noch auffinden laffen. Wo aber dieſes nicht ges 
ſchehen kann, bat wenigſtens der Wdeliche die Vermuthung für ſich, und ſo— 
nach fcheint ed, als ob ihm dieſe Abgaben Ko lang bleiben müßten, bis 
Das Gegentheil, daß fie die Natur einer wahren Steuer an fih trügen, ers 
wiefen wäre: 

2) Mehrere Staatirechtölehrer haben behanptet, dat dem Reicheritter 
ebenfatis erlaubt fen, diefe Abgaben zu beziehen. —Sie fagen, fein fleiner 
Staat habe fo gut feine Bedürfniffe wie die ansgedepntern eines anfehnlichen 
Reichtſtands, und das Folglich hiezu eben ifo gut Hülfsquellen in einem vers 
jüngten Maaßſtabe nothwendig geweſen feyen. War er, fagen fie, in Anfer 
bung des Rechts der Konzeffionen nicht fo gut Regent in feinem EIER 
als der Meichefiand in feinem Lande? 
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5) Alle Zoͤlle gegen eine billige Entfchädlguna, wenn bie 
Gutsbeſitzer einen vechtmif.gen Antaufstitel erweifen können. 
Draanif. Edeikt am a, O. Hit. f. 
6) Die © empelgebithren ohne eine ———— 
Orq. Edikt a. a. O. lit. e. 

7) Alle Territorialgefälle, welche zu beſtimmten Zwecken 
erhoben worden fihd, als Meggelder, Brückenzölle u. d. al, 
Ehanffeegelder gesen Entſchädigung, wenn die Chauffeebaus 
often durch die davon eingefommene Einkünfte noch nicht 
erjeßt worden find, ohne Vergütung aber, wenn diefes ins 
zwifchen gefchehen ift *). 

Dıganii Edikt a. a. O. q. ı. 
Würtemberg. 

5) Alle Einkünfte, welche aus der landesherrlichen Ober⸗ 
aufficht, Grfekgebung und den damit verbundenen Privilers 
gien und Difpenfationsrechten fließen. 

2) Die aus der oberften Polizeigewalt, oberften Gerichtss 
barkeit und allgemeinen Leitung des Handels, der Gewerben 
und Straßen entfpringende Einkünfte, als die Revenüen von 
dem Zoll: Selsits: Pofts Chauffees Schiffahris: Floß: und 
Kranenrechte, mit der Zuſicherung einer Vergütung 'der 
Chauffeebaufoften nach. einer zwanzinjährigen Bilanz (Sins 
ftruft. vom 10. März 1607. $. 16.); fodann die Taren für 
die Veriwilligung eines Marktrechts, eines Drucks oder Fas 
brikprivilegiums, fiir die Konzeffionen zu Mühlen, Apother 
ten, Handelsgeſellſchaften, Hüttenwerken, fir Ertheilung der 
Morarorien , der Unterthanenvechte und dann die Zehenden 
auf Freifufe von Berg und Hüttenwerken. 

5) Alle direkte und indirekte Steuern, Welche auf das Ei⸗ 





1) Wenn jemand ein- Dans oder fonft ein liegendes Gut beſitzt, welches 
Ah duch die bezogne Miethe oder den jährlichen Ertrag inzwiſchen bezahle 
gemaht hat, un? des Staatswohl erfodert, daß es der Eigenthumer an den 
Staat abgebe, mırd der Beſttzer nım Feine Eutſchädigung fodern dürfen, weil 
das Haus oder Gut ſich inzwiſchen bezahlt gemacht bat, 
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genthum, die Auswanderung des Vermögens außer Land, 
die Gewerbe und Konfumtion u. f. w. gelegt werden, insbe; 
fondere Stempeltaren , Accis, Umgeld, die Abgaben von 
MWirthfchaften und Brauereien, Maafpfennig und Bierhels 
ler ıc. gegen Entfchädigung , wegen des Umgelds und der 
letztern Abgaben nach einem 2ojährigen Durchſchnitt, wenn 
ein gliltiger Nechtstitel oder eine unfiirdenkliche Verjährung 
vorhanden ift. (Drganif. Edikt $. 27. 

4) Die aus dem Fiskusrechte ſich herleitende Einkünfte, 
als Konfistationen; die dem Fiskus heimfallende Erbichafs 
ten, das Heimfallsrecht, das Eigenthum herrenlofer Güter, 
Schäße, Öffentliher Flößen, Straßen u. f. w. 

Snftruft. vom 2. Dftober 1807. $. 1. 2. 3. 4. 5. 6, 
17. 28. 

5) Die Kanone von Kultusveränderungen und Lehnszers 
trennungen,, die Novalzehnten von künftigen Neugereuthen 
und die aus der Hohen Forfteilichkeit fließende Gefälle. 

6) Die Judenzölle und die dermalen beftehende Schußs 
und Schirmgelder von Juden und Chriften gegen eine theils 
weife Entfchädigung, wenn unter diefen Schuß: und Schirms 
geldern entweder das gewöhnliche Beifaffengeld in die gutss 
herrliche Kaffe gefloffen , oder daffelbe zugleich als ein Surs 
rogat file gewiffe Vermwilligungen aus dem patrimonialherrlis 
chen Eigenthum anzufehen iſt. Inſtruktion vom 2, DOftober 
1807. $. 16.) 

Inſtruktion vom 10. März 1807. $. 9. 14 
Baden. 

5 Die Befugniß, neue Abgaben aufzulegen oder alte zu 
erhöhen, fanımt dem Rechte zu den Landesfrohnden aller Art 
und dem Bezug der Schagung und Steuer von den Grund; 
angehörigen unter Vorbehalt einer Enefchädigung, wo ent 
weder die Steuern und Abgaben von dem Großherzog zu 
Lehen gehen, oder die Adeliche — Ss mittelbare Gutsbe⸗ 
figer inne haben, Org. Ed. $. ı 
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9) Die aus der hohen Herrlichkeit fließende Gefälle, als 
die Einkünfte von Bergwerksfonzeffionen, das Beſalzungsrecht 
gegen Entſchädigung, wenn die Adelichen ein Salzmonopal als 
mittelbare Gutsſitzer hergebracht hatten, das Salpeterrecht, 
das Münzrecht, das Recht über herrenloſes Gut, Baſtard⸗ 
erbe und Baſtardfälle, Lach Erbengelder, Konfiskationen, Gold— 
waſchen mit dem nämlichen Entſchädigungsvorbehalt wie 
oben, die Taxen fiir Privilegien-Verleihungen, die Nutzun— 
gen der oberherrlichen Gerichtsbarkeit und den Stempel— 
Ertrag. Organiſ. Edikt $. 16. 

3) Die unter der Rubrik von zweideutigen Rechten auf— 
gezählte Zölle, wenn d’e Gutsbeſitzer nicht erweiſen können, 
daß ſie ſolche nicht aus Reichshänden, ſondern von Reichs— 
ſtänden, die niemals eine Hoheitsanſprache auf den Ort, wo 
der Zoll erhoben wird, machten, empfangen hätten, Accis 
und Pfundzoll *) und alle Polizeigefälle, welche von Verwil— 
figungen des Großherzogs herrühren. 

Drganif. Edikt $. ıÖ. lit. c. e. i. 


Heffen. 

1) Die aus dem Nechte der Geſetzgebung fließenden Diss 
penfationd: und Konzeſſionsgelder. 

2) Die aus der Dbergerichtsbarkeit fallenden Sporteln, 
Taren und Strafen. PR 

5) Die aus der Oberpolizei hervorgehenden Sporteln, 
Taren, Strafen, Konzeffionss, Rekognitions-, Rezeptions— 
und Dimiſſions-Gebüren. | 

4) Die Abgaben zu allgemeinen TerritorialsAnftalten, als 
Chauſſée Gelder, von deren Entrichtung jedech die Gerichts; 





ı) Man hat hingegen gefragt, ob nicht bei Rechten und Gefällen, welche 
die Souverains felbft als zweidentig- ausfprechen , Die alte Necdhteregel« „daß 
in Zweifelsfällen der DVerlierende der begünftintere Theil ſeyn foller” gelte, 
wornach den Gutsherrn entweder die Benußung diefer Rechte und Gefalle 
gelaffen, oder dafür ohne Unterfchied eine vollkommene Entfhadigung geger 
ben werden möchte? 
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Herren und ihre Familien in ihren Bezirken befreit ſind, 
(Organiſ. Ed. $. 42.) Brücken⸗- und Flußbaugelder. 

5) Die Nutzungen von Heerſtraßen und Flüſſen, als 
Geleitsgelder, Fahr: und Floßrechte u. ſ. w.”, 

6) Die direkten und indireiten, ordentlihen und aufers 
ordentlichen Auflagen, fie mögen in die Kantons s oder Pris 
vatkaſſen der Neichsritter gefloſſen ſeyn, als: Grund, Pers 
fonal:, Gewerb⸗, Vieh: und Konſumtions⸗-⸗Steuern, nämlich 
Ligent, Accis, Pfundzoll, Trankſteuer u. a. m. gegen Ents 
fhadigung fiir einen gemwiffen Theil des Verluftes. Abgaben 
auf Artikel des Luxus, Lands und Waſſerzölle, mit Entfchäs 
digung gegen diejenigen , welche foiche titulo oneroso ents 
weder von Heffen oder einem andern Gouverain eriworben 
Haben, Stempeitare und Kollateral;Selder. 

7) Das Salpeter:Regal. 

8) Das Jus fisci und die damit — Vermö⸗ 
genskonfiskationen. 

9 Das eigentliche —— 

10) Die Noval;Zehnten von künftigen Anrottungen, in 
fo fern fie nicht dem Gerichtsheren bejonders zugejtanden 
werden. 

11) Landes und Militärfrohnden. 

Drganifations; Edift $. 38. 

12) Die Bergzehnten von Bergwerfen. 

13) Das hergebrachte Dhmgeld , die Juden⸗Receptions— 
und Eins und Ueberzugs:Gelder gegen eine Vergütung nad) 
einem zehnjährigen Durchfchnitt. 

“ 14) Die uden:Schußgelder gegen Entfchädigung für 
die Hälfte des Ertrags. Drganifations;Edikt $. 39. 
Würzburg. 

2) Alle Steuern und auch die fogenannten Driiberfchläge 
mit der DVerfiherung einer Entfehädigung fiir Diejenigen 
Steuern, welche entweder von Würzburg, oder einem ans 
dern Regenten titulo oneroso erworben, und als eine Pri— 
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datſteuer bezogen worden find, nach dem Maaßſtab ihres ers 
fien Erwerbs mit 25 fl. für einen jeden Gulden. 
Drganif. Ed. $. 146. 147. ı4g. 150. 151. 

2) Alle indirekte Steuern, wie Accis, Umgeld, die fos 
genannten Aufjchlaggelder gegen Entfchädigung wie bei dem 
vorhergehenden $. ‚ oder auch, wenn es fid) findet, daß dieſe 
Gefälle mehr die Natur bloßer Konzeffionss und Miethgelder 
als mirklicher Steuern haben *), und die Stempelgebühren. 

Drganif. Ed, $. 152. 153. 

3) Zölle gegen Entfhädigung, wenn fie wie oben ers 
worben worden find. Org. Ebd. $. 154. 

4) Alte Territorialgefälle und darunter die Chauffees 
und Weggelder gegen Vergütung, wenn die Gutsbefiger eine 
Landftrafe aus eigenen Mitteln haben herſtellen laffen. 

Ebendaſelbſt $. 155. 

5) Die Fiskusrechte als Vermögens:Konfiskationen, Eins 

greifung des herrenlofen Eigenthums u, f. w. 
| Ebendaſelbſt $. 157, 

6) Das Recht zu Konzeffionsertheilungen bei Bergwer—⸗ 
ten, Salinen, Kohlenwerken u, f. w. und auf &alpeter 
geben zu laffen. Ebend. $. 158. 

7) Die Tare für ertheilt werdende Privilegien, Diss 
penfationen nnd Molljährigkeits:Patente. Ebend. $ ıög. 160. 
B. Regulirung des Steuerfußes. 

Baiern hat über den Steuerfuß felbft in feinem Ors 
ganifationg Edikt noch nichts beſtimmt, fondern laßt es bis 
zu deffen Regulirung bei dem bisherigen Steuerfuße, indeh 
fen bleiben die freigelaffenen Hofbaugüter feuerfrei, 

- Drganif, Ed. B.v. B. ud D. $. ı. 

In der neuen Konftitution des Königreichs aber vom 
ıften Mat 1808 Tit. 1. $. 5. (Rh. Bund Heft 19. ©. 5) 
wird der Adel in Nückfiht der Staatslaften den übrigen 
Staatsbiirgern ganz gleich geftellt. 


— — — — — — — — — — — — — — — 
*) Dies dürfte ich wahl in faſt allen ehemals ritterſchaftlichen Orten finden. 
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C Bisher ift In 2897 und 1808 ein Proviforium ges 
getroffen worden, ‚worin in einem Der folgenden 
Hefte nähere Auskunft gegeben werden fol. W.) 


Wirtemberg läfit die adelichen Gutsbefiger nur von 
der PerfonaWSteuer frei, fonft werden fie aber ganz nach 
dem dem königlichen Unterthanen vorgefchriebenen Manfftabe 
zu allen Landeslaften, zu Grunds und Gemwerbfteuern, und 
zu indiveften Abgaben beigezogen. Nur werden ihnen bie 
jenigen Güter frei gegeben, welche erweislichermaaßen fchon 
vor Go Jahren ein eigentliches adeliches ſteuerfreies Hofgut 
zuſammen bildeten. Wenn aber bürgerliche Güter inzwifchen 
fteuerfrei geiwejen find, fo muß der Grund diefer nen 
erwiefen werden. 

Org. Ed. $. 32. 88. 
Inſtruktion vom ı0. März 1807 $. 8. 

Baden nimme alle Liegenfchaften, welcher Gattung fie 
feyn mögen, fobald andere Unterthanen davon ſteuern, in 
Anſchlag; jedoch muß diefer Anfchlag um ein Drittel gerins 
ger, als die alt ſchätzbaren Güter der namlichen Gemarkung 
feyn, und die Edelhöfe mit den zu ihrem Umfange gehöris 
gen Höfen, Hofraiten und Luftgärten bleiben ganz ſteuerfrei. 

Organiſations-Edikt $. 11. 


Heſſen giebt gar nichts frei, und hat alle Steuerfrei— 
heiten ohne Ausnahme aufgehoben, und verordnet, daß alle 
Gitter, Zehnten, Gefälle und fonftige Befißungen gleich den 
übrigen ftenerbaren Gütern in die Nechnung gezogen wers 
den ſollen. Org. Edikt 6. 38. 

Verordnug vom 1. Dftober 1806. 
Würzburg unterwirft alle adelihe Güter an Aeder, 
Wieſen, Waldungen, Seen, Höfen u..f. w. der Steugr- 
Mad; Beftimmung des Steuerfapitals mit einer billigen 
Rückſicht auf die den Gütern anklebende Laften follen bei 
Mannlehen , fie mögen von Würzburg oder einem andern 
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Regenten herrühren, 7 vom 100, und bei Weiberlehen 3 vom 
100 des Steuerfapitals abgezogen werden. 

Drg. Edikt $. 1390. 139. 
Außer diefem find die Gutsbefiger ned, frei 

ı) von den zur Tilgung der Altern Schulden ausgefchries 
benen Steuern, müſſen aber zur Bezahlung der Kantons 
ſchulden beitragen. | 

2) wegen ihrer Schlöſſer, Wohnhäufer und den dazu ges 
hörigen Gärten bis auf weitere Verordnung. 

3. Für ihre Zehnten, Gülten, Zinfen und dergleichen 
Einkünfte in ordentlihen Füllen bis zu einer allgemeinen 
Steuer-Rektifikation, in außerordentlichen Fällen aber nicht. 
4) Ion den Abgaben des NRauchpfundes. 

Organiſ. Edite $. 154. 195. 156. 197. 

Eie find aber nicht frei 

1) Für ihre eigenthlimliche Wein : Bier s und Brands 
wein:Schenten von Accis und Umgeld ; 

e) von dem Braugeld für ihre eigenthümliche Bierbraues 
reien, die Kausconfumtion auf ihre Nittergüiter allein aus; 
genemmen. _ 

3) Von den Zolls und Mauthgefesen, den Wein: Liqueurss 
DBiers Auficlags;Geldern mit Ausnahme derjenigen Lebenss 
mittel, welche fie zum Hausbedarf von einem Rittergute zum 
andern fiihren. 

4) Von den Stempeltaren in ihren eigenen Angelegem 
heiten. | 
Drganif. Edift $. 139. 140. 141. 

C) Sutsherrlihe Gefälle. 

Baiern beläßt den Adelichen neben dem ungeftörten 
Genuffe ihres Eigenthums und aller vechtlich hergebrachten 
rund: und lehnherrlichen Abgaben von ihren Hinterfaffen 
auch iibrigen nußbarer Nechte, welche als Gefälle der Par 
teimonial: Polizei und Kriminat;: Gerichtsbarkeit zu betrachten 
find nach bairifchen Geſetzen. 
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ı) Alle Geldftrafen. 

2) Die Konzeffionss und Schußgelder von Aufnahmen 
neuer Kinterfaffen und Juden, fo weit diefe ihnen geftattet 
find. | 

5) Die Targelder nach den beftehenden Tarordnungen. 

4) Ale Berg: Waffers Jagd: und Forfi;Regalien nach 
föniglichen Gefegen und unter Auffiht der einfchlagenden 
Behörden. 

5) Das hergebrachte Nachfteuer;Necht jedoch nur von 
dem in andern mit. feiner Freizügigkeit verfehene Staaten 
gehende Vermögen, mit der Verficherung, daß die Gutsber 
fißer, wenn fie durch die Beſchränkung dieſes Nechts einen 
bedeutenden Schaden leiden, dafiir entfchädigt werden follen. 

Organiſ. Edit B. V. E. G. 3. a. b. c. g. h. i. 

6) Dieſe Entſchädigung ſoll auch bei den vermiſchten Ters 
ritorial-Gefällen, welche ihren Grund theils in der Landes 
hoheit, theils in den grundherrlihen Verhäftniffen, theils in 
der Gerichtsbarkeit hatten, wenn fie den adelichen Gutsbe— 
fisern entzogen werden in der Morausiekung flatt finden, 
daß fie inzwiſchen in dem rechtmäßigen Beſitze derfelben ges 
weſen jenen. *) 

Organiſ. Edikt B. V. E. 3. 

7) Ferner unter eineın andern Namen diejenigen Steuern, 
die auf Güter ruhen, welche die Gutsheren ihren Unterthas 
nen unter Vorbehalt denfelben übergeben haben, oder übers 











*) €5 wird bier und auch fonft oft von dem unrechtmäßigen Defike einer 
bis daher bezogenen Abgabe gefprocden ; aber ſollte denn ein unfürdenklicher 
Beſitz oder eine fonftige Erwerbart in den neuen Staaten Eein Recht nıehr 
fanktioniren Fonnen ? und follen die Gutsbefiger dergleihen Gefälle verlieren 
müffen,’ ohne vorher darüber gehört zu merden 70 Eigenthumsrechte gehen 
doch nur durch Urtheil und Recht verloren, und weicher Gerichtshof hat inzwis 
ſchen darüber entfchieden? Sichert doch die Bundesakte in Art. 27. den 
Mediarifirten 

les revenus provenant des dits domaines et droits 
ohne einen Unterſchied oder eine Einfhränkung im. 
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Haupt durch befondere Verträge mit den Unterthanen oder 
durch ein rechtmäßiges Herfommen in eine ftändige und ums 
veränderliche Abgabe übergegangen find. 

DOrganif. Edit B. V. A. G. 5. 6. 

Würtemberg fichere feinem eingefeffenen Adel alle 
bisher rechtmäßig bezogene gutsherrlihe und andere Eins 
fünfte auch nutzbare Regalien ferner zu, (Drganif. Edikt 
6. 27.) als: 

1) Die eigenthümliche Beſitzungen an Bergs und Hütten⸗ 
werfen, Käufern, Höfen, Feldgütern, Waldungen, Sjagden, 
Seen, Fiſch- und Krebs:Waffern, Schäfereien u. f. mw. 

2) Die aus dem Grundherrlichen und aus dem Gutseis 
genthum zu erhebende Gefälle an Leibhühnern, Leibfchilling, 
Gürtel Gewand, Hauptfall , leibeigenfchaftlihen Entlaffungss 
Gebüren, Zinfen, Zehnten, Sitten, Handlohn, Weglöfen und 
die hergebrachten Gebüren von VBauernlehen und VBerwillis 
gungs Taren zur Veräußerung, Verpfändung oder Trennung 
der Lehngüter. 

5) Die aus der Patrimonials Gerichtsbarkeit fliefende 
Sporteln, Amts ı und Gerichtsgebühren und nn nach) 
königl. Gefegen. 

4) Die aus der niedern Polizei hervorgehende Gefälle, 
nämlich Burger Annahmsgelder mit Ausfhluß der damit 
verbundenen Rezeptions-Gebühren, Burgergelder , wenn fie 
von dem Herrn bezogen wurden und nicht in die Gemeindes 
Kaffen floffen, die zu den Zunftgefällen gehörige, Gebüren 
fie Aufnahme der Meifter, gemeine Weg: Pflafters und 
Brückengelder, Stand : und Marktgelder, wenn fie für die 
Anweifung des Plakes und der Materialien gegeben wur: . 
den, die hergebrachte Recognitions-Gebühren für die Anles 
gung neuer Gebäude. 

5) Die aus dem Zehntrecht fliefende Novalzehnten von 
längſt gebauten Gütern. 

6) Die aus der Forſt⸗Gerichtsbarkeit erwachfende Forfts 
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und Waldftrafen, gemöhnlihe Holz: Anweifungss Gebüren 
und Ekerich⸗Gefälle. 

7) Alle grundherrliche Zinfen und Gefälle, die in einer - 
unveränderlichen Summe entrichtet werden. 

8) Alle Bannmühlen, Bannteltern, Bannbrandiweine, 
Bannbackofen, in deren Beiſitz die =. izt find, für die 
fünftigen aber nicht. 

Inſtruktion vom 2. Okt. 1807. $. 11. 12. 14. 15. 

17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 95. 27. Rh. DB. 

Heft 16. S. 457. : 
Baden räumt den Gutsherrn ein: 

ı) Allen Ertrag von Zwangsrechten als Bannteltern, 
Bannmühlen, gebanntes Saitenfpiel u. f. w. 

2) Die Rekognition von Gewerben, wenn darunter feine 
Sewerbiteuer begriffen ift. 

3, Die üblich geweſenen Nutzungen des Alleinhandels 
oder der ausſchlieſenden Gewerbstreibungen z. B. des Al 
leinhandels mit Eiſen, Kupfer, Kaminfegerpacht gegen Vor— 
behalt des Abkaufrechts. 

4) Die Gutspflichten beſtehend in Herrnfrohnden, Tods 
fall, Erlaſſungsgebühren, Bürger- und Inden-Schutzgeldern, 
vorbehaltlich der den Juden noch beſonders anzuſetzenden 
Kopf; und Gewerbſteuer, Beeten, Gülten u. ſ. w. 

5) Alle Eigenthumseinkünfte. 

6) Die Zehentrechte mit der Ausdehnung, daß der ordents 
liche Zehentherr, er fey ein Einheimifcher oder Fremder, die 
Befugniß zum NMeubruchzehnten, wenn er fie hergebracht 
hat, künftig behalten und dieſe Befugniß auch dann dem 
Sutsbefißer zufallen fol, wenn fie dem Grosherzog entwes 
der nach dem Pegalitätsprinzip oder nach der bisherigen 
Uebung zuftehen wiirde, jedoch mit der Einfchräntung , daf 
da, wo 

a) die innländifche Pfarreien den kleinen Zehnten bezie— 

ben, fie ihn auch) in den Neubruchsdijtritten Haben, und 
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b) wo gegen angelegte -Neubrüche vorher gebaute Diftriks 
te in Unbau verfeßt würden, die Neubruchzehnten nicht 
genommen werden jollen. 

7) Zölle, welche ein ſchon fiir Landſäſſig gewordener Ader 
licher hergebracht hat, oder bei welchen der Beſſtzer erweifen 
kann, daf fie nicht aus Neichshänden, fondern von folchen 
Keichsftänden herkämen, welche niemalen eine Anfprache auf 
den Ort in Anfehung der Landeshoheit gemacht, oder wirk— 
lich gehabt hätten, mir Vorbehalt einer ewigen Einlöſung. *) 

8) Das Abzugsrecht von dem Anon Landes Ban. 
Bermögen. 

9 Das Ohmgeld und befondere Gnaden. 

10) Die Jagden und Fifchereien, und. 

11) alle niedere Polizeigefälle mit den dahin gehörigen 
Strafen, wo die Gutsbeſitzer die Verwilligung zu ertheilen, 
und die Uebertretungen zu riigen haben. 

Drganif. Ed. $. 17. 18. b. c. d. h. i. 

Heffen beftimme für die Gutsbefiger neben ihren eis 
genthüimlihen Gitern, Höfen, Mühlen, "Gebäuden, Schä⸗ 
fereien, Erbleihen, Brauereien, Brennereien, Bier, Wein⸗ 
und Brandtewein-Verlagen gegen die davon zu bezahlenden 
Acciſe und — ‚ und neben den davon fallenden 
Einkünften. 

ı) Die Zehnten und die dermalen beſitzenden Novals 
zehnten. 

2) Die grundherrlihen Abgaben an Zinfen und Gülten. 

3) Die aus der Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben . 














) Wenn aber auch ein Zoll von einem Neichöftande herrührte, derjbie 
Hoheit in. einem Drte entweder in Anipruch:genommen, oder wirk ich gehabt 
hätte: fo fcheint doch auch billig, daß diefer Dem Gutsheren verblieb, weil er 
durch den Uebergang aus Reichsftändifhen Händen in die Hunde des Reiches 
ritters feine vorige Eigenfchaft verloren zu haben, und blos geundherrliche 
Gerechtfame geworden ju ſeyn fcheint. Nur dann konnte er ein Hoheitsrecht 
geblieben ſeyn, wenn das Nitterdireftorium ihn im Namen des ganzen Kan—⸗ 
tons an fi gebracht hätte. 
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an Handlohn, Leibbeet, Leishühnern, Todfall, Beerbungs— 
recht der Baſtarde, Manumiſſions-⸗Gebühren u. ſ. w. 

4) Ihre eigenthümlichen Bergwerke vorbehaltlich des 
Bergzehnten. | 

5) Den Ertrag der Forfigerichtsbarkeit, Jagden und Fis 
fchereien. 

6) Die Konzeffiong:, Rezeptions ⸗ und hergebrachten Eir⸗ 
zugsgelder, wo ihnen das Konzeſſions- und Rezeptionsrecht 
zuſteht. 

7) Die Taxen, Strafen und Sporteln in den ihrem 
Wirkungskreiſe unterworfenen Fällen nach heſſiſchem Maaßſtab. 

8) Die Weg: und Brückengelder von Vizinalwegen. 

9) Die Nachſteuer gegen auswärtige nicht freizügige 
Staaten, und 

10) die Gutsfrohnden und die dafür zu entrichtenden 
Reluitions⸗Gelder. Organiſ. Ed. $. 39. 

Würzburg rechnet für die Gutsbeſi — an künftigen 
Einnahmen: 

1) Die Pflafters und Brückengelder auf ————— 

2) Das Nachſteuerrecht gegen auswärtige Staaten, wo 
feine unbedingte oder eine nur auf die Würzburgiſche Stans 
ten eingefhränfte Freizügigkeit befteht. 

5) Ale aus der Verwaltung der bürgerlichen und peinlis 
hen Berichtsbarfeit auch der Polizeigewalt fich ergebende 
‚Gefälle an Sporteln, Strafen, Bufen und Rügen. 

4) Die Taren von den ihnen vermöge der Polizeigewalt 
zuftehenden Konzeffionen, als Konzeffions: und Schußgelder 
von Beifaffen, Schußverwandten und Juden; Kanons oder 
Befenntnißpfennige von Bürger + und Beifaffenannahmen 
und die Gefälle fiir Verleihung einzelner Gewerbe und Ge 
rechtigfeiten. 

5) Das Zehentredht von Neugereuthen, wenn fie Lnivers 
falzehntheren find, jedoch mit Ausnahme neuer Orts- und 
Hofanlagen, wo Ddiefes Recht nur dann ausgelibt werden 
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barf, wenn das unzehntbare Feld dem utsheren eigens 
thümlich zugehört hat, und unter Vorbehalt des Zehentrechts 
an neue Anfiedler abgegeben worden ift. 

6) Der Genuß von Zehnten, Gülten, Zinfen, Handlohn, 
Beeten, Faftnahtshühnern, Fallvechten, Mortuarien, Leibbes 
dingungsgebühren,, SjudenBegräbnißgelder, Frohnden oder 
Frohnd⸗Redemtionsgelder, Brau s und Brandteweinblaiens 
Zinfen, Pfannen: und Keffelgelder und fiberhaupt allen wohl 
hergebrachten Guts- und Iehnherrlichen Abgaben, 

Drganif. Ed. $. 155. 156. 161. 162. 163. 164. 165. 


Mit der Erflärung, daß wenn fi) jemand durch die aufr 

geftellte Grundſätze beſchwert glaube, er feine Beſchwerden 

bei der Landesdirektion anbringen, und wenn er mit deren 

Entfchliefung nicht zufrieden wäre, diefelben in Zeit von 14 

Tagen, vom Tage der gefchehenen Inſinuation an gerechnet, 

bei der oberften Szuftizbehörde einreichen könne. *) 
Drganif. Edift $. 166, 


VI. Die Militalr Gewalt. 


Baiern läßt die adelichen Gutsbeſitzer für ſich, ihre 
Söhne und unentbehrliche Dienerſchaft der nämlichen Freis 
heiten geniefen, welcht den Adelichen in dem Kantonsregles 
ment und in den fibrigen Verordnungen geſtattet find, 

Drganif. Edit B. VI. 


Die Anordnungen über die Einquartirung Löniglicher 
und ausländifcher Truppen hängt ganz allein von den baies 
rifhen Behörden ab. ar 

Verordnung vom 25. Dezember 1807. Rh. Bund 
Heft 14. ©. 205.  * 





*) Würz burg iſt der eimige Souverain, der ein förmliches rechtliches 
Verfahren über die Scheidung der landes- und grundherrlichen Rechte gegen 
ſich geftatter bat, Baden bar den Adel in feinen Ausfhüffen noch vor Ab⸗ 
fafung feines Grundgefeges gehöre, 1 


„ 
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Wiirtemberg läßt unbedingt alle Perfonen abdelihen 
Standes von der Konfkription frei. | 
Konfkeipt. Drd. vom 6. Aug. 1806. Art. A. Nr ı. 
und feßt ausdrücklich feſt, daß die Nittergutsbefißer in den 
Zeiten des Kriegs, bei Lager und wenn die föniglichen Trups 
pen zufammengezogen werden, keiner Einyuartirungsfreiheit 
geniefen follen. 
Drganif. Edikt $. Ze. 

Baden geftattet ihnen und ihren Familien die völlige 
Freiheit vom Miligenzug, ihren Dienern aber nicht weiter, 
als fie es in; den grosherzoglichen Dienften auch feyn wür— 
den, vaume ihnen aber feine Befreiung von den Quartierlas- 
fien ein. 

Drganif. Edikt $, 3. 10. 

Heffen erlaubt ihnen nicht, auswärtige Kriegsdienfte 
anzunehmen, wenn fie fich nicht vorher zum grosherzoglichen 
Militairdienfte angeboten und nicht angenommen worden 
find, oder davon Dispenfationen erhalten haben; und Diele 
Verordnung trift auch ihre Beamten u. f. w., fo weit fie 
ſchriftſäßigen Standes find. 

Organiſ. Edikt $. 16. 
Reſkript vom 13. Jänner 1807. 
Reſkript vom 10. Februar 1807. 

Würzburg geſtattet außer dem Adel und feinen Kins 
dern die Freiheit von der Militairpflicht: 

1) Den Patrimonialbeamten und ihren Kindern vermöge 
ihres privilegirten Standes. 

2) Den Söhnen der proteſtantiſchen Geiſtlichen, und 

3) Den bei der Guts- und Oekonomieverwaltung ange: 
ftellten Dienern als Sägern, Förftern, Rentmeiſtern und 
Defonomieverwaltern fiir ihre Perfonen, auh 

4) Den Söhnen der beiden leztern, wenn den Vätern wer 
gen ihrer mwiffenfchaftlihen Bildung auf ihr. befonderes Bits 
ten ein privilegirter Gerichtsftand zugeftanden worden iſt. 
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Die Sutsbefisee werden aber durch bie Untermarſch⸗ 
Kommiſſariate zu den außerordentlihen Laften eines Landes, 
diftriftes beigezogen, wenn ihre Güter in geographifcher 
Hinſicht dahin gehören; jedoch find fie für ihre Schlöſſer 
und Wohnungen in der Regel und fiir ordentliche Fälle von 
der Laſt der NaturalEinquartirung frei, aber fiir ihre übri— 
gen Häufer von dem Bervicegelde nicht. 

Drganif. Edikt $. 28. 68. 117. 145. 

VII. Des Lehens: Verbandes. 

Die ehemalige veichslehnherrlihe Rechte gehen an die 
Souverains über und alle Lehngüter, welche bisher inen 
auswärtigen — hatten, fallen in Anſehung des do- 
minii directi”den Negenten, in deren Landen fie gelegen 
find, zu. *) —— 

Baieriſches Organiſations Edikt F. 28., mit der Er 
klärung, daß die Anſtände, welche ſich mit den betheiligten 
auswärtigen Lehnherrn ergeben könnten, gütlich ausgeglichen 
werden ſollen. 

Würtembergiſches Reſkript vom 16. Dejember 
1806 im PRegierungsblatte 1807. Nr. 2ı. 

Badifches Organiſations-Edikt $. 23. 

Hefftfhes Reſkript vom 4. Febr. 1807. Nheinifcher 
Bund Heft 8. ©. 298 und DOrganifations;Edift $. 43., wo 
zugleich verfichere wird, daß den Adelichen ihre Aktivlehen 
verbleiben follen. 

Würzburgiſches Organiſations-Edikt $. 169. 170. 
mit dem Bemerken, daß in Anfehung der von auswärtigen 
Souverains in oder außer Sem rheinifchen Bunde herrüh— 








*) Alle Lehnsedikte erklären die lehnherrliche Rechte ausmärtiger Souves 
rains dem Megenten , in defien Staaten fie liegen, anbeim gefallen. 
Dag diefes nad einer gemeinfhaftlihen Uebereinkunft geſchehen Eönne, dar— 
über ift wohl Eeine Frage. Indeffen wird der Fall nicht felten fen, daß ein 
neu mediatiſirter Fürft oe Graf Leben befißt, welche unter. einer andern 
Souverginität liegen, ſoll er feine lehensherrliche Rechte nun verlieren ? Können 
ihn Berabredungen dritter Perſonen binden, an welchen er feinen Theil nahm % 


16. 
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renden Lehen eine endliche Entſchlieſung bis nach freunds 
fchaftliher Berichtigung der nahbarlihen Verhältniſſe 
ausgefeßt bleibe. 


— — ——— — — ee 


16. 


Territorial⸗Eintheilung, Flächen-Innhalt und Volks, 
menge des Königreichs Baiern. 





* 
Mir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
König von Baiern. — 


Vermög der Konftitution Unfers Reihe, I. Titel $. 4., 
foll ohne Rückſicht auf die bisher beftandene Eintheilung in 
Provinzen das ganze Königreich im möglichft gleiche Kreife 
mie Rückſicht auf die natürliche Grenzen eingetheilt werden. 

. indem Wir hiebei den Zweck vor Augen hatten, Unjes 
ze lieben und getreuen Unterthauen aller Theile des Neiches 
mit dem mwohlthätigen Bande eines gemeinjchaftlichen Vaters 
terlandes zu umfaffen, haben Wir zugleich dahin getrachtet, 
ihnen die Vortheile näher gelegener unmittelbarer Adminis 
frationss; Behörden zu verfchaffen, und diejenigen Bezirke, 
welche duch gleihere Sitten und die Gewohnheit langer 
Sjahre, oder durch die von der Natur felbft bezeichnete Lage 
naher mit einander verbunden find, in ihrer engeren Vers 
einigung zu belaffen. 

Von diefen Grundfäßen geleitet, haben Wir befchloffen, 
Unfer gefammtes Neich in folgende Kreife einzutheilen : 

1. 
Mainktreis, 
mit der Hauptſtadt Bamberg. 

Diefer begreift in ſich die Landgerichte : Lauenftein, 

Teuſchniz, Kronach, Stadtſteinach, Weismain, Lichtenfels, 
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Banz, Gleusdorf, Hallftade, Scheßliz, Zeil, Schweinfurt, 
Sulzheim, Ebrach, Burgebrach, Bamberg I., Bamberg II., 
Höchſtadt, Ebermannſtadt und Weifchenfeld. 
2. 
Pegnizkreis, 
mit der Hauptſtadt Nürnberg. 

Dieſer umfaßt die Landgerichte und Aemter: Forchheim, 
Neunkirchen am Brand, Pottenſtein, Bezenſtein, Hilpoltſtein, 
Gräfenberg, Schneitach, Velden, Hersbruck, Reicheneck, Lauf, 
Altdorf, Stadt Nürnberg, Fürth, Feucht, Schwobach, Kadolzburg. 

3. Ä 
Nabkreis, 
mit der Hauptſtadt Amberg. 

Dieſer beſteht aus den Landgerichten: Waldſaſſen, Tir—⸗ 
ſchenreuth, Kemnath, Neuſtadt, Parkſtein, Eſchenbach, Treß— 
wiz und Pleiſtein, Neunburg vor dem Wald, Waldmünchen, 
Nabburg, Amberg, Sulzbach und Pfaffenhofen. 

2 Ä 4. 
Rezatkreis, 
mit der Hauptſtadt Ansbach. 

Dieſer beſteht aus den Aemtern: Markſteft, Uffenheim, 
Rothenburg J., Rothenburg II., Leutershauſen, Creilsheim, 
Feuchtwang, Dünkelsbühl, Waſſertrüdingen, Gunzenhauſen, 
Herrieden, Ansbach, Aurach, Lichtenau, Windsbach und 
Viernsberg; dann den Mediatgebieten von Hohenloh⸗Schil—⸗ 
lingsfürſt und Kirchberg, Schwarzenberg, Wieſentheid, Tas 
ſtell, und Limpurg-Speckfeld. 

5. 
Altmühlkreis, 
mit der Hauptſtadt Eichſtädt. 

Dieſer enthält die Landgerichte und Aemter: Neumarkt, 
Hilpoltſtein, Roth, Abenberg, Spalt, Pleinfeld, Ellingen, 
Weiſenburg, Heidenheim, Stauf und Geyer, Raitenbuch, 
Beilengries, Kipfenberg, Eichſtädt, Riedenburg, Ingolſtadt, 
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Karlstron, Neuburg, Nain, Donauwörth, Monnheim, und 
die Srafichaft Pappenheim. 
/ 6. 
Der Dber:Donaufreis, 
mit der Hauptftadt Ulm 

ift zuſammengeſetzt ans den Pandgerichten: Nördlingen, Höch— 
ſtädt, Wertingen, Dillingen, Burgau, Günzburg, Roggen— 
burg, Illertißen, Söflingen, Elchingen, Alpe, Geislingen, 
dann den Befikungen der Herrn Firften von Dettingen: 
Spielberg , Dettingen: Ballerftein, und Thurn und Tarig, 
und der Grafen Zugger s Kicchberg, Weifenhorn, Glött, und 
Nordendorf. 


m. 
Der Lechkreis, 
mit der Hauptſtadt Augsburg 

bildet fih aus den Landgerichten: Schrobenhaufen, Aichach, 
Friedberg, Göggingen, Zusmarshaufen, Ursberg, Schwabs 
münchen, Landsberg, Buchlohe, Türkheim, Mindelheim, 
Kaufbeuern, Dttobeuern, Stadt Memmingen, dann den Mes 
diatbefißungen des Herrn Fürften Fugger s Babenhaufen, 
Grafen FuggersKichheim, und den Herrſchaften Burheim, 
MWinterrieden, Thanhauſen und Ebdelftetten. 

8 


Der Regenkreis, 
mit der Hauptſtadt Straubing 
faßt in ſich die Landgerichte: Cham, Wetterfeld, Burglengens 
feld, Parsberg, Hemau, Kellheim, Abensberg, Pfaffenberg, 
Stadt am Hof, Straubing, Mitterfels, Viechtach, und Közting. 
9 
Der Unter:Donaufreis, 

mit der Hauptſtadt Paſſau 
enthält die Pandgerichte: Regen, Schönberg, Wolfftein, Weg⸗ 
ſcheid, Paſſau, Vilshofen, Griesbach, Pfarrkirchen, Landau, 
und Deggendorf. 
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10, | 
Der Sfarkreis, 
mit der Hauptſtadt München 
enthält die Landgerichte: Pfaffenhofen, Moosbach, Landshut, 
Erding, Freifing, Dachau, Miinchen, Schwaben, Starenberg, 
Wolfratshauſen, Miesbach, Weilheim, öl, und Werdenfels. 
. 11. —— F X 
Der: Salzachtee +" 
mit ber Hauptſtadt Burghauſen 
befteht aus den Landgerichten: Vilsbiburg, Eggenfelden, Sim; 
bach, Mühldorf, Burghauſen, Waſſerburg, Troßburg, Ref 
heim, Traunftein und Reichenhall, 
12. * 
Der Jtlertreis,.." 
mit der Hauptſtadt Kempten 
umfaßt die Landgerichte: Leutkirch, Grönenbach, Ober⸗Günz— 
burg , Oberdorf, Schongau , Füßen, mit dem Amte Vils— 
Sonthofen, Kempten, Immenſtadt, Weiler, Wangen, Ras 
vensburg , Tetnang , Buchhorn , Pindaw, Bregenz , Inner 
Bregenzer Wald, Dornbirn, Feldkirch, Sonnenberg, Montafon. 
13, 
Der Innkreis, or 
mit der Hauptſtadt Innsbrud | 
Bilder fich aus den Fandgerichten: Kufftein, mit dem Amte 
Auerburg, Ratendberg, Schwatz, Innsbruck, Reute, — 


Landek, und Sürftenburg. 
14. 


Der Sifadtreis, — 

mit der Hauptſtadt Briren,,. 

begreift in ſich die Landgerichte: Meran, open; Krane, 
Brixen, Brunegg, Sillian, und Lienz. 


18, J Sr 
Der Etſchkrei 8, Ber 5 
mit der Hauptſtadt Trient 
enthält die Landgerichte: Cles, Male, Welfihmez , Vezzano, 
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Trient, Civezzano, Prrgine, Levico, Cavalefe, Roveredo, Ri⸗ 
va, Stenico, Condino, und Tione. 

Segenwärtige neue Territorials Eintheilung Unſers Reichs 
laffen Wir hiemit ‚duch das Negierungsblatt mit dem Bes 
fehle zur allgemeihen Kenntniß bringen, daß vom ı. Dftos 
ber des gegenwärtigen Jahres anfangend, mit welhem Zeitz 
punkte diefelde in allen Verwaltungszweigen in Wirkſamkeit 
geſetzt wird, in allen öffentlichen Verhandlungen feine andere 
Benennungen ‚ als wie fie oben bezeichnet find, gebraucht, 
und die bisherigen Provinzials Benennungen durchgehends 
unteriaffen werden follen. München den 2ı. Juni 1b0b. 

Mar Joſeph. 
Frh. v. Montgelas. Gr. Morawitzky. Frh. v. Hompeſch. 


* 





Eintheilung 
des Königreichs Baiern in 15. Kreiſe. 
Mit moglichſt annähernden Angaben des Flächen-Inhalts 
und der Bevölkerung. 








Kreiſe. oan en ad te reten | Sestegast. 
I. Mainkreis Bamberg 725 190652 
II. Pegnizkreis Nürnberg 42 141990 
III. Nabtreis Amberg 150'/, 220035 
IV. Rejatkreis Anssch 67%, 190077 
WAltmühlkreis Eichſtädt 94%, 202107 
VI. Ober: Donaufi eis) Ulm 79 258589 
VII. Lechkreis Augsburg gı 225176 
VII. Regenkreis Straubing 101 237099 


IX. Unter-Donaufreis, Paffau 


X. Iſarkreis München 


110 21566 1 
| 502530 


XL Salzachkreis Burghauſen 108%, 190967 
2970 
XIII. Innkreis Innsbruck 176%, 2 
XIV. Eiſackkreis Brixen 194%, 91611 
XV. Etſchkreis Trient 112 226492 





| 
XII. Illerkreis Kempten | 110 
Zufammen - 


16564 | 5231570 


. Maintreik 





Landgerichte. 


Lauenſtein und Teuſchniz 
Kronach 

Stadt : Steinad 
Weismain 

Lichtenfels 


Dany 
Gleusdorf (Baunad) ) 
Hallftadt - -, 
Scheßliz 

Zeil 

Schweinfurt 
Burgebrach 

Bamberg I und II 
Bamberg, Stadt 
Ebermannftadt 
Meifchenfeld 

Ebrach 

Höchſtadt 

Sulzheim 


19 Tandgerichte 


IL. Pegnizkreis. 


Hauptſtadt Bamberg. 
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— | 7 


72:/%, | 190652 


Hauptſtadt Nürnberg. 





— — 


Landgerichte. 


Forchheim 
Pottenſtein 
Neunkirchen am Brand 


— — 








* 


Gräfenberg, Hilpoltſtein, und Bez) 3 


ſtein 

Schnaitach 
Reicheneck, Hersbruck 
Lauf, Altdorf 
Nürnberg, Stadt 
Fürth, Stadt 


BY; | 


4 
| 45 
—* 


U Welten. |Seeiengabt. 





[) Meilen. | Seelenzahl. 


— 


8* 4 





11300 — 
806 
9999 
6056 


9571 

gadı 

7799 
27900 
12700 
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Landgeridte [I Meilen. Seelenzahl. 
Fuͤrth und Goftenhof, Amt 1 2400 
Feucht 3 7709 
Schwobach 145 120817 
Kadolzburg 6 17265 
11 Landgetihte . . . - 42 141990 

OO ML Nabkreis. 
J | Hauptftadt Amberg 
8, a ndgerichte. [a Meilen. |Seslenzaßt. 
en a —— 

Waldfaffen ı | By, 12551 
Tirfchenreuth 9 135443 
Neuſtadt mit Partftein 14%, 21608 
Kemnatb | 16 24081 
Ei enbach | 10 15772 
Trejiwiy mit Pleiſtein 14% 22075 
Nelındurg vorm Bald 12 26057 

Waldmünchen u | 75 11891 
Mabburg 7 9% 16300 
zn R ö 13568 
A er 13 21452, 
En Amberg | Ys 888g 
Sulzbah... nn . 8/, |. 13350 





ı2 Eanngeridie or 130%, 200035 








— Negartreis. 
Hauptſtadt Ansbach. 














Ae m te r. Meilen. Seelenjahl. 
Markſteft Far 44 "8000 
Uffendeim 4Y, 12925 
Kothenburg, Stadt Pr 5651 
Rothenburg I. 6% 8004 
Rothenburg, II. 4576 


Peutershaufen 2%, 058 
Schillingsfürk , | ı 2088 
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Aemter. U Meilen. | Seelenzahl. 
Kirchberg Pre 4191 
Creilsheim — 20895 
Feuchtwang 5 14170 
Dünkelsbühl 1 6455 
Waffertriidingen 4 11814 
Herrieden 1* 4491 
Ansbach, Stadt R 8%, 11924 
Ansbach, Amt eh 16093 
Aurach 810 
Lichtenau SG ER. 1680 
Diernsberg 2210 
Windsbach 5 8505 

Sunzenhaufen, ohne Weiſenburs und/ 
Ellingen 4 44670 


SBiefentheib mit Caſtell, Spekfeld ıc. 9% 19705 
Schwarzenbergiſche ar 10012 


16 Aemtt . 2. - 67%, 190077 





v. Alt mühlkreis. 














Hauptſtadt Eichſtädt. 36 

Landgerichte. [] Meilen. Seelenzahl. 
Neumar 15 25870 
Spalt, "Meinfetd und Abenberg 2 5500 
Roth 2 5500 
Ellingen und Weiſenburg 3 8880 
Heidenheim 4 12331 
Stauf und Geyer 2 möß. 
Pappenheim RAN en 7117 
Hilpoltſtein 5% 12010 
Beilengries | 5% 9219 
Kipfenberg ! 4 7066 
Raitenbuch 2 — 

Eichſtädt 111 

Stadt Eichſtädt 5% 5 — 
—— und Donauworth 10 27559 
Kain 6'% 9826 
Neuburg 6 10466 


Stadt Neuburg 
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Landgerichte. Meiten. Seelenzahl. 
Ingolſtadt | | — —E 
Stadt Ingolſtadt 9 467 
Donaumoos-Gericht | 3%, 164 
Niedenburg 8 21196 


“ 18 Landgerihte und Aemter . | 94%, | 20a 


— 








VI. Ober Donaukreis.“ 
Hauptſtadt Ulm. 





Landg e rich te und Aemter. IMeilen. Seelenzahl. 














Dettingen : Spielberg 4 14917 
Dettingen » Wallerftein. _ 11%/, 41954 
Nördlingen, Stadt - 5804 
Nördlingen, Landgericht 9% 30600 
Diſchingen | 1 2619 
Meresheim Zu | 12% 2952 
Höchſtädt 6 22464 
Dillingen 2 6571 
Stadt Dillingen * 3118 
Wertingen 11590 
Durgau | 9 11497 
Günzburg | 3/4 | 2 
Noggenburg | 2%, qıt 

Illertiſſen | 5% 15751 
Fugger s Slött 2% 3962 
Fugger : Nordendorf ıYy, 2251 
Fugger-Kirchberg und Weiſenhorn 3% 9943 
Stade Weifenhorn 2/, 1116 
Stadt Ulm | Y Y 1422 

Söflingen 44 9753 
Eichingen 5 80268 
Alpeck 4 6082 
Geislingen 44 12830 





ı2 fönigl. Fandgerichte 79 258569 





i f 


VII 


Lechktreis. 
Hauptſtadt Augsburg 


— — — —— 
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Landgerichte und Aemter. | 1 Meiten. | Seelenzahl. 


Schrobenhaufen 
Aichach 


Friedberg 

Stadt Augsburg 
Göggingen 
Zusmarshaufen 
Ursberg 
Schwabmünchen 
Buchlohe 
Landsberg 
Türkheim 
Mindelheim 
Kaufbeuern 
Ottobeuern 
Stadt Memmingen 


Fürſtlich-Fuggeriſch 


Fugger-Kirchheim 


Buxheim, Winterrieden 
Thanhauſen Edelſtetten 


13 Landgerichte 





5 
10'/, 


225 176 





VIII. 


Hauptſtadt Straubing. 


Cham 
Wetterfeld 
Burglengenfeld 
Marsberg 
Hemau 

Kellheim 
Abensberg 
Pfaffenberg 
Siadt am Hof 





Landgerichte. 


Regenkreis. 





Io Meiten.| Seelenzahl. 
75 ie 


16867 
04 
5 85 
— 
10947 
13402 
15530 


2564 


2280 
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Landgerichte. 40 Meilen. Seelenzahl. 
Straubing — | 13446 
Stadt Straubing 6108 
Mitterfels ER * 4 329 29114 
Viechtach — 84 17179 
Közting 11% |” 21189 
I Pandgerichte | 





IX. Unter:Donaufreis. 
Hauptftadt Paffau. 
































Landgerichte, a Meilen. | Dertenzahls 

Regen 1% „ lasse. 
Schönberg 12", | 9924 
Wolfitein | 9 | 1.869 
ee 1% 1512) 
ayau 1170 
Stadt Paſſau | ev 6161 
Vilshofen 12 21856 
Griesbach | 14 27471 
Pfarrkirchen 8% 10492 
Landau | 15 27809 
Deggendorf — 18% ddr 
10 Landgerichte . 118 | 215661 

X Sfartreig, 
Hauptſtadt München. 

Landgerichte. Meiten.|Seetenzaft. 
Pfaffenpofen - — ’ 20020 
Moosburg | —* 126817 

Landshut h | aM 24699 

Stadt Landshut 7817 
Erding 19 | 27936 
Breifing 6Y, 12447 
Stadt Freifing | 3510 
Dachau | 14° |. .21566 


Landgerichte. 


München 
Stadt München 


Schwaben 
Starenberg 
Hr 
Miesbach 
Weilheim 

Tölz 
MWerdenfels 


14 Candgerihte » 
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D Meilen. Seelenjahl. 


26082 

| 12% 48000 
ö (ohneMilitär.) 

„ıo 16187 

7/7: 10997 

7A | 12054 

20 20712 

05 18850 

| 77% 10793 

5533 


138 Ey w|8 Zu0530 


xl. Salzachkreis. 
Hauptſtadt Burghaufen. 


— — 





Landgerichte. 


Vilsbiburg 
Eggenfelden 
Simbach 
Mühldorf 
Burghauſen 
Stadt Burghauſen 
Waſſerburg 
Troßburg 
Roſenheim 
Traunſtein 
Reichenhall 





10 'o Landgericht 














0 Meilen. | Seelenzahl. 


10* 25296 
10 22566 





"658 
26186 





- iu SI Te rtrete 
Hauptſtadt Kempten. F 


Landgerichte. 


Leutkirch 
Stadt Leutkirch 
Grönenbach 
Ober⸗Günzburg 





— —— BE 


| im Meilen. Seelenzahl. 





| 1 —— 66 
| ” 1500 
11492 

5" Boaı 


254 











19 Candgerichte . 1128 | 037097 


Landgerichte. ID Meilen. —— 

Oberdorf = 3% | 9m 7795 
Schongau 20 15661 
Amt Bils 1 794 
Füßen on 
Sonthofen | 5% 14908 
Kempten | 20000 
Stadt Kempten a 2704 
Smmenftadt | 5%, 505, 
Weiler | 4° ß 135979 
Wangen fi 17 
Stade Wangen | a, 1485 
Ravensburg 1 1777 
Stadt Ravensburg * | 5253 
Tettnang | 5 11416 
Stadt Buchhorn | 361 
Lindau Y 6316 
Stadt Findau es 9701 
Bregenz 3%, 15770 

Sinner s Bregenzer » Wald | 0/4 A0n 58 
Dornbien | 8% | 12186 
Feldkirch en 14991 
Sonnenberg F 15627 
Montafon — 8— 9758 





XIII. Innkreis. 
Hauptſtadt Innsbruck. 








Landgerichte. Io Meilen. |Seetenzat. 
Rufftein mit dem Amte Auerburg 21, | 30025 
Rattenberg F 16 .| 19949 
Schwaz 11 22041 
Innsbruck 21%, 26243 
Stadt Innsbruck * 06 


Reute ohne das Amt Vils | 
Telfs | 25% 24792 


Landek 59% 32 198 
Fürſtenburg 24%, 22690 











8 Sandgerichte — 1764 — 


255 


XIV. Eiſackkreis. 
Hauptſtadt Brixen. 


























Landgerichte. Tom Meilen. Serienjaf. 
Meran 523518 
Botzen 4784 
Klauſen 12%, ea 
Brixen 21%, 27724 
Brunegg 41Y, 41675 
Sillian 12'/, 12545 
Lienz 29%, | 14977 
7 Landgerichte Et ıgı6ır - 
| 
— — — —— — —— 
XV. Etſchkreis. 
Hauptſtadt Trient. 
Landgerichte. Ü Meilen.) Seelenzahl 
Cles Bl 1771 
Male 2 ER: 
Mezzo lombardo 10 17816 
Vezzano | 3%, 7192 
\ Trient 2 18353 
Civezzano 4 | 12880 
Pergine 5% 12791 
Levico 12%, | 19942 
Cavaleſe 18 290978 
Noveredo 9%, ; | yarzı 
Riva 4 162.02 
Stenice 4/8 69-6 
Tione A’ | 10663 
Condino 8% 769 
14 Landgerihte . .» » | 112% | aa6age 
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17. 
Nachtrag zu der über die ftaatörechtliche Verhältniſſe 


der Standeöherrn des Grosherzogthums Heſſen 
unterm 1, Auguſt 1807 erlaffenen Deklaration. 





Ludewig von Gottes Gnaden, Grosherzog von Heſſen, 
Herzog in MWeftphalen ꝛc. ꝛxc. 


Massen Wir Uns beivogen gefunden, die, iiber die ſtaats⸗ 
vechtliche Verhältniffe der Standesheren Unſers Grosherzogs 
thums, unterm 2. Auguft v. 5. erlaffene - Deklaration, in 
verſchiedenen Punkten näher zu beftimmen und zu modifizi- 
ven; fo erflären und verordnen Wir, Kraft diefes, wie folgts 
ı) wollen Wir, daß die Untertanen in den ftandesherrlis 
hen Bezirken, den Standesherrn ein fürmliches Gelübde 
mittelft körperlichen Eides, nad) folgender Bere leiſten 
und ablegen ſollen: 
hr ſollet geloben und einen leiblichen Eid zu Sort 
fhwören, daß ihr dem N. N. und dereinſt deffen Er— 
ben und Nachkommen wollet treu und Hold ſeyn, dei: 
fen Nuten fördern, Schaden fo viel an Euch ift war; 
nen und abwenden, und alles dasjenige thun, was 
getreue Unterthanen ihrer Standesherrfchaft fchuldig 
undspflichtig find, jedod ohne Abbruch der DOberhoheitss 
rechte Sr. königlichen Hoheit, des Grosherzogs von 
Heſſen, als des regierenden Landesfiirften, und Höchſt— 
dero Erben und Nachfolger in der Regierung. Alles 
getreulich und ohne Gefährde. 


Beftabung 
Was uns fo eben vorgelefen worden‘, und mir wohl 
verftanden haben, auch unfere Treue darauf geben, dem 
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Allem follen und wollen wir ſtets, feft und unverbrichs 
lich nachkommen, fo wahr uns Gott helfe und fein heis 
liges Wort. 

2) Laffen Wir es zwar bei der Difpofition des $. 15. der 
Deklaration, nach welcher die Standesheren, aufferhalb ihres 
Bezirks, in Polizeifachen Unfern Regierungen, oder befons 
dern Polizeitommiffionen untergeben find, bewenden; wollen 
jedoch, daß, fobald der Polizeigegenftand den Charakter einer 
Rechtsſache annimmt, Unfer Dberappellationsgericht, als der 
den Standesheren angemwiefene Perjonalgerichtsftand , denfels 
ben, rechtlicher Ordnung nach, behandle und entfcheibde. 

3) Iſt die Ertheilung der Licenz zur juriſtiſchen Praxis, 
im 25. $. der Deklaration Uns vorbehalten. 

Wir geffatten indeffen, daß die Standesherrn gehörig 
qualifizierte und eraminirte Subjefte, zu Advokaten und Pros 
furatoren bei ihren Juſtizkanzleien zu Unferer Beſtätigung 
in Vorſchlag bringen mögen. 

4) Das $. 26. vorkommende Strafverwandlungs/ und 
Milderungsrecht ſteht alleinig den Standesherrn und nicht 
ihren Aemtern zu. 

5) Die Ergennung von Phyſicis und Chirurgen wollen 
Wir den Standesheren unter den Befchränfungen ‚ wie bei 
Deftellung des Perfonals der Juſtizkanzleien und der Bes 
amten, jedoch unter der Bedingung überlaffen, daß fie folche 
falariren; daher dasjenige, was aus Kaffen,, die Uns zuger 
fallen find, an dergleichen Diener verabreicht worden, hin⸗ 
führo wegfallen muß. 

6) Zu Ausübung der im $. 40. Unſerer Deklaration den 
Standesheren, in geiftlihen Sachen zugeftandenen echte, 
bewilligen Wir denjenigen unter ihnen‘, welche vorhin eigene 
Konfiftorien hatten, die Errichtung eines, Unferm Kirchens 
und Schulrach der Provinz untergeordneten Unter, Consis- 
torii, alſo und dergeftalt, daß fie denjenigen Juſtizkanzlei— 
rath, welchen fie, Unſerer Erlaubniß zufolge, zu Beforgung 

17. 
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ihrer Rechts- und Familienangelegenheiten gebrauchen, zu 
einem der weltlihen Mitglieder anftellen fünnen, und ein 
anderes von Uns zu beftätigendes , weltlihes Mitglied aus 
threr Kameraldienerfchaft erwählen mögen. Unter den geifks 
lichen Mitgliedern find die einfchlägige Sinfpektoren, als kon— 
ſtitutionelle Mitglieder, fiir immer mit begriffen. 

Wir ertheilen ferner den in gedachter Deklaration. auss 
gedrückten ſtandesherrlichen Befugniſſen die nähere Beſtim⸗ 
mung, daß Solche infonderheit in ſich begreifen follen: 

a) Die Aufficht über das gefammte geiftlihe Baumefen. 
b) Die Anordnung ber Pfarrverweſer bei Erledigungs⸗ 
fällen. 
ec) Die Aufſi cht über Kirhens und Schulzucht, und die 
Verfügung fchriftlicher oder mündlicher Warnungen und 

Verweiſe gegen Nachläßige, oder ihrer Amtspflichten 

vergeffene Kirchen: und Schuldiener. 

d) Die Revifion und Abhör der Kichens Schuls und 

Stiftungsrechnungen. | 
Altes jedoch unter Leitung und DOberaufficht Unfers Kirchens 
und Schulraths, deſſen Verfügungen ohnweigerlich an 
kommen ift. 


Uebrigens geftatten Wir den Standesherrn , bie Ders 
mwalter derjenigen milden Anftalten,, welche von ihnen, oder 
ihren Vorfahren geftiftet worden, ohne Einfchränktung zu 
ernennen, fo wie Wir ihnen überhaupt bei folhen Stiftuns 
gen in fo lange freie Hände belaſſen, als nicht eintretende 
Misbräuche die Dazwifhentunft Unſerer landesfürſtlichen 
Oberaufſicht erforderlich machen. 

7) In Betreff der Beſteuerung ſtandesherrlicher Güter 
und Einkünfte, kann zwar bei der von Uns verordneten 
Aufhebung der, mit einer zweckmäßigen Staatsverfaſſung 
unverträglichen Steuerprivilegien, irgend eine ſtandesherrliche 
Befreiung an ſich nicht ſtatt finden und iſt daher die Ka— 
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taftrirung und Beſteuerung des ſtandesherrlichen Vermögens 
nad) den allgemein beftehenden Normen ins Merk zu feken. 

Wir wollen jedoch zu Erhaltung des, durch die vorges 
gangene Staatsveränderung verminderten, flandesmäfigen 
Auskommens, denenfelben einen Erlaß von einem Drittheif 
des Steuerbetrans, in fo lange angedeihen laſſen, als nicht 
dringende Umſtände ein anderes erheifchen und die Güter in 
dem Beſitz der Standesherrn fich befinden. Auch kann die, 
fer Nachlaß in aufferordentlihen Fällen, in welchen eine 
Steuer nicht nach der gewöhnlichen Kataftrirung von Uns 
angeordnet wird, feine fatt finden, auch auf diejenige Güter 
nicht ausgedehnt werden, welche die Standesherrn etwa 
künftig von andern Unterthanen erwerben, oder auf folche, 
. welche bisher von ihnen verſteuert worden find. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterſchrift und beis 
gedruckten Staatsſiegels. 

Darmftadt, den 20. Yunius 1808, 


(L. $.) Ludewig. 


Lichtenberg, | 
® Seheimer Staatsreferendär, 


— ————⸗ 





nn ——— 


18. 


Beſteurung der bisher in ordinario ſteuerfrei ger 
weſenen Güter, und proviforifche Kataftrirung 
derfelben im Herzogthum Naſſau. 








Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden, fouverainer Her— 


309 zu Naſſau x. ꝛc. Unfern gnüdigen Gruß in 


wohlgeneigtem Willen zuvor ; 


Nırs das Staatsbebürfnis gedrungen, und um bie 
Staatskoſten gleichmäßiger zu vertheilen, haben Serenissimi 
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Herzoglihe Durchlaucht gnädigſt zu beſchließen gerader, daß 
alle bisher in ordinario fleuerfrei gewefene Güter, künftig— 
hin verhältnißmäßig befteuert, die erhoben werdende Steuern 
in die General:Steuerkaffe fließen, und vorzüglich zur Unter; 
haltung des Militairs verwendet werden follen. Don diefer 


‚aflgemeinen Befteuerung follen nemlich künftig nur folgende 


viererlei Giiter, als: 

ı) fammtlihe Schlöffer und Hofgärten Serenissimo- 
rum, und was dazu gehöret. 

2) Reſidenzſchlöſſer Hofs und Luftgärten der Standes 
beren, das heißt, der nunmehr mebdiatifirten ehemas 
ligen Reichsſtände. | 

3) Seiftliche und weltliche Befoldungsgüter. 

4) Die Dicafterialgebäude, Zuchthäufer, Kafernen und 

ähnliche Staats:Erabliffements, 

einzig und allein ausgenommen feyn, und fleuerfrei bleiben. 

Um das hiezu nöthige Steuer:Keglement verfertigen zu 
fönnen, ift es nöthig, alle diefe neu zu befteuernde Güter 
gehörig zu Fataftriven; da uun zu einer definitiven Negulis 
rung ſolcher Katafters, eine geometrifche Aufnahme und Abs 
fhäsung der Qualität der Gitter erforderlich ift, und ſolche 
an vielen Orten noch fehlet, der Drang der Umftände aber 
durchaus erheifcht, daß diefer Gegenftand fobald möglich eins 
gerichtet wird, fo ift Höchften Orts befchloffen worden, einſt⸗ 
weilen eine proviforifhe Kataftrirung und Befteuerung vor: 
zunehmen, welche jedoch fobald es thunlich, gegen einen, auf 
genauere Vermeſſung und beffere Kataftrirung gegründeten 
Anſatz verwechfelt werden foll. 

Diefes interimiftifhe Katafter der Slößerigen Freigliter 

fol nun folgendermafien gefertigt werden : 

1) Da wo biefe Freigüter als Theile in einer Ortsge⸗ 
marfung liegen, bisher fchon von den Gemeinden zu 
ben Kriegslaſten, oder fonften beigezogen worden, 
alſo nicht nur das Morgenmaas des Freiguts, und 
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fein Verhältniß in der Güte gegen die ſteuerbaren 
Güter, mwenigftens shngefähr bekannt ift, fondern ' 
auch fhon ein Maasftab eriftive, nach welchem das 
Freigut in Verhältniß gegen bie fteuerbaren Güter 
zu den Kriegslaften konkurrirt, alfo die Gemeinde 
ein Simplum hat, in welches die Freigüter mir ihrer 
Schaskung aufgenommen werden, mithin gewifler; 
maßen fchon kataſtrirt worden find, follen folche 
Freigiiter und deren Verhältniß, nad) dem anliegen: 
den Schema tabellarifch eingetragen und vorgelegt 
werden. 

2) Wo ganze Drtfchaften in diefe neue Beſteuerung 
aufzunehmen find, müſſen ſolche, nach denen vorhans 
denen Lagerbüchern in das vorgedachte Schema ein; 
getragen werden. 

5) Fänden fich aber wider Vermuthen diefe Lagerbiicher 
entweder gar nicht, oder nicht in gehöriger Vollftän: 
digkeit, fo, daß folhe z. B. die Befißungen der ades 
lichen Ortsherrn, oder andere einzelne Arten von 
Srundftücen nicht enthielten, fo müſſen folche einft: 
weilen generell vermeſſen, abgefchägt, und hienach in 
das Schenia eingetragen werden. 

Ihr Habe alfo ſämmtliche, innerhalb Eurer Amtsgren; 
zen gelegene, bisher in ordinario fteuerfrei geweiene Gitter, 
welche nicht zu den viererlet oben angegebenen Ausnahmen 
gehören, in eine Tabelle zu bringen, und folche mit Bericht 
anhero einzufenden; dabei auch zugleich anzugeben, oß, und 
mit welhem Betrag die Waldungen und Obergebäude bis: 
her fchon verſteuert worden, indem es bekannt ift, daß fol: 
che nicht überall der Beſteuerung unterworfen geweſen find, 
und die bisher fteuerfreie nicht härter, als die andere Lans 
deseinwohner gehalten werden können, nicht weniger habt 
Ihr foviel ehunlich zu bemerken, in welche Klaffe der Gü— 
ter Qualität, als gut, mittel und fchlecht, und wieviel nad 
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der Morgens und NRuthenzahl von den zu beftenernden SA: 
tern eines jeden Eigenthümers zu vechnen find; wobei in 
Ermangelung bisher ſchon beobachteter Grundſätze auf die 
Qualität der Gitter von Mebenlägern Rückſicht zu nehmen, 
und eine ohngefähre Klaffififation anzugeben iſt. In Anfes 
hung der Kameralgitter habt Ihr Euch mit den einfihlagens 
den Nentheibeamten, welche von Herzoglicher Hofkammer 
dieſerhalben gehörig infieuiret werden follen, zu benchmen, 
von welchen Ahr die nöthigen Aufichlüffe erhalten werdet. 

Indem Wir Euch nun die möglichit geichwindefte Ber 
förderung diefer Sache, und Erftattung des erforderten Ber 
richts, zur beſondern Pflihe maden, fo geben Wir Eud) 
zugleich weiter hiermit auf, nach Erledigung diefes eiligen 
Segenftandes, mit dem She Euch vorerſt blos zu beichäfti; 
gen hadt, auch eine gleiche Tabelle über alle geift: und welt⸗ 
liche Defoldungsgüter, welche in Euerm unterhabenden Amt 
gelegen find, ebenfalls zu fertigen, und Separatim mit Bes 
richt anhero einzufewden. Verſehens Uns, und verbleiben 
Euch in Gnaden wohlgewogen. 

Wiesbaden den 6. Mai 1807. 

Ä Ex Resolutione — 


a — 





u ——— — — — — 


19. 

Zirkularnote Sr. Hoheit des Fürſten Primas die 
Suftentation des unbefoldeten Perfonals des che: 
maligen Reichäfammergerichts zu en be: 
treffend, 





De Euer... . unterm 29. Juni vorigen Jahrs mitge⸗ 
theilten proviſoriſchen Verfügungen zur Suſtentation des 
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unbefoldeten Perfonals des ehemaligen Reichskammergerichts 
zu Wetzlar haben nun mit Ablauf des einjährigen Zeit⸗ 
raums, für welchen ſolche getroffen worden, ihre Endſchaft 
erreicht, ohne daß die zeitherigen Verhältniſſe eine dauerhaf⸗ 
te Vorſorge für den Unterhalt dieſes unglücklichen ad 
bis jeßt noch möglich gemacht haben, 

Da jedoch die teutſchen Souveraine, nach den auf mei; 
ne Mittheilungen vom 2g. Junti vorigen Jahrs mir zuges 
fommene Antwortfihreiben, den Wunfh zur Vorſorge für 
den Unterhalt des fümmtlichen Perfonals des chemaligen 
Reichskammergerichts mit mir theilen:. fo habe ich diefen 
mit der Ehre der teutfchen Nation genau verbundenen Ges 
finnungen dadurch entfprechen zu müſſen geglaubt, daß die 
im verfloffenen Sjahre proviforifch getroffenen Verfügungen 
wieder auf ein Jahr erneuert werden. 

Aus meinen jüngften Eröfnungen vom 20, März laus 
fenden Jahres it Euer... . befanne, daß vie zur Suftens 
tationsfaffe des ehemaligen Heichstammergerichts bis jetzt 
eingehenden Kammerzieler noch Leine KHilfsquelle zur noths 
dürftigen Suftentation des unbefoldeten Perfonals darbieten, 
indem das 9 angewieſene beſoldete Perſonale bis jetzt 
kaum ſeine oldungen erhalten konnte. Da ich nun aber 
zur Gerechtigkeitsliebe teutſcher Fürſten und der Stände des 
ehemaligen teutſchen Reichs das feſte Vertrauen hege, daß 
auch die bis jetzt noch rückhaftenden Kammerzieler einiger 
Staaten zur Suſtentationskaſſe in Wetzlar bald eingehen 
werden, und durch das frühe Ableben des ehemaligen Reichs⸗ 
fammergerichts; Präſidenten Freiherrn von Staufenberg deſ—⸗ 
ſen Gehalt vakant geworden iſt: ſo habe ich die Ehre, 
Euer... den Vorſchlag zu machen, nebſt den bereits bes 
fannten, aber unzureichenden Hilfsmitteln den Ertrag diefer 
vafanten Befoldung mit. 5656 Thalern zur Suftentation 
des undefoldeten Perfonals zu verwenden, in fo fern nem, 
lich, bei der ungefchmälerten Fortbezahlung der Kammerzie⸗ 
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ler. Die Befoldungen des 


eigends auf bie Rammerzieler 


angemwiefenen Perfonals keinen Nachtheil erleiden werden. 
Ich verbinde mit diefen, Eröfnungen die Bitte um ges 
fällige Mittheilung der Gefinnungen Euer ... und vers 


harre ıc. ꝛc. 


Aſchaffenburg den 21. Juni 1808. 





Vorſtehende Zirkularnote iſt an nachbemerkte hohe Sous 


verains abgegangen. 

1) Kaiſer von Oeſterreich. 
2) König von Baiern. 

5) — von Dännemarf. 
4) — von Preußen. 
5) — von Sadjen. 

6) — von Weftphalen. 
7) — von Würtemberg. 
8) Srosherzog von Baden. 
9) — — von Berg. 
10) — — von Heflen. 


1) — — von Würzburg. 
ı2) Herzog von Anhalt Bern: 


burg. 


135) — von Anhalt:Cöthen. 
14) — von Anhalt:Deffau. 


15) von Aremberg. 


16) — von Holftein:Olden: 


21) Herzogin von Sachfen:Cos 
burg Meiningen. 

22) Herzog vonSachſen⸗Coburg⸗ 

i Saalfeld. 

25) — ' von Sachfen:Gotha. 

24) — vonSahfen Weimar 

25) Fürſt von Dietrichftein. 

26) — von Hohenzollern⸗He⸗ 
chingen. 

27) — von Hohenzollern⸗Sig⸗ 


maringen. 
28) — von sah 
29) — von det Yeyen. 


50) — von Lichtenftein. 

51) — von Lippe Dettmold. 
52) — vonfippe- Schaumburg 
33) — von Lobfowik. 







burg. 34) — von Naſſau⸗Weilburg. 
17) — von Meklenburg⸗ 55) — Reuß älterer Linie. 
Schwerin. 36) — Reuß jüngerer Linie. 
18) — von Meltenburg: 37) — von Salm:Kyrburg. 
| Strelitz. 58) — von Salm Salm. 
19) — von Naffau. 39) — von Schwarzburg.Rur 
20) — von®adfen:Eoburgs dolſtadt. 


Hildburghauſen. 
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‚zo)gürftvon Schwarzburge 42) Stadt Bremen. 
Sondershaufen. 45) — Kamburg. 
41) — Teutfchmeifter. 44) — Lübeek. 

Sodann ift zu bemerken, daß in dem Schreiben an des 
Königs von Weftphalen Majeftät der Eingang gefebt wurs 
de: Die proviforifche Verfügungen zur Suftentation u. f. w. 
in dem Schreiben an eben denielden und alle jene, welchen 
am 20. März nicht war gefchrieben worden, fängt die drit; 
te Periode an: Euer . . . ift bekannt, daß die zur Suftens 
tationsktaffe u. f. w. Ä 


a in — ne — — ie ——— ——— — —— — a nn — 


* 


20. 


Bemerkungen über Nr. 30. Heft 11. des rheiniſchen 
Bundes S. 320. 





* 


Sn berührtem Auffase wird es als ein weſentlicher 
Schreib: und Druckfehler angegeben, daß in der Heft 5. 
S. 291. u. f. abgedrudten Acceffionsatte Sr. Paiferlichen 
‚Hoheit des Herrn Erzherzogs Großherzogs von Würzburg 
es heißt: (la Souverainete) sur les possessions du 
Comté d’Ortembourg, wogegen es heißen müffe: sur les 
possessions du Comte d’Ortembourg und daß dar⸗ 
nach auch die Ueberſetzung zu berichtigen ſey. 

Es iſt aber nicht wohl einzuſehen, warum es ein wes 
fentlicher Schreibs und Diudfehler genannt zu werden 
verdiene, daß Comte fiir Comte hier ftehe, indem nach der 
Kathegorie der gräflih DOrtembergifchen Familie ſowohl als 
nach der Qualität deren Befikungen die Wirkung hievon 
ganz einerlei, dahingegen der Sache unfundige Lefer viel— 


— 
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lelcht auf den Gedanken gerathen birften, als fey ein 
befonderer Grund vorhanden, aus welchem der angebliche 
Schreibs und Druckfehler als wefentlic, dargeftellt und 
gerügt worden wäre. Um nan allen dergleichen möglichen 
Mißdeutungen oder Mißverftindniffen vorzubeugen, wird, 
auch gänzlich von dem genauen oder buchftäblichen Innhalte 
der Original-Acceſſionsakte, bei E:ımanglung deren Kennts 
niß, abjtrahirt, folgende Bemerkung nicht überflüßig feyn. 

Daf die Ausdrücke Comte und Comte rückſichtlich der 
flaatsrechtlichen DVerhältniffe des Grafen von Ortenburg nicht 
von bedeutendem oder folgereichen Unterjchied feyen, und daß 
beide Ausdrücke feldft von den großherzoglich Würzburgiſchen 
oberften Behörden in offiziellen Schreiben promiscue ge— 
braucht worden , iſt eben fo vichtig,, als daß die von dem 
Grafen von Drtendurg im Sjahre 1806. von Sr. Majeſtät 
dem Könige von Baicın gegen die alte Srafichaft Ortenburg 
und andere Befisungen in Baiern eingetaufchten Beſitzungen 
in Franken die Benennung einer Grafſchaft Ortenburg als 
neue Stammdefisung der graflihen Familie und als Aequi— 
valent fiir jene dem königlichen Haufe Baiern cedirte alte 
Srafichaft Ortenburg gar wohl tragen Fonnte und respective 
noch tragen könne, indem der benannte Landesfirich der gräfs 
lich Ortenburgifchen Familie mit allen hoheitlichen Rechten 
und Renten, ale Milizenzug, Beſteurung u. f. w. und zwar 
als Allodial ; Eigenthum übergeben, und von derfelben aud) 
als folhes his zur Abſchließung der rheiniſchen Bundesakte 
befeffen worden if. Es war diefes Fand ein reichsftändi, 
fches Hoheitsgebiets, auf welches z. B. Kammerzieler u. f. 
w. in eben der Manfie übertragen worden waren, als felche 
in der alten Grafichaft in Ortenburg in Baiern beftanden 
harten und ift auch von Seiten Sr. des Herrn Erzherzogs 
Sroßherzogs kaiſerlichen Hoheit als ſolches noch neuerdigs 
anerkanut worden. 
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Anmerfung des Herausgebers. 


Der bemerkte Druckfehler war allerdings ein wefents 
Tier, weil Urkunden mit Genauigkeit abgedruckt werden 
müffen, und in der Accefflonsafte nicht Comte fondern 
Comte ficht, wie fihon aus der Urkunde feldft erhellt, in: 
dem der Ausdruck possessions du Comte feinen Sinn 
Haben würde. Diele Zeitfchrift, indem fie nach einer ihr 
zugefommenen offiziellen Eröffnung diefen Fehler vers 
beſſert, war weit entfernt, in die Beurtheilung der hieraus 
fi) ergebenden rechtlichen Folgen einzugehen. Die Beſtim— 
mung derſelben gehört zum Reſſort des. Souverains des 
Herrn Grafen. Da es aber noch eine Srafichaft Ortenburg 
in Baiern und eine gleiches Namens in Kärnthen gibt; fo 
war dieſes vielleicht, wenn angenommen werden fünnte, daß 
Comte und possessions du Comte ſynonim feven, die 
nächſte Veranlaffung, warum in der Urkunde nicht sur le 
Comte d’Ortembourg , fondern sur les possessions du 
Comte d’Ortembourg gefeßt worden ift. Uebrigens ift 
wohl allerdings bekannt, daß dem Herrn Grafen von Drtens 
burg Reichs unmittelbare Lande im fränfifchen Kreife 
zu Theil geworden find ; aber es ift bis itzt, wenigftens niche 
öffentlich bekannt, daß der Namen einer Grafſchaft 
Drtenburg auf diefe Lande übertragen worden fey. 


Der Herausgeber. 
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21. 


Vortrag der herzoglih Naffauifchen Minifter. 
Veberficht des Zuftandes des Nafauifchen Herzogthums 
nach Ablauf des erſten Jahrs ſeit ſeiner Bildung *). 





E⸗ iſt unſere Pflicht, Eueren Hochfürſſtlichen Durch— 
lauchten die Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Her⸗ 
zogthums nach Ablauf des erſten Jahres ſeit ſeiner Bildung 
vorzulegen. | 

Zuerft verdanken wir unterthänig, daß Euere Durchs 
lauchten nicht alfobald eine vollftandige Einrichtung begehrt 
haben ; fondern ung erlaubten, langfam und behutfam vors 
zufchreiten. | 

So viele heterogene Theile in Abdficht ihrer vorigen 
Verfaffung, ihrer Religion, ihrer Gewerbe, ihres Wohlftans 
des, und der Talente oder Neigungen ihrer Adminiftratoren 
in ein Ganzes zu bringen, war allerdings bei uns mit mehr 
Schwierigkeiten verknüpft, als es bei andern mag gemejen 
feyn. — 

Die Aufgabe war inzwiſchen die: von dem gegebenen 
Zuſtand den beſten Gebrauch zu machen. 

Euere Hochfürſtliche Durchlauchten ſelbſt haben jede Be: 
mühung, die ſonſt ganz fruchtlos geblieben wäre, dadurch 
erleichtert, daß Sie durch Freundſchaft und Verſtand eine 
Gattung von unvermeidlicher Zweiherrſchaft ohne beſondere 
Inkonvenienzen zuließen. 

Was alsdann die auswärtigen Angelegenheiten betrifft; 
fo werden unſere Blicke zuerſt auf den franzöſiſchen Kaifers 





*“) Diefer Vortrag erfchien gedrudt als Beilage zum Thal: Ehrenbreit; 
Reimer Intelligenzblatte. 
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Hof gezogen. Durch bie Erfüllung der Pflichten des Buns 
des, durch gute Nachbarſchaft, durch Nrachgiebigkeit, biswei⸗ 
fen durch vernünftige und beſcheidene Vorſtellungen fuchten 
Sie die Achtung des Kaifers. Als Euere Hochfürſtliche 
Durchlaucht vor Kurzem feinen Pallaſt bewohnten, empfiens 
gen Sie davon unzmweideutige Beweiſe. — | | 

Unfer Meiner Staat ift mit niemand in bedeutender 
Fehde. Der Friede zu Tilſit hat auf eine, zwar nicht ges 
wünfchte Art, auch die große Beſchwerde gegen die Krone 
Preufen, wegen der Reverfibilität der Dranifchen Beſitzun⸗ 
" gen, und fo jeden Groll getilgt. 

Die Grenz sDifferenzien gegen das Großherzogthum 
Berg und das Großherzogthum Darmſtadt ſind unbedeutend 
und leicht zu beſeitigen. 

Mit allen andern Höfen und auch mit dieſen beſteht ein 
gutes Vernehmen. 

Inſonderheit haben Euere Hochfürſtliche Durchlauchten 
das Präſidium der Fürſtenbank ſo verſtanden, daß Sie ſich 
als die berufenen Freunde aller dieſer Fürſten betrachteten 
und nicht ohne Erfolg. A 

Auch den Päpftlichen Hof haben Sie freundlich begrüßt, 
und es kann ung gleichgültig feyn, ob durch Kontordat der 
ganzen Nation, oder durch eigene Verträge das Epifcopat im 
Herzogthum feine Beſtimmung erhält. — 

Denn, mas nun das Innere betrifft, fo fügt es fich, 
daß unfere Popufation ungefähr zu gleichen Zahlen die drei 
chriftliche Neligionspartien zahlt. Davon haben wir durchs 
aus feinen Nachtheit verſpürt. Kein Vorzug hat auf der 
einen Seite Statt, fein Zwift oder Neid oder Klage auf der 
andern. Die neuen Latholifchen Unterthanen werden die 
Treue gegen Euero Durchlauchten eben fo bewähren, als fie 
fie im Anfang des Kevolutionsfriegs an der Saar mit ih⸗ 
rem Blute beſiegelt haben. 

Die Ausübung der Religion geht ihren ungeſtörten 
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Bang; religiöſe Ideen, Moratitit und Drdnung, die die Na 
tur der vorigen Kriege (oder gemacht hatte, befeſtigen fich 
wieder. Der Stand der Prediger ift im Ganzen tadellos. 
In andern verwilderten Gegenden Haben Wifitationen den 
nöthigen Ernft gezeigt. 

Wir haben noch Klöfter; denn auch auf die Zellen der 
Mönche und der Klofterfrauen wollten Euere Durchlauchten 
mit ſchonender Hand gewirkt wiſſen. Ihre Minderung voll⸗ 
ziehen Wir allmählig. Von den Bleibenden ſuchen wir 
Nutzen. Böſes haben wir ihnen nicht vorzuwerfen. 

Die höhern unter unſern Schulen ſind im Flor und 
Fortgang; die unteren in manchen Diſtrikten zwar keines⸗ 
wegs ſo, wie Euere Durchlauchten wollen, aber die Aufmerk⸗ 
ſamkeit iſt dahin gerichtet, und es wird beſſer werden. — 
| Die Sicyerheit des Landes iſt, ungeachtet der Abweſen⸗ 
heit der Truppen nicht einen Augenblick geftöre geivefen. 
Wir haben von feinem einzigen bedeutenden Verbrechen ger 
hört, als was an den Srenzen von Auswärtigen veriibt 
worden iſt. 

Diefe Truppen find am Ende des Jahrs mit Ehre, 
und mit Zeichen der Ehre und des Beifalls aus dem Felde 
gekommen. Ihre Haltung, ihre Disziplin kann andern zum 
Mufter dienen. | | 

Die Gerichte find mit tüchtigen Männern befeßt. Sie 
entfprechen dem Zweck und verdienen Belobung und Achtung. 

Auch die adminiftrative Behörden verdienen die Billis 
gung Eurer Durchlauchten im hohen Grade. Wir erftaus 
nen, wenn wir aus andern Gegenden Tadel der Vernachläfs 
figung und des Egoismus gegen diefe Klaffe ausfprechen hö⸗ 
ren. In den ſtürmiſchſten Zeiten, mitten unter Verſührung, 
Iuftigen Theorien, Erzeffen, Beraubung und troftlofen Aus: 
fihten haben fie mit Anftvengung, mit unerfchlitterfichem 
Fleiß und Seldftverläugnung , die auch auf den dentichen 
Nationalcharakter ein fehr günſtiges Licht werfen, ihren Be; 
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euf, vergnfigt mit mäfigem Sold, treulich vollzogen. Und 
mit fanfter Leitung führen wir nun die Fremden, die mit 
uns vermengt find, zu demfelbigen Geiſt und Ordnung an. 
Ihrer vernünftigen Fürſorge ift es vorzüglich zuzufchreiben, 
daß die Wunden des Kriegs anfangen fich zu vernarben. 

Denn der Fremde weis, daf Theile des Herzogthums 
zu den ſchönſten und fruchtbarſten Gegenden von Deutſch⸗ 
land, ja ſelbſt von ganz Europa gehören. Aber er weiß 
nicht, wie ſchmal dieſe Striche ſind, und daß eben ſo andere 
große Theile und ſo viele kalte Bergrücken zu den ſchlechten 
deutſchen Fluren gehören. Auf kein anderes deutſches Land 
hatte der Krieg ſo früh, ſo lang und ſo drückend gewürkt, 
weil er hier ſo viele Jahre mit abwechſelndem Glück geführt 
wurde; und die Feſtungen Mainz, Ehrenbreitſtein und Kos 
nigftein die Bedürfniſſe ins Unendliche vermehrten. 

Wir entfchuldigen damit, daf das fo ruinofe Gemeinde; 
Schuldenwefen noch fo wenig fortgeriickt fey, und daß 
wir von diefen großen Zweige der Adminiftration noch wes 
nig Lobenswerthes zu fagen wiffen. An diefem- Uebel‘ su 
unfer Eleiner Staat nod) lange fränfeln. 

Wir entfchuldigen damit den fchlechten — vieler 
Waldungen, die zur Entſchädigung dienen ſollten. Die Naſ— 
ſauiſche Holzkultur gehörte unbeſtritten zu den vollkommen— 
ſten. Fremde kamen zu uns in die Lehre. Frankreich hat 
den hohen Werth der abgetretenen kennen gelernt. Die Forſt⸗ 
bediente beeifern ſich nun in die Wette. Aber die Natur iſt 
nicht ſo heiß und willig mit ihrem Nachwuchs, als lebhaft 
unſer Wunſch und groß unſer Bedarf iſt. Inzwiſchen wird 
dieſem ſo intereſſanten Theile der Staatswirthſchaft auch die 
Abtheilung der Marken zu Statten kommen, die man be— 
günſtigt, betreibt, und zum Theil ſchon erreicht hat. — 

Der Krieg zur See, und was dort und in der Beziehung 
fo. völkerrechtswidrig vorgeht, ſtört auch unſern Kandel und 
unſer Gewerbe; ſonſt würden Euere Durchlauchten die Ma— 
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ximen großer Freiheit befolgen und feine Eiferfucht und feis 
ne andere Befchränfung kennen, als die, zu welchen die 
Rückſicht auf mächtige Nachbarn nöthigt. Jener verderbliche 
Krieg ſtört unfere Fabriken, deren einige eben im Empor: 
fommen waren. Er ſtört unfern Bergbau, die Quelle der 
Nahrung fo vieler dlirftiger Gemeinden, einen Vortheil, der 
bedeutender ift, al der unmittelbare Gewinn fir den Staat. 
Er ſtört die Verfendung unferer vortrefflihen Mineralmafı 
fer; er ftöre den Kandel des Weins, des edelften unferer 
Produkte. Indeſſen find keine diefer Gegenftände vernach— 
läßigt. Wir haben dem Weinbau eigene Aufmerkfamteit ges 
widmet, und indem wir ihn aus größeren Gefichtspunften 
anfehen können, haben wir die Beforgniffe derer überflüßig 
befeitigt, die von der Hand des Klerus und der Mönche 
forgfältigere Martung vermutheten. Nichts defto weniger 
find Neben in den Thälern dem Ackerbau zurückgegeben 
worden. 

Denn der Aderbau bleibt die Hauptquelle des deutfchen 
Wohlſtandes. Wäre er nicht von fo guter Beichaffenheit, 
wie hätte unfere Nation fo viele Leiden ertragen fünnen !} 
Die großen Theorien anderer Länder finden Wir zwar bei 
ung nicht; wenige unter uns find vielleicht felbft unterrichtet 
genug, um fie ganz zu würdigen. Aber in dem praftifchen 
Theit ift dennoch Leben und Betriebſamkeit. Vorzüglich un: 
fere Wiedertaufer giengen mit Beifpiel voran — Nachbarn 
der vormaligen Unterpfalz und mit ihr rivaliſirend, fehreiter 
man liberall vorwärts. Der Kleebau hat uns geholfen. Die 
Brache ift eingefchränft. Die Viehzucht prosperirt. Allein 
wir befennen gern, daß wir noch ein weites Feld vor ung 
haben. Der fo nachtheiligen Zerſtückelung der Grundſtücke 
kommen wir durch die Zufammenlegung oder Konfolitation 
zuvor. Der Widerfpruch und die Abneigung haben bald aufs 
gehört. Man rückt voran, und große Aemter empfinden 
ſchon diefe Wohlthat. | 
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Nah der Zufammenfügung bes Meinen Staats konnten 
wir den Straßenbau nach uniformen Anfichten entwerfen. 
Auch hier hatten die Feldzüige fo vieles ruinirt. Es ift nicht 
nur das Meifte verbeffert; fondern Euere Durchlauchten zies 
hen felöft durch das Rheingau und über den Weſterwald 
neue fchöne Saab, die es mit allen andern aufnehmen 
werden. 

Die Hinderniſſe ſind auch nun beſeitigt, die der weite— 
ren Schiffbarmachung der Lahn entgegenſtanden. Es iſt ſchon 
Hand daran gelegt, und es wird möglich feyn, bis zur Grenze 
diefe Unternehmung zu führen. — — 

Wenn wir unfern Finanzzuſtand betrachten, ſo iſt er 
weder zu glänzend, noch zu abſchreckend. Indem die Sichers 
heit des Eigenthums untergraben war, flieg der Zinsfuß und 
dev Wucher. Euere Durchlauchten entgehen ihm, indem Sie 
lieber Domainen in vernünftiger Proportisn opfern und fo 
der Landeskultur wieder zu Statten kommen. Die anerkann⸗ 
ten Schuldicheine fteßen fo ziemlich al pari und von fülchen’ 
liquiden Schulden ftehen die Zinfen nicht’ zurück, 

Wir fuchen unfer fo buntes Steuerfyftem in ein richtts 
ges Verhältniß zu bringen und fchreiten darinn langfam fort. 
Die Freigüter haben wir zugezogen, aber dennoch eine Rück 
fi ht auf die Klaffifitation und den Beruf der Menfchen ges 
nommen. Diefe dermaligen Steuern find hin und wieder 
‚niche leicht. Durch gutgewählte indirefte wünfchen und fus 
hen wir die birefte zu erleichtern; unfern großen Bedürf— 
niffen, die fi doch jährlich mindern, Genüge zu thun, und 
des Meinen Staates Kräfte gehörig anzuwenden. 

Die Schulden find namhaft, aber nicht niederdrückend. 
Bei weiten größer iſt die Laft der Penſionen, die die 
Staatsveränderungen in Deutfchland auf ung gewälzt haben, 
Vierzehnhundert verfchiedene Penfionen entrichtet ein fo klei⸗ 
nes Fand und was mehr ift, fie find richtig entrichtet. So 
vieler — — und beunruhigter Familien Heil hängt 
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an. der Ordnung unferer Staats; und Finanzeinrichtung, was 
für uns ein neuer Sporn ift, diefe Aufgabe zu löſen. 

Das Armenmwefen ift nach den Ländertheilen noch zers 
ftiicfefe und ungleich. behandelt. Unſere Sorge wird aber — 
dahin gerichtet feyn; und Euerer Durchlauchten Fruchtvor; 
väthe vertreten die Stelle der Magazine in dürftiger. Zeit. 

Den Anftalten der Brandaffeturan; hat man bereits eine 
zweckmäßige Einförmigkeit-und Ausdehnung zu geben geſucht. 

Am Schluß des vorigen Jahrs wurde von Eueren 
Durchlauchten die, Leibeigenfchaft aufgehoben ,. die dem Nas 
men nach verhaft, bei ung ſeit Jahrhunderten fchon gelind 
und nur. noch bei dem Beſthaupt im ihrer häßlichen Geſtalt 
zu ſehen war. 

Was nun die Zufunft und eine ſtändiſche Verſaſſung 
betrifft, fo beobachten wir.die Kompofition .unferer Staats: 
Maschine, den Geiſt der Zeit und das Beiſpiel anderer . 
mächtiger- Staaten. Euere Durdlauchten werden dann ge; 
wiß mit. liberalen Ideen und mit Klugheit folgen. 

Ungefähr, etwas Ahnlihes gilt von der Gefeßgebung. 
Daß die Mannigfaltigkeit der Gefeke und Statuten, die jekt 
in den ‚verfihiedenen Landertheilen bei uns gelten, unleidlich 
fen, dariiber find wir im Neinen. 

Andere große Experimente ftudiven wir, paffen ſie auf 
unferen Zuftand an, und werden bald im Stande feyn, einen 
umftandlichen Vortrag zu thun. 

Wenn eine Bundesverfaffung tiefere Wurzeln faßt, wenn 
Bundesgerichte ordiniret werden; fo werden Enere Durchs 
lauchten Ihre Nolle dabei ehrenvoll vollziehen. 

Der Friede, den die Erde erwartet, wird diefes Land, 
feine Herrn und Vorſteher zu. allen Verbeſſerungen nicht 
faumfelig finden. | 

Weilburg den ıten und Wiesbaden den Bten Juny 1808. 

v. Sagern. v. Marſchall. 


—ez— 





* 


279 


22. 
Bevölkerung des Königreihs Würteinberg. 


[. 





© eben hat zu Stuttgart das Königlih Wirrtembergifche 
Staatshandbuch auf die Jahre 1807 und 1608 (ausgegeben 
im Sunius 1808) die Preffe verlaffen. Es iſt (ohne die 
Ueberfiht von einem Bogen) mit dem vollftändigen Negis 
fier und Nachträgen gg6 Seiten in 8. ſtark und für den 
Statiftifer von hohem Werth. Wir werden die Staates 
merkwürdigkeiten, welche daffelbe enthält, vollffändig in eis 
nem der nächften Hefte mittheilen, wollen aber zuvörderſt 
die Bevölkerung des ganzen Königreichs nach den darin ent 
haltenen einzelnen Angaben zufammenfegen, und in einer 
Hauptüberſicht unfern Pefern mittheilen. 

Das ganze Königreich ift in ı2 Kreife, jeder Kreis 
aber wieder in Oberämter eingetheilt, denen ald Souverainis 
tätsbeamtung zugleich die Patrimonialämter untergeordnet 
find. Jedem Kreife ift ein Kreishauptmann und ein Kreis: 
fteuervarh mit einem Aktuar vorgefeht. Das Perfonal des 
Dberamts ift verfchieden. Außer dem DOberamtmann ift für 
die Parrimonialämter noch befonders eine Sonverainis 
täts Rameralverwaltung vorgeſetzt, die nicht immer ihren 
Sitz in der DOberamtsftadt hat. Bei der Bemerkung 
der Volkszahl hat man zuerft jene des Dberamts mit 
Einfchluß der Patrimonialämter angeſetzt, fodann aber 
befonders bemerkt, wie viel Patrimonialunterthanen unter 
der Hauptzahl befindlich find. Unter Patrimonialämtern 
werben nicht blos die ehemaligen Neichsritterfchaftliche, fons 
dern auch die Neichsfürftiihen und Neichsgräflihen Aemter, 
welche aber Parrimonial:Obervogteiäamter heifen, verftanden,, 
und von ihnen ift die Seelenzahl zu verftehen. Im nächften 
Hefte wird diefe Zahl näher auseinander gefegt werden, 
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Die Zahl der Patrimonialunterthbanen mag indeffen in 
einigen Oberämtern doc noch ftärker feyn , da bei einigen 
Eondominien und Lehen die befondere Zahl einiger mittelba’ 
ren Unterthanen nicht unter befondern Patrimonialämtern 
angegeben if. Man wird in der Folge auf diefen Umſtand 
zurückkommen, bemerkt jedoch vorläufig, daf die Zahl nicht 
fehr bedeutend iſt. Die beiden Reſidenzſtädte Stuttgardt 
und Ludwigsburg find nicht eingekreift und werden aljo hier 
befonders angeführt. | | | 


Setlenzapt. 
\ Hauptfumme darunter Patrıntos 
Erfte Reſidenz und Hauptſtadt nialuuterthanen- 
‚ Stuttgardt *) 22771 — — 
Zweite Nefidenzs und dritte Haupt—⸗ 
ſtadt Ludwigsburg **) 58900 — — 
Erſter Kreis: Stuttgardt. 
1) Oberamt Böblingen mit ı Patr. 
Amt. ***) 19919 :. — 45 
2) — Canntſtadt mit ı Patr. 
Amt. ****) 1405 — 607 
3) — Eßlingen 13510 — aa 
4) —  Köngen mit ı SPatr. 
De 9 Mm — 686 
5) — Leonberg 14654 — — 


6) Amts Oberamt Stuttgardt 23348 — — 


Kreis Stuttgardt 3 Patr. Aemter. 92383 darunter 1337 


*) Unter dieſer Zahl iſt der Hof und das Militair 
nicht beariffen, wohl aber die zur Stadt gehörige Weiler 
und Miihlen (1974 Seelen). Unter den gezählten befinden 
ſich 22525 Lutheriſche 140 Katholiten 16 Reformirte 92 


uden. 

**) Ebenfals ohne Hof und Militair jedoch mit Ein: 
ſchluß eines Hofguts (16 Seelen), des Zucht:, Arbeits, 
Waifen: und Srrenhaufes (398 Seelen) und der Porzellans 
Fabrik 83 Seelen) fa wie der 23 Juden. 

***) Mauren, von Röder. 


277 


****) Mühlhauſen am Neckar. Freiherr von Palm. 
*****) Steinbach. Freiherr von Palm. - 


#- 


Seelenzahl. 

Zweiter Kreis. Ludwigsbur en — —— 
ı) Oberamt Beſigheim. 6271 — — 
2) — Bietigheim. 9400 — — 
3) — Ludwigsburg 2 Patrim. 

Aemter. *) 1860 — mai 
4) — Marbach 2 dergl. **) 13a20 — 1179 
5) — Maulbronn. 23233 — — 
6) — Vaihingen 2 Patrim. 

Aemter. ***) 11790 — 543 
7) — Waiblingen. 9519 — — 


Kreis Ludwigsburg 6 Patr. Aemter 91838866 — 2443 


*) 1) Heutingsheim. Freiherr von Knieftedt. 2) Unter⸗ 
Riexingen. Freiin von Zwierlein vermähle an von Öteigens - 
tefch. Diefer Ort ift ein Condominalort mit der Krone, 
welche 2%, befißt. Zur Patrimonialherrſchaft gehören 161 
Seelen und von den gemeinfchaftlichen 86 nehören ı9 dazu. 

**) 1) Kleinbottwar. Freiherr von Knieftedt; 2) Nek— 
far: Beihingen, ein Condominalort , deſſen Unterthanen nad) 
KHäufern abgetheilt find, wovon Wiürtemberg 4, und von 
Gemmingen beſitzt. Diefe 34 betragen 586 Seelen. 

***) 1) Hochdorf. v. Teſſin; 2) Niet). von Reiſchach. 
Da Würtemberg von jeher die Hohe Jurisdiktion hatte, und 
auch an der niedern mit betheilt ift; fo ift die Volkszahl 
mit unter dem Drte Nußdorf unter den unmittelbaren anges 
feßt.. Für Nierh find 700 Seelen angefeßt, die aber hier 
unter der Hauptzahl ſtecken. 





Seelenzahl. 
Hauprfumme darunter Parrimos 
Dritter Kreis. Heilbronn. nielunterthanen. 
ı) Oberamt Badnang 5 Patrim. 
Aemter.. *) 21244 85 


2) — Beilſtein 2 dergl. — 15021 — 173 
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5) Oberamt Bracdenheim. 110220 — — 
4) — Gütsglingen. 745323 — — 
5) — Heilbronn a Patrim. 

Aemter. ***) 12453 — 72 
6) — Kirhhaufen 4 desgl. ***) 8900 — 5641 
7) — Laufen ein desgl. *****) 7675 — 288 
8) — Möckmühl 5 desgl. tt) 415 — 1400 
99 — Neckarsulm 5 desglei— 

chen. Ya) 14375 43 


10) — Weinsberg 3 desglei— 
chen. ) 195994 — 2 494 


Kreis Heilbronn 25 Patr. Aemter 1169600 — 18848 


*) ı) Patrimonial⸗Stabsamt Abſtadt. Fürſt zu Löwen⸗ 
ſtein Wertheim. 2) Parrimonial:Vogteiamt Löwenſtein. 5) 
Patrimoniatamt Lammerspach. 4) Patrimonialamt Sulz: 
bach. 2. 3 und 4 gehören den beiden Grafen zu Löwen— 
ſtein Wertheim; und dieſe 4 zuſammen machen die Patri— 
monialherrſchaft Löwenſtein aus. 5) Oppenweiler. Freiherr 
Sturmfeder von und zu Oppenweiler. 

**) 1) Helfenberg, theils Königlich, wovon die Volkes 
menge unter der Hauptſumme; theil und zwar pro 
indiviso v. Gaisberg, von Boumwinghanfen, und Gräfin von 
Pückler. 2) Schloßgut Fichtenberg. Freiherr von Weiler. 

”*) 1). Schloßgut Horckheim. von Buol. 2) Thal: 
heim. Freiherr von Gemmingen. 

***) 1) Bonfeld; 2) Fiirfeld, beide gehören von 
Semmingen verfhiedene Linien. 5) Maſſenbach; von Waffen: 
bach. 4) Schwaigern. Graf von Neipperg. 

FAR, Schosach, Freiherr von Sturmfeder. 

FR) 1) Aſſumſtadt. Freiherr von Ellvichshaufen. ©) 
Patrimonialichloß und Hof Domeneck und Seehof. Negies 
tungsrach Uhlfhe und Sichererifche Erben. 5) Widdern. 
Freiherr von Zulfenhardt und von Gemmingen. 

7) Bürg; 2) Schloß Kochendorf. 3) Hofgut 
Ilgenberg. 4) Hofant Lobenbach ſämmtlich von Gemmingen. 
6) Schloßgunt Deddeim. Canvler von Dedheim. 

) 1), Affaltrach. Freiherr von Truchſeß. 2) 
Eſchenau. von Uxküll — Gyllenband. 3) Steinsfeld. von 
Gemmingen. 
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Seelenzahl. 


— — — 
Ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Vierter Kreis. Oehringen. niafunterthanen. 


ı) Souverainitäts :Oberamt Neuens 
ftein. 16 P. Aemter. *) 88446 — 38445 
2) Oberamt Nizenhaufen 11 Patr. 








Aemter. **) 27575 — 25860 
3) — Schönthal 8 desgl. **) 11062 — 6,56 
Vierter Kreis Oehringen 55 P. Aemter 76882 — 71041 


*) ı) Patrimonial:Obervogteiamt Oehringen. 2) Patri⸗ 
monialamt Beutingen. 3) Patrimonialamt Ingelfingen. 4) 
Patrimonialamt Künzelsau. 5) Patrimonialamt Michelbach. 
6) Patrimonial⸗Obervogteiamt Neuenſtein. 7) Patrim nial⸗ 
amt Niedernhall. 8) Patrimonialamt Forchtenberg. Dieſe 8 
gehören Hohenlohe Ingelfingen nur das unter 8 gehört zum 
Theil Hohenlohe Kirchberg und Langenburg. 9) Patrimonial: 
amt Adolsfurth mit Ohrenthal. 10) Patrimonialamt Kupfer— 
zell. 11) Patrimonial Obervogteiamt Waldenburg; dieſe drei 
gehören Hohenlohe⸗Schillingsfürſt. 10) Parrimonial:Dders 
vogteiamt Meinhardt. 13) Patrimonial Obervogteiamt Pfe: 
delbach. 14) Patrimonial Obervogteiamt Sindringen. Dieſe 
drei gehören Hohenlohe-Bartenſtein. 16) Mayenfels, mir 24 
von Gemmingen mit von Weiler, 16) Weiler mit Lidy: 
tenbera ; von Weiler. 

**) 1) VBartenftein; KohenlohesBartenftein. 2) Hals 
tenbergftetten. 5) Braunfpach. 4) Jagſtberg; diefe 3 gehö— 
ven Hohenlohe Jagſtberg. 5) Döttingen; Hohenlohe: Kirchs 
berg. 6) Langendurg; Hohenlohesfangenburg. 7) Schrözberg; 
Hohenlohe:Sjngelfingen. 8) Weickersheim mit Hollenbach; ae: 
meinichaftlich den 5 Linien Hohenlohe Langenburg-Ingelfin— 
gen-fangenburg und „Kirchberg. g) Kocherftetten; freiherrl. 
Familie von Stetten. % Morftein; Freiherrn von Crailds 
heim. 11) Wachbach; Freiherrn von Adelsheim und der 
deutfche Orden. 

***) 1) Aſchhauſen; Graf von Zeppelin. 2) Saafthans 
fen. mit Berlichingen ; SFreiheren von Berlichinarn. 5) 
Dörzbach; die Herren von Eyb. 4) Krautheim; Fürſt von 
Sam: Krautheim. 5) Korb; Freiherr von Berlichinsen. 6) 
Roſſach; der nämlihe. 7) Laibach; Freiherr von Rackniz. 
8) Meßbach; Freiherr von Thuna. 
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Seelenzahl. 


RT — 
Fünfter Kreis. Calw. nialunterthanen. 
1) Oberamt Alpirsbach 7596 — — 
2) —. Altenftaig ı Patr. Amt. *) 9528 — 967 
3) — Cam. 6 — — 
4) — Freudenſtadt. 138666 — — 
5) — Herrenalb. 23823 — — 
6) — -Magoldo P.Aemter.**) 1647 — 718 
7) — Neuenburg. 12201 — — 


8) — Weil; Patr. Amt. **) 7127 


Fünfter Kreis: Calw. 4 P. Aemter 85566 — 02132 


*) Berned; Freiherr von Gültlingen. 

) 1) Der zum Patrimoniaiamt Däßingen Dberamt 
Weil gehörige Patrimonialort Rohrdorf, dem Commenthur 
zu Rohrdorf Freiheren von Flarlanden gehörig. 2) Unters 
Schwandorf; Freiherr von Kechter. 

**x) Däßingen ſ. * ı. 


| 
5 











Seelenzahl. 

Sechſter Kreis. Rothenburg. — a 
1) Oberamt Balingen 4 P. Aemter. *) 29278 — 7826 
2) —  SKerrenderg. - 15741 — — 
3) — Horb; gP.Aemter. *) 14586 — 9477 
4) —  Nofenfeld. 7900 — — 
5) — Rothenburg 3 Patrim. 

Aemter. ***) 23745 — am 
6) — Sul am Neckar 2 der: — 

gleichen. ***) 778 — 650 


7) — Tübingen7 dergl. ***) 3456566 — 1180 
8) Herrſchaft Stetten am kalten 
Markt. ***) 1333 — — 


Sechſter Kreis: Rothenburg. 5 Pa ⸗· 
trimonial Aemter 122306 — 20707 
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+) 1) Patr. Obervogteiamt Dotternhauſen; Graf von 
Biſſingen⸗Mippenburg. 2) Patr. Obervogteiamt Geißlingen; 
Graf von Staufenberg. 3) Oberhauſen; Freiherr von Pach. 
4) Werenwaag mit Kallenberg; Freiherr von Ulm. 

**) 1) Patr. Ort Baiſingen (j. * 2). 2) Felldorf; 
Freiherr von Ow. 3) Mühringen mit Gündringen; Freiherr 
von Münch. 4) Nordſtetten; Keller von Schleitheim Frei— 
herr von und zu Iſenburg. 5) Ober- und Unter-Thalheim; 
Freiherr von Kechler. 6) Patr. Ort Rexingen zum Patr. 
Amte Hemmendorf D. A. Rothenburg gehörig; Graf von 
Thurn und Balfaffina. 7) Patr. Obervogteiamt Vollmarin— 
gen; Fürft von Waldburg zu Zeil:Trauhburg. 8) Wachen; 
dorf; von Dw. g) Weitenburg; Freiherr von Naßler. 

***) 1) Srommenhaufen; von Wagner. 2) Patr. Ober: 
vogteiamt Hemmendorf; Graf von Thurn und Valſaſſina 
(f. ** 6.) 3) Pate. DObervogteiame Hirrlingen; der König 
von Dännemarf. 


****) 1) Leinſtetten; Graf von Sponeck. 2) Patr. Ort 
Neunthauſen; Freifrau von Gaisberg und Freiherr von 
Linden. 


*****) 1) Patr. Gut Ammern nah Marchthal gehörig; 
Fürſt von Thurn und Taxis. 2) Patr. Gut Bläſiberg; Ba; 
von Schott von Schottenſtein gen. von Hopfer. 3) Kilch— 
berg; von Teffin. 4) Poltringen mit Oberndorf; der 
Krone %; dem Freiheren von Ulm gehörig; die Seelenzahl 
der 24 ift nicht befonders angegeben. 5) Patr. Ort Rüb— 
garten; Freiherr von Knieſtedt. 6) Patr. Schlofigut Thal 
heim; Baron Schilling von Canntftadt. 7) Wankheim; von 
Saint-Andre, ⸗ 

****5**) Von der Becſchaffenheit dieſer Herrſchaft iſt 
—— nichts geſagt, als daß ſie zum Kreiſe Rothenburg 
gehöre. 





Seelenzahl. 
— — —— 
Ueberhaupt darunter Patrimo— 
Siebenter Kreis: Rotweil. nialunterthanen. 
1) Oberamt Hornberg ı Patr. Amt.*) 17595 — 6467 
2) — Rottweil 4 desgl. *) 20124 — 1654 


3) — Spaichingen ı bdesgleis 
pen. ***) 457 — 676 
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4) Dberamt Stodah 17 Patrim. 

Aemter, 8 Herrſchaften 

u. befondereXemter. ****) 660 — 18256 
5) — Tuttlingen ı Patrim. | 





ng 2175063 — 4010 
Siebenter Kreis: Rotweil 24 P.A. 
8 Herrfchaften 100974  — 30983 


*) Schramberg; Graf von Biffingen:Nippenburg. 


**) ı) Harthaufen; Freiherr von Stain zum Rechtens 
ftein. 2) Lackendorf; Freiherr Sfflinger von Granegg. 5) 
Weigheim; Freiherr von Flachslanden. 4) Wellendingen ; 
Freiherr von Freiberg und Eifenburg. 

***) Date, Obervogteiame Balgheim ; Fürft von Wald: 
burg zu Zeil. 

****) 1) Patr. Gut Berenderg; Graf von DBeroldins 
gen. 2) Bodmann ; Freiherr von und zu Bodmann. 5) P. 
Ort Büeſſingen; Junker im Thurn. 4) P. Hofgut Hart— 
hof; Allmayerſche Erben. 5) Heilsberg ; Freiherr von Deu: 
ring. 6) Hohenkrähen; Freiherr von Neifchach. 7) KHohens 
ftoffeln; Freiherr von Hornſtein. 8) Hoppetenzell; Baron 
von Ulm. g) Patr. Obervogteiamt Langenftein mit Beuren 
an der Aach; Grafen von Welsberg-Raitenau. 10) Müh— 
lingen ; von Buol. 11) Nandegg; von Deuring. ı2) Patr. 
Gut Ridelshaufen; von Senger. 15) Patr. Obervogteiamt 
Schlatt am Randen; Fürft von Fürftenberg. 14) Schlatt 
unter Krähen; Freiherr von und zu Bodmann. 15) Patr. 
Dbervogteiamt Singen; Grafen von Enzenderg. 16) Steiß— 
lingen; Freiherr von Stoßing. Zum Oberamte Stockach 
gehören ferner 1) Die Herrichaft Hilzingen. 2) Die H. 
Münchhof. 3) Homburg mit Stahringen. 4) Stadt und 
Spital Weberlingefche Niedergerichtsorte. 5) Die Meinanis 
hen Piedergerichte. 6) Die H. Blumenfeld. 7) 4 fürſtl. 
fürftenbergifche Orte. 8) 4 andere dergleichen. Alle diefe 
Orte und Herrichaften ftehen bis zur definitiven Beftimmung 
ihrer DVerhältniffe im Wege der mir dem Grosherzoglich 
Badenfchen Hofe eingeleiteren dinlomatifchen Unterhandlun: 
gen unter dem K. Oberamte Stockach. | 


r, Mühlheim an der Donau; die Freiheren von 
Enzberg. 
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Seelenzahl. 


rer 

Achter Kreis: Urad. Ä nialunterthanen. 

ı) DOberamt Kirchheim . . . . 21129 — —, 

0) — Münfingen 2 Patrim. 

Aemter. 0. gl — 581 

5) — Nürtingen ı dergl. **) 18794 — 404 
4) — Reutlingen... » 1742 — — 
5) — Urach.....30967 — — 
6) — Wieſenſteig..... 7088 — — 





Achter Kreis: Urach 3 P. Aemter 1005855 — 985 


91) Buttenhauſen; Freiin von Liebenſtein. 2) Enna 
beuren; Fürſt zu Fürſtenberg. 
**) Unter⸗Boyhingen; Baron Thumb von Neuburg. 





Seelenzahl. 


— — — — 
Ueberhaupt darunter Patrimo— 
Neunter Kreis: Ehingen. nialunterthanen. 


) Oberamt Biberach 10 Patrim. 

Aemter.*)... 25686 — 14400 
2) — Blaubeuren . . . - 7320 — — 
3) — Ehingen 7 Patrimonials 

Aemter. *) 2... nd — 5574 
4) Kiedlingen 4 dergi. ***) Ds — 9404 
5) Saulgau 3 dergt. ***) ıdı7 — 96658 
6) —  Urfpring a dergl. HH) 4176 — 1693 
7) — Zwiefalten 8 dgl. *****%) 127350 — 7655 


Neunter Kreis: Ehingen 54 Patr. Bene 
Amt . 2» 2... 748 — 46364 


*) 1) Achſtetten; Graf Törring-Gultenzell 4; Baron 
Reutner von Weil 74. 2) Bußmannshauſen:; Freihr. von 
Hornftein. 3) Ellmannsweiler; Freiherr Meichler von Mel 
degg; 4) Patr. Obervogteiamt Heggbach; Graf von Wald: 
bort- Baffenheim. 5) Hürbel; Freihr. von Freiberg Hürbel. 
6) Gross und Klein⸗Laupheim; Freih. von Welden. 7) Mit: 


ä 
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telbiberah ; Freih. von Um auf Erbah. 8) Patr. Obers 
vogteiamt Schemmerberg ; Firft “von Thurn und Tarie, 
g) Patr. Obervogteiamt Sulmingen; Graf von Plettenberg. 
10) Patr. Obervogteiamt Warthaufen; Graf von Stadion 
und Thannhaufen. - ai 

**) ı) Emerfingen; Graf von Stadion und Freih. von 
Stein. 2) Gammersſchwang; Freid. von Raßler. 5) Srans 
heim; Freih. von Speth-Schülzburg. 4) Ober: Diichingen 
mit Berg; Graf Schent von Eaftell. 5) Patr. Obervogteis 
amt Ober: Stadion; Graf von Stadion. 6) Patr. Obers 
vogteiamt Depfingen ; Fürſt von Thurn und Taris.- 7) Rißs 
tiffen; Graf von Staufenberg. j 

***) 1) Vereinigtes Patr. DObervogteiamt Buchau und 
Dürmetingen; Fürſt von Thurn und Taxis. 2) Grüningen; 
Freih. von Hornſtein-Grüningen. 3) Patr. Obervogteiamt 
Neufra; Fürſt von Fürſtenberg. 4) Wilflingen; Schenk 
von Staufenberg. 

x*x**) 1) Gutenſtein; Graf Schenk von Caſtell. 2) 
Königseck⸗Wald; Gr. von Königsegg-Aulendorf. 3) Patr. 
Obervogteiamt Scheer; Fürſt von Thurn und Taxis. 

er 1) Altheim mit Allmendingen; Freiherr von 
ae und Eifenberg. 2) Schelklingen; Graf Schenf von 

aftell. 

rk) 1) Ehrenfels; Graf von Normann : Ehrenfels. 
2) Das zum Dbervogteiamt Neufra gehörige Unteramt 
Hayingen; Fürft von Fiirftenderg. 3) Hohengundelfingen; 
Fürft von Palm. 4) Niedergundelfingen; Freiherr Reichlin 
von Meldegg. 5: Patr. Obervogteiamt Ober : Marchthal ; 
Fürſt von Thurn und Taris. 6) Nechtenftein mir Wilzin: 
gen; Graf Fugger-Kirchberg Weiffenhorn und-von Freiberg: 
Hürbel. 7) Schülzburg; Freih. von Speth. 8) Unters 
marchthal; Freih. von Speth. 





Seelenzahl. 
— — 
Ueberhaupt darunter Patrimo— 
Zehnter Kreis, Altdorf. nialunterthanen. 


1) Oberamt Altdorf mit 29 Aemter 

und Unterämter, und 11 

Patrim. Aemter *) 40945 — 18057 
2) —  MWaldfee, mit 9 Patr. 

Aemier **) Zu — 29258 


Zehnter Kreis: Altdorf mir g Patris 
monial⸗Aemter ME — 47495 
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*) Das Dberame. Altdorf hat die Ausübung der königl. 
Hoheirss; und Surisdiktionsrechte Über die föniglich Bateris 
ſche Stadt Ravensburg und die zu derfelben gehörige Nies 
dergerichte, ferner über die Stadt Buchhornifche Beſitzun⸗ 
gen: ſodann ſind demſelben folgende Patrimonialorte unter⸗ 
geordnet. 1) Amtzell; Reichlin Freih. von Meldegg. 2) 
Patr. Obervogteiamt Boindt; Graf von Aspremont Linden. 
3) Bettenreuthe; Freih. von Rehlingen. 4) Patr. Ober⸗ 
vogteiamt Eglofs; Fürſt von Eglofs-Windiſchgräz. 5) Patr. 
Obervogteiamt Ißny; Graf von Quadt. 6) P. Ob. V. Amt 
Kißlegg Wolfegg; Fürft zu Waldburg:Wolfegg. 7) P. Ob. 
V. Amt Kißlegq⸗ Wurzach; Fürſt zu Waldburg : Wurzach). 
8) P. Ob. V. Amt Neu⸗Ravensburg; Fürſt zu Dietrichſtein. 
9) P. Ob. V. Amt Waldburg-Zeil; Fürſt zu Waldburg— 
Zeil» Trauchburg. 10) P. Ob. Vogteiamt Waldburg : Zeil⸗ 
Trauchburg; der nämliche. 11) Patr. Obervogteiamt Weiſ—⸗ 
ſenau; Gräfin von Sternberg. 

1) Patr. Obervogteiamt Gultenzell; Graf von 
Törring : Gultenzell.. 2) Patr. Obervogteiamt Königseggs 
Autendorf; Graf von Königsegg. 3) Patr. Ob. Vogreiamt 
Ochſenhaufen; Fürſt von MerternichWinneburg. 4) P. O. 
Vogteiamt Roth; Graf von Wartenberg-Roth. 5»: Ob. 
3. Amt Schuffenried; Gräfin von Sternberg. 6) P. Ob. 
V. Amt Thannheim; Graf von Schäsberg. 7. Waldburg: 
Waldſee; Fürft von Waldburg zu Wolfegg und Waldſee. 
8) P. O. 3. Amt Waldburg: Wolf 99; Fürſt zu Wal-burgs 
Wolfegg. 9) P. D. V. Amt Waldburg Wurzach; Fürſt zu 
Waldburg : Wurzach). Ä 


Seelenzahl. 
— —,— 


N — 
Veberhaupt darunter Datemd⸗ 





Elfter Kreis. Schorndorf. 


nialunterthanen. 

1) Oberamt Gmünd; 5 Patr. Aem⸗ 
ter und 22 einzelne Med. | 
Unterthanen *) 21917 — 6o032 
2) —  Böpvingen,d Patr. Aem⸗ | ARE: 
ek) ee. 27183 5701 


3) — Murhadt. 0... 4188 
4) — Schomdof. . . » 31155 
5) — Weheim - .. 9957 
6) — Winnenden. . . . 9484 


Eifter Kreis Schorndorf. 13 P. Aemter 1oddıg — 11755 
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*) 1) Alfdorf;. Freih. von Holz. 2) Hohen; Rechberg ; 
Freiherr von Rechberg und Nothen Löwen. 5) P. O. 2. 
Ame Horn; Graf von DBerofldingen., 4). Verfchiedene zum 
P. Amt Effingen „gehörige Ortſchaften; Freih. von Wöll— 
warth⸗Eſſingen. 5) Leinzell; von Fang. 8 

*) 1) P. O. V. Amt Dürnau; Graf von Degenfeld⸗ 
Schornburg. 2 P. O. V. Amt Gros Eißlingen; der nam: 
liche. 5) P. O. V. Amt Rechberghauſen; der nämliche. 
M SFilseck; Freih. von Münch. 5) Jebenhauſen; Freiherrn 
von Liebenſtein. 8 P. DD. Amt Ramsberg; Graf von 
Preifing., 7) P. O. V. Amt Wäfhenbeuren, a) Graf von 
Ihnen » Valjaffina und b) Freih. von Freiburg auf Hürbel. 
8) Winzingen; Freiherr von Bubenhofen. 





Seelenzahl. 
Ueberhaupt darunter Datrimos 
Zmwölfter Kreis. Ellwangen. | nialunterthanen. 
r) Oberamt Aalen; 5Patr. Aemter *) 19776 — 5440 
2) —  Ellwangen,ı dergleichen **) 15431 — 890 
5) —  Gaildorfmit ı Unteramt, 
ı Pd. Amt und Srafichaft | 

Limpurg mit 7P. Aemt.**) 161939 — 15331 
4) — Gliengen an der Bey 897 0 — — 
5) — Hall, mit den Patr. Unter⸗ 

thanen Fr) . . . 16699 — 1444 


6) — Heidenheim.... 2064 — — 
7,) — Hohnhardt und Stimpf— 

ach PR) .. 2794 — — 
8) — Mördlingen Fee) . br — — 
99 — Schmiedelfeld.. 1900 — — 
10) — Vellberg, P. Amt XRVXA) 6854 — 144 
11) — Beiltingen Krach) , 1755s — — 


Zwölfter Kreis: Ellwangen 15 Patri⸗ 
monial Aemter 96801 — 23249 


*) ı) Effingen; Freiherren von Wöllwarth und” Graf 
von Degenfeld Schorndburg.. 2) Fachfenfeld; Freih. von Wölls 
warth. 3) Hohenftadt; Graf von Adelmann. 4) Laubad); 
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Freih. von Wöllwarth. 5) Neubronn; von Gemmingen und 
von Werneck. 

=) Nieder⸗Alfingen; Fugger Graf zu Nordendorf. 

***) ı) P. Obervogteiamt Adelmanngfelden a) Hohen: 
(ohe:Waldenburg :Bartenftein &%,, b) Grafen von Nechtern 
3, ©) die Wild: und Nheingräflihen Salm  Grumbadis 
fchen Erbsintereffenten %., d) Graf Löwenftein » Wertheim 
Yo, ©) Gräfinn ‚von Pückler und Limpurg Yo, f) die 
übrigen 26/0 beſitzt die Krone. 2) Die Grafichaft Limpurg. 
Von den jehr verwicelten Verhältniffen wird in einem ber 
folgenden Heften befonders gehandelt werben. | 

he) Diefeg Oberamt ift fehr mit Patrimonial Unter⸗ 
thanen gemifcht, und, die Verhältniffe find ebenfalls fehr 
verwickeit. u 

we) Von dieſem Oberamte gift das nämliche wie 
von Hall. 
* 2*****) Die Stadt. Nördlingen ‚gehört bekanntlich 

aiern. | 

280209) Miederfteinach; Freiheren von Gemmingens 
Gültenberg. 

rer) Dieſes iſt nun ein königlich Würtembergi— 
ſches Patrimonialgericht, welches der königlich Baieriſchen 
Souverainitätsbeamtung — dem Kreisdirektorium zu Wafs 
fertriidingen untergeordnet iſt. 


SJaupts Veberfidht. 


i eränter. trimonials ⸗ 

Sreife rn Hagel Bomhelk wee 
_ Stadt Stuttgart — 22771 — 
— Stadt Ludwigsburg — 0 — 
») Stuttgart 6 Oberämter 5 92583 1937 
2) Ludwigsburg 7? — 6 91838 *— 
3) Heilbronn 10 — 25 ın6g22 18848 
N Dehrinnien 5 — 35 6882 71041 
) Calw 8 — 4 85366 2132 
6, Rothenburg 7 u. ı Herrfchaft 25 122506 20787 
7 Rorhweil — 24 100274 30983 
) Irat 6 — Er 0 985 
9) Ehingen 7 — 54 94748 4858 
so) Altdorf 2 — 20 720 pe 
11) Schorndorf 6 — 13 10öd19 11753 
a2) Ellwangen 12 - — 16 g6501 23249 


Kreiſe. 76 Oberämter. 207 Patr. Aeniter. 2,182, 1830 279417 
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Vergleichung und Rückblick. 


In: Geogrophie und Statiſtik Würtemberg's; Laibach 
1787. bei Korn findet man folgende Volkszahl⸗Angaben: 


N Seelen. 
Im Jahr 1734 hatte Würtemberg . . .. . . 428000 
1784. Bu ar 4 . 477000 


17060.. .... 462000 
1770 ee ee en. 5obooo 
Va Sn 564793 
17 een. 579881 
Nachher nahm man immer, ohne Miümpel:  . - 
gardt und mit Ausfhluß aller unter franzöfifcher | 
Hoheit ftehenden Befigungen, an» = » » . . 600000 


1803 hatte Altı Würtembrg . ... . re. 708634 
und für die Entfchädigungslande oder Neu: Wür: 
temberg rehnee man . 2 2 2 rn 116534 





Das Kurfürſtenthum mithin - 2 2 2 2 2 2 825168 








Vergleicht man diefe Zahl mit obiger Volks zahl 
‚von 170%; fo Hat ſeit 1808 ein Zuwache 
Statt gefunden vom » 2 2 2 2 2.2. 3öhgyı 





Seit 1785 hat Würtemberg beinah die ganze Popufa: 
. tion gewonnen, und mehr als 450000 ganz neue Untertha⸗ 
nen erhalten. 
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Veantwortung der unter Nr. 21. Heft XVI. des 
Ütheinifchen Bundes aufgeftellten drei Fragen, 





Fur erften Frage, 

Die Rheiniſche Bundesafte hat bie Gültigkeit der zwi⸗ 
fche den mediatifirten Keichsftänden und ihren Unterthanen 
eingegangenen Verträge nirgends aufgehoben. Jene bleiben 
alfo nach wie vor verbunden , einen jeden vechtlichen Vers 
trag in feinem ganzen Umfange zu erfüllen. Ein Kontrakt, 
den ein Ländesherr mit Jemand zur Uebernahme eines Ams 
tes eingegangen hat, führe ohne Zweifel die nämlichen Vers 
bindlichkeiten mit fih, und der Landesherr ift itzt fo wenig 
wie vorher berechtigt, diefen Vertrag einfeitig aufzuheben 
und den Beamten willkührlich zu verabfchieden. Kat gleich 
das angefiihrte Flindamentalgefes im Artikel Sa erlaubt, dies 
jenigen Staatsdiener, welche fie in der neuen Verfaſſung 
niche mehr nöthig zu haben glauben, zu entlaſſen, fo iſt ih⸗ 
nen diefes doch nur unter der ausdrücklichen Bedingung, die 
Entlaffenen nach) einer beftimmten Vorſchrift zu penfioniren, 
zugeftanden worden. Der mebdiatifirten Stände wurde da, 
“dei gar niche gedacht und es bleiben alfo die Werbindfichkeis 
ten derfelben die nämliche, welche fie vor dem neuen Bunde 
waren, "ihnen kann alfo die Befugniß nicht zuftehen, einen 
ihrer Beamten mit der Erflärung, daß er dem Souverain 
zur fünftigen Dienftanftellung anheim gefallen fey, aufer 
Aktivität und Befoldung zu feßen, es wäre denn, daß fich 
diefer wirklich dazu verftanden und den Beamten nach dem 
Verhältniß feiner vorigen Qualität förmlich übernommen 
hätte. In dieſem Falle ifd der Beamte vermöge des obigen 
Geſetzes verbunden, fih diefe Veränderung gefallen zu laffen, 
und diefes neue Factum entledige den Standes, oder Ges 
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richtsherrn feiner Alten Verbindlichkeit. So lang aber hier: 
über mit dem Souverain nichts abgefchloffen ift, bleibt auch) 
jener verbindlich, feinen Beamten im Beſitze feines Amtes 
und ber damit verbundenen Einkünfte zu belaffen. Eine 
einfeitige Erklärung, daß der neue Pegent einen folchen 
Beamten übernehmen müſſe, kann aus diefem Grunde feine 
rechtliche Wirkung weder in Anfehung des Regenten nod) 
des Beamten Haben, weil auf der einen Seite der Mediatis 
firte nicht Nichter feines Souverains ift und daher über 
das, was bdemfelben obliege oder nicht? nichts entfcheiden 
darf und auf der andern Seite die ywifchen beiden Theilen 
ventilirt werdende Frage, welchem von ihnen ein Diener zur 
Beibehaltung oder neuen Anftellung zugehöre ? dem leztern 
als einem dritten nichts präjudiziren fann. Ein anders wäre 
es, wenn der Mebdiarifirte mit der Aufhebung eines ihm 
nicht mehr paffend fcheinenden Amtes den entbehrlichen Dies 
ner felbft volltommen entichädigen wollte Dagegen wiirde 
diefer nichts einwenden fünnen, da auch bei der alten Ders 
faffung den Neichsftänden das Recht nicht abgefprochen wer; 
den fonnte, einen Beamten, gegen die Fortbezahlung feiner 
vollftändigen Befoldung, feines Amtes zu entlaſſen. Wenn 
aber ein Mebdiatifirter 
zur zweiten Frage: Ä 

einen ſolchen Beamten weder beibehalten, noch penfioniren 
will, fo werden wohl ſimple fchriftlihe Worftellungen bei 
dem Souverain oder fonft wo angebracht, diefem zur Erlans 
gung des einen oder andern nicht viel nüßen. Er hat es 
einzig und allein mit feinem Dienftherin, um ihn zur Kat 
tung feines Kontraftes zu vermögen, zu thun und dazu blos 
den förmlichen Weg Nechtens vor ſich. Diefen findet er 
bei demjenigen Gerichtshof, vor welchem der Mediatiſirte 
im neuen Staate Recht zu geben und zu nehmen bat. 
Bleibt die Amtsftelle felbft bei der neuen Einrichtung noch 
fort beſtehend; ſo wird die Klage einzig und allein auf dem 
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fernern Beſitz des Anites und der damit verbundenen Ber 
foldung und Emolumente gerichtet werden müſſen, und es 
läßt fih nicht leicht ein wohl geordneter Staat denfen, in 
welchem nicht der fummarifche poffefforifche Prozeß zu Haus 
feyn follte. Der Beweis des Beſitzſtandes kann feiner gros 
fen Schwierigkeit unterworfen ſeyn, und man darf alfo vor 
aus erwarten, daß der Implorant in diefem Beſitze um ſy 
gewiffer, allenfalls auch durch Strafbefehle, geſchützt werden 
werde, als alle Souverains in den bisher erfihienenen Des 
klarationen den Grundſatz einftimmig anerkannt haben, daß 
fein Standes: oder Gerichtsherr feinen Beamten eigenmächz 
tig entlaffen könne. Iſt aber die alte Stelle bei den veräns 
derten Umftänden vom Standesheren ganz aufgehoben wors 
den; fo kann wohl nur auf die Beſtimmung einer Penfion 
geklagt werden, und diefe Klage wird, wenn der Beklagte 
feine Verbindlichkeit dazu läugnet, nur im gewöhnlichen 
Rechtsgange verhandelt werden fünnen. Es fann aber mit 
derjelben eine Imploration nur die proviforifche Beſtim— 
mung einer gewiffen Summe zur Alimentation verbunden 
werden und da diefer Gegenftand fihon nach gemeinen Rech— 
ten und insbefondere auch nach den Beftimmungen des Ichs 
ten Neichödeputationsichluffes $. 67. zu den privilegirteften 
gehört; fo iſt nicht daran zu zweifeln, daß darauf fogleich 
nach dem Maasſtab der bezogenen Befoldung proviforifch er— 
kannt werden wird, 

Zur dritten Frage: 
Die Zurückſetzung von einer Amtsftelle auf einen entiveder 
rückſichtlich des Anfchens oder des Gehalts geringern Poften 
ift eine parzielle Entlaffung und kann in der Kegel nur als 
Strafe wegen eines begangenen Verfehens ftatt finden. Ohne 
eine ſolche Vorausſetzung iſt fie eine Verlegung des Dienftvers 
trags und der zurlickgeſetzte Beamte kann fich dadurch ohne 
Zweifel befchwert erachten. Aus der vorgelegten Frage ift 
nicht erfichtlich, ob die betreffende Stelle eines Oberamtsraths 
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durch die eingetretene Veränderung aufgehoben worden fey 
bder nicht? Im letztern Falle könnte der Oberamtsrarh ge, 
rechten Anfpruh auf die Beibehaftung derfelben machen, 
und im erfien hätte er ein im Rang und Gehalt Ähnliches 
Amt oder eine dieſem gemäße Penfion zu verlangen, Zwar 
ift ihm aus dem fimplen erfprechen feines Fürften, ihn 
. als Patrimonial-Obervogt anzuftellen, noch fein volles Necht 
zu diefem Amte erwachfen, weil dergleichen Werfprechungen, 
wenn ihnen nicht ein förmlicher Vertrag gefolgt ift, feine. 
verbindende Kraft in fih fchliefen; allein er kann auch 
nicht dazu angehalten werden, das ihm übertragene Altua; 
riat anzunehmen. Er kann es ausfchlagen und dagegen eine 
Penſion nah dem Verhältniß der von dem verlaffenen Amte 
bezogenen Einkünfte erwarten. Die Yundesafte verordnet 
zwar auf einen folchen Fall nichts, und will blos, daß die 
zur Penſion berechtigte Syndividuen den im nämlichen 
Grade fiehenden Beamten der Regenten gleichgeftellt werden 
follen; aber der letzte Neichsdeputationsfhluß hat im $. 5g. 
auf einen ähnlichen Fall, wenn fih nemlih ein Beamter 
nicht in eine andere Provinz verfesen laffen will, Vorſehung 
getroffen und dem Beamten das Recht zugeftanden, ſich eine 
Penſion zu erbitten. Diefes Reichsgeſetz findet hier, wo in 
der Bundesafte nichts anders verfüge ift, feine Anwendung 
(Rheinifcher Bund Heft XI. Nr. 25.), und da der Ober: 
amtsrath feiner Verfiherung gemäß fhon 16 Sahre in 
Dienften geitanden ; fo wird er auf feinen ganzen Gehalt 
mit Emolumenten nach des Analogie dieſes Geſetzes Anfpruch 


machen können. 
D. N.- 
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Auch etwas über die Reception ded Code Napoleon 
in den rheinifchen Bundesſtaaten. 





Bom berzoglih Nafanifh — auch Fuldaifhen Geheimen Rath und Dbew 
appellationsgerihts  Präfidenten Frenberen von Dalmwigku 
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Veraltete Wünſche für eine allgemeine Geſetzz 
gebung in Deutſchland. | 


E⸗ iſt wahr, die Jurisprudenz ſteht in Deutſchland auf 
einem hohen Grade von Kultur, d. i. es macht dem deuft 
fhen Genie Ehre, fih durch das Chaos römifcher Geſetze 
durchgewühlt, den wahren Geiſt derſelben aufgefunden, die 

vaterländifchen Geſetze, fo viel möglich, auf Prinzipien 
reduzirt und mit vichtigem philofophifhen Blicke die Rechts⸗ 
verhältniſſe beftimme zu haben. Wie viel bleibt aber nicht 
bei der vömifchen Geſetzgebung in Deutfchland zu wünſchen 
übrig, auf daß Klarheit der Dunkelheit, Widerfprüche der 
Beftimmiheit und der Ueberfluß an Particulargefeßen der 
Vereinfahung und Allgemeinheit weiche! Es war daher 
nicht Schwärmerei, deren Gebilde man mad; der neuern 
Philoſophen Behauptung, heut zu Tage fiir Realität hält, 
wenn ich zu einer Zeit, wo das Studium der Statuten 
deutfcher Staaten mir Pflicht war, ein allgemeines deutſches 
Geſetzbuch mir wünſchte, das mit der Aufnahme der am 
meiften geltenden vaterländifchen Rechte und Gewohnheiten, 
Heffer als das Szuftinianifche geordnet, mit weniger Enhtetis 
täten angehäuft und mit mehr Präcifion bearbeiget feyn 
mögte, Ich überzeugte mich aber auch, daß bei getheiltem 
Intereſſe, und wenn dies auch nicht wäre — bei langſamer 
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Sefchäftsbehandlung in den. Neichsverfammlungen , mein 
Wunſch unter die frommen’ gehörte. 

‚Mur, die Negenten großer unabhähgiger Staaten fonns 
ten dieſe Wohlthat auf ihre Unterthanen verbreiten, wie 
ehedem Preuf en auf feine Befisungen, Frankreich auf feine 
Monarchie — denn je einfacher, beftimmter und unzweideus 
tiger die Gefekgebung iſt, je weniger fie zu unnützen Dis 
zentereien in den Gerichtshöfen, zu Grübeleien in den Schreib: 
ftuben der Gelehrten, zu Streitfchriften die Gelegenheit und 
der Chikane Spielraum darbietet, deſto wohlthätiger ift fie 
dem Volke, | 

2. 
ft es rathfam daß der Code Napoleon in den 
ı» 0. Bundesftäaaten recipirt werde? 

Seitdem die Bundesakte die meiften unferer deutfchen 
Srinin an Frankreich feffelt , fcheint es problematifch zu 
fenn: ob das Mapoleonifche Gefebbuh auf deutfchen Boden 
zu verpflanzen- fen ? Vom Müffen ift hier ‘die Rede nicht, 
Das Völkerrecht mißbillige den Zwang, deffen: der Eroberer 
zur Einführung fremder Geſetze im eroberten: Staate fich 
bedient, : Vu etat, qui en a conquis un äutre, ſagt 
Montesgnien a) continue & le gouverner selon ses lois 
et.ne preud pour lui que l’exercice du soarernement 
politique et civil. 

Allein anders als das Völkerrecht redet die Politik. 
Zur Erhaltung des Bandes, das zwifchen den deutfchen Mes 
genten und dem erhabenen Befchliker ihrer Staaten gefnüpfe 
ward, ift es von Seiten ber Beſchützten nicht genug, im 
Nothfall nach Verhältniß Soldaten zu ftellen, es erfordert 
auch das Intereſſe der unirten Staaten, daß ihre Pegislation 
gleichförmig fen mit der des Hauptſtaates, denn iſt z. B. 
dio Form der Teſtimentfaction, in den unirten Staaten nach 

u 





a) Esprit des lois T. 1. L. X. ch. 5. p: 346. 
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andern Negeln, wie in Frankreich geordnet, und in erftern 
wiederum nicht gleichförmig — kann der Franzofe in Deutfchz 
land nicht Erbe ſeyn, meil der in Deutfchland Teftirende, 
nach den Vorfchriften des Napoleonifchen Geſetzbuchs feinen 
testen Willen einrichtete, — beruht das Erbrecht der matiirs 
lichen Kinder, im protegivenden Reiche auf andern Prinzis 
pien, wie in den konföderirten Staaten, hat es mit den iiber 
den Familienftand der Unterthanen von den Civilbeamten zu 
errichtenden Staatsurfunden (actes de l’Etat civil) b) in 
erfierem eine andere Befchaffenheit, wie in lekterem, wie 
läßt fich bei einer folchen Verſchiedenheit der Rechtsnormen, 
eine enge Verbindung ber füderirten Staaten mit Frankreich 
und das erwarten, was man unter der vorigen Verfaflung 
fo fehr in Deutichland vermifte — Gemeingeift! 

Schr wahr fagt daher der Redner in den motifs du 
projet de la loi concernant le Code Napoleon page X.: 
»la dirersit&E de lois civiles est comme la diversitö 
»de religion ou de langage, une barriere qui rend 
»etranger l'un a l’autre les peuples les plus voisins 
»et qui les empäche de multiplier entr’eux, des 





"by Hr. Spielmann mie der Gefellfihaft von Nechtsgelehrten 
in der Ueberfeßung des Code Napoldon, Straßburg und Paris 
1808. überfesren Liv, 1. Tit, 2. des actes de l'état civil, 
»Von den Akten des Cinilfiandes:« Wer dies verfteht, magnus 
mihj erit Apollo }. und doch fagen die Meberfeger in der Vor— 
rede: "Wir, als franzofifche Nechtögelehrte, welche auf deurfchen 
»Univerjitäten den cheorerifchen Theil der Rechtsgelehrſamkeit ers 
»lernt und feit der Einführung des Koder Napoleon uns mit 
»der praftifchen Anwendung deffelben beftändig befihäftige haben, 
‚sfühlten den Beruf — — in unferer Ueberfegung feinen Aus⸗ 
»druck, feine Wendung der Sprache aufzunehmen, welche einen 
»Doppelfinn enthalten, dunfel fcheinen, oder nicht allenthalben 
srichtig verfianden werden könnte «! 
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»transactions de tout genre, et de coneourir alusi 
»mutuellement a l'accroissement de leur prosperite.s 
Wer in den Geift des Gode Napoleon fih hineinge— 
dacht, es zu ſchätzen gelernt har, daß mit Weglaſſung aller 
Jurisprudenz (die auf den Lehrftuhl und in die Serichtshöfe 
gehört), blos das Legislative, d. i. die einfachen Verfügun—⸗ 
gen der Geſetze, darin anzutreffen find, daß mit forgfals 
tiger Umgehung aller focratifchen Spikfindigfeiten, meis 
fiens aus den Quellen des auf die reinſte Philofophie bas 
firten römiſchen Rechts, gefihöpft worden ift, mie dann bie 
Eintheilung ds3 Code , in jus personaryum, rerum, ob- 
Jigationum et actionum, mit Beſtimmung eines befondern 
Befeßruchs des Code de pracedure für diefe le&te Abtheis 
lung ganz römiſch ift, wenn es endlich um die Stabiligäe 
der beftchenden Berfaffung für Jahrhunderte, mithin um 
das Glück deutfeher Nationen zu thun ift, der wird und 
fann die Reception des Code Napoleon in den Bundes 
fianten nicht mißrathen, befonders, wenn ber in das römis 
ſche Recht Eingeweihte wahrnimmt, daß hier mehrere Artis 
kel der Lehre von der Tutel, die Lehre vom Beſitz und Eis 
genthum, von der Acceffion, der Perfonals: und Real:Servis 
tuten, der Kontrakte und Quafifontrakte und der Verjährung, 
nad) römifchen und vein philofophifchen Grundſätzen beftimme 
worden ifl, 
8. 
Befeitigung einiger Schwierigkeiten, bie ber 
Reception bes Code Napoleon entgegen ftehen, 
Sch verkenne indeffen gar nicht die Schwierigkeiten die 
dev Reception diefes Gefesbuchs entgegen ftehen, wenn man 
nur auf die von vömifchen und deutichen Partikulargeſetzen 
gan; abweichende Lehre von der Ehe Nückficht nimmt, denn 
fo wird nach dem ı6öten Art, die Ehe öffentlich beim Of- 
ficier de l’etat civil des Wohnorts eines oder des andern 
der Verlobten gejchloffen und fie iſt im Unterlaffungfall nich: 
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fig; fie iſt alſo mach frangöflfchem Recht ein wahrer Eivils 
kontrakt, und bie priefterlihe Einfegnung nur Formalträt ; 
fo findet nach dem 129 bis 132. Art, in gewiffen Fällen 
eine den Katholiken unbekannte volllommene Ehefchels 
dung Statt, fubordinirt alfo die veligiöfen Verhältniſſe den 
weltlichen. Ferner foll nach dem 407 und Bıy. Art, unter 
dem Borfige eines Friedensrichters in gewiſſen Fällen 
bei der Tutel ein Familienrath co) angeordnet werben. 
Mah dem 1007. Art, ein olographifches Teftament, dem 
Mräfidenten des Tribunals erfter Inſtanz jibergeben,, von 
ihm eröffnet, ein Protokoll von ihm gefertigt und folches bei 
einem zu ernennenden Notar deponirt werben. Der 2045. 
Art. will, daß die Verjährung durch die Ladung ber Ders 
mittelungsfammer (bureau de paix) unterbrochen feyn 
folle. Dies alles ſetzt zugleich die franzöfifhe Gerichtsverfaſ⸗ 
fung voraus, die wegen der firengen Abfonderung der Juſtiz 
von den obern Polizeigefchäften (woran es bisher in Deutfchs 
land fo fehr gebricht) und wegen der relativen Verfügungen 
der Geſetze von der Juſtiz / zur Verwaltungsbehörde, zugleich 
die franzöfifhe adminiftrative Verfaffung nothwendig macht, 

Allein hatte die Aufnahme des römifchen Rechts in 
Frankreich und Deutfehland nicht noch weit mehr Schwierig; 
keiten, als die des franzöfifchen Nechts je haben kann? Syn 
welchem Abftand ftand nicht das Partiktulars und nachherige 
Gewohnheitsrecht der Deutfhen, vom freiwillig aufgenoms 
menen römifchen Recht, oder der damals in Frankreich iblis 
che Theodofianifche Koder vom Zuftinianifhen? Montesquien 
beichreibe dies kurz, wenn er Th. III. ©. 289. ſagt: 
»Lorsque le droit romain fut traduit, lorsqu’il com- 





ce) Mit diefem Familienrarh (deſſen Konftitution eine befons 
dere Ausführung erbeifcht) hat es die befondere Befchaffenheit, 
dag nach dem Art. 880. des Code de procedure, eine Berufung 
von feinen Erienneniflen ſtatt finder, 
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»mencga ä& ötre enseigne dans. les ecoles,, lorsqu'um 
»certain art de la procedure et qu'un certain art de 
»la jurisprudence cominencerent ä .se former, lors- 
»qu'on vit naitre des';praticiens.et des jurisconsultesz 
»les pairs et les. prud’hommes, ne furent plus en etat 
»de juger, les pairs commencerent ä.se retirer des 
sTribunaux du Seigneur, les Seigueurs furent peu 
»portes a les ‘assembler: d’autant mieux que les ju- 
»gemens au lieu d’&tre une action eclatante, agreable 
»& la noblesse, inter&ssante pour les gens de guerre, 
»n'etoient plus qu’wne:pratique, qu'ils ne savoient, ni 
»le vouloient savoir,' La pratique de juger par pairs 
»devint moins en usage ; celle de. juger par Baillis 
»s’etendit, — — Tout cela se fit peu à peu et er 
yla force de la chose. « 

Man leſe den -Nachtheil , den das — — in 
Deutſchland hervorbrachte in de Senkenberg methodo ju- 
risprndentiae ex propriis et peregrinis juribus germa- 
niae pag. 97. und höre die Lamentation des ehrlichen Eſtors 
in der. deutfhen: Nechtsgelahreheit Th: II. 6. 6001. über 
deſſen Reception: »Das römiſche Recht,« ſagt er, viſt um 
»ſtreitig eines der weiſeſten Geſetze unter der "Sonne, wo 
»man einen ſolchen Staatskörper zum Grunde ſetzet, wie der 
»alte Nömifche war, auf den paſſet diefer vömifche Rock 
»völlig, in Betracht er nach deſſen Leibe zugefchnitten und 
gefertigt iſt. Allein wie fehr iſt nicht deri deutfche Staats— 
»förper, vom Nömifchen unterfchieden. Eben als wenn des 
»Rieſen Goliats Kleider dem David paffen' müßten, Warum 
hat man dem deutfchen Staatslörper nicht eine hebräifche 
»Richtſchnur in die Hand gegeben ? ich meine das Mofais 
»iche Geſetz. Wo von den bürgerlichen und bäuerlichen 
»Rechtshändeln die Frage iſt, da findet es (das römiſche Recht) 
»mehrerentheils Platz. Sobald man aber auch nur bei den 
»deutſchen Bauernlehngütern und derſelben Stand, auch Ob⸗ 
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»fiegenheiten mit der vömifchen Lanze, nah dem Entfcheis 
»dungsringel läuft, alsdann gibt es juriſtiſche Sturzbäume, 
»wodurch die deutſche Verfaſſung erſchüttert wird.« 

Freilich bedauerten Senkenberg, Eſtor und ihre Nachs 
beter den Verluſt vaterländifher Gewohnheiten und Nechte, 
die durch die Muth der Doktoren des XII. Jahrhunderts, 
alles zu vomanifiren, zu Grabe giengen. Allein es folgt 
nicht, der Code Napoleon wird in den Bundesftaaten eins 
gefiihrt, alfo müſſen deswegen befondere auf das Locale 
fich beziehende Statuten ober die Ueberbleibſel deut; 
ſcher Spnftituten zu wirken aufhören » 

Sm Königreich Weftphafen, wo der Code Napoleon 
vermöge der Konftitution Geſetzeskraft hat, find der Adel, 
ohne auf Dienfte, Aemter und Würden ein ausfchliefliches 
Recht zu haben, der Lehnsnerus zwiſchen Herten und Vaſal— 
fen und die Zehnten beibehalten.- ‘Won allem dem weiß der 
Code Napoleon nichts. Sogar iſt der wichtige 896. Art. 
der alle Subftitutionen und Fideicommiffe- aufhebt, durch 
das königliche Dekret vom g. Jänner ı808 dahin mobdifizire 
worden, daf dennoch der nächſte Fideicommißs 
Erbe, der vor dem ı, Jänner 1608 geboren fey, 
noch zur Succeffton gelangen folle, jedoch nur 
er allein, und dergeftalt, daf ihm die völlig 
freie Verfügung über die Güter zuftehe. 

Alter. diefer Abänderungen ungeachtet gedeiht der Code 
Napoleon und die ganze franzöftfche Gerichtsverfaffung auf 
Meftphätifchem Boden, ohne daß, (den Adel ausgenommen, 
der, wie. billig, gleich jedem andern Linterthanen contribuar 
bei iſt und feine ihm größten Theils Foftbare Patrimonials 
gerichtsbarkeit verloren hat) die Unterthanen über en 
letzungen fih zu befchweren Urfach hätten. 

Sich überzeuge mich indeffen vollkommen, daß ber Code 
Napoleon nur in grofen Staaten anwendbar ift, der 
die. zur Einrichtung der franzöfifchen Szuftizverfaffung erfors 
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berfiche Koften zu beſtreiten und zugleich die abminiftratioe 
Berfaffung einzuführen im Stande ift, denn wie kann im 
einem Staate von- 60 bis «oo [) Meilen, um nur. bei der 
Juſtiz⸗Tinrichtung ftehen zu bleiben, auffer dem Friedens 
richter und feinem Sefretair, ein Tribunal erfter Inſtanz, 
ein Appellationsgerichtshof und ein Caſſationsgericht — auch 
abgejehen davon daß bag leßtere nicht urtheilt, fondern  cafs 
firt und die Akten an einen andern Gerichtähof zu Abfaffung 
der Urtel zu verfenden genöthigt if, angeorbnet und bie 
Richter anftändig beſoldet werben ! 

Solche Heine Staaten müffen dem alten Schlendrian 
fröhnen und können ohne fich ſelbſt und das Land aufzus 
veiben bei den beften Willen, an Einführung der franzöfls 
fhen Neuerungen nicht denken. 

Nur fiir größere Staaten iſt daher das Napoleonifche 
Geſetzbuch berechnet und auch nur von beffen Anwendbarkeit 
in diefen vede ich hier, 

Es fragt fih nun 


4. 
iſt es rathſam, ihn in den Bundesſtaaten als 
Principal-oder ſubſidiariſches Geſetz zu 
recipiren? 

Segen die ſubſidiariſche Aufnahme des Code Napo- 

leon ftreitet befonders ; daß, wenn er ald Surrogat des rös 
mijchen Rechts dienen fol, ihm ein Charakter beigelegt wird, 
den er in Frankreich ſelbſt nicht hat, und zu welchem er 
weder berechnet, noch abgefaßt if. Soll er aber ein inter 
mediar fubfidiarifcher Koden zwifchen dem Partikularrecht 
eines jeden Landes und dem römifchen Rechte fepn, fo wür⸗ 
de dadurch - eine nutzloſe Multiplikation von Rechtsquellen 
entfiehen, die wir im Deutfchland durchaus entbehren 
fünnen. | 
Es leider zwar feinen Zweifel, daß jeder Souverain, 
vermöge der ihm zuftehenden Autonomie, das Napoleonifche 
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Geſetzbuch, dem Klima, ben Sitten und denen in der Lan⸗ 
desverfaffung radicirten Gemohnheiten und Gebräuchen feis 
nes Staates adoptiren kann; allein auch nur hierauf küns 
nen die Modifikationen fich beſchränken, wenn daher z. B. 
der Code Napoleon Liv. III. chap. 3. die particuläre 
Sitergemeinfhaft unter Eheleuten verordnet ; es mißrathen 
aber erhebliche Gründe deren Einflihrung in einem Buns 
desftaate; fo können durch befondere Edikte Abänderungen 
darin getroffen werden, wobel der Code als Principalgefebs 
buch ftehen bleibt, einzelne Geſetze aber durch landesherrliche 
Edikte modifizire werden. d) 

Um, fo viel möglih, Einheit in der Gefekgebung 
aller Bundesſtaaten zu erzielen, wäre in allen eine Konftis 
eution, und, um fie zu bilden , allerdings wünfchenswerth, 
wenn die Souveraine , in beren &taaten die mufterhafte 
mweftphätifche Konftitution, e) (wie fie kürzlich in adminiſtra, 
tiver Hinfihe in Baiern gefeblih ward) noch nicht einge 
führt ift und der Code Napoleon noch nicht Geſetzeskraft 
hat, über die Arc und Weiſe der Stantseinrichtung und die 
Reception des Gode fich vereinigen wollten, die Gutachten 
der erfahrenften Räthe f) jedes Bundesftaates, allen übrigen 


en rn — nenn —— nennen 
d) Als Principalgefeabuch gilt er betanntlich in Frantreic, 
und das römifche Recht, chne Autorität, nur als Vernunftgeſetz. 

©. die Ausführung darüber bei Dabelov im Archiv für den 
Code Napoleon iſtes Heft. Eben fo iſt es in Wefiphalen. Dies 
ergiebe die Erklärung des Minifters der Juſtiz und des Innern, 
wenn er fügt: »Le Code Napoleon dont les dispositions 
»abrogent toutes celles, qui leur sont contraires.« — Le 
Monitenr Westphalien No. 43. 

e) Nicht niedrige Schmeichelei, oder weil ich als geborner 
Wefiphälinger fo reden müßte , beſtimmt wmich.zu diefem Aus⸗ 
druck, es ift meine innige Ueberzengung. 

f) Niemand wie ich blos im Worbeigehen bemerke — nie 
mand ſollte in die eigentliche Leitung und Anordnung der menfchs 
lien Angelegenheiten eingreifen, der nicht ein Gelehrter im 
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mitgerheilt, geprüft und fodann eiher mündlichen Berathung 
und Beſchluß ausgefebt würden. Diefe Einheit in der Konz 
ftitution und in der Gejekgebung wiirde den Bund um fo 
mehr verengen — die fid fremde Nationen annähern und 
unter ihnen die Harmonie die weſentlichſte Bedingung des 
gefnüpften Bandes befördern. g) 

Ich mißkenne jedoch nicht die Hinderniffe,, die diefer 
projectirten Uniformität entgegen fliehen; immer bleibe 
aber fo viel gewiß, daß bei der Aufnahme des Code in 
den einzelnen Bundesftaaten, im Text felbft nichts geänderr, 
die Artikel nicht vermindert oder vermehrt, und fo 3. B. ein 
fachfifher, ein wirtembergifcher , ein naffauifcher Code Na- 
pol&on promulgirt werden fann. 

Eine folhe Methode würde in jeder Kinfiht um fo 
fehlerhafter feyn, da die Zufäße und Abänderungen vielleicht 
in einem Zeitraum von einigen Sahren eine neue Auflage 
erheifchen und dem Gefhäftsmann einen unnützen Koftens 





wahrhaften Sinne des Worts wäre, d. h. der nicht durch gelehrte 
Bildung der göttlichen Idee theilhaftig geworden. Mit Zuträüs 
gern und Handlangern ift es ein anderes: ihre. Tugend beitcht 
in pünftlihem Gehorfam und der Vermeidung alles Gelbjidens 
fens, und über ihr Geichäft Gelbiturtheilens. (Fichte über das 
Weſen des Gelehrten und feine Erfiheinungen im Gebiete der 
Freiheit. ©. ı1. Berl. 1806.) 

8) Pieronymus Napoleon , König von MWeftphalen „ als er 
am 2. Jul. 1808 feine Neichsttände vom Throne anredete, fags 
te: »La reunion des differentes Souveraindtes , dont est 
»compose le royaume, exige une refonte totale des lois; 
» il faut retrancher ce qui étoit vicieux, ou trop compli- 
s» que; etendre à tous les pays ce qui l'y avoit de bon 
»dans chacun; prendre des institutions frangoises ce qu'- 
»une partie de l’Europe , s’empresse et s’honsre d'imiter, 
»ce qu'elles ont de plus analogue avec notre constitution 
set former un tout ,. de dispositions diverses et particu- 
lieres,.« — Le Moniteur Westphalien No. 8a. 
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aufwand verurfähen würde. Und warum wollte mian dem 
angehenden Sjuriften, der, begierig, feine Wiſſenſchaft zu er⸗ 
griinden, die Legislation der Bundesſtaaten fich eigen zu 
machen fucht, das Studium erfchweren , wenn er den in ja 
dem Bundesftaat verftimmelten Code Napoleon ;zü ftudie 
ren genöthigt feyn ſollte? Einen im Tert oft abgeänderten 

Katechismus läßt fi das Publitum fchwer aufdringen, weit 

eher Veränderungen im Anhange, und eben fo beim Napos 

— Geſetzbuche Edikte im Anhange. 

Ar die Einführung des Code — in den 
Bundesſtaaten ein Gewinn für die Wiffen, 
ſchaft. 

Dieſe Frage iſt im Journal der rheiniſche Bund 

Heft 9. S. 474 von einem ſcharfſinnigen Denker verneint, 

in der Quaſiprüfung des ı6ten Hefts ©. 1. dieſes Jour⸗ 

nals aber bejaht worden. 

Wir müſſen hier den Gewinn, der durch die Einfüh— 
rung des Code a) fir die Vorbereitungswiſſenſchaften und 
b) den ber für die Rechtswiſſenſchaft ſelbſt erwächſt, beſon⸗ 
ders prüfen. 

Der Redner in den motifs du projet de loi eoncer- 
nant le Code Napoleon &. VII. (der Staatsrat Bigot- 
Preameneu) fagt: »Il (le Code) suppose une science 
» approfondie,, tant des lois anciennes du pays, que 
»du droit romain „« und Portalid Hatte ſchon vorher 
das. nämliche gejagt in den Worten: » On ne saura ja- 
»mais le nouveau Code civil, si on n'etudie, que 
»ce Code.« Soll nun aber das römifche Necht, und zwar, 
wie fichs verfteht, aus den Quellen fiudiert werden, fo ſetzt 
dies, wie vorhin auch die volltommene Kenntniß der lateinis 
fchen und griechifchen Sprache voraus. Indem man fich 
aber auch den Code Napoleon, den style du barreau eis 
gen machen foll, wird die Kenntniß der franzöfifchen Spras 
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he nothwendig vorausgefeht,, eine ſchwere Sprache, — die 
gebildete Deutfche, die auf Erziehung Anſpruch machen woll⸗ 
ten, zwar redeten und fchrieben, felten aber gründlich und 
mit allen ihren Nüancen erlernten, Durch die Einführung 
des Mapoleonifhen Geſetzbuchs, ift aber die franzöfifche 
Sprache nicht nur den Richtern und Sachmältern, fondern 
auch den adminiftrativen Behörden, ba auch fie auf die Ges 
ſetze oft tecurriven miüffen, ein unumgängliches Erforderniß. 
Hier zeigt fi der Gewinn fiir die Humanioren, file die im 
Deutfchland vernachläßigte franzöfifche Litteratur und zugleich 
im Alfgemeirien flir Bildung, Erziehung , Aufllärung und 
gute Sitten, denn wer wird es läugnen, daß durch die Pers 
tiire eines Racine, Crebillon, Corneille, Marmontel, Vol⸗ 
faire, Rouſſeau, Diderot, det Werke des tiefen Potsdamer 
Denters, der det Madame Genlis, Stael, und anderer, 
nedft den obigen Vorzügen, zugleih Styl und Geſchmack 
gebildet, und in den Prozeßfchriften oder Nechtsgutachten 
unter andern die bleyerne Wörter fintermalen, alldie 
weil, dannenhero :ıc. und die alte fchleppende Zweifelss 
und Entfcheidungsmethode, Die wahren Kennzeichen der 
Kleingeifterey, endlich einmal werden verbannt werden, 

Allein nicht nur fiir die Humanioren zeigt fih det ber 
Einführung des Code Napoleon Gewinn, fondern auch für 
die Rechtswiſſenſchaft ſelbſt. Nicht allein der Code Napo- 
leon, fondern au das römifche Recht foll fEudiert werden, 
und. hat leßteres gleich feine Authorität mehr ; fo gründen 
ſich doch die meiften Gefege des Code darauf. Man muß 
daher auf die Quellen, woraus fie entftanden, zurücgehen, 
und hier bleibt dem philofophifhen Juriſten noch recht viel 
zu denfen und zu fehreiben übrig. Diejenigen Gefeße aber, 
die aus dem droit du pays coutumier — oder ohne hier, 
auf und auf das römische Recht Rückſicht zu nehmen, aus 
dem Naturs und Völkerrecht entlehnt find, geben wiederum 
dem Nechtsforfcher auf die Kommentatoren Pothier, Lecre, 
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Maleville und andere zu »reenrriren und den Geift des Ger 
feßes zu erforfihen ‚die Veranlaffung. . Sagt man aber,. der 
Code giebt zu Streitfihriften wenig Stoff; fo ift. diefer 
Tadel ungegründet, da ich fchon vorhin die Weisheit der 
Gefeßgebung in der Unzweideutigkeit und Beſtimmtheit der 
Geſetze ſuchte, und ich es durchaus nicht lobenswerth finden 
fan, wenn im den Juſtinianeiſchen Pandeckten und oder 
mit Ausnahme der Edikte, vaifonnirende, auf Schrauben ges 
ftellte, «Sefeke und, Commentationen , oder. hier und in dem 
‚Novellen oft mißrathene Gloſſen, die aber Authorität in 
foro haben, anzutreffen find, die dem Leſer zur Kritik oder 
auf Irrwege zu gerathen die Gelegenheit. geben. Demun; 
geachtet erfcheinen bei den franzöſiſchen Nechtsfchulen häufig 
Differtationen zur. Erhaltung eines Grades in der Rechts— 
wiffenihaft h) nicht um die Dunkelheit der Geſetze zu zeis 
sen und das Beſte herauszuziehen, fondern um die wohl 
thätige Abſicht des Geſetzgebers, die Anwendbarkeit des Gas 
fees auf befondere Fälle, oder ‚Gründe von Omiffionen in 
der Geſetzgebung z. B. der Lehre von der DObfervan;, deuks 
lich darzulegen. si 

Die Nechtswiffenfhaft gewinnt alfo durch: den Code 
Napoleon, eine neue Anfiht und die Gelegenheit dazu folls 
ten wir Deutfche mit Danf erkennen. 

Ueber den Code de procedure werde ich noch befons 
ders meine Meinung Aufern , bemerfe aber nur, daß das 
darin verordnete PDlaidiren auf die Beredſamkeit den 





h) Ich führe hier einige "neuere an; So erfchien bei der 
Rechtsſchule zu Koblenz ı) am 6. Aug. ı807 Dissertation sur 
la legitimation et la reconnoissance des Enfans naturels par 
Frangois Charles Stosslacher. 2) am 24. Aug. 1807 Disser- 
tation sur l’obligation des heritiers et autres successeurs, 
de payer les dettes de la succession par P. D. J. Bitter. 
5) am 29. Febr. 2808 Dissertation sur les principes gene- 
raux du droit de change par Balthasar Joseph Sugg. 

. 20. 
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wohlthätigften Einfluß hat. Wo fand-man je dies Tafent 
mehr cultivirt ale zur Zeit, der Republik in Nom, und ſeit 
Sahrhunderten in England und Frankreih. Der Muth, öf— 
fenclich zu reden, fein Recht öffentlich zu vertheidigen, er; 
zeugt eine anftindige Freiheit, Fortfchritte in der Sprache 
und Kraft im menfchlihen Geifte. Diefe Vortheile zeigen 
fih in Frankreich und England, warum : wollten wir Deuts 
fche fie verfhmähen! Dies fragte mit Recht :der tiefderis 
fende Minifter der Juſtitz und des Sinnen, in der den 
Reichoſtänden vorgelefenen Darftellung der Lage des Königs 
reichs Weftphalen, in folgenden energifchen- Worten: E'au- 
dience n’est pas dans Vos usages; mais pourquoi 
n'essalerait-on pas d’approprier a la WVestphalie, 
une institution brillante? Ou Demosthene et Cice- 
ron, ces maitres de l’art oratoire', 'ont-ils- des admi- 
rateurs plus eclaire? Cette admiration sera-t-elle 
sterile? et lorsque la litterature allemande se pique 
de rivaliser avec celle de toutes les nations .moder- 
nes, lorsqu'elle vante ses poètes, ses historiens, ses 
ecrivaius faudra-t-il qu'elle nait jamais rien a dire 
de ses orat&urs ? 2 





i) Moniteur Westphalien, Supplement au No. 84. 


——— ⸗ 
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Traite relatif a la cessiom des postes du Düche 
d’Anhalt-Coethen, en faveur du Royaume 
de Westphalie, entre M. M. de Neuvier, 
inspecteur des postes ,‚relais et messageries 
du Royaume, Pauli directeur des postes de 
Magdebourg, stipulants d’une part et M. M. 
de Cornberg, Marechak de la Cour et Berg- 
hauer Cönseiller de la Cour de Son Altesse 
Serenissime le Duc regnant d’Anhalt-Goethen. 


H 





Art. ı. 


S. A. $. le Duc regnant d’A, C. cede ä la direction- 
generale des postes du Royaume de Westphalie toutes 
ses droits sur les postes de son duch£ et declare su- 
primes ipso facto toutes les autres offices Etrangerg 
au royaume de WVestphalie. 


Art. 2 
La franchise, absolue aura ‚lieu relativement à 
l'’envoy, ou reception des lettres simples, ou paquets 
et argent , par, ou pour $. A. SI. etr. dA. C., 
mais seulement dans le royaume de Westphalle et le 
duche d’Anhalt-Coethen, en 4 


Arr. 3. 

La franchise-.limitee aux lettres seulement'aura 
lieu pour les chambres administratives : des domaines 
et de la regence, du duche, lorsqu’elles seront sous 
bandes, et: qu'il; sera enonce sur-l’adresse que c'est 
pour affaires de service, aucun membre de ces au» 
thoritdes ne pouyant pretendre à la franchise indi- 
viduelle, 
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Aut. 4. 


La direction-generale se réserve le droit d’agir 
confornıement a l’article 15. du deeret du ı6. Avril 
sur les franchises, contre tout contrevenant ä ses 
dispositions, et S. A. S. promet d’employer toute son 
authoritde pour maintenir les droits de la direction- 
generale sur cet objet. 


Aar. Di 

La direction - generale des postes de Westphalie 
s'empressera toujours de repandre aux desirs de $. 
A. S. dans les presentations a des places d’employes 
de poste, toutes les fois , ‘que "les interäts de Sa 
Majeste seront compatibles ayec le personnel des su- 
jets proposes, | 
| , Ant. 6. 

Les employes des postes dans le duche ne peu- 
vent jouir d’aucun privilege personnel, ä l’exception 
de tout ce qui concerne les postes; ils seront regar- 
. des comme sujets du pays, ou ils se trouveront 
et seront soumis aux loöix du duche. Toute fois en 
tant’ que le service des postes n'en souflriroit directe- 
ment, ni indirechpement, et dans ce dernier cas, $. A. 
8. s’engage a en faire prevenir.de suite la direction- 
genierale , qui auroit à ayiser aux moyens convena- 
bles pour que le service ne fut pas interrompu. 

ART. m. 

"Les employes des postes seront tenus d’indiquer 
d’apres la carte, aux pre&poses des douanes, qui doi- 
vent toujours se trouver devant la’ maison de poste, 
ä l’arrivee des chariots de poste, tous les 'paquets, 
errives, pour les habitans de la ville, afin que les 
douaniers puissent y mettre le sgeau, comme cela 
s’est pratique& jusqu’ä present, 
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Anr. 8, 


Les extrapostes sont cedes &galement par $. A, 
S. ä la direction-generale des pestes du royaume de 
Westphalie, le maitre de’ poste, et les bourgeois de- 
signes par les agents de $. A. S. continueront de 
fournir les chevaux necessaires au service des extra- 
postes le prix leur en sera paye en argent de ton- 
vention d’apres le tarif du royaume de VWVestphalie 
moyennant la retribution attribuce au maitre de po- 
ste par le _tarif. 9 


Art. 9. 

Les chariots de poste, les postillons charges des 
lettres et paquets de la poste, ou lettres, les &staf- 
fettes et toutes les premiers fonctionnaires de poste 
de Sa Majeste le Roi de Westphalie seront francs de 
tout dreit de peage sous quelque denomination que 
le soit, dans toute l’etendue du duche d’Anhalt- 
Coethen, 


Aur. 10. 

Les armes de Sa Majeste le Roi de Westphalie 
et celles de $. A. $S. le D. r. d’A. C. seront places 
au-dessus de l’entree et a l'in (ex) terieur des mai- 
sons des directeurs et maitres de poste. 


Art. 11. 

S. A. S. le Duc d’A. C. pour donner une preu- 
ve de son entier et respectueux devouement envers 
Sa Majeste le Roi de Westphalie consent, que les 
directeurs, maitres de poste, employes des postes 
Waguemaitres, facteurs et postillons portent l’uni- 
forme designce d’apres le decret de l’organisation 
des postes en date du ıı Fevrier ı8o8. et ils se confor- 
meront en tout ce qui les concernent d’apres la te- 
neur de ce decret. 
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Art. 12. 

Pareillement les Bourgeois , qui d'après l’article 
8. du present trait€ conduiront en extraposte, se- 
ront assujettes à tous les reglements et ordonances 
de police actuellement en activite ‚' ou qui pouraient 
etre etahlis par la suite , par la direction generale, 
les postillons devront &tre en uniforme exactement 
comme ceux du Royaume de Westphalie, 

Art. ı3, 

_ Comme le service des postes necessite une sub- 
ordination entiere de la part des employes subalter- 
nes envers leurs superieurs, $. A. $. dans toutes les 
cas, ou une punition deyroit être infligee, authorise 
les directeurs et maitres de postes à punir leurs 
subalternes, m&me par la prison: et dans ce cas le 
directeur de police ex&cutera les ordres donnees par 
les directeurs et maitres de poste, au nom de S. A. 
5. et les directeurs ou maitres de poste rendront 
compte par Ecrit au directeur de la regence du temps 
pour le quel ils auront condamnes en prison et de 
motifs de cette punition. 

7. | Ant, 14. 

Dans toutes les cas, ou il surviendrait des difhi- 
cultes entre les directeurs , maitres de poste et les 
habitans du duché pour fournitures approuvees par 
la direction generale, ou reparations de ehariots de 
poste „ ou autres reparations «uelconques ‘pour le 
service des postes, les juges du duché en prendront 
seuls connoissance et jugeront. 

ART. 15. 

Toutes les loix , reglements , tarifs et modes de 
comptabilit e qui seroient adoptees pour les bureaux 
du Royaume de Westphalie auront leur pleine et 
entiere execution dans les bureaux cedes par le pre- 
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sent traite, ou qui pourroient &tre etablis dans les 
etats de $. A. S. le D. d’A. C. si la direction gene- 
rale le trouvoit convenable de même, que dans les 
Bureaux de poste du Royaume de ern 

Art. ı6. 

La presente convention aura son plein et entier 
effet, sauf la ratification de $. A. S. le duc d’A. G, 
d'une part et celle du Ministre des finances du Ro- 
yaume de Westphalie d’autre. part pendant vingt an- 
nees consecutives a dates du ı5. Juin ı808. jusqu’au 
ı5. Juin ı828, et elle sera obligatoire dans toute sa 
teneur, entre les parties contractantes et tout suc- 
cesseur quelconque. | 

Art. ı7. 

La dite convention ne pourra £tre annullee ow 
renouvellee, que d’un commun accord, elle seroit 
anullce de droit a defaut par la direction generale 
de remplir les engagements, aux quels elle s’est- sou- 
mise par le present trait€ mais elle ne pourra conti- 
nuer tacitement apres l’expiration , et devra &tre re- 
nouvellee expressement. 

Fait double a ———— * le ng Juin mille 
huit cent huit. 

pe NEUVIER DF CORNBERG 
Pauur.  BERGnAUER, 


Nun folgen die Genehmigungen des General Poftdireks 
tors und des Finanzminifters unter den datis Kaffel den 
11. und ı2. Juni 1808. und iſt der Vertrag, nad einger 
gangenem höchftem landesherrl. Reſkripte, durch eine Verfü— 
gung biefiger Landesregierung unterm ı6. Juni, dem hiefir 
gen Poftamte befannt gemacht, aud find, da nad) einer 


*) Ein Luftfchloß des Herzog? von Cothen an der Elbe, in 
dem ehemaligen Zerbſter Landesantheile gelegen. un 
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Uebereinfunft vom 24. März 1699 das hieſige Poftamt, 
als zwifchen den Oberpoftäamtern zu Magdeburg und Feipr 
zig inne gelegen, dem preußifchen umd fächfifchen Behörden 
überlaffen war, auch wechfelfeitig von dieſen befeßt wurde, 
die deffallfigen Poftfchilder abgenommen und den Oberbehörs 
den’ zu Dresden und Berlin davon Nachricht: ertheilt wors 
den. "Die Ertrapoften waren bisher herzoglich ohne’ alfe 
weitere Einmifchung anderer: Die einigen Pofthaltereien, 
wozu Bürger an den Orten, mo folche etablirt find, von 
preußifcher Seite genommen wurden, jedoch mit Concurrenz 
der Landesherrichaft, hingen von den . preußifchen 
Poſtämtern bisher ab. 

Gleiche oder ahnuche Conventionen (often auch die hers 
091. Häuſer Deffau und Bernburg wegen der dort befindlis 
hen, bisher reſp. Preußifhen und Anhaltiſchen Poft, ges 
— haben. Cöthen, 4. Ault 1806. 





a 
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26. 


Organiſation ‚der oberſten Staatsbehörden im 
Grosherzogthum Baden. | 





Carl Friedrich von Gottes Gnaden Grosherzog zu 
Baden, Herzog zu Zähringen u. ſ. w. 
- Fügen hiemit zu wiſſen: 


Die Reihefolge der wichtigſten Veränderungen, welche die 
Auflöſung der Verfaſſung des deutſchen Reichs und die Bil— 
dung des Rheiniſchen Bundes herbeigeführt haben; die Eins 
verfeibung fo verfchiedenartiger Lande in Unſern Staat, die 
Wahrnehmung, daß, ungeachtet, der von Ans erlaffenen 
Söonftitutivs, Verordnungen, befonders derjenigen vom auften 
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März vorigen Jahrs, neue Verfügungen nothwendig find; 
die vielfältigen Erfahrungen über die, den Zeitforderungen 
"mehr entfprechenden Verwaltungsformen; die jiinaften Vor— 
gänge endlich in den beiden größeren Bundesftanten Baiern 
und Weftphalen , fprechen: das Bedürfniß Märker als je aus, 
Unferm Grosherzogthum eine Grundverfaffung und zweck⸗ 
mäßigere Verwaltungsordnung zu geben. 

Wir find daher entfchloffen , die Staatsverwaltung auf 
einfache und pragmatifche Grundfäße, welche dem Geifte der 
Zeit entfprechen, zurückzuführen; Wir wollen, daß, nad Sinn; 
halt der darüber bereits erlaffenen Reſkripte, die verfchiedes 
nen Provinzial:Gefeßgebungen aufgehoben und der Code 
Napoleon, als das vorzügliche Nefultat gefeßgebender Weis— 
heit, mit einiger Rückſicht auf die, wegen der FandessEigens 
heiten nothwendigen Modifikationen und ber in Frankreich 
wieder neuerdings eingeführten fibeicommiffarifchen Eigen— 
thumsverhältniſſe eingeführt werde. Wir mwollen, daß mit 
Anfang des Jahres 180g diefe Einführung ſtatt finde, Wir 
wollen ferner ein gleihfürmiges, auf wichtigen Verhältniſſen 
beruhendes Abgabefpftem gegriindet, dur Tilgung der durch 
die Kriegsverhältniffe angewachfenen Schuldenmaffe den 
Staatskredit erhoben, und mittelft einer Landesrepräfentas 
tion, wie fie in Weſtphalen und Baiern eingefiihre worden, 
das Band zwifchen Uns und den Staatsbürgern noch tiefer, 
wie bisher, geknüpft wiſſen. Wir wollen, daß mit dem 
Seifte der Humanität und des Rechtes, weiher — Wir 
können ed mit einiger Beruhigung fagen — feit ſechs Jahr—⸗ 
zehenten Unſere Negentenhandlungen geleitet hat, auch in 
dem Getriebe der Verwaltungszweige mehr Einheit und Zu: 
fammenhang, in den Gefchäftsformen eine größere Einfach, 
heit und in der Vollziehung die möglichſte Schnelligkeit und 
Kraft hervorgehe. Dies find die aus dem Gefühle Lnferer 
Hegentenpflicht Hervorbringende Wünſche und es iſt das Ne: 
fultat veifer Betrachtungen, wenn wir Uns bewogen fehen; 
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nad dem Gehalte und der Wichtigkeit berfelben folgendes 
zu befehlen. 

Wir heben das bisher beftandene. Geheime⸗Rathskolle⸗ 
gium, als oberſte Staatsbehörde , hiemit völlig auf und bie 
Gentralverwaltung des Staats theilt fih mie Rückſicht auf 
das Reſkript vom 20, März vorigen Jahrs, 

I. in fünf Minifterial: Departements, namlich: 

ı) der Juſtitz, 2) der auswärtigen Verhältniffe, 3) des 
Innern, 4) der Finanzen, 5) des Kriegsweſens. 

Die Seihäftsfphäre eines jeden und die darinn zu 
beobachtende Ordnung wird durch ein eigenes, das vorige 
erläuterndes Reſkript vorgezeichnet werden’ *) Im Allgemeis 
nen aber hört die bisher ſtatt gefundene Kollegialform der 
Departements auf. Es wird jedem Minifterialdepartement 
ein Minifter vorgefeßt, ihn ſupplirt bei deffen Verhinderung 
oder Abweſenheit der erfte vortragende Neferent, welcher den 
Titel eines Minifterialdireftors trägt. Den Departements 
werden fo viele Neferenten beigegeben, als die Maffe der 
Sefchäfte es erfodert. Sie tragen den Titel geheime Refe— 
vendarien. Mehrere Minifterien können in einer Perſon 
vereinigt feyn. 

I. Um unfre höchſte Perfon bilden Wir einen Kabis 
netsrath. Mitglieder beffelben find, außer den weiter unten 
genannten, die dazu durch fpeziellen Auftrag einberufenen 
Sjndividuen. Sie tragen den Titel von Staatsräthen. Se; 
nen außer Unferer Reſidenz angeftellten,, aber zu Rabinets: 
Arbeiten einberufenen Staatsräthen wird ein Erfaß für Neis 
fe und Dauer der Anmwefenheit requlirt. Im Fall der Mir 
nifter eines Departements den Zutritt erhält, fo hat ihn zur 
gleich bei etwaiger Verhinderung der ihn fupplivende Direk⸗ 
tor. Im Fall der Staats: und Kabinetsminifter , oder der 
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*) Dieſe am namlichen Tage erſchienene Verordnung liefern wir im näch— 
ſten Hefte. 
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Kabinetsdirektor abweſend oder verhindert find, werben dies 
felbe durch Unſern fpeziellen Auftrag ſupplirt. Der Kabis 
netsrath wird durch Uns felbft, bei Unferer Abwefenheit oder 
Verhinderung von dem Kabinetsminifter oder Kabinetsdirek— 
tor präfidiet. Der Staatsfekretair hat die Aufficht und Leis 
tung der Kanzlei. Alle Angelegenheiten, welche vor Unſere 
höchfte ‘Perfon zu bringen find, alle Verfügungen, welche 
auf Unfere befondere Befehle veranlaßt werden, gehen durch 
den Kabinetsrath. Derfelbe Hat wöchentlich zwei Sißungen. 
Seder. Chef eines Departements, weicher in diefelbe zu ſchnel⸗ 
lerer Ertedigung eines Gefchäfts:Segenftandes berufen wird, 
hat den Vortrag deſſelben und kann den einfchlägigen Refe— 
tenten mit fich bringen. Alles was aus den Departements 
in den Kabinetsrach kömmt, geht in Berichtsform, mit Ans 
fhluß der Hauptakten, wo es nothmwendig if. Bei Linferer 
Anwejenheit im Kabinetsrach find die Stimmen der Mit 
glieder defjelben berathfchlagend, in Lnferer Abmwefenheit nad) 
Mehrzahl entfcheidend. Bei gleihen Stimmen giebt der 
Kabinetsminifter den Ausſchlag. Jedboch find uns die gefaßs 
ten Beſchlüſſe vorzulegen. Alle Ausfertigungen des Kabis 
netsraths werden von dem Staatss und Kabinersminifter 
unterzeichnet und von dem Staatsſekretair contraſignirt. 
Jene Ausfertigungen,, welche üffentlih fund gemacht und 
mit Unſerer höchften Linterfchrift begleitet feyn müſſen, wer: 
den von dem Staats s und Kabinetsminifter contrafignirt. 
Der Staats; und Kabinetsminifter träge Uns jene Beſchlüſ— 
fe vor, weiche in Unſerer Abmefenheit gefaßt worden, und 
Unfere höchſte Sanction erfodern. 

II. Zus Vorbereitung der Gegenftände von größerer 
Wichtigkeit, Entwerfung von Grundgefeßen und Hauptver⸗ 
ordnungen nad ihren Srundzügen, befonders was Auflagen und 
Finanzgefege , Landesverfaffung u. f. w. betrift; fo mie die 
Frage: od ein Verwaltungsbeamter von jeder Klaffe entfest 
oder vor Gericht geftellt werden fol? — conftituiven Wir 
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einen Staatsrath.. Staatsräche find in Zukunft. alle Mits 
glieder des Kabinetsraths, die Stantsminifter ‚ die Miniftes 
rialdirektoren, der Vorſtand des Oberkirchenraths, die Präſi⸗ 
denten der Landeskollegien und ihre Direktoren. Mit Aus— 
nahme der Staatsräthe im Kabinet und der Staatsminifter 
fönnen die übrigen nur dann in den Sißungen erfcheinen 
wenn fie berufen werden. Staatsräthe ſowohl als jeder ans 
dere Staatsdiener, können aber vor fünfjährigem Dienft 
auf feine lebenslängliche Anftellung Anfpruch machen; feiner 
endlich kann wegen VBerfeßung einen Anjpruch erheben. Wir 
verfprechen denfelben jedoch, daß bei Verfekungen in finan; 
ziellen Verhältniſſen ohne vechtliches Urtheil niemand zurück, 
gefeßt werden foll. 

Der Staatsrarh wird duch Uns auf Unfern höchſten 
Befehl, oder mir Unſerer Genehmigung duch den Staats 
und Kabinersminifter zufammenberufen, durch Uns oder durch 
Unfern Staats; und Kabinetsminifter dirigiert, wobei der 
Staatsfefretair das Protokoll führt. 

Mitglieder des an find: 

ı) Ordentlihe: Die Departementalminifter oder die fie 
fupplirenden Direktoren, ferner die Staatss und Kabis. 
netsräthe. 

2) Aufferordentliche Mitglieder: jene Referenten, welche 
den Betreff bearbeitet haben. 

Den ſucceſſionsfähigen Mitgliedern des grosherzoglichen 
Hauſes männlichen Geſchlechts, wenn ſie das achtzehnte Jahr 
erreicht haben, ſteht es zu, den Staatsrath zu beſuchen und 
derſelbe wird Ihnen, wenn ſie anweſend ſind, angeſagt 
Auſſerdem hat auch der nächſte Erbe des großherzoglichen 
Hauſes das Recht, jeder Sitzung des Kabinetsraths beizu: 
wohnen. 

Es ift Unſer höchfter Wille, daß die im Staatsrath zur 
Deliberation genommenen Fragen nad) der Mehrzahl der 
Stimmen entichieden werden follen, wobei die Neferenten 
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nur vota deliberativa haben. Die Ausfertigungen in Fols 
ge der Deichlliffe des Staatsraths gehen in das Kabinet zur 
Unterfchrift und Vollziehung zuriick, 
Zu denen in diefer neuen Drganifation benannten Stel 
fen ernennen Wir: 
I. Fir das Kabinetsminifterium, 5 
ı Rabinetsminifter, ı Kabinetsdirektor, ı Staatsrath 
und Staatsſekretair, 2 Kabinetsräthe, 2 Kabinetsſekretaire, 
3 für das Büreau. 
II. Für das Departement der Juſtiz. 
Miniſter, Miniſterialdirektor, 4 geheime Referen⸗ 
darien/ 1 DIIMHRSTIRALIENNEEN, 7 zur Erpebirten, Regiſtratur 
und Kanzlei. 
III. Für das Departement der — Ange⸗ 
legenheiten. 

i Minifter, ı Miniſterialdirektor, 2 geheime Referen⸗ 
darien, ı ee 7 zur Expedition ꝛc. wie 
bei. U. ur. 

ıY. Für das — des — 

1 Miniſter, ı Miniſterialdirektor, 5 geheime Neferens 
darien, 3 Minifterialfekretaire, 7 zur Expedition ꝛc. wie 
bei II. | | | 

V. Für das Departement der Finanzen. 
3 Minifter, ı Minifterialdireftor, 6 geheime Neferens _ 
darien, 5 Minifterialjefretaire, 2 Oberreviforen, ı Reviſor, 
8 zur Erpedirion 26, mie oben bei II. — 

Dieſem Departement iſt born die Seneralgerf 
Kommiſſion. 

Sie beſteht aus — a 5 Oberforfträißen, 
4 korreſpondirenden Mirgliedern ‚ı — 4 zur Expe⸗ 
dition c wie oben * IIJI. Wan 





*) Sie find namenelid) angeführt Br laſen zur Sewinnune des Raums 
Die Namen hinweg. 
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Dem Departement des Innern find untergeordnet: 
A. Die. Seneral:Studienfommiffion 

ı Direktor, 4 Näthe, ı Sefretair. 

B. Die Seneral:Sanitätstommiffion 

ı Direktor, 8 Medicinalräthe, ı Sefretair. 


C. Die Seneral:Staats;Anftaltendireftion 

ı Diretor, 3 Mitglieder, ı Revifor, ı Sekretair, ı 
Kanzlift, ı Kanzleibiener. 

VI. Für das Kriegsdepartement. 

1 Minifter. Beigegeben find 7 Perfonen; für das 
Kriegstommiffariat 2 Kriegstommiffaire, ı Kontroleur der 
Kriegskaffe, ı Kriegszahlmeifter, 2 Sekretaire, 2 ie 
ven, ı SKanzleidiener. 


Wir verfehen Uns, daß in Folge des bieher bewieſenen 
Dienſteiſers und des Unſern höchſten Vorſchriften gebühren— 
den Gehorſams ein jeder der hier aufgerufenen Staatsdie⸗ 
ner ſeinem neuen Dienſtverhältniſſe mit Eifer entgegengehen 
und ferner ſeine Kräfte dem allgemeinen Wohl widmen 
werde. Sollte aber irgend einer unter denſelben dieſe er, 
neuerte Anſtellung in feine häuslichen Verhältniſſe zu nach— 
theilig eingreifend achten; fo wollen Wir zwar feinen im 
Mege der Ordnung anzubringenden fchieflichen Vorftellungen 
nad) aller Billigkeit das Gehör gern geftatten. Er hat aber 
indeffen die ihm angewiefene neue Stelle fogleih, unter 
Veriuft feiner Aktivität mit halbem Gehalt für; den Weiges 
rungsfall, anzutreten, wobei Wir die Zuficherung ertheilen, 
daß den Ort wechſelnden Staatsdienern die Zugsfoften nad) 
einem billigen Maaßſtabe vergütet werden follen. 


Bon dem 2often Juli diefes Jahrs an foll diefe Ger 
fhäftsbehandlung in Ausführung geſetzt werden, und iſt 
dieſes höchſte Reſkript ſogleich durch das Regierungebdigtt 
und durch die Provinzialblätter gehörig bekannt zu machen. 


* 


319 


Hieran geſchieht Unſer Wille! Gegeben in Unſerer 
⸗e Karlsruhe am 5. Juli 1808, 
Carl Friedrid, 
vdt. €. Fehr. von Dalberg. 
AM Seiner königlihen Hoheit Spezial 
Befehl. 
vdt. €, Fein. 


| ·— 





—2 | | r = | 27. 
Reichstag des Königreiche Weſhalen zu Kaſſel er⸗ 
öffnet am 2. Julius 1808, 





Ar zweiten Julius %) vief eine noch größere Feterlichkeit 
(als die am ıften Julius, wo der König iiber verfchiedene 
Negimenter im Drangerie: Part Revüe hielt) eine unermeß: 
lihe Menge der Einwohner aus Kaffel und den übrigen 
Theiten des Landes an denfelben Dre, (nämlich den Dranges 
tie; Part). Dies war. bie Eröffnung der Sigungen der 
Reichsſtände **). 

Die Pracht der Föniglihen Majeftät, welche fi fich in ih: 
vem ganzen Slanze zeigte, fonnte nur noch die Ehrfurcht der 
guten Einwohner von Kaffel für ihren Souverain vermebs 
ven. Die Garde und Linienregimenter bildeten Die Hecke 
(la haie) vom Refidenzfchloffe big zur Drangerie. Die Eins 








) Bir bedienen uns ganz der EHE in-Ne. Ba. u. f. des Wells 
phäalifhen Moniteur, und zwar in dentfcher Spradhe, da alle neben dem 
franzöſſſchen Terte ſteht, und fo alfo auch der deutfche als offisiel angefehen 
werden muß. W. 

) Das Zeremoniel iſt in der Nummer 81. näher angegeben, das wir 
hier übergeben, 
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wohner, welde ſich in. Menge auf den. Weg J. J. M. M. 
drängten , begleiteten Sie mit dem lebhafteften Zurufe bis 
zu dem Saale dev, Stände. Hier erwarteten neue Freudeng; 
bezeugungen $. J. M. M; und die von den Mitgliedern 
der. Stände repräfentirte weftphälifche Nation brachte Ihnen 
in dem nämlichen Augenblick die Huldigung Me Liebe und 
ihrer, Treue dar. 

Ihre Majeftät die Königin Fam umgeben von Ihren 
Pallaſtdamen und allen Dffizieren Shres Haufes vor dem 
Könige an. Höchſtdieſelbe wurde durch den Herrn Grafen 
von Schulenburg, Präfidenten der Stände an der Spike 
einer aus ihrer Mitte genommenen Deputation in den Saal 
eingeführt. Bald darauf Eiindigte der Donner der Kanonen 
auch die Antimft des “Könige an. Se. Majeftät wurde 
gleichfalls durch den Präfidenten und eine Deputation der 
Stände eingeführt, Vor Sr. Majeſtät gingen die Minis 
fer, Großbeamte der, Krone, die Offiziere des föniglichen 
Hauſes und die At utanten. Se. Majeſtät ließ ſich auf 
Ihrem Throne nieder; rechts und links ſaßen die vier Mi— 
niſter auf vier "feinen Bänfen, während weiter vorwärts 
auf der andern Seite ber Oberkammerherr als Groß zeremo⸗ 
nienmeifter und auf, der andern ‚der Großſtallmeiſter auf 
Seſſeln ſaßen. Hinter dem Throne befand ſich der Kapitain 
ber Garde und der Großmarſchall des Pallaftes. Der Mi 
nifter des Innern erhob ſich nun, und bat Se. Majeſtät um 
die Erlaubniß, Allerhöchſtdenſelben die Mitglieder der Stän— 
de zur Eidesleiſtung porſtellen zu dürfen. Sie wurden hier: 
auf einer nach dem andern durch ben Zerempnienmeifter, aufs 
gerufen und feifteten einzeln den Eid am Fuße des Thron 
in frangöfifcher und deutſcher Sprache. Nach gefchehener 
Eidesteiftung hielt der König folgende Rede: 

Meine Herren Reichsftände ! 

Ungeduldig erwartete ich den Augenblick, in Eurer Mitte 

zu feyn. | 
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Was ich für die Organifirung, für die Ausführung Ber 
Berfaffungsafte gerhan, wird in einer andern Sikung Mein 
Minifter des Innern Euch vortragen; er wird- Euch die vage 
des Reichs darftellen. 


Heute, bei Eröffnung der Sikungen, will ich ſelbſt Euch 
fagen, was ich für meiner Völker Wohl und Ruhm ‚ uns 
trennbar von dem Ruhm und Gliick meines Throns. "von 
Euch erwarte. 


| Die Vereinigung der ——— Herrſchaften; weiche 
Beſtandtheile dieſes Reichs wurden, erfodern eine gänzliche 
Umſchmelzung ihrer Geſetze; das fehlerhafte, verwickelte, 
muß aufhören; was in einem Lande gut war; ſoll allgemein 
werden; aus den franzöſiſchen Einrichtungen iſt zu entleh— 
nen, was ein Theil Europens nachzuahmen eilt und fi ch bes 
ehrt, und mit unjerer Verfaſſung die meiſte Verwandſchaft 
hat; fo daß überhaupt aus der Mannigfaltigkeit beſonderer 
Anſtalten Ein Ganzes werde. 


Ich habe in Meiner Gegenwart von ER Sronts, 
vath Defrete, welche id). zıf®biefem Zwecke erlaffen mußte, 
und Geſetzvorſchläge, die man Euch vorlegen wird, prüfen 
und ordnen laffen. 


Ich ziveifle nicht, She werdet diefelben mit den Sectios 
nen Meines en — einmal Kung, gern ats 
‚nehmen. 

Beſonders — ich die öffentliche Schuld. 

Sie beſteht aus neuen Schulden, Folgen des Kliegs, 
und aus den alten... Durch die Verfaſſungsakte vom ıören 
November find ‚beide eine gemeinfame Lafl. 

Wo wäre die verfaffungsmäpige Einheit und Gleichheit, 
wenn man Privatverhältniffe der einzelnen Landichaften aufı 
fer Verbindung mit dem allgemeinen Wohl betrachten müßs 
te. Wenn man Provinzialabgaben und Kaffenvenvaltungen 
wieder einführen und fo die alte Ausmarkung hevftellen fol, 

21. 
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‚te, die der neuen Eintheilung und einer gemeinfamen Vers 
waltung geradezu entgegen firebt. 

Die Verfaffungsakte fodert fir die Kriegsfteuer Gewährs 
feiftung. Diefe Gewährteiftung wiirde wohl niemand annehs 

-men von Landftänden, die nicht mehr find; von den Reiche: 
ftänden muß fie kommen, in deren Verfammlung alle Pros 
vinzialftandichaften fi vermifcht haben. 

Aus verſchiedenen Völterichaften und ihren Verhältniſ⸗ 
fen ſchuf die Verfaſſungsakte Ein Ganzes; unter dieſe Vers 
häftniffe gehören auch die Schulden. Euer, der Verfaſſung 
zugeſchworner Gehorſam verpflichtet Euch, ſie zuſammen zu 
übernehmen und zu bezahlen. 

Die Sprecher meines Staatsraths werden Euch ein 
Mittel vorſchlagen, dieſe Laſt faſt unmerklich zu machen, und 
ſie in der Friſt weniger Jahre völlig zu tilgen. 

Die Theilnehmung des ganzen Königreichs an der Nas 
tionalfhuld wird das Siegel der Vereinigung aller feiner 

Theile feyn. Alsdann ift fie volllommen, wenn man die 
Theile vollends nicht mehr untenfcheidet. Alsdann feyd Ihr 
‚eine Nation, die nur Ein tereffe, nur Einen Gemeingeift 
kennt, durch ihre Einheit , ihren Kredit und ihr Finanzwes 
fen ſtark. | 

Starf auch militairiſch wird fie feyn durch die Eigen: 
fchaften, welhe Eure Väter von jeher auszeichneten. Die 
Mititairkonftription wird die Entwicdelung derfelben allges 
meiner machen. Die Konffription ift eine, den meiften von 
Euch nicht fremde Sache, welche durch die Menge von Auge. 
‚nahmen für einen Stand läftiger wurde. Solche Ausnah— 
men find nicht mehr. Die erfte Pfliche ift, dem Vaterland 
und feinem König zu dienen. Sie liegt jedem ob, den phys 
fifches Unvermögen nicht hindert. 

Mehr als je iſt wahr: Um Friede zu haben, muß man 
‚zum Kriege gerüftet feyn. Nicht als glaubte ich, Unfer 
Friede möchte bald ‚geftört werden. Meine Zuverfiche bevus 
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het auf den DVe.hältniffen der Freundfchaft und Werwandts 
ſchaft, welche mid mit Frankreich fo eng verbinden, auf dem 
gufen Einverfkändniß mit den benachbarten Fürften, und auf 
der Einftimmung des feften Landes wider den gemeinfamen 
Feind, 


Tapfere, biedere Weſtphalen! Bei diefem feiers 
lichen Anlaß der erften Uebung Eurer verfaffungsmäßigen 
Rechte werdet hr Eure Ergebenheit an Meine Perfon de— 
durch beweifen, daB Ihr Meine Abfichten für das Wohl des 
Uns allen am Herzen liegenden Reichs unterftüßt. 


Wir wollen mit einander arbeiten; Ich als König, als 
Vater, Ihr als treue, als liebende Unterthanen. 

Diefe Rede wurde mit vielen DBeifallsbezeugungen und 
dem Ruf: Es lebe der König! Es lebe di. Könis 
gin! aufgenommen, und als fie zu Ende war, wurden 5. 
J. M. M. durch den Präfidenten und die Deputation der 
Stände, Eine nach) der Andern in einen Sallon des Drans 
geries Pallaftes wieder zurückgeführt. Nachher begaben fich 
Höchſtdieſelhen in der nämlichen Drdnung und mit eben dem 
Gefolge, worin fie gelommen waren, nad) dem königlichen 
Patlaft wieder zurück. Eine Salve von 2ı Kanonenſchüſſen 
verkündigte die Abfahre Ihrer Majeftäten. 


Am 4ten Julius hielten die Neichsftände ihre erfte *) 
Sißung, wo fie ſich mit der Ernennung der Mitglieder aller 
Kommiffionen befchäftigten und zur Finanz: ; zur Civilgeſetz⸗ 
gebungs: und zur Kriminalgefeßgebungs : Rommiffion. 

Am 6ten begaben ſich ſämmtliche Mitglieder nach dem 
Napoleons höhe Pallat.e. Der König auf feinem Throne, 
umgeben von den Großbeamten der Krone, von feinen Mis 
niftern , von den Mitgliedern feines Staatsraths und den 
Beamten des königlichen Hauſes, lief diefelbe vor fih. Der 








J *) Herr von Berlepſch nennt fie in feinen Rede Die wote. 
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Mräfident ber Stände, Herr Graf von Schulenburg-Wolfs— 
burg, überreichte Seiner Majeftär folgende Borjchaft : 
Ä Sire! 

Es iſt die lebhafteſte und ehrfurchtsvolleſte Dankbarkeit, 
von welcher, vor dem Throne verſammelt, die Stände des 
Königreichs ſowohl durch die Wohlfahrt der königlichen Zus 
fammenberufung als auch durch die ‚väterliche Anrede, wel; 
cher ihr erhabner Monarh fi ie vor der Eröffnung ihrer Siz⸗ 
zungen gewürdigt hat, ſich innigſt durchdrungen fühlen. 

In dieſem Augenblick eben ſo hoch geehrt durch Ew. 
Majeſtät Vertrauen, als zuvor durch das Vertrauen ihrer 
Mitbürger, werden ſie ernſtlich bemühet ſeyn, das erſte zu 
verdienen, das andere zu bewahren. 

In ehrfurchtsvoller Erwartung deſſen, was Ew. Majeſtät 
der huldreichen Ankündigung zufolge, von Ihrer Seite den 
Ständen eröffnen zu laffen geruhen werden, verſichern dieſel— 
ben Eure Majeftär in tieffter Unterehänigkeit, daß fie die 
hobe Abficht lebhaft dankbar verehren, den Bedürfniſſen und 
Drrsverfaffungen der gelammten von Eurer Majeftät glücks 
lich beherrfchten Länder diejenigen Anftalten anzupaffen, des 
ren Semeinnüßiafeit für den Wohlſtand ‘des ganzen König: 
reichs von Allerhöchftdenielben anerkannt ſeyn wird. 

Diefer Wohlftand des canzen Königreichs, fein Glück 
und fein Ruhm, welche Enve Majeftär ſelbſt fir unzertrenn: 
fih von dem Stüd und Ruhm des Throns erklären, foil 
von nun an unfer böchftes, unſer einziges Ziel fern. Dem 
gemeinjihaftlihen Vaterlande Weſtphalen mit Liebe ergeben, 
erinnert fich jeder Weſtphale künftig der vormals beftandenen 
Abmarkung von Ländern und Gebieten nun allein, um ſich 
zum Werreifer in der Erreichung der weiſen Abfichten einer 
beglückenden Regierung zu ermuntern. 

Sinsbefondere ift die nanze Nation davon liberzeugt, daß 
es aller junger Bürger Pflichr ſey, aufgefordert zum Dienfte 
des Königs und Vaterlands die Waffen zu tragen; aber fie 
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fühlt ich zugleich zu Hoher Freude belebt, durch die von 
Euer Majeftär ihr eingeflößte Hoffnung, daß der Friede bes 
ftehen werde , ohne Zweifel das’ ficherffe Mitrel, die tiefen 
Wunden zu heiten, weiche ihr durch die verzängnißvolle Ber 
gangenheit gefchlagen worden find. 

Geruhen Euer Majeftät die heißen Miünfche der Stän⸗ 
de für die Ehre u und das Glück Ihrer Regierung gnädigft 
zu genehmigen” und fi ch die ehrerb iengen Huldigungen gefal⸗ 
len zu laſſen, welche ſie zu ihren Fuͤßen ablegen, mit der 
demüthigen Bitte, ſie mit der königlichen Gnade fernerhin 
zu beehren, welcher fie würdig zu ſeyn, ſich alle zeit eifrigft 
beftreben werden. 

Se. Majeftät hat hierauf ohngefähr in folgenden Aus⸗ 
drücken geantwortet: 
| »Ich habe mit Vergnügen den Auedruck der Geſi nnun⸗ 
gen vernominen, welche die Mitglieder der Reichsſtände an 
den Tag gelegt haben. Ich bin gerührt von ihrer Anhäng⸗ 
lichkeit an meine Perſon und von ihrem Entſchluß den Glanz 
des Throns, das Glück meiner Völker und folglich auch ihr 
eignes Wohl befördern zu wollen.« 

Nach dieſer Antwort erhob ſich der Konig, und die 
Mitalieder der Stände entfernten Tih aus dem Thronfaal, 
wohin fie aufs neue geführt wurden, uf J. M. der Könis 
gin ihre Huldigungen darzubringen, welche ſi ſie ganz vorzüg⸗ 
lich gnädig empfing. 

In der Sitzung der Reichsſtände am 7ten Julius vers 
las der Herr Minifter des Juſtizweſens und der innern Ans 
gelegenheiten, folgende Darftellung der Lage des 
Königreichs. 

Meine Herren Reihsftände! 

Des Königs Majeftät hat mir aufgetragen, Ihnen die 
Lage des Reichs zu fehildern. In diefem Gemälde erfennen 
Sie die Vortheile der neuen Verfaſſung; die ftete Sorge 
des Königs, dieſelben Ihnen fortdauernd zu fihern, und 
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‚wie viel Sie thun können, feine väterlichen Sefinnungen- zu 

‚unterftügen. Neben den glücklichen Früchten, ‚welche in 7. 
Monaten aufbliihen mochten, ‚werden Sie zahlreiche Keime 
. berjenigen bemerfen, deren Entwiclung die Regierung be: 

“reitet, welche die Zeit, und, meine Herren, Ihre Rathſchläge 
zur Reife fördern werden. 

Die Völker, deren Vertreter Sie find, fo’ lange fie un: 
ger viele Herrfchaften getheilt waren, hatten feinen Anfpruch 
auf ruhmvollen Rang unter den Nationen, 

Hannover, für feine Sicherheit zu fern von dem Mit: 
telpunkte der brittiſchen Macht, war auf dem feſten Lande 
wie ein Unterpfand gegen ungerechte Anſprüche der engliſchen 
Könige. 

Die preußiſchen, meiſt vor nicht langen Jahren zufam: 
mengebraditen Provinzen einer von Friedrich ütber ihre na; 
türliche Größe erhobenen Monarchie, waren in die Unfälle 
des Nachfolgers verwickelt. 

Braunſchweig und Heſſen, von dem politiſchen Syſtem 
ihrer Nachbarn fortgeriſſen, erhielten fich | leßteres durch die 
Ueberlaffung feiner tapfern Krieger in ausländifche Dienfte, 
Braunfchweig durch die Weisheit und gute Verwaltung des 
Fürften ; ein voritbergehendes Glück, welches an dem Leben 
eines Mannes hieng. 

Die Vereinigung diefer nicht großen Staaten gibt jes 
dem derfelden mehr Reichtum nnd Kraft. Es fallen bie 
Hemmungen ihres Handels und Wandels. ine Nation 
fieht auf, wo Provinzen waren; Gemeingeift “erhebt fich, 
wo locale und faft  perfönliche „sntereffen die Anſicht bes 
fchräntten. jene, dem allgemeinen Stück verderbtichen Vors 
urtheile, in einem engen Kreife einheimiſch, verſchwinden in 
einem offenen weiten Kaum. 

Alle Unterterthanen find vor dem Geſetze gleich ; von 
ihm alle Formen der Sottesverehrung befhirmt; nicht nach 
dem Namen eines Glaubens, nach feinem Benehmen wird 
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leder geſchätzt. Alle Rnechtfhaft ift aufgehoben: Freie 
Männer, überall, treiben jeder das Wert feines Fleißes; für 
ſich thun fie es und ihre Kinder, da .theilt kein. Herr den 
errungenen Sparpfennig; treulich aber bringen die Leute 
rechtmäßige Erkenntlichkeit für das einft von ihm erhaltene: 
ut. — — 
Angeſtammter Namensunterſchied bleibt, auf daß die 
Begünſtigten der Thaten und Verdienſte gedenken, welche 
den Vätern Adel gaben, durch die allein der Adel rein und 
ehrwürdig bleibt. Nicht iſt er im Geblüt, nicht wie Ges 
fundHeit und Stärke phyſiſch; der Adel ift in der Denkungss 
art, er ift ein Gefühl. Das graue Alter des hohen Stams- 
mes erregt, wie die grauen Haare des hochbejahrten Mans: 
nes, eine eigenthiimlihe Ehrfurcht; aber nur bemitleider 
wird ein gefuntenes Alter; und follte der -uralten Käufer 
entartete Zweig eine größere Verehrung verdienen! Der 
Adel, welcher feinen Vorzug durch die Eigenfchaften behaup⸗ 
tet, auf die er fich griimdet, vereinigt Nechte der Gegenwart 
mir jenen der Sahrhunderte, ift Beifpiel und Muſter jeder 
Kııffe der Menichen. Anders, ald wenn einer ‚Ahnen zählte, 
unwürdig, in der Gefellfchaft felbft mit Auszeichnung gezählt 
zu werden. Da ift Herrlich emporfteigender Adel dem in: 
dunkier Trägheit alternden weit überlegen. Zu Anftellungen, . 
Armtern, Würden, gibt kein Name das Recht; fie find Lohn 
und Ermunterung ber wirklichen Dienfte und auszeidhnenden 
Gaben. Deffentlicher Laften darf feiner fih entäußern; ‚alle, 
insgemein vom Staat befchirmte Güter tragen die gemeine; 
Pflicht, feinen Schirm zu erfennen. . Der Adel, mit Mecht” 
eiferfüchtig auf Edelmuth und Uneigennüßigkeit, wie möchte, 
er fernere Aniprüche auf! Ausnahmen machen, die in jenen 
unwiffenden Zeiten waren? Könnte er dem Vaterlande ſei— 
nen Theil der Beihilfe verſagen, welche 4 neuere Ge⸗ 
ſchlechter darbieten? 

Demnach war eine der erſten Sorgen des Königs, die 
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Gürterſteuer auf bisher Treuerfreie mit zu verbreiten. Dieſes 
geihah mir aller Vorſicht, welche die Verhältnißmäßigkeit 
ſichern konnte; man wollte nicht auf Steuerfreiheit ein ums 
Werechtes: Uebermaas der Laſt folgen laſſen. Die Abgabe wur, 
de auf ein Achteheil geſetzt; vielleicht hätte--man mehr: for’ 
dern können! Doc bald werden wir das Verhältniß dieſer 
Befteiserung zu der auf die ungefreiten Güter genau wiffen- 
Gleichheit der: Abgabe iſt eine Pflicht bürgerlicher und poli— 
tiſcher RR, wovon die neun fih nie entfernen 
wird. 

"Den —— — Se. Gaenit aus Männern ger 
sithet, welche vor andern geſchickt fchienen , Allerhöchftderfel: 
ben von der Lage jeder Abtheilung des Neichs die richtigften 
Kennertiffe beizubringen. : Gewählt wurden ſie aus den ge⸗ 
prüfteſten Staatsdienern der ehemaligen Provinzen, aus 
Männern, dutch Eigenthum oder Einfichten empfohlen. Wan 

betief zwei Mitglieder jener: Univerfieät Göttingen, der Bils- 
dungsſchule fo "vieler gefchickter Vorſteher und Verwalter. ' 

Unter vielen Efmunterungen , welche Deutfehland den Wiſ 
fenfchaften reichſich ertheilt, fehlte dieſe; dem König, der die— 
ſelben liebt, war fle'vorbenatten:: die Verfaſſung beruft Ger: 
lehrte unter die Reichsſtände, gleiche Ehre, wollte der Kö— 
nig, ſollten ſie im Staatsrathe genießen. 

Die Leitung des öffentlichen Unterrichts wurde dem be— 
rüͤhmten Schriftſteller aufgetragen, welchen feine Zeitgenoſſen 
billig mit dem" Mamen: Deutſchlands Tacitus, beehrt ha— 
ben. Dieſe Wahl“iſt die beſtmöglichſte Gewährleiſtung, daß 
der öffentliche Unterricht nicht nur nicht vernachläßiget wers 
den, fondern wo möglich neuen Glatz erhalten ſoll. 

Ale Staaten, aus welchen das’ Königreich Weſtphalen 
beſteht, hatten öffentliche Lehranſtalten wetteifernd begünſtigt; 
Heſſen hatte die Univerſitüten zu Marburg und Minteln, 
Braunſchweig die von Helmſtedt, Preußen die Holliſche, 
md Hannovers Stolz war Göttingen, ‘die nenefte, nicht die 
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unberihmteſte, nicht die unbefuchteffe. Es ift ans dieſem 
Metteifer entftanden, daß das Königreich fünf Univerſitäten 
hat, welche an Lehrern und Anftalten einen für ein großes’ 
Reich beneideisrwerthen Ueberfluß haben. 

Solche Achtung, fo vielen Dank verdienen dieſe Müitter 

des Wiſſens, daß man die Unterhaltungsfoften zu bedauern 
ſich niche erlaubt. Neben den tuhmvollen | Friichten des Ser 
nies und der Gelehrtheit haben trockene Rechnungen kein 
Intereſſe. Verhehlen "läßt ſich freilich nicht, daſt auf dieſen 
fünf Hohen Schulen hundert und vierzig Profeſſoren vors 
tragen; daß fie ſechsmal hunderttauſend Franken koſten; daß 
ein großer Theil der vormaligen Dotirung aus jetzt verlor’ 
nen Domainen befteht, und fo der ganze Aufivand auf die 
Staatskaſſen fällt. Werden mit den gelehrten atademiichen 
Vorleſungen die Arbeiten’ der Eyceen , Gymnaſſen und Schu⸗ 
len verbunden, ſo möchte dem Königreiche Weſtphalen der 
Öffentliche Unterricht leicht eine Million zu ſtehen kommen. 

Mannigfattig, es ift wahr, find die daraus entftehen. 
den Vorteile: Fremde befuchen die Vorträge der berühmten 
Selehrten; fie bringen: mehr Geld in Umlauf, als die einlas 
denden Anftalten den! öffentlichen Schatz koſten. Sollte 
gleichwohl nicht möglich Yeyn, mit mwenigern Univerfitäten, 
durch Vereiniging' dieſer größen Pichimaffen, eben fo viele 
Aubländer zu relzen, und mit minderm Aufivand und wer 
niger Ueberfluß ‘der Lehrftühle, alles, was man hat, und 
vielleicht noch mehr zu erreichen ? 

Diefes zu entſcheiden, iſt jeßt nicht der Augenblit; die. 
Frage wird der öffentlichen Stimme, der Pritfung einfichte‘ 
voller Männer blos anheim gegeben. Sjn einer fo wichtigen 
Sache wird ſich die Regierung, ohne diefe und jene ver: 
nommen zu haben , feine entfcheidenden Schritte erlauben. 
Das kann fie voraus verfichern ; daß die MWiffenichaften und 
ihre Pehrer alfegeit geſchirmt bleiben: follten cinige minder 
blühende Inſtitute aufgehoben werden, fo millie es zum 
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Vortheil derer gereichen, deren Glanz ohne eine Art Ents 
heiligung nicht verdunkelt werden darf; feinem Lehrer würde 
fein Gehalt, der Preis der Arbeit feines Lebens, nicht nur 
feiner DVorlefungen zu entziehen feyn; Lehrer, die nicht wolls 
ten auf berühmtere Univerfitäten ihren Sitz verlegen, blie— 
ben in verdientem Ruheſtand bei dem, was ihrer Thätigkeit 
zugeftanden war ; wo in Städten eine Univerfität überflüffig 
fihiene, wurden Lyceen errichtet, auf welchen: der tiefgehende 
wiſſenſchaftliche Vortrag mit vielleicht noch größerem Nutzen 
duch gemeinnüßigere faßlichere Unterrichtsformen erſetzt 
würde. Allein die endliche Entſchließung beruhet nicht wenig 
auf der groͤßern oder geringen Zahl der Fremden: indefi 
bleibt alles wie es ift, 

Auch in der. Verwaltung und im Juſtitzweſen war 
Verwickelung und Lupus. Reformen, find hier. leichter, ihr 
Nusen iſt in die Augen fallender , und die Verfaſſung wolls 
te gie. | 

Wenige zur Verwaltung, viele im Gericht, das ift der 
Srundfaß einer guten Regierung. 

Der Gang der Verwaltung erfodert meift Behendigkeit: 
Sie muß wirken, und für langſagme Formen fehlt ihr Zeit. 
Sie muß ſogleich von dem Willen eines Einzigen abhängen. 
Ganz in verfchiedener Kategorie befinder fich der Nechtsgang. 
Wenige dringende Fälle ausgenommen, ift der Wunfch der 
Parteien, daß ihre Sache genau unterfucht werde. Man 
darf hoffen, daß die durch Leidenſchaft und Irrthum ver— 
dunkelte Wahrheit am beſten aufgeklärt werde durch die Bes 
rathſchlagung von vielen. { 

Alfo ift einem Präfekt vertraut worden, was fonft 
zahlreihen Regierungsfammern. Nicht ein Verfuh war 
diejes; bereits hatte der Erfolg in Italien und Frankreich 
dieje Maasregel erprobt, welche eben deswegen in mehreren 
deutſchen Staaten angenommen zu werden beginnt. Einige, 
von jede: neuen Form unzertvennliche Schwierigkeiten abge: . 
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vechnd, fühle man bereits, und wird immer beffer fühlen, 
wie fehr der Gefchäftsgang dabei gewonnen hat. 

‚Der Municipalitäten hat man wohl zu viele errichtet. 
Schon find einige veduzirt worden; man wird fi näcftens 
mit andern befchäftigen, wo gleiches rathſam feyn mag. 

Mo nöthig, wird man über jeden Kanton einen Maire 
feßen, zu welchem die übrigen in das Verhältniß kommen, 
wie vorhin Bürgermeifter zu Wögten oder Oberamtmännern. 
So ein Maire wird zwifchen feinem Kanton und dem Uns 
terpräfett feyn, wie diefer zmwifchen feinem Diſtrikt und dem 
Präfekt. 

Vielfältig wurde das Juſtitzweſen verbeſſert. Die Quel— 
le der Vervollkommnung war der Codex Napoleon, und die 
neue Einrichtung der Tribunalien. 

Sjene neue Geſetzgebung, da fie einerfeits die Subftitus 
tionen eingehen ließ, anderfeits den Verfügungen der Eigen, 
thümer weiten Spielraum -Öfnete, brachte in die Familien 
eine den Vaterpflichten und Kinderrechten gemäßere Ordnung. 
Die Töchter, die jlingere Söhne, durch die Eitelfeit eines 
Ahnherrn, welcher fie nicht fannte, auf ewig enterbt, werden 
fünftig nicht mehr neben dem reichen Erftgebohrnen in 
Dirftigkeit zu leben brauchen. Auch Diefer wird nicht weiter 
blos Nutznießer feyn, bisweilere veich!, öfter in größter Vers 
legenheit, beträchtliche Laften auszuhalten und nöthige Vers 
befjerungen zu beftreiten; manchmal fein Lebenlang des bes 
ften Theils der Einkünfte beraubt, welche mit großen Koften 
von andern verwaltet werden, um langfam Gläubiger zu 
bezahlen, die durch den Verfauf eines Theils der Gitter auf 
einmal befriedige worden wären, wie Brüder und Schwes 
ſtern wird Er in unbefhränktem Eigenthum fein gefetstiches 
Erbtheil und was ältere Vorliebe ihm gab, frei benüßen, 
Der Glanz (iſt aber das wahrer Glanz?), der, Reichthum 
einiger Familien mag dadurch vermindert werden, aber 
glücklicher werden ihre fammtlihen Mitglieder feyn, und 
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aus der gleichern‘ Erbtheilung, aus dem, unter ſo manchem 
Verhältniß für die Geſellſchaft vortheilhaften Süterverfeht, 
entiteht fiir den Staat Gewinn. Ein 'von Sr. Mejeftät 
genehmigtes Staatsrarthsgurachten vereinigte die Vortheile 
des Aufhesens der Sirnftinutionen mir der billigen Rückſicht 
fir die auf Hofnung derſelben wirtiich Gebohrnen und 
Lebenden. 

Es brachte — Geſetzbuch nicht allein dieſe 
große Wohtthar: auch die Tribunalien erhielten für die Ent: 
fheidung bitrgerlicher Händel einfache, deutliche und vorziigs 
lich weile Vorichriften, Die Nation ift zu gut unterrichtet, 
um nicht alles‘ Vortvefliche des vömifchen Rechts mit allen 
den DBerbefferungen in Verbindung zu ertennen, welche ein 
durch die Erfahrung der Jahrhunderte aufgeflärter Verſtand 
in diefe alte Nechtsgelehrtheit nach und nach eingeführt harte, 
Se.. Majeftär hat eine deurfche Meherfegung des Coder 
Napoleon angeordnet, und fie if geſchickten Rechtsgelehrten 
aufgetragen worden ; diefe haben die beften bisher erjchienes 
nen Uevberſetzungen veralichen ; es ift zu glauben, daß durch 
deren Benukung und in Vereinigung ihrer eigenen Einficht 
und Erfahrung in juriftifcher Sprache die möglichft vollkom⸗ 
menſte Dollmetſchung zu Stand kommen ſoll. 

Sie wäre bereits erſchienen, wenn der Buchdrucker 
Wort gehalten hätte: Sch hoffe, der Abdruck ſoll in zwei 
Monaten vollendet feyn; Grundtert und Ueberſetzung ftehen 
gegen über; unten zu weiterer Beleuchtung von beiden, die 
im Königreich Italien verfertigte lateiniiche Weberfekung. 
Diefe ift angenommen worden, weil fie offiziel iſt, und man 
in diefer, allen Rechtsgelehrten und Obrigkeiten verfchiedener 
Völker gleich bekannte todte Sprache, nur eine Ueberſetzung 
wollte. 

Da das Königreich ein einziges bürgerliches Recht hai, 
fo ift billig auch nur eine Manier, das Recht zu fiihren und 
zu fprechen. 
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Gerrſchaftliche Gerichtsbarkeiten, dieſe Auswüchſe der 
Lehneverfajung, wurden abgethan; fein Gericht gilt als des 
Königs. | j 
| In unbedeutenden Sachen wird fchnell und am Drte 
der‘ That von Friedensrichtern geſprochen, beten Name ſchon 
zeigt, wie fie nicht weniger Vermittler als Richter feyn 
follen. | — 

Größere Händel finden in der Nähe Diſtriktstribunalien. 
"Meder eine beſtimmte Summe hinaus iſt an das Ap— 
pelfarionegericht ein einziger, letzter Rekurs; aufer die wenis 
gen Fälle, welche durch Verlegung der Formen oder offenba; 
te Uebertrerung der Geſetze zur Kaffation geeignet werden. 

Statt jahrelangen Umtriebs von einem Gerichtshof zu 
dem andern finder jeder Prozeß höchftens in Jahresfrift leicht 
feine Endfchaft. 

Diefer ichnelle Rechtsgang vereitelt verderbliche Hoffnun— 
gen und Beſorgniſſe, beſtimmt das Zweifeihafte und ift eine 
wahrhaft grofie Regierungswohlthat; eine der nothwendig— 
ften, meine Herren, für Ihre meiften Pänder, wo der Re 
kurſe und Nechtsvortheile ( remedia juris ) fo viele waren, 
daß Sprüche auf Sprüche ſich häuften. Die Norhwendigs 
feit,, über die Hauptſache, drei übereinftimmende zu haben, 
nörhigte, fünf Erfenniniffe zu fuchen, und da noch an den 
Fürften Appellation offen war, jo blieb eigenfinnigen Pars 
theien felbft noch dieſe Hoffnung einer Revifion. 

Der König läßt Behörden \prechen, welchen er die Aus; 
übung dieſes Theils feiner Macht anvertraut hat. Ihre 
Urtheile, den Vorfchriften der Procedur gemäſi, find unab; 
hängig und frei. Ihr Gemwiffen, Ihre Einfichten beftimmen 
die Anwendung der Geſetze. Der König richtet nie: den 
von rechtmäßigen Behörden geießlich neiprochenen Urtheilen 
gibt er das Gewicht und Anichen , ‚weiches die Unterthanen 
verſichert, es werde dieſes Urrheil jederzeit wahr bleiben; 
Kredit, Ränke, Ueberrafhung werde keinem das nehmen, 
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was ihm durch die Diener der Geſetze einmal zugeftans 
den ift. 


Die Prozefform tft nach den gändern verfchieden: Eins 
förmigfeit ift aber in der Einleitung fo nöthig als in dem 
Ausſpruch; die Prozedur muß Eine Vorfihrift haben. 


Die Theorie der Preußiſchen hatte viel empfehlendes ; 
jede Vorfchrift gegen Menichen, die. Prozeffe und lange Pros 
zeffe lieben, und jede Vorforge für die unglücklichen Pars 
theien, die Schlachtopfer ihrer Lift, fchten erfchöpft. Aber 
die Praris entiprah den Abſichten des Geſetzgebers nicht: 
Die Prozeffe waren in den preußiichen Staaten wohl fo 
long und verwickelt, wie im übrigen Deutſchland. 


Es war ein Grundfehler der in unſern verſchiedenen 
Ländern eingeführten Procedurſyſteme, daß, indeß Prokura— 
toren und Advokaten beibehalten waren, die Einleitung der 
Prozeſſe in bürgerlichen, eben wie in peinlichen Fällen, den 
Richtern anvertraut war. Zwiſchen beiden Fällen iſt ein 
großer Unterſchied. 


In den peinlichen iſt eine öffentliche Handlung, es gilt 
das Wohl der Geſellſchaft; Uebertretung der Geſetze, auf 
welche die Ruhe, die öffentliche und perſönliche Sicherheit 
gegründet iſt, muß beſtraft werden. Dies liegt weſentlich 
der Obrigkeit ob. Die bürgerliche Parthei hat ein unterges 
ordnetes Intereſſe. Eben diefe hat in bürgerlichen Händeln 
das erfte und größte; der Prozeß geht Niemand an, als die 
ihn führen: fie dürfen auf jede Art, welche ihnen die befte 
fcheint, ihn zu gewinnen fuhen. So wenig man dem Ev 
wachfenen für Verwaltung feines Vermögens einen Bormund 
feßt , fo wenig hat er deſſen für feine Streithändel nöthig. 
Er mag (wenn er nur die Formen beobachtet, welche fein 
Profurator oder feine Narhgeber kennen müſſen), feine Fo⸗ 
derung ſelbſt eingeben und ftellen, den Widerpart angreifen, 
ſich fchügen fo viel er will. | 


Es 
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Die Führung des Prozeſſes ift die Sorge der Parthien, 
das Urtheil darin, die Sache der Richter, 

Diefer Srundfaß entfernt fofort ein Heer von Berichs 
ten, Rathfchlägen,, Verordnungen, welches den Nichtern uns 
nügermweife die Zeit verdarb, die Prozeſſe verlängerte, Stöße 
von Schreibereien und eine Menge von Schreibern erfoderte, 
und aus den einfachften Dingen ganze Bände procreirte, 
welche zu leſen fiir den Kichter ein fo langes Gefchäft war, 
als lang die Arbeiten derer; melche fie zufammenfchrieben. 

Das ift die befte Procedur,, welche auf den einfachften 
Wegen am fchnellften zum Ziel führt. 


Supplement zu N’. 84. 

Im Juſtizweſen follte fie feyn, was in höhern Willens 
fhaften die Methode: die fimpelfte Formel, eine Aufgabe zu 
löſen. 

Ein deutliches Anbringen mit beweiſenden Aktenſtücken 
und beſtimmten Antworten auf die Gegenrede der Wider— 
part, — das iſt das Wejentlichfte der Procedur. 

Alles weitere, alles von grübelndem Eigennuß , oder 
durch Leute, die durchaus die Mechtsübung zur Wiffenfchaft 
machen wollten, erfundene, das alles muß, fo weit immer 
möglich, fort. | 2 

Nicht Actionen und Formeln haben das römifche Necht 
vor. andern empfehlungewerth gemacht; vielmehr erkennt 
man bierin ariftotelifche Spikfindigkeiten. Auch weiß man, 
daß die Patricier diefe Dinge erfunden , und ihre Kenntniß 
Sahrhundert lang fich auffchließlich vorbehalten, und daß die 
Plebejer defto abhängiger bleiben. 

Eine fo ränkevolle und verwickelte Procedur mie die, 
welche die Patricier dem römischen Volke gaben, wurde beim 
Wiederaufleben des römifchen Nechts ‚in Stalien durch das 
tanonifhe in ganz Deutichland verbreitet. 

Die Geiſtlichen waren dazumal faft die einzigen, welche 
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etwas mußten. Man fügte fich der im im fanonifchen Rech⸗ 
te eingefirärten Procedur, welche fie mit vereinter theologi: 
ſcher und juriftifcher Kunft bei den Gerichten in Uebung zu 
bringen wußten. Frankreich widerfeßte fi öfters, und ers 
hielt endlich unter Franz dem Erſten, Heinrich dem Dritten, 
Ludwig dem DVierzehnten, und ganz neuerlich durch dem ve; 
gierenden Kaifer, eine einfachere Procedur. 

Durch eine ganz eigene Sonderbarkeit gefhah, daß, 
indeß ein großer Theil Deutfchlands in den Religionshän— 
dein fi) von Nom trennte, und hierdurch die Abdfchaffung 
des fanonifchen Mechts natürlich und leicht wurde, diefes in 
allen , der Reformation unnachtheiligen Sätzen dafelbft Bei 
Anfehen blieb, fo daß, mit wenigen Ausnahmen , Deutfch: 
- dand unter dem doppelten Soche römifcher Actionen und ka— 
‚nonifcher Proceduren verharrete. 

Das Königreich Italien, dem fie noch mehr eigen wa: 
ren, hat fie neuerlich aufgegeben, und gänzlich die — 
ſche Procedur angenommen. 

Weſtphalen möchte eben ſo wohl gethan haben, — 
auch für ſich ganz anzueignen. In der That iſt der Zweck 
dieſer Gerichtsordnung nicht nur die leichteſte Anwendung 
des Coder Napoleon auf die Streithändel; ein Hauptgrund: 
faß ift: Klage und Antwort auf's einfachfte und fhnellfte 
zum Ziel zu bringen. 

Gleichwohl haben bie Hedhtögelehrten von der Gefek: 
gebungs: Section viele Regeln beibehalten und aufgenommen, 
welche ihnen vor der franzöfifhen Procedur den Vorzug zu 
verdienen fchienen,, und bie in jedem Fall das Gute haben, 
Gebräuchen gemäß zu feyn, welchen man ungern entfagen 
wollte. So war ihnen der franzöfifche Coder Führer und 
Beifpiel, nicht fErenge Regel. 

Diefe Section des Staatsraths trug alfo vor, ber 
Staatsrath nahm an, und der König genehmigte einen Co: 
der, worin viele Anordnungen der franzöfifchen Procedur 
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ausgelegt, auch weggelaſſen, oder beigefügt worden find: Er 
wird Ihnen vorgelegte werden, und Sie werden feine gleichs 
wohl durchgehende Tendenz zu Verkürzung der Rechtshändel 
nicht mißfennen. Es find in demfelben der Vorſchriften 
viele, weil man viele Fälle vorausfehen, und den mannigfas 
hen Sang der Streithändel einer fihern Richtung anvers 
trauen wollte. Sich glaube, man hätte ihn einfacher machen 
können; aber Männern, gewöhnt an ſchwerere Formen, ſchien 
es fimpel genug. - Se fichtbarer die Vortheile der neuen 
‚Ordnung werden, defto eher wird man die Spuren des alten 
Hechtsganges tilgen. Für jetzt find nützliche Neuerungen in 
zuveichender Zahl gefihehen, Zeit und Erfahrung werden über 
den Reſt belehren. 

Ale Sachen werden zum öffentlichen Verhör gebracht. 
Nichts ift natürlicher, Älter, als diefe Einleitung. Die Pars 
theien oder ihre Bevollmächtigten werden vernommen. Das 
Tribunal ſpricht. Der lebhafte feurige Widerfpruch im Ders 
hör Hilfe schneller und Tebendiger die Wahrheit erkennen; 
die Nichter fprechen,, ehe die fo empfangenen Eindrücke fi ® 
wieder verwifcht haben. 

Das Publikum wohnt bei, unterhält und fchärft des 
Richters Aufmerkſamkeit; es bewacht ihn; wer wollte vor 
den Augen fo vieler ungerecht fprechen! in einem öffentlichen 
Berhör erhält auch die Juſtiz höhere Feiergeftalt, als in 
einer verfchloffenen Kammer. 

Diefe auf hohem Sitz hervorleuchtende obrigkeit, dieſe 
mit Beredſamkeit, Feuer und Muth kämpfenden Sachwalter, 
dieſes theilnehmende Publikum, neugierig lauſchend auf den 
Spruch der verſtändigen und ehrlichen Richter, iſt wie eine 
religiöſe Verehrung des Geſetzes, das bei el Thür 
ſie ſo nicht empfängt. 

Solche öffentliche Verhöre waren in dieſen Ländern nicht 
mehr üblich. Warum nicht für Weſtphalen die Herſtellung 
der ſo herrlichen Einrichtung verſuchen? Wo haben Demoſthe⸗ 

90, 
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nes, wo Cicero, die Meiſter der Beredfam keit, aufgeflärtere 
Bewunderer ? Sollte fie unfruchtbar bleiben, diefe Bewunde: 
rung ? Indeß die deutfche Litteratur mit der Litteratur aller 
Nationen um den Vorzug buhlt, ihre Dichter, Geſchicht— 
ſchreiber, Schriffteller. preifet , wie follte fie nicht auch Ned: 
ner haben ? | - 

Bemächtigen Sie fich des bisher fehlenden Ruhms der 
gerichtlichen Beredſamkeit. Sollte fie zuweilen ins weitläu— 
fige gehen, immer ift fie kürzer als die fchriftliche Hands 
lung. Eine Nation, welche mehr denkt, und weniger’ leicht 
fih bewegt als die bei welchen die Redekunſt in verjährter 
Uebung ift, wird den Mifbräuchen des mündlichen Vortrags 
leichter entgehen, und nur feine Vortheile genießen. 

Sim übrigen werden die Gerichte nicht fofore im erften 
Verhör zu fprechen haben. So oft fie genauern Unterricht 
oder neue Ueberlegung- bedürfen, bleiben den Richtern zwei 
Mittel; entweder nach der Sißung über die Beweisftiicke 
zu tathfchlagen, oder eine fchriftliche Darftellung anzubefehs 
fen. Man wollte hierin ihre Angewohnheit fehonen. Blos 
einfachern Händeln, und Nichtern von fchnellerm Bli wird 
ein kurzes leichtes Mittel zur Entfcheidung eröffnet. 

Zu peinlichem Gericht wird Öffentliches Verhör durchaus 
erfodert : nach der DVerfaffung follen die Gefchwornen über 
peinliche Sachen öffentlich fprechen. Ein diefen Srundfag 
organiſirendes Gefek wird ihnen vorgelegt werden. 

Sn Frankreich ift eine zweifache Erklärung der Gefhwors 
nen, eine über die Anklage, eine iiber das Endurtheil. Se. 
Majeftär hat die Verfaſſung zu erfüllen geglaubt, wenn nur 
ein Gericht der Gefchwornen, das zum Endurtheil, niederges 
feßt wiirde. Bei der Anklage braucht man noch nicht zu 
wiffen,, ob ein wahres Verbrechen erwiefen, ob der Bellagte 
jiberführe ift , fondern ob die Rede von einem fiir peinliches 
Gericht, fiir Gefchworne, gehörigen Verbrechen fey. Die 

Frage ift uber dieKompedenz des Forums, und gehört vor 
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die Nichter; nicht Über ein Faktum, deſſen Erörterung nur 
Geſchwornen zufäme. 

Wenn die Anklage, mit ihren Sriinden belegt, in ges 
festliche Form gebracht ift, alsdann, fobald es ſich von Vers 
urtheilung handelt, wo niche mehr von Vermuthung und 
Schein, fondern von Beweis und Ueberzeugung die Rede 
tft, dann treten Geſchworne auf. 

Ich bedarf wohl nicht eine Einrichtung zu loben, welche 
fir peinliche Nechrsfälle zugleich obrigkeitliche Perfonen und 
vernünftige Bürger aufruft, welche, nachdem fie die Sache 
der Beklagten rechtlich hat unterfuchen laffen, diefe Unterfus 
chung ſelbſt durch die Einficht der zum Endurtheil berufenen 
einfachen Bürger abermaliger Prüfung unterzieht. Diefe 
Bürger haben nicht jenen Hang, welchen die Bewohnheit des 
Nichtens bisweilen der vedlichften Obrigkeit mittheilt, Ders 
brehen gern zu glauben. Befonders haben jie nicht jene 
große Liebe zu einer Theorie gefelicher Beweiſe, welcher 
manche Verurtheilung eines Unfchuldigen beigemeffen wird. 

Vielleicht find Gefchworne nirgends nothwendiger, als 
in einem Lande, wo Marime ift, die Auffage von zwei Zeus 
gen, fo gut wie von taufenden, als vollgiltig anzunehmen. 
Anftatt zu fragen, ob Farinacius, Carpzov, oder. fonft ein 
Doktor entfcheide, daß der oder jener Beweis durch Häufung 
fo und fo vieler Nebenbeweiſe zur Weberzeugung hinreiche, 
folgt der Sefchworne feinem natürlichen Verftande, betrachtet 
den Eindruck der Vorträge auf fein eigenes Gemüth, ftellt 
feine kleinfügige Aditions ; und Subraktionsrechnung der 
Anzeigen, Bekenntniffe, Abläugnungen und anderer Umftäns 
de an, jondern fpricht nach dem Ganzen, und nicht nur 
nach den Worten der Zeugen und Partheien, felöft nady 
ihrer Haltung, ihren Sefichtszügen. Ihm ift alles gut, was 
überzeugt, alles, was zurückhält. Er Bilder feine Meinung 
dem nad), was ihm Eindruck macht, wie einer, der Liche 
fiehet, oder es zu fehen bezeugt, wenn gleich andere meinen, 
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er follte nach gewiffen Theorien es nicht, oder nur auf ihre 
Art fehen. 

Durchaus frei feiner moralifchen Ueberzeugung zu fol 
gen, wirb eben diefes Sefchwornengericht von den, dem Vor—⸗ 
gang leitenden Richtern gleichwohl gefiihrt; fie fuchen ihm 
alle Seiten der Sache zu zeigen. Sie find es, welche auf 
das von Gefchwornen erflärte Factum das Tosfprechende oder 
firafende Sefeß anwenden. Denn fie bleiben Hichter des 
Rechts; die Geſchwornen, Nichter über das Factum. Go 
ift alles mögliche vereinigt worden, um zu hindern, daß ber 
Schuldige entgehe, oder ein Unſchuldiger das Opfer juriftiz 
fcher Irrthümer werde. 

Steichwie jeder junge Bürger verpflichtet iſt, gegen 
fremde Feinde für das Vaterland zu ftreiten, fo ift Pflicht 
aller angefehenen Biirger von veifem Alter, im Innern zur 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe dadurch zu wirken, daß fie, 
aufgefodert, peinlichen Gerichten beiwohnen. Es ift ein üfs 
fentliches ehrenvolles Amt, welchem fih Niemand entziehen 
darf, ohne fich ſelbſt der Gleichgültigkeit anzuklagen. Ders 
brechen zu unterdrücken iſt jeder intereſſirt, jeder kann davs 
unter leiden. Kein Menfch kann behaupten, daß unglückliche 
Zufälle, nicht einft auch ihn einer gerichtlichen, dem Anfehen 
nad) peinlichen Verfolgung oder einer Verläumdung ausfeze 
gen: Als Menfh und Bürger iſt er verbunden, wenn er 
dazu, berufen wird, das Amt eines Gefchwornen auf fih zu 
nehmen: Es wird nicht fehr oft einen treffen; einmal viels 
leicht, in mehreren Sahren. % 

Auf die Verweigerung ſteht Strafe; man mußte im 
Geſetz davon ſprechen, aber ohne Zweifel wird nie der Fall 
kommen, ſie vollziehen zu müſſen. 

Das Amt eines Geſchwornen kann nur ein angeſehener 
Mann (Notable) bekfeiden : wer wollte aus dem Hohen 
Hang berabfteigen, um ſich eine kurze Ovtsveränderung und 
eine kleine Ausgabe zu erjparen ? 
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ESs iſt unterſucht worden, ob man die Gefchwornen ber’ 
zahlen folle? Diefes wiirde dem Staat einen im Ganzen 
wohl wicht unbeträchtlichen Aufwand gemacht Haben; für jer. 
den Gefchwornen, der ihn einzeln trägt, iſt er unbedeutend. 

Wie unruhig fir eigene Sicherheit wäre jeder Engläns 
der, wenn das Geſchwornengericht abgefihaft würde ! Wie 
würde er feine Würde verlegt finden, wenn ihm für die 
Uebung eines folhen Ehrenamts Geld geboten würde! 

Als die Franzofen diefe, auch ihnen einft nicht fremde 
Einrichtung herftellten, fanden fie gleiche Sefinnung in dem 
fie auszeichnenden Ehrgefühl. — Wie fünn:e man den Weſt⸗ 
phalen die Unehre thun, ſie deſſen für unempfänglic m 
halten! 

Zu Einführung diefer Gerichtsform hatte die Verfaffung 
den erften Julius feſtgeſetzt; aber mit dem Tag iſt es nicht 
fo fiveng zu nehmen ; es beruhet auf der völligen DOrganifar 
tion. Schon iſt den Präfekten aufgetragen, Verzeichniſſe“ 
der Gefchwornen eines jeden Departements auf die Zeit be: 
veit zu halten, wenn das ihnen, meine Herren, vorgelegte 
Geſetz ‚bekannt gemacht werden wird. Sofort werden alle 
Angeklagten die wohlthätige neue Procedur zu genießen 
haben. ° * : 

Se. Majeftät zweiflen nicht, es werden diefe Verände⸗ 
rungen der bilrgerlichen und peinlichen Procedur den Beir 
“ fall der Magiftvate und Nechtsgelehrten genießen. Sie find 
zu aufgeklärt, alte Gebräuche und ihre Gewohnheiten Vers 
befferungen vorzuziehen, welche die Zeit und der Fortgang 
der Einfihten in allen Wiffenfihaften und allen Anftalten 
der Menfchen hervorbringen. Sollte gleichwohl in vorha⸗ 
benden Aenderungen einſt die Erfahrung dies oder jenes zu 
verbeffern vathen,, fo wird, wie die Nothwendigkeit ſich ev; | 
gibt, Se. Majeftat Ihnen, meine Herren, daffelbe vorlegen 
faffen. Die Verfaffung beruft Sie, iiber Verbefferungen dev 
bürgerlichen und peinlihen Gefeßgebung zu vathfchlagen; 
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eben die Macht, mit ber Sie die worzutragenden Geſetze bes 
fräftigen, bleibt für derfelben fernere Vervolllommnung. 

In einer andern Sigung wird Ihnen ein Pönalcoder vors 
gelegt werden, mit welchem es weniger eilend war, fich zu ber, 
ſchäftigen, als mit andern, Ihnen vorzutragenden Gegenftän: 
den. Die peinlichen Geſetze in den meiſten Staaten, welche 
das Königreich Weftphalen bilden, find fanft, und allenfalls 
kann die königliche Gnade fie mildern. Auch habe ich den 
weſtphäliſchen Völkern mit Wergnügen die Gerechtigkeit zu 
leiften, daß Verbrechen felten vorkommen. Eben weil fie 
tapfer find, find fie nicht böfe. Man hat gewiffe Vergehen 
in, Kaſſel abnehmen geſehen, ſeit der Aufenthalt des Königs 
mehr Geld unter die Leute gebracht hat. | 

Das peinliche Gericht freuet fih, fehr wenig zu thun 
zu haben. Stücklihes Land, wo Tribunalien fich guter 
Muße rühmen können! Der König, deſſen väterliches Ge— 
müth hievon lebhaft gerührt wurde, wird nichts verſäumen, 
durch gute Ordnung in der öffentlichen Verwaltung, und 
durch Wohlthaten, dieſem Zuſtand alle Dauerhaftigkeit zu | 
geben. 

Se. Majeftät hat die zahlreichen milden Stiftungen zu 
Kaffel in ein Büreau vereinigt. Dafelbft wird die Hülfe 
ordentlicher, zuſammenhängender und mit beſſerm Urtheil 
geſpendet, als es durch Privatverwaltungen möglich war. 
Se. Majeſtät hat Ihren Schatzmeiſter darüber geſetzt, um 
ſogleich zu vernehmen was fehle, und um aus eigenen Gel: 
dern veichliche Hilfe zu verfchaffen. Doch von des Königs 
Privatfreigebigkeit mögen getröſtete Dürftige ſprechen. Ih— 
nen habe ich blos die Grundlage Seiner öffentlichen Ver— 
waltung vorzutragen. Dieſe beſchränkten fi nicht auf Trö⸗ 
ſtung der Armuth, der König will, daß ihr abgeholfen wers 
de; daß Fleiß , welcher Cohn verdient und erhält, an die 
Stelle der müßigen läſtigen Almofenbertier komme. Das 
von einem ſchätzbaren faffeler Bürger verwaltete Arbeitshaus 
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wird begühftigt werden; eine größere Ausdehnung wird ihm 
in dem Meodellhauje bereitet, deffen wenige merkwürdige 
Sachen ihren ‘Plag in dem Gebäude des Mufeums finden 
werden. 

Das Königreich, als Theil des Rheinbundes, Hat ein 
Kontingent zu ftelfen ; eine der angenehmften Pflichten fir 
den Sinn eines in den Waffen gebildeten jungen Königs, 
welcher fchon mehr Glück und Siege zählt, ale nöthig wär 
ven, ein langes Leben zu verherrlichen. 

Befondere Aufmerkfamkeit mwidmeten Se. Majeftät der 
Bildung jener erften Regimenter, die der Kern des Heeres 
ſeyn follen. Alle in fremden Dienften ftehende Truppen 
wurden zurückberufen. Die Zeit ift nicht mehr, wo Weſt— 
phalens tapfere Söhne auswärts Dienfte zu fuchen brauch— 
ten, weil fie fie im Vaterlande nicht fanden, oder meit fie 
einem mit ihrem Blute gerriebenen Handel ausweichen mwolls 
ten. Jetzt haben fie ein Vaterland, fie haben einen fie lies 
benden König, welcher, wenn gefochten werden fol, perfüns 
lich fie zum Sieg führen wird. 

Erneuern wird fi das Heer durch die Konffription, 
welche, indem fie ohne Lnterfchted alle junge Bürger aufs 
ruft, zugleich fanfter und nützlicher iſt. Konftription macht 
eigentlich Nationalheere; fie unterhält, fie verewiget jenen 
mitlitairifchen Geift, wodurch Kriege kurz und glücklich, und 
Lange Friedensperioden erobert werden. 

Das Heer ift, beffer als je bekleidet, bezahlt, eine or: 
dentlichere angewöhntere Manngzucht bewahrt vor der Vers 
derbniß und Erfchlaffung, wozu die vielen Semefter und all: 
zu unthätigen Garnifonsdienfte Anlaß gaben. Wenn bie 
Konfkription geliebte Gewohnheiten unterbricht, fo ift der 
Mann durch die kürzere Dauer feiner obligaten Dienftzeit 
entſchädigt. Mac fünf Jahren kömmt er in die väterliche 
Wohnung zuriick, und wählt welhe Arbeit er will; Nie 
mand unterbricht ihn weiter. 
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Die kriegeriſchen Eigenfchaften, welche vie Bewohner 
diefer Gaue von jeher auszeichneten, der Gehorfam und Die 
Liebe, weiche fie zu dem Landesfürſten allegeit trugen, iſt 
nebſt des Königs Liebe zum Heer, für Se. Majeſtät Bürge 
der Hofnung, daß man fich pünktlich unter die Fahnen 
ſammlen, treulich dabei aushalten werde. . So viel Wohl: 
wollen und Gunſt wärdige Krieger bei Sr. Majeſtät finden 
werden, fo viele Veradjtung und Strenge würde auf Muths 
lofe fallen, welche der erſten ruhmvollſten Pficht ſich zu ent⸗ 
ziehen trachten möchten. 

Straſen, welche nicht ſowohl beſſern als herabwürdigen, 
ſind abgeſchaft worden. Ehre ſoll der Trieb, der Sporn der 
Krieger ſeyn. Keine Stufe iſt, wozu der Soldat ſich nicht 
emporſchwingen könnte. Nichts ſchließt aus als die Unfäs 
higkeit; es gibt fein Privilegium als für Geiſt und Muth. 

Meine Herren, es bleibe mir übrig, Ihnen von dem 
Tinanzwefen zu fprechen, 

Der Krieg , welcher das mitternächtlihe Europa ge 
driickt, hat in Ihren Landen feine allzutiefen Spuren ges 
laffen. In feinem fchnellen Siegeslaufe begehrte der Webers 
winder nur Kontributionen; Felder, Städte, Wohnorte find 
übrigens gefchont worden. 

Wenn, wie nicht zu zweiflen, bie Vereinigung diefer 
Länder zu Einem Reiche Glück für fie ift, fo fann man ber 
haupten, daß der Krieg, der vielen Aufspferungen ungeachs 
set, fiir fie nicht unglücklich geendige wide, Der König, 
wenn Sie ihn unterftügen, wird alles thun, um dieſes gute 
Reſultat zu mehren und ihm Dauer zu -geben. 

Als des Könige Majeftät auf den Thron fam, war 
nichts in dem Schatze; alle Einkiinfte waren fiir das »große 
Heer.« Die vielen Ansgleichungen haben aufgezehrt, was 
ber Dftober und November gebracht; eigentlich genießen Se, 
Majeſtät nur feit dem erften Dezember die Einkünfte, 

Auch dann waren beträchtliche Rückſtände zu vergüten. 
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Sie verfeßten in augenblickliche Verlegenheiten, welche doch 
nicht fehe fühlbar wurden. Sie braten in die Nothwen⸗ 
digkeit, von Jahrgeldern über 200 Franken vor der Hand 
nur die Hälfte zu bezahlen; der Finanzminifter glaubt, bald 
wieder die vollen Zahlungen leiften zu können. 


Beträchtliche Verbeſſerungen hat man für die Organiſa⸗ 
tion der direkten Steuern, des Poſtweſens, der Forſtverwal⸗ 
tung, der Einfiihrung des Patentgeldes, bereitet. Letzteres, 
ohne den Kandel zu belaſten, hält ihn an, fo wie bie lie: 
genden Gründe, Pr die Staatsbedürfniffe fein Theil beizus 
tragen. 


Aus Einkünften erledigter Domherrenpfründen und ans 
derer Präbenden wurde eine Oekonomatskaſſe gebildet, für 
die Stiftung eines Schuldentilgungsfonds, welcher eine 
Quelle von Entlaſſung und neuem Wohlſtande ſeyn wird. 


Die alten Provinzialſchulden, durch die auſſerordentli— 
chen Kriegstontributionen vermehrt, haben die Aufmerkſam— 
feit des Königs beſchäftigt, und erfodern alle die Ihrige. 
Ihre vereinte Diaffe iſt nicht fo flark, als die Hülfsquellen; 
getrennt wiirde fie veiche Departements zu Boden drücken. - 
Selbſt wenn die Einheit des Reichs der befondern Liquidi: 
rung fich nicht durchaus entgegen ſetzte, auch dann würden 
Sänder, die fih entziehen möchten, auf eine andere Weife 
zur Aushilfe derjenigen beitragen müſſen, welche fie fo uns 
politisch hätten ſtecken laſſen. 

Doch lezteres verbeut die Vorfaſſungsakte; durch dieſe 
wurde dieſe Zahlung der Kriegskontribution eine Bedingniß 
der Errichtung und Vereinigung Weſtphalens. Schuldner 
iſt alſo das ganze Reich; nur von Mitteln handelt ſich's, 
die Pflicht zu erfüllen. Dieſe werden Ihnen vorgelegt wer— 
den, in der merkwürdigen Sitzung, welche zeigen wird, wie 
leicht und ſchnell Weſtphalen ſich zu dem Flore erheben 
kann, wozu feine Verfaſſung, das Beſtreben des Königs, 
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und die aufgeflärten Abfichten der Stände diefes Reich ber 
rufen haben. | 

Wenige Königreiche fingen‘ mit folchen Vortheilen an. 
Ein treflicher Civilkodex; eine Verwaltung, derjenigen gleich, 
wodurch eine große Nation blühet, und welche durch andere 
nachgeahmt mird; eine glücdlihe Lage an ‚zwei Strömen, 
die den Kandel vergrößern und begünſtigen werden; eine 
verhältnißmäßig zahlreiche Volksmenge, treflich durch ihre 
Site, ihre Treue, ihre Standhaftigkeit. 

Die Wiffenichaften zieren den Staat; einige entwickeln 
den Geift, andere vervolltommnen die Kinfte, deren Werk: 
zeuge und Mafchinen fie vereinfachen und ihnen fchnellere 
Wirkung geben. Se. Majeftät wird fie begünftigen. Aber 
Landbau und Handel machen die Nationalftärke. 

Se. Majeſtät wird nichts unterlaſſen, um an der Elbe 
und Weſer den Arbeitsfleiß ermunternd empor zu halten, 
und in einigen Departements, wo man ihn einſchlafen und 
aufhören ließ, ihn wieder empor zu bringen. Zumal wird 
Höchſtdieſelbe den Landbau, dieſen Hauptreichthum des 
Staats begünſtigen; ſchon der freie Kornhandel muß ihn 
mächtig ermuntern; 

Die Tuchfabriten follen vervielfältigt und vervolltonms 
net werden, Die Mittel liegen nahe. Schon beſitzt Weſt—⸗ 
phaten einige der fehonen Heerden, womit Spanien Europa 
bereichert, uud welche beffer find, als Gold von Peru. 

Die Straßen werden hergeftellt; an Orten wo Verbin— 
dung fehlt, neue eröfner. Se. Majeftät läßt die Möglichkeit 
und. Nüßtichkeit eines Kanals zwifchen Elbe und Wefer priis - 
fen. Immer mehr wird der König trachten, den Geift der 
Nation von der Neigung abzubringen,, aus Präbenden und 
Gehalten zu leben; Werteifer wird Er zu pflanzen fuchen, 
und die Begierde, durch Verbefferung der Güter, Verwen— 
dung des Kapitals und Entwickelung bes Fleifes, in dem 
eigenen Vermögen die befte Hiilfsquelle zu fuchen. 
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Die geographifche Lage des Neichs, feine Gruben , feine 
Forften, fein Getraide und feine Tücher, öfnen dem Unter, 
nehmer ein veiches und ein weites Feld; der Friede des fes 
ften Landes, der endlich wohl bald zu erringende Friede der 
Deere, laden ein, diefe Entwürfe zur Ausführung zu bes. 
reiten. 

Alles Gute und Nüslihe wird Frmunterung und 
Schuß finden bei einem Monarchen, dem fein Alter die Auss. 
ſicht öfnet, fir das Glück ‚feiner Unterthanen fünfzig Jahre 
wirkſam zu jem, welcher dazu die Mittel brauchen wird, 
die ihm feine großen Verbindungen gewähren, und in dem 
jene, jeine Dynaftie auszeichnende Thätigkeit lebt. 

Wenn unter dem Haupt und Stifter diefer Dynaftie 
Frankreich zu einem Grade von Macht und Ruhm aufge: 
blüht ift, wie man ihn fich nie Hätte vorftellen können — 
wenn Spanien, um den verlohrnen Rang unter mächtigen 
und glücklichen Staaten wieder zu erringen, einen andern 
Hrapoleon ruft — ein anderer in Holland angebetet wird — 
fo wird auch der, dem Weftphalen zufiel, eben fo viele Liebe 
und nicht mindern Ruhm verdienen. 


— m m nn — nn... — — . .. — — . u... 
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Bemerfungen über den, im aıgten Hefte unter 
Nr. 8. ©. 83. u. folg, enthaltenen Aufjaß: 
» Waren die nach der Bundesafte erfolgten Mediatifi; 
»rungen ein Ausfluß des Staats: Noch Rechts juris 
»eminentis? von Friederich Hoppe« 





von Dr. WB. 3. Behr. 





N. der, unter der angeführten Aufichrift im ıgten Hefte 
diefer Zeitfchrife enthaltene Auffag gegen die, in meiner 


* 
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ſyſtematiſchen Darftellung des rheinifhen Yundes aus dem 
Standpunkte des üffentlichen Rechts enthaltene Begrüns 
dung der Rechtmäßigkeit der durch die Bundesakte bewirkten 
Verfchmelzung mancher teutfchen Staaten mit andern gerichs 
ger ift, fo wird es mir vergonnt feyn, das nöthige darauf 
zu erwidern. 

Eigentlich könnte ich mic) damit begnügen, zu erinnern, 
daß aus der. Bundesafte, meines Wiffens, nirgends eine 
Mediatifirung — (denn dieſer Ausdruck und der durch 
ihn bezeichnete Begriff paßt durchaus nicht auf die, in dem 
Verhäteniffe mehrerer fonftiger teutfcher Landesherrn durch 
die Bundesakte eingetretene, Veränderung) — erfolgt, und 
daß meine Vertheidigung diefer Veränderung nicht auf ein 
fogenanntes Staats: Mothrecht, fondern auf ein, fo zu bes 
nennendes, Staaten: Mothrecht gegriindet ſey. 

Doch ich will feldft jene Frage ſo ftellen , wie fie hätte 
geftelle werden müſſen, um dasjenige beſtimmt auszudrücken- 
was Hr. Hoppe, in Beziehung auf den von mir $. 100. 
der erwähnten Darftellung aufgeführten Sas, wahrſcheinlich 
ausdriicken wollte, und dann feine Zweifelsgründe beants 
worten. 

Seine Frage müßte, wie mir ſcheint, eigentlich ſo 
heißen: | 

Giebt es im Verhältniſſe zwiſchen Staaten und Staas 
ten, alfo im Gebiete des StaatensNechts, ein Recht, dems 
jenigen gleich, welches man bisher im Staatsbiirgerverhätt; 
niffe oder im Gebiete des Staats: Mechtse das Staats: 

dothrecht genannt hat, — alfo ein fogenanntes Staaten 
Nothrecht? *) und läßt fih durch die Hinſicht auf ein 
felhes (Sta aten-Nothrecht) die Unterwerfung mehrerer 


) Anmert Ich bemerke hiemit ausdrücklich, dag ich mie jenen barbarı: 
fhen Ausdrud gebraucht haben würde, wäre er mir nieht durch Hrn. Hoppe’s 
Aufſatz abgedrungen worden. 
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ehemaligen tensfchen Pandesheren unter die Souverainität 
anderer, wie folche durch die Bundesakte bewirkte worden ift, 
rechtfertigen? 

Da mir Ar. Hoppe hoffentlich eben fo wenig zutrauen 
wird, daß ich jene Rechtfertigung auf ein Sta ats-Noth— 
recht habe bauen wollen, als ich ihm die Befchränftheit zu: 
traue, mich fo mißverſtanden zu haben, fo kann ich nicht 
zweifeln, durch jene LUmgeftaltung feiner Frage, den von ihm 
bezielten Sinn richtig getroffen, und dem Publitum das eis 
gentliche punctum controversum deutlich beftimme zu 
haben. 

Vorlaufig lege ich das Geſtändniß ab, daß ich ſelbſt 
wohl vorhergeſehen habe, daß manche die im $. 100 meiner 
Darftellung aufgeftellte Rechtfertigung fiir fih unbefriedigend 
finden mögten; jedoch nicht etwa in Gefolge eines Gefühls 
der Schwäche des Fundaments der Nechtfertigung felbft, fon; 
dern Tediglih in Gefolge der Ueberzeugung „ daß es 
manche, was jedoh nicht meine Schuld) ift, an der 
Bedingung fehlen möge, um die Stärke jenes Fundamente 
ducchfchauen zu können, das ift, an einem gründlichen Wiſ— 
fen, nicht nur des allgemeinen Staatss, fondern auch des 
allgemeinen Staaten: Rechts; und gerade an diefer Be, 
dingung ſcheint es auch Ken. Hoppe — fo fehr er auch im 
erften Theile feines Auflages feine Bekanntſchaft mit dem’ 
allgemeinen Staats rechte bewährte hat — gefehlt zu has 
ben, wie fich aus der Prüfung feiner Sätze zeigen wird. 

Nach einer vorausgeſchickten, ziemlich richtigen, obwohl 
nicht gang entfchöpfenden Deduftion des Staats: Nochs 
rechts, nimmt berfelbe folgenden Uebergang zu feinem eigents 
lihen Thema : 

»Nach dieier Analyfe aus dem allgemeinen Staatsrechte 
»iſt alfo das Objekt des Staats-Nothrechts nur der Uns 
sterthanen wohlerworbene Nechte, und die obige Frage... 
aift in der Negative beantwortet.« 
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Daß das Staats-Nothrecht nur auf die Kechte von 
Unterthanen Einfluß babe, daß alfo die Foderung des 
Opfers an die, nad) feiner Sprache, mebiatifirten aug einem 
Stahts;Mothrechte nicht abgeleitet und gerechtfertigt wers 
den fönne, wer follte das haben leugnen, oder wer follte 
' das Segentheil haben behaupten wollen? — — Ich in der 
That nicht; denn ich behauptete: So wie das Recht einzel; 
ner Menfchen in einem Staate bedingt ift, durch die Mög: 
lichkeit des Beſtehens der Rechte der übrigen Staatsglieder 
mit und neben dem ihrigen, mithin das Necht der erfteren 
hinwegfällt, wenn diefe Bedingung ihres Rechts hinmweggefal: 
len ift, deffen Folge man bisher mit dem, freylich nicht pais 
fenden, Namen — dominium eminens — bezeichnet hat; 
eben fo ift das Recht jedes einzelnen Staats, im Staaten: 
Verhältniffe, bedingte durch die Möglichkeit des Beſtehens 
der Rechte der übrigen Staaten mit und neben dem feinis 
gen, und wenn demnach die Mealifirung eines öffentlichen 
Rechtsverhältniſſes unter einer Menge ſich Begrenzenden 
Staaten, und defien Sicherung nicht möglich iſt, ohne daß 
einzeine Staaten jene ihre Nechte aufgeben, fo fallen, mit 
Bedingung jener ihrer Rechte, auch diefe ihre. Nechte jelbft 
hinweg, und fie können demnach nicht befugt ſeyn, jenes 
nothmwendige Opfer, d. h. das Aufgeben jener ihrer Rechte 
zu verweigern, — defien Geltendmachung man, im Gegens 
faße des Sta ats-Nothrechts, offenbar das Staaten; 
Mothrecht benennen’ könnte. 

Alfo nur aus einem Staaten : Nothrechte wollte ich die 
hier unterfiellte Veränderung und Unterwerfung rechtfertigen, 
und hoffentlich wird, außer Hrn. Hoppe, weiter Niemand 
verfennen, daß ich jene Beziehung auf das Staats: Noth; 
vecht nur der größeren Deutlichkeit wegen, und um die Gleich— 
heit der Prinzipien des Staatenrechts mit jenen des Staats; 
rechts anichaufich zu machen, gebraucht habe, wie aus dem 
lebten Satze des $. 100. der erwähnten Darftellung fiat 
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hervorgeht, wo e# heißt: »To mußten auch einzelne folcher 
»Staaten jene Rechte dem Zwecke der Realifirung eines ges 
»ficherten Nechtszuftandes aller, welche durch die Pflicht 
»aus Prinzipien des Staatenrehts geboten 
»war, nothwendig zum Opfer bringen, und es war aljo 
»die Bewirtung dieſes Opfers eben eine ſolche Auss 
yübung des juris eminentis im Gebiethe des 
»Staatenrechts, als wie fie nach den voraus aufges 
»ftellten Grundſätzen im Gebiethe des Staatsrerhts ftatt fins 
»det ⁊c. « 

H. Hoppe ſtellt weiter folgende Sätze auf: 

»Staaten gegen Staaten ſtehen unter keinem Geſetz, 
»und find als ſelbſtſtändige Perfonen im Naturzuſtande ans 
»zufehen. Das Völkerrecht ift bis jetzt noch nichts, ale eine 
»Idee. Gewalt im Kriege tritt alfo an die Stelle des 
»Staats-Nothrechts.« — 

Sin der That, fonderbare Behauptungen! — Da Ar. 
Hoppe felbit die Staaten für ſelbſt ſtändige Perſonen 
gelten läßt, fo muß er fie doch wohl auh als rechtsfähi— 
ge Wefen gelten laſſen; vechtsfähige Weſen gleicher Art ftes 
hen aber, fchon als folche, in ihrer Einwirkung aufeinander 
unter der Verbindlichkeit des Mechtsgefeßes, mithin find 
Staaten gegen Staaten auch in ihrem Naturguftande — zwar 
feinem pofitiven Geſetze — aber doch allerdings dem alls 
gemeinen Rechtsgeſetze unterworfen, und ihre gegens 
feitigen Verhältniffe müſſen danach beurtheilt werden. 

Das Suftem der Verhältniffe zwifchen Staaten und 
Staaten, nad jenem allgemeinen Rechtsgeſetze regulirt, ift 
das allgemeine Völker: oder Staaten-Recht; und wenn gleich 
die Staaten ſich nicht immer wirklich dem Nechtsgefege ges 
mäß behandeln, fo bleibt doc das allgemeine Staatenrecht in 
feiner vollen objektiv verbindlichen Kraft, fo wie das allges 
meine Staatsrecht in feiner vollen Kraft bleibt, wenn gleich 
daffelde nicht allenthalben zur Ausübung kömmt; und -mit 
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demfelben Fuge, mit welchem Kr. Hoppe das Sta ats⸗Noth⸗ 
recht aus dem allgemeinen Staats-Rechte deduzirte, mit 
demfelben Fuge, follte ich denten, dürfte ich das Necht, wel— 
ches man StaatensNorhreche nennen könnte, aus dem alls 
gemeinen Staaten:Nechte deduziren, und feine Anmwends 
barfeit eben fo gut poſtuliren, als Hr. Hoppe die Anwend⸗ 
barkeit des Staats Nothrechts poſtulirt, ob man gleich 
auch fagen fünnte, das allgemeine Staatsvecht fen bis jetzt 
nichts als eine Idee. — Gewalt im: Kriege tritt aber ganz 
und gar nicht an die Stelle des Staats: Nothrechts., fons 
dern an die Stelle einer, zur Handhabung des Rechts uns 
ter den Staaten rechtlich zu fonftituirenten , aber nicht 
wirklich vorhandenen, Macht; denn jeder Kriegführende giebt 
menioftens wor, fein Hecht gegen den befriegten Staat ver 
folgen und geltend machen zu wollen. Um die einzelnen 
Unterthbanen eines Staats (deren Rechte felbft, nah 
Ken. Hoppe nur. die Objekte des Staats :Mothrechts find) 
zu Aufopferungen ihrer Rechte zu Gunften ihrer Mitbürger 
zu zwingen, ift meines Wiſſens noch ein Krieg geführt wors 
den, alfo ift auch noch fein Krieg an die Stelle des Staats 
Nothrechts getreten, wohl aber fünnte Krieg geführt werden, 
um das StaatensMothrecht geltend zu machen, wenn näm⸗ 
lich ein oder mehrere Staaten folche Rechte, die mit der 
Beſtehbarkeit der Rechte aller Staaten unverträglich find, 
aufzugeben fich weigerten, und daher durch Gewalt der Wafı 
fen dazu gezwungen werden müßten. 

Die eigentliche Widerlegung meines, von Hrn. Koppe 
angefochtenen Satzes aber foll in folgender Behauptung liegen: 

»Es giebt feinen Rechtszuftand unter Staaten und Stans 
»ten, fonft wiirde der Begriff der Selbftftändigfeit, mithin 
»der des befondern Staats, aufgehoben. Die erkennt Behr 
»ſelbſt, wenn er früherhin fast, daß Staat und Staat wie 
Privaten außer dem Staatsverhältniß zu betrachten feyen. 
»Giebt es keinen Nechtszuftand, fo kann auch nicht von Mech 
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»ten die Rede ſeyn, noch weniger von einer Bedingung der 
»Möglichkeit des VBeftehens der Nechte anderer Staaten, die 
»nur mit dem Rechtsgeſetze eintritt.« 

Wahr iſt's, daß ih den Grundſatz aufgeftellt — 
Staaten und Staaten ſtehen urfprünglich unter ſich in 
demfelben Verhältniffe, in welchem einzeine Menfchen ftehen, 
ehe fie fich zu einem Staate geeinigt haben: das heifit: So 
. wie die einzefnen Menfchen urjprünglic in einem, der 
Sicherheit ihres Rechts ermangelnden , Zuftande find, fo 
befinden fih die Staaten urfprünglic in einem Zuftande, 
worinn ihre Nechte, als Staaten, gegenfeltig durch nichts 
garantire find: ihr urfprünglicher Zuftand ift alfo kein 
Rechtszuſtand. — Wer mögte aber daraus folgern Tönnen, 
daf darum im uefprünglichen Verhältniſſe - der „ einzelnen 
Staaten, wie ber einzelnen Menfchen, gegeneinander gar 
nicht von gegenfeitigen Nechten derfelben, noch weniger von, 
einer Bedingung der Möglichkeit des gegenfeitigen Beſtehens 
ihrer Nechte die Nede feyn könne ? Kennt denn Hr Hoppe 
nicht einmal den allgemein befannten Satz: daß das Necht 
md die Gültigkeit des Rechts vor und aufier allem Staate 
und Staatenvereine unter. Menfchen und Staaten beſtehe, 
und dafi die Stiftung des Staats und Staatenvereins blos 
die Geltung des Rechts unter jenen und diefen bezmerfe ? 
Wenn aber das Necht auch ſchon urfpriinglich fiir jene und 
dieie gültig iſt, wenn das Nechtsgefek, nur feine Geltung, 
nicht aber feine verbindende Kraft an fich fiir Menfchen und 
Staaten erft vom Staate und Staatenvereine herholt, fons 
dern aus dem, von der Natur fo geordneten, Bedingtſeyn 
einer Coeriftenz freyer Menfhen und Staaten, als folcher 
durch daffelde, fo muß doch wohl auch ſchon urſprünglich 
unter ihnen vom Rechte die Rede ſeyn können, und das Recht 
ſtatt finden, und ſobald das Recht ſtatt findet, wenn es gleich 
noch durch nichts geſichert iſt, ſobald muß auch bie Bedin— 
gung des Rechts ſtatt finden, denn letzteres, als das bedingte, 
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iſt ohme erftete überall nicht gedenkbar. ‚Verbinder nun das 
Rechtsgeſetz urfprünglich fehon Menfchen und Staaten, fo 
find auch urfprlinglich. ihre Rechte ſchon bedingt, durch die 
Möglichkeit des. Beftehens der Nechte anderer Menfchen und 
Staaten , denn das Rechtsgeſetz befteht ja nur in der Bes 
flimmung biefes Bedingtſeyns. 

Eben darum aber, weil die Menfchen und Staaten im: 
ihrem urfprünglichen Buftande feine Sicherheit ihrer 
Rechte haben, follen fie in einen Zuftand treten, der ihnen 
jene Sicherheit gewährt, und diefen nennt man ders 
Rechtszuſſtand. Diefer Nechtszuftand iſt für einzelne 
Menſchen der Staat, für einzelne Staaten der Völker⸗ 
Staat oder der Staaten-Bund. Nur beh der Ders 
einigund mehrerer Staaten unter der Form des Völker⸗ 
Staats wird die Selbſtſtändigkeit der, fo vereinigten, Staas 
ten, mithin der Begriff des befonderen Staats aufgehoben, 
nicht fo bey ihrer Vereinigung unter der Form des Staa; 
tenbundes : denn dieſer läßt alle in ihm begriffenen 
Staaten als felbftftändige, befondere Staaten beſtehen, und 
geht eben darauf aus, ihnen, als befonderen Staaten, ihre 
Selsftftändigkeit und ihr Rechtsgebieth, als Staaten, — 
zu machen, und dieſe Geltung zu ſichern. 

Falſch ift alfo, die Behauptung: »es giebt feinen Rechtes 
zuftand unter Staaten und Staaten, denn’ fonft würde dev 
Begriff der Seldftftändigfeit, mithin der des bejonderen 
Staats, aufgehoben — Denn der Staatenbund ift ein 
Kechtszuftand der verbiindeten Staaten, und dennoch bleiben 
diefe in ihm befondere und feldftfiändige Staaten: faft. folls 
te man glauben, Hr. Hoppe kenne uur einen einzigen Rechts; 
zaftand, den Staat, und außer dieſem, feinen. — And 
falſch ift dem voraus angeführten Grunde zufolge die Bes 
hauptung: »daß außer dem Rechtszuſtande nicht vom Rechte, 
noch weniger von einge Bedingung der Möglichkeit des Be, 
fiehens der Rechte anderer Staaten die Dede feyn könne.« 
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Haben doch die Staaten von Europa, ob fle gleich fort, 
dauernd außer dem Nechtszuftande unter fich blieben, von 
jeher fa viel von Nechten unter ſich gefprochen und gehans 
beit; alfo wohl ganz unnlig nach Ken. Hoppe? alſo konnte 
wohl bey ihren. Friedensverhandfungen nie von gegenfeitiger 
Ausgfeihung flreitiger Nechte die Rebe feyn? ! 

So wie fih eine Macht darftellt, welche unter koexiſti⸗ 
renten Staaten einen Nechtszuftand einführen will, Handelt 
fie der Foderung des NRechtsgefeßes gemäß, indem diefes uns 
tr Staaten wie unter Menfchen die, Geltung des Rechts 
befiehlt, ift fie alfo durd das Rechtsgeſetz feldft ermächtigt, 
die Bedingung der Möglichkeit: des gegenfeitigen Beſtehens 
ihrer Rechte, als Staaten, geltend zu machen, und finden 
ſich ſolche Nechte einzelner Staaten, welche mit der Mögr 
lichkeit des VBeftehens der Mechte aller unverträglich find, 
fo gebietet ihr das Rechtsgeſetz, das Hinweggefallen feyn jes 
ner Rechte mit ihrer Bedingung zu erklären, und diefer 
Akt ift ein, der Ausübung des Staats Mothrechts im Staus 
te ähnlicher, Akt, den man den Akt eines Staaten-Noth— 
verhts nennen könnte, da er im Staatenverhältniffe daffelbe 
it, was jener im Bürgerverhältniſſe feyn fol. Es ift aber 
diefer Akt in beyder Kinficht feine Aufhebung von Rech— 
ten; denn die fraglichen echte find, als das bedingte, im 
unterftellten Falle mit ihrer Bedingung ſchon von feldft bins 
weggefallen ; fondern eine blofe Erklärung diefes Hinwegges 
fallenfeyns, weiches einzig von dem Begriffe des Rechts und 
des Rechtsgeſetzes felbft ausgieng. 

Aus diefen Gründen wertheidigte ich die fragliche 
Unterwerfung einzelner teuticher Landesherrn unter die Sou— 
verainisit anderer: Bon diefen Gründen hat aber Kr, 
Hoppe auch nicht einen einzigen durch jene feine Bemer— 
tungen gefchwächt,, vielmeniger widerlegt, fondern nur die 
Unrichtigfeit feiner Begriffe beurkundet. 

Doch! es ift noch ein Satz deffelben übrig ; 
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»Mögen andere Staaten befiehen oder vergehen; es 
»hat dieß auf die Rechte und Verbindlichkeiten diefes indis 
»oiduellen Staats nicht den mindeften Einfluß, wenn fihon 
»vielleicht in politifcher Hinfiht. Daß > aber die Polis 
»tik fein Recht giebt, von andern Staaten Aufopferungen 
»zu verlangen, ift ohne Zweifel.<] 

Wohl mag dag erftere wahr feyn, jedoch nur faktiſch 
wahr, fo lange ſich die Staaten weiter micht gegenfeitig um 
einander befümmern, fondern jeder ungeftört feinem Egoiss 
mus fröhnen darf: Sobald aber die Mehrheit Loeriftirenter 
Staaten dem linwefen des, aller vechtlichen Sicherheit ers 
mangelnden, Zuftandes, durh Einführung und KHerftellung 
eines geficherten Nechtszuftandes unter fich, ein Ende machen 
will, dann ift fie auc durch das Rechtsgeſetz ermächtigt, un: 
befiimmert um bie Foderungen des Egoismus der einzelnen, 
die Bedingungen zu realifiren, unter welchen jener Nechtszus 
fland nur eins und ausführbar if, und bey diefer Ausfüh— 
rung bat fie, durch das Nechtsgefes felbft auktoriſirten, Ein: 
fluß auf die Rechte und Verbindlichfeiten der bey jener Aus: 
führung befangenen Staaten. 

Mas fich übrigens Hr. Hoppe unter Politik denken 
möge, weiß ich nicht. Sch verfiche darunter die Kunft und 
Wiſſenſchaft, Staaten in ihren inneren und äußeren Der, 
haltniffen zur Erreichung ihres Zwecks zu führen. Erheifche 
nun die Herbeyführung rechtlicher Sicherheit in den äußeren 
Verhältniſſen, ohne Die der Zweck der Staaten in fih ſelbſt 
ewig unerrelchbar bleibt, Aufopferungen von einzelnen Staas 
ten, fo ift jene auch ohne Zweifel, diefe zu verlangen, bes 
rechtigt, d. h. fie ift ohne Zweifel berechtigt, die Auf: 
opferung derjenigen Rechte von andern &taaten zu verlans 
gen, mit deren Beftehen die rechtliche Sicherheit aller uns 
verträglich ift, gleichwie fie feldit zue Aufopferung ähnlicher 
Hecht: verpflichtet ift. Denn jeder Staat iſt, als unter 
den allgemeinen Rechtsgeſetze ftehendes Weſen, ohnedteß 
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ſchon aus dem Beſitze jener Rechte geſetzt, und deren Forts 
behauptung würde eigentliche Ufurpation feyn, welche felbft 
zur Ausübung des nöthigen Zwanges gegen fie berechtigte. 
. Mögte nun eine fompetente, niht Namenloſe, 
Kritik vecht bald entfcheiden: ob ich dem Ziele, — oder ob 
Hr. Hoppe dem’ richtigen Sinne meines, von ihm anges 
fochtenen, Satzes, vielleicht überhaupt der gründlichen Ers 
forfchung des Staatentechts vorübergegangen fey ? 
Würzburg im Julius 1808. 





u ee en 





REEL — ——— — 


29. 
Bemerfunm’g 
über 
die fogenannte fehließlihe Erklärung des Herzoglich, 
Mecklenburgifchen Juſtizraths von Gülich im 
XVIII. Hefte Nr. 54. 





Wa⸗ der Juſtizrath von Gülich bei weniger Arroganz und 
mehr Beſonnenheit ſich füglich ſelbſt hätte ſagen können und 
müſſen, das müſſen wir ihm wohl nur ſagen, nämlich das, 
daß er in keiner Rückſicht der Mann ſey, mit welchem wir 
uns in eine literärifche Fehde einlaffen können und werden. 
Ueber den Gegenſtand feiner Schreibereien enthält auch 
ohne unfere Bemerkungen das abgedrufte Zeugnif des Hof— 
raths Hrn. von Voftel völlige Entfcheidung ; das ganze un, 
befangene und vernünftige Publitum hat darliber feine Ue— 
berzeugung fo allgemein und beftimmt ausgelprochen, daß 
wir darüber fein Wort mehr verlieren werden. Der von 
Gülich ſelbſt Teugnet die vorgelegten factifchen Momente 
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nicht, fondern bemühet fih nur fie zu umgehen, Nur ein 
fehr ſchwacher Grad von Menfchentennenif iſt erforderlich, 
um ihn in allen feinen Wendungen zu durchſchauen und der 
allgemeine Anzeiger der Deutfchen 1808, Nr. ıgı 
enthält eine treffende Auseinanderfeßung biefer Sache, 
Wenn eine längere echtes s und Michterpraris den 
Eapolla aus des ıc. von Gülich Bücherfammlung verdrängt 
haben wird ; fo wird er feine gegenwärtigen zahllofen Erklä⸗ 
rungen und deren feidigen Geift gewiß bereuen; mir wollen 
ihm das Andenken an diefelben dadurch micht noch mehr vers 
bittern, daß wir den Wirrwarr, die Abfurditäten und Uns 
mwahrheiten, welche er in der Erklärung vom 16. April d. J. 
(Rhein. Bund Heft XVII. Nr. 54.) vorbringt, beleuchten 
und aufdecken. Diefe Erflärung iſt zu fehr unter aller Kr 
tie und ihr Verfaffer zu ſehr unter aller Beachtung ; wenn 
er erft den Freund der Pläne des Wezlarfhen Profuratos 
ven:Ausfchuffes abgelegt haben wird, dann wird er feine 
Schwachheiten, Erklärungen, Unterdrückung der Wahrheit 
und Abfprung vom geraden Wege ohnehin genug bereuen. 


Die Verfaffer der Abhandlung; über 
die Entefhäadtgungss Berechtigung 
der Staatsdiener, 
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Bekanntmachung der Grosherzoglich Heffifchen Res 
gierung des Fürſtenthums Starkenburg die 
Altodififation der Lehen betreffend. 





Eixtractus Protocolli Grosherzoglich Heſſiſcher für das 
Flirftenehum Starkenburg angeordnete Regierung d. d. 
Darmftadt den 7. Mai 1808, 

Fiat generale an fämmtlihe Juſtiz- und Kameral⸗ 
Beamten des Fürſtenthums Starkenburg inclusive der. 
Yuftigämter in den neueften Souverainitätslanden: 

Da feit einiger Zeit mehrere Grosherzoglihe Vaſallen 
Sefuche um Erlaubniß ihre Lehen oder Theile derjelden ges 
gen ein billiges Aequivalent als Allod veräußern zu dürfen, - 
eingelegt hätten ; fo habe man von Seiten diefer Stelle an 
Se. Königliche Hoheit den Grosherzog den Antrag gemacht, 
daß ihr die Vollmacht ertheilt werden möge, mit allen dens 
jenigen Vaſallen, weiche ihre von Höchſtdenſelben velevirende 
Lehen in Allod zu verwandeln minfchen, unter Vorbehalt 
höchſter Genehmigung über die Allodififation verbindliche 
Verträge abzufchließen. 

Nachdem nun Se, Königliche Hoheit der Grosherzog 
diefen Antrag gnädigft genehmigt hätten: fo made man 
ihnen diefe höchfte Entfehließung zu dem Ende bekannt, um 
in ihren Geſchäftsbezirken die Wafallen, denen daran gelegen 
feyn möchte, davon gelegentlich in Kenntniß zu feßen. 

j Sollenius 
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Einführung des Code Napoleon im Grosherzog— 
thum Heſſen. 





Ludewig von Gottes Gnaden Grosherzog von Heſſen, 
Herzog in Weftphalen ıc. ꝛc. 


Indem Wir mit andern Souverains des Rheiniſchen Gun 
des die Ueberzeugung von der MVortreflichfeit ded Code 
Napolcon hegen, haben Wir befchloffen, denfelben zum alls 
gemeinen Gefeßbuch in Unfern Staaten‘ unter Mobififatios 
nen und Beflimmmungen anzunehmen, welde Berfaflung 
und befondere Verhältniſſe erheifchen. Wir werden dieſen 
wichtigen Gegenftand duch eine eigends anzuorbnende 
Kommiffion Uns vortragen laffen. So wie Wir nad) Vol 
lendung dieſer unumganglichen Vorbereitung Unſere Mils 
lensmeinung über den Zeitpunkt und die Art der Annahme 
der Kaiferlich Franzöfifchen Gefeßgebung , durch ein weiteres 
Edikt verkiindigen werden; fo befehlen Wir einftweilen, 
daß nicht allein auf Unſerer Landes-Univerſität üffentliche 
Vorlefungen über den Code Napoleon gehalten werden; 
fondern auch fämmtlihe Zjuftizdiener mit dem Geiſt deſſel— 
ben fich vorläufig befannt machen follen. Urkundlich Uns 
ferer eeigenhändigen Unterſchrift und beigedruften Staats 
Siegels. Auerbach den 1. Auguft 1808. 


eEudemwig. 


Lichtenberg 
Seheimer Staates Neferendär. 





| Der | 
Rheiniſche Bund, 


Ein und zwanzigſtes Heft. 





. s 


er: 5 
Das teutfche Reich und der rheinifche Bund. ” 
Eine publiziſtiſch⸗politiſche Parakleleıc. von Dr. WI. Behr. -. 





rer} 


- (Fortfegung der ins neunsehnten Befte abgebrochenen Abhandläng.): 





Das betebende und erhaftende Prinzip des teutſchen Reichs, 
die: Urquelle feiner. organifchen Bervegungen und: Merrichtuns 
gen, die Stüße feiner Conftitution follte die Verſammlung 
feiner Stände, der Neichstag ſeyn, in und durch welchen der 
feutfchen Nation vermittelft des Drgans ihrer Primaten- ein 
entfcheidender Antheil an den richtigften: und wefentlichften 
Regierungsrechten gefishert, und eben dadurch der Weg offen 
Sehalten war, ihr wahres Intereſſe mit der individuellften 
Kenntniß und auf dem richtigften Wegen zu beforgen ‚ihre 
wichtigften Angelegenheiten mit vereinter Kraft und Weisheit 
zu. fördern, und felbft die, durch veränderre Verhaͤltniſſe und 
Umftände nothwendig gewordenen, Modififationen der Vers 
faffung und Verwaltung zu bewirken? denn der bey weiten 
veelifte Antheil an dev Geſetzgebung des Reichs Ing, wie wir 
Ra. 


362 


- wiffen, ih den Händen jener Verſammlung; von ihr hieng es 
ab, durch den Weg der Wahlkapitulation die Wirkſamkeit der 
faiferlichen Gewalt zu Geftimmen , zu / erweitern oder zu been— 
gen; von ihr wurden die wichtigen Fragen uͤber Krieg und 
Frieden des Reichs entſchieden, und im Falle des Kriegs das 
Maaß der. Mitwirkung aller Stände beſtimmt; von ihr wur— 
den die Neichsftenern bewilligt, den Gerichten die Normen 
ihres Vefahrens vorgezeichnet, Viſitationen derfelben angeord; 
net, und felbft gewiſſe Klaffen von Eollifionen und Verbrechen | 
in lezter Inſtanz gerichtet ; ihr kam es zu, die Aufſicht über 
Vollgiehung der Befchlüffe des Neichs zu führen, alles, was. 
die Erreihung des Zwecks des Vereins erheifchte, zu realiſi— 
ven, und Überhaupt jede Angelegenheit des Ganzen zu ordnen, 
und dem Zwecke des Ganzen gemäß zu beforgen, 

Daß jedoch der teutſche Neichstag bereits feit langer Zeit 
der Sdee feiner Funktion, der Beftimmung feiner Eriftenz gar 
nicht mehr entfprochen habe, daß eine beynahe unerträglice 
Schiäfrigkeit und Unbeholfenheit in dem Gange feiner Ge 
fhäfte, eine hoͤchſt auffallende Kälte deffelhen fir das Wohl 
der Sefammtheit eingetreten fey, daß derfelbe fein Daſeyn 
und Leben nur noch zur Lähmung veichsöberhauptliher Ener: 
gie, und zum Kampfe des Egoismus feiner Glieder, oder 
wenigftens einzelner Klaffen feiner Glieder gemißbraucht habe, 
und endlich zur bloßen Hebungsfchule leeren eitlen Ceremoniels 
herabgeſunken ſey, iſt zu notoriſch, als daß es noch eines 
Nachweiſung beduͤrfen koͤnnte. 

Da der rheiniſche Bund einer — Verſamm⸗ 
lung ſeiner Glieder bedarf, wodurch der gemeinſame Wille 
der in ihm vereinigten Staaten gefunden und ausgeſprochen, 
d. i, die Geſetze des Bundes aufgeſtellt, deren Geltung un— 
ausbleiblich bewirkt, die im Laufe der Zeit nach Maaßgabe 
der Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde zur Erreichung des Bundes— 
zwecks erforderlichen Maaßregeln getroffen und in Vollzug 
geſetzt, endlich die zwifchen” den verbündeten Staaten etwa 
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entſtehenden Colliſſonen friedfich gefchlichtet, und jeder in ber 
ihm eingeräumten Sphäre feiner Souveraimität geficherr, 
überhaupt die‘ Verbindung und deren Zweck realifiet werde, 
und, daß eine folche Verfammlung der Bundesglieder zu dem 
angegeben Zwecke konſtituirt werden folle, bereits in den Ars 
tifeln 6. 9 und rı. der Conföderationsafte als konſtitutio⸗ 
nelles Gefeß ausgefprochen tft, fo dürfte es fehr wichtig ſeyn, 
nah den Quellen jener Entartung und Unthaͤtigkeit der 

Heichsverfammiung zu fürfchen,, um duch Verftopfung diefer 

Duelien in der Eonflitutionsart der Bundesverfammmlung einer 

ähnlichen Erfhlaffung und Gleichgältigkeit für, das Wohl des 

Ganzen auf Seite der Iezteren wirkſam vorbeugen zu fünnem, 
Wir, unferes Orts, glauben jene Quellen — neben; dem 

immer weiter einreiffenden Mangel: des Intereſſes für: Exreis 

«hung des Vereinigungszwecks und an: dem Zuftande der Ge 

fammtheit, veranlagt durd das immer ungebührlichere Her: 

vortreten der Individualität und des Egoismus der Reichs— 
fiände, was freylich die Grundquelle alles Uebels im wucſchen 

Reiche war — erkennen zu muͤſſen: 

1) In der Trennung der Reichsſtaͤnde in * veſchuden 
Collegien. 

2) Sin der Sonderung der Reichsſtaͤnde in zwey gldioro 
koͤrper. 

5) Sn der Nichtanerkennung der entſcheidenden Kraft der 
Stimmenmehrheit und endlid) 

— 4) Sn der Abhängigkeit der Reichstagsgeſandten von einer, 
bey jedem einzelnen Falle einzuholenden, befonderen In⸗ 
ſtruktion. 

ad 1.) Die einzige, durch die Natur und das Weſen 
der Sache begründete, Bedingung der Theilnahme an. den 

Verhandlungen des gefehgebenden und die gemeinfchnftlichen 

Angelegenheiten beforgenden Corps eines Voͤlker⸗ Staats oder 

Voͤlkerbundes iſt die Eigenfchaft eines aktiven und konſtituti⸗ 

ven Glieds des erſteren oder des lezteren, und in dem Rechte 
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der Mitwirkung . zu jenen. Verhandlungen muß, fo wie in 
dem Effekte des Vereins überhaupt, für alle jene Glieder die 
vollfommenfte. formale Gleichheit ſtatt finden, d. 5. die 
Stimme eines. jeden Glieds jener Art muß bey ‚jenen Vers 
Handlungen ganz gleichviel gelten, und es giebt feinen objek⸗ 
tiven Grund zu einem Unterfchiede des Grads der Geltung 
der ; Stimmen jener. Glieder; denn die ftaatsbärgerliche Per⸗ 
ſoͤnlichkeit, wie die Perföntichkeit eines Bundesglieds, als 
ſolchen, ift bey . allen unterftellten Gliedern des Voͤlkerſtaats 
wie des Voͤlkerbundes eine und diefelbe, und eben fo muß 
die Fähigkeit zur Stimmgebung, die Seldftftändigkeit,, ‚oder 
das Vermögen der freyen Selbſtbeſtimmung, und die Einficht 
in die. Tauglichkeit. und . Angemeffenheit der zu mählenden 
Mittel zur Erreichung :des Vereinigungszwecks, objektiv 
genommen, bey jedem Gliede als in gleichem Maaße vorhans 
den. vorausgefekt werden , gleichwie denn auch auf. diefe FA: 
higkeit weder der Äußere Rang, noch die Menge ode? der 
Grad: des Beſitzthums der Glieder den geringften Einfluß bar - 
ben kann: auf die ſubjektive Fähigkeit der Individuen 
kann Aber niche Rücklicht genommen werden, weil fonft eine 
Auswahl fatt finden müßte, und nicht alle jene Glieder zu 
den. Verhandlungen zugelaffen werden dürften, auch es ſich 
dabey wohl finden könnte, daß die Stimme eines, am Nange 
und dem Grade ſeines Befisthums nad) ‚minder bedeutenden 
Gliedes ungleich mehr gelten müßte, als jene des, dem Range 
und ‚der Größe feiner Befisungen nad) weit mehr bedeutenden 
Glieds. Ueberhaupt machen weder der höhere Rang, noch 
die größere Menge des Befistyums gefchickter, bey den Ver: 
handlungen der äffentlichen Angelegenheiten eine, dem Zwerfe 
des Gemeinweſens förderlihe Stimme zu führen, und da an 
den unterftellten Gliedern alles übrige gleich iſt, ſo muß auch) 
die Stimme eines jeden derfelben gleich geltend feyn, und es 
findet alfo fein Grumd zur Trennung eines Corps der unters 
ftellten Art in verfehiedene Collegien ſtatt, durch welche den 
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Gliedern des einen College eine Superisrität, oder auch nur 
ein Gleichgewicht Aber oder mit der größeren Zahl der Glie⸗ 
der eines andern Collegs eingeräumt werde. 

Praftifch geltend war auch diefer Grundſatz auf dem 
teutſchen Neichstage in früheren Zeiten, bis gegen das Ende 
des ıdten Szahrhunderts diejenigen Stände, welche fich in dem 
ausfchließenden Beſitz des Rechts der Kaifermahl, und fo 
mancher anderen Vorrechte geſetzt hatten, fih durch ihren ev; 
worbenen höheren Rang veranlaft fahen, ſich won den uͤbri⸗ 
gen Neichsftänden zu fondern, worauf die Übrigen Stände, , 
. um aud ihren Vorrang bemerkbar zu machen, fich eben fo 
bey den Deliberationen von den: Neichsftädten trennten, als 
die, Kurfürften von ihnen fich gefchieden hatten. Wohl hätte 
man den Fürften jene Befriedigung ihrer eitlen Rangſucht 
gönnen Finnen, hätte nur micht jene, durch den Zweck der 
Reichsverſammlung in feiner Hinficht motivierte, Trennung alle 
diejenigen fo fehr nachtheiligen Wirkungen in ihrem Gefolge 
gehabt, welche von jeder Verletzung der Gleichheit des Rechts 
unzertvennlich find. So aber wurden von nun an die fätalen 
He: und Correlationen nothwendig, welche den Gang der 
Derathfchlagungen und deren Gedeihen zu einem endlichen 
Beſchluſſe fo aͤußerſt fehwerfällig machten: die, durch jene 
Trennung, von den Kurfürften den Fürften, und von den 
Fürften den Neichsftädten bewiefene Geringſchaͤtzung mußte die 
leßtern gegen die Fürften, und die Fürften gegen die Kurfürs 
ften fpännig machen , und alle dieſe Klaffen gegenfeitig vom 
ſich abſtoßen. 

Dadurch wurden die, unter ben Depoſitaͤren der wich— 
tigften Nationalangelegenheiten fo fehr nöthige, Eintracht-und 
Einheit des Intereſſes, der Sefinnungen und Grundfäße uns 
tergraben, die Gemüther von einer gleichen- und gleichzeitigen, 
Theilnahme an dem gemeinfchaftlichen Wohle abgeleitet, und 
nur auf ihren eigenen und den Privatvortheil ihres Standes 
gerichtet: ſtatt fih mit den gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
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bes Neichs zu befchäftigen, focht man nur die unausbleiblichen 
Widerftrebängen und Neibungen der Eiferfucht der verfchieder 
nen Collegien unter fih thätig aus. - Verdrängt aus dem Bes 
ſitze eines unmittelbaren perfönlichen Stimmrehts — indern 
baffelse jest nur no, inwieferne es in dem Gefammtvoto 
eines Collegiums lag, ſchwach wirkte, da das achtgliedrige 
Collegium der Kurfürften dem, mehr als hundertköpfigen, 
Eollegio der Fürften die Waage halten konnte — übte man 
daffelbe nur noch mit mechanifcher Gewohnheit und Kälte, 
weil man es einmal hatte, und fchränfe ſich auf eine defto aͤngſt⸗ 
Vichere Wahrnehmung feiner noch übrigen Reichsſtaͤndiſchen 
und Territorials Nechte ein: wurden diejenigen, von welchen 
die übrigen jenen Abbruch ihrer Nechte erlitten hatten, und 
von welchen fie eine immer größere Erweiterung ihres Webers 
gewichts auf ihre Unkoften befürchten mußten, von aufen ans 
gegriffen, oder fonft ihrer Mitwirkung bedürftig, fo waren 
letztere ſaumſelig, gleichgüttig, unmwillfährig zum VBenftande : 
gegenfeitig verlaffen von alfer aufrichtigen Theilnahme feiner 
Mitſtaͤnde, fröhnte jeder einzelne nur feinem Egoismus, un: 
befümmert um das Schickſal des Ganzen: Nach dem Bey— 
fpiele der Aufhebung der allgemeinen Gteichheit der geſelzge⸗ 
benden Gtieder, hoben nun auch die Glieder der einzelnen 
Eollegien die Gleichheit unter fich ſelbſt auf, erhob ſich eines 
über das andere, nahın einen höheren Ion an, gieng einfeitir 
ge Verhäftniffe ein, und: unternahm Dinge, die mit der Eins 
heit des Ganzen umd der Lebereinftimmung aller feiner Theile 
zu einander durchaus unverträglich waren, und das Anfchen 
und die Würde deffelben nothwendig ſchwaͤchen und herab: 
feßen mußten. 

So entforang aus jener Sonderung der Reichsverſamm⸗ 
(ung in verfchiedene Collegien eine Spaltung der Fintracht 
und des Triebes, zum gemeinfchaftlichen Ziele ernftlich zufams 
menzuwirken, und eine wahre DVerfplitterung der Gefammts 
kraft; fo wirkte jene Sonderung, die felbft nur aus einem 
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fhon vorhandenen ſtarken UWebergewichte der Individualitaͤt 
der Neichsglieder hervorgehen konnte, hinwiederum mächtig 
dahin zurück, den Heft des gemeinfamen Intereſſes vollends 
auszulöfchen, und das Ganze dem Zuſtande feiner Auflöfung 
entgegenzuführen. — In der That! Gründe genug, um 
dringend wäünfchen zu müffen, daß; eine ähnliche Trennung 
unferer Bundesverfammlung in verfchiedene Collegien Angfts 
Lich wermieden werden möge. 

Zwar. mögte es auf den erften Anblick feheinen,, als ob 
eine folche Trennung der Bundesverfammlung bereits wirklich‘ 
ausgefprochen fey im Artikel 6. der Konfüderationsafte, indem 
es darinn heißt: »Die gemeinfchaftlichen eg Di der 
verbündeten Staaten werden in einer Berfammlung behandelt 
werden, deren Sitz zu Frankfurt feyn, und die in zwey— 
Eollegien, nämlich in das Kolleg der Könige, und das, 
Colleg der Fürften, getheilt feyn wird.« Vergleicht 
man jedoch damit die Dispofition des Artikels 10. deffelben 
Dokuments — »In der Bundesverfammlung follen Se. 
Hoheit, der Fuͤrſt Primas den Vorſitz haben, und, 
wenn eines der beyden Kollegien über einen Ger 
genftand allein zu berathen haben follte, wird 
Se. Hoheit indem Colleg der Könige, und der Herzog 
von Najfau in dem Colleg der Fürften den Vorſitz führen« 
— ferner: den Eingang des Artikels 11.: »Die Zeit, zu wel 
cher fi) der Bundestag, oder eines der Eollegien 
gefondert, verfammeln folle« ꝛc. — ſo muß man ſich unn 
ftreitig zu dem Schluffe berechtigt finden, daß, nach der Abs 
fiht der Bundesftifter, die Berathung der gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten der Verbündeten in der Negel durch eine 
Seneralverfammlung ſaͤmmtlicher Bundesglieder vorgenommen 
werden, daß hingegen nur ausnahmsweife, nämlich in 
den, im Artifel 10. beftimmten, befondern Fällen, eine abges 
fonderte Verfammlung und Berathung der bemerkten beyden 
Collegien ftatt finden, folle. Dürfte man den eben aufgeführs 
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ten Artikeln im ihrer Vergleichung nicht diefe Deutung ger 
ben, fo müßte man, wie mir wenigftens fiheint, in Verlegen: 
heit fommen, einen zureichenden Grund der Dispofittonen 
des ıoten und zıten Artikels, und insbefondere der ausge: 
zeichneten Stellen derfelben zu finden, und der unbefangene 
Teutfche von jener Trennung der Vundesverfammlung in 
zwey Collegien, wenn fie ald Regel gelten follte, unangeneh⸗ 
me Folgen mit gegründeter Bangigkeit befürchten: 

Denn durch jene Trennung, wenn fie in der Kegel ftatt 
finden follte, wozu im dem Zwecke der Bundesverfammlung 
an ſich gewiß fein Grund fich finden läfit, wäre den Fürften eine 
Zuruͤckſetzung bewieſen, und in ihnen die Beſorgniß einer, 
blos auf äußere Macht fih ſtuͤtzenden, Superiorität des Eds 
niglicher Collegs angereat, welche, zum wenigſten gefagt, nicht 
geeianet ſeyn Eönnte, die fiir Erreichung des Bundeszwecks fo 
nöthige , aufrichtige Zufammenficht und Eintracht den Fhrften 
mit den Königen und Großherjogen im Bunde zu begründen 
und zu erhalten; durch jene Trennung wären die Glieder des 
Bundes eo ipso in zwey, und zwar fehr ungleiche, Par— 
theien getheilt, wovon die, fo offenbar fchwächere, allen 
Muth für das Ganze verlieren, und änaftlich nur auf Bes 
hauptung ihrer Exiſtenz Bedacht nehmen würde; durch jene 
Trennung wäre zugleich eine fehr reelle Scheidewand zwifchen 
den Bundesgliedern aufgeführt, und ein partitulares Colles 
gial⸗Intereſſe erzeugt, unter welchem das Intereſſe der 
Geſammtheit nothwendig leiden müßte: Es wäre mit 
wenigen Worten, durch jene Trennung die Einheit der Ges 
finnungen und Grundfäge, des Sintereffes und Strebens ges 
fpalten, und eine Quelle: zu Entgegenftrebungen, Neibungen, 
oder mweniaftens zum Erkalten der gemeinfchaftlichen Theil— 
nahme geöffnet, deren jede zu verftopfen Die Architektonit des 
Bundes vorzuͤglich Bedacht nehmen ſollte. 

Aber — moͤgte man einwenden koͤnnen, und hat man 
zum Theile bereits eingewendet — ſollte es nicht anſtößig 
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feyn, den mächtigen König mit und neben dem winzigen Fürs 
fien flimmen, und die Stimme des Beſitzers von taufend und 
mehr Duadratmeilen Landes nicht mehr gelten zu laffen, als 
jene des Beſitzers von 3, von 15 — 18 oder 25 Quadrat—⸗ 
meilen ? — Wohl mag das Vielen, vielleicht den Meiften 
anftößig feheinen; mir feheint es nicht fo; denn, was ich be; 
reits bemerkt habe, der Aufere Nang und die Menge des 
Beſitzthums ſtehen in gar keinem Bezuge auf die Einficht in 
die Tauglichkeit, und auf die Fähigkeit der Auswahl der 
beften Mittel zum Zwecke des Bundes: und wer vermögte 
das zu leugnen ; gu leugnen, daß in einer Verſammlung, 
welche blos die Aufere Wechfelwirfung von Staaten 
und Staaten zu berüchfihtigen hat, die Stimme des Bes 
finers eines noch fo Fleinen Landes dem Zwecke der Gefammt: 
heit .eben fo zuträglich fern könne, als die Stimme des Bes 
ſitzers eines ungleich größeren - Staats? Mer vermögte zu 
leugnen, daß die Merfönlichkeit, welche minder mächtige Buns 
desglieder, als folhe, haben, von derſelben Sphäre fey, als 
jene der mächtigeren Bundesgenoffen? — Mir daͤucht es, 
die Zeit ſey endlich gefommen, wo wir Teutſchen von unfe/ 
ven Primaten das, doch in der That nicht große, Opfer er— 
warten dürften, daß fie da, wo es fi lediglich um das Wohl 
der Geſammtheit teutſcher Nation handelt, die Niückfichten 
enf Auferen Hang und Ceremonien möglihft aus dem Spiele 
faffen, und, frey von allen Feffeln heterogener Nückfichten, 
bey der Bundesverſammlung einzig den Zweck ihres Vereins 
in's Auge faffen, und mit wahrer brüderlicher Eintracht, 
welche die Verfchiedenheit des Aufieren Nanges da, wo es 
dem gemeinfchaftfichen Zwecke nur gift, fo gerne bey Seite 
fest, zum gemeinfchaftlichen Erſtreben deſſelben mit aller Thäs 
tigkeit, deren jeder nad) feiner Lage fühlg if, zufammenmwirfen 
werden: Und wer follte mich tadeln wollen, daß ich mich 
dem feften Vertrauen, daß es wirklich fo kommen möge, gerne 
ganz hingebe ? Mer follte nicht gerade von der Conkurrenz 
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der Anſichten derer, die nur von dem allgemeinen Wohle ihr 
eigenes erwarten können, mir der Anficht derjenigen, die -viels 
leicht nur von dem Gefühle ihrer Macht geleitet werden 
dürften, die fhönften Früchte erwarten müflen ? 

Vereint mit den mächtigeren zu einem Ganzen, durch 
keine gehäffige Scheidewand von ihnen getrennt, durch ihr 
Uebergewicht nicht niedergedrückt , werden auch die minder: 
mächtigen Glieder des Bundes, zutrauensvoll und mit wars 
mer Theilnahme die Beſtimmung der Bundesverfammlung, 
ihrer Seits zu erfüllen eifrig mitwirken, und, geehrt durch 
das Hegenfeitige Vertrauen der mächtigeren, im Falle diefe ihs 
rer Beyhülfe bedürfen follten, ihre Bundespflicht mit einer, 
durch die zum Bewußtſeyn der Pflicht hinzutretende Wärme 
des Intereſſes erhöhten, Anftrengung zu übertreffen fich begis 
fern. — Die fruͤhere Erfahrung der entgegengefeßten Wir: 
Eungen eines entgegengeſetzten Benehmens dienen wohl zur 
fräftigften Beſtaͤttigung diefer Vorherverkuͤndigung. 

ad 2) Der gefeßgebende Körper eines Voͤlkerſtaats, und 
die Verſammlung eines Voͤlkerbundes, welche fich lediglich 
mit den Mitteln zur Erreichung des Bundeszwecks zu bes 
ſchaͤftigen hat, befinden fih als folde, nur auf dem Gebiethe 
des aͤußeren Rechts, und können es daher nur mit folchen 
Gegenftänden zu thun haben, bey welchen die fubjektive reli⸗ 
giöfe Ueberzeugung oder die Neligions:Eigenfhaft 
ihrer Glieder nicht im mindeften zur Sprache kommen kann 
oder darfz Denn die Gefeke und Verfuͤgungen des erfteren 
follen nur die inneren und aͤußeren Hechtsverhältniffe der, 
unter der Form eines Voͤlkerſtaats vereinigten, Staaten und 
ihrer Glieder reguliren und ſchuͤtzen: und die Beichläffe und 
Funktionen der letzteren follen die Ruhe und den Frieden, 
d. i. die rechtliche Sicherheit der, unter der Form des Voͤl— 
kerbundes vereinigten, Staaten unter fich handhaben; ſolche 
Geſetze und Funktionen find aber ihrer Natur nach von dem 
Religionsbekenntniſſe der Gejesverfaffer und der bejchließenden 
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Glieder durchaus unabhaͤngig, und es kann deren religioͤſe 
Ueberzeugung dabey vernuͤnftigerweiſe gar nicht zum Spres 
chen fommen: Ein Grundfaß , deffen Wahrheit fo auffallend 
iſt, daß man die Aufftellung deffelben für fehr uͤberfluͤſſig 
halten müßte, wenn nicht die Erfahrung am teutfchen Reichs— 
tage gelehrt Hätte, daß feine praftifche Verkennung dennoch 
möglich fey: Denn, nicht genug, daß füh die Sefammtheit 
der Meichsftände auf dem teutfchen Reichstage in Collegien 
trennte, fchied fich Ddiefelbe auch noch nach einem andern, feit 
dem Weftphälifchen Frieden grundgefeßlich anerkannten, Theis 
fungsgrunde , nämlich nac der Verfchiedenheit der Religion 
der Stände felbft, oder der Glieder ihrer Territorien. 

Sich enthalte mich aller weiteren Vemerkungen über die 
wirflihe Ungereimtheit einer folchen Trennung, über die 
fihiefe Anficht des Zwecks der Reichsverſammlung, welche die 
Möglichkeit einer folhen Trennung voransfeßte, fo wie ber 
die Läherlichfeit der theoretifchen Controverfen , welche 
jene Trennung gebar (4. B. über die Frage: ob die’ Qualität 
einer Neichstagsftimme nach der Neligton des ſtimmgebenden 
Reichsſtands felbft oder feines Landes zu beftimmen fey? u. 
dal. m.); und befihränfe mich blos darauf, Die nachtheilige 
Wirkung in’s Bewußtfenn zu rufen, welche auch die Trennung 
für das Ganze des Reichs in ihrem Gefolge hatte, und has 
hen ınufte. » 

Hatte man einmal den Grundfaß gefeßlich adoptirt, daß 
es ben den Gefchäften der Reichsverſammlung auf die Vers 
fehiedenheit der Neligion der Reichsſtaͤnde, als fimmgebender 
Glieder jener Verſammlung, irgend anzufommen habe, fo 
hatte man eben damit auch die Zuläfigfeit eines reellen Eins 
‚fnffes jener Religionsverſchiedenheit auf die Geichäfte der 
Neichsverſammlung anerkannt, und dadurch unftreitig die 
Reinheit des Sefichtspunfts, von welchem bey-jenen Gecſchaͤf⸗ 
ten allein hätte ausgegangen werden follen, im höchften Grade 
geträbt: Schiefe und folche Geſetze und Maaßregeln, welche 
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ſich über Segenftände ausbehnten, die auf die Erreihung des 
allgemeinen Vereinigungszwecks feine Beziehung Hatten, folgs 
lich nicht Gegenflände des gemeinfamen Willens feyn konnten, 
alfo auch nie Gegenftände der Gefeke hätten feyn follen, was 
ren davon die nothwendige Folge. Auf eine unverantwortlis 
che Weife wurde durch jene die rechtliche Freyheit der Reichs⸗ 
bürger eingezwaͤngt; das unantaftbare Recht jedes Reichsbuͤr⸗ 
gers, fich zu irgend einer Religion, welche feiner fubjektiven 
Ueberzeugung genügte, zu befennen, und folche frey auszus 
üben, wurde untergraben; denn, wollte er fich deffen bedienen, 
fo war fein Landesherr gefezlich auftorifirt, ihn von Haus 
und Hof zu jagen, durch das fogenannte Neformationss 
Recht, einen Ausflug der roheſten Barbarey und des unfin: 
niäften Fanatismus. Geſchieden durch die Theilung in Colle⸗ 
gien, ward die Vernichtung der Einheit des Sjntereffes und 
des Strebens vollendet duch die Trennung nad Religions⸗ 
Ruͤckſichten, welche die Glieder jenes cinen Körpers als 
förmliche Partheyen einander gegenüber ftellte, die ſich 
mit eiferſuͤchtigem Mißtrauen einander behandelten, und, ſtatt 
die Sache zu beſorgen, nur auf Erhaltung der Gleichheit 
in den Formen Bedacht nahmen, und durch die natuͤrliche 
Theilnahme der übrigen Neihsbärger an ihrem genenfeitigen 
Mißtrauen, Das ganze Reich in zwey Partheyen fpaltete, fiir 
die man fogar eigene Benennungen brauchte. 

Endlich. wurde durch jene Trennung die entfcheidende 
Kraft der Stimmenmehrheit in allen den Fällen, wo die kas 
tholifchen und evangelifhen Stände verfchiedene Meynungen 
gegeneinander erklären wollten, aufgehoben ,. und das Gelanz 
gen zu einem Reſultate dem Zufalie einer amifablen. Bey— 
legung Preiß gegeben , wodurch eigentlich die Entfcheidung 
‘Aller Sachen, fie mogten die Keligion betreffen oder nicht, 
der Verfchiedenbeit der Mennungen der Neligionspars 
theyen, als folcher, am Neichstage unterworfen wurde, und 
es nunmehr nicht fowohl auf die Befchaffenheit der Sache, 
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amd das mit ihr im Verhaͤltniſſe ſtehende Recht, als vielmehr 


darauf anfam, ob die verfchiedenen Neligionspartheyen 
am Neichstage darüber einftimmiger Meynung maren, ; oder 
05 fie ſich als Partheyen dafür intereffiven wollten , oder 
nicht. — Laͤßt ſich aber wohl etwas vernunftwidrigeres ges 
denfen, als daß ein, zu einem folchen Zwecke, wie der teuts 
fche Reichstag, beftimmtes Corps die Entfcheidung feiner Ans 
gelegenheiten von einer freunbfchaftlichen Beylegung abs 
Hängig machten, für deren zuverläßigen Erfolg nichts bürgen 
konnte, und bey. welcher die rechtlichen Entfcheidungsgründe, 
die allein die Berathungen und Befchlüffe hätten leiten und 
beftimmen follen, ihren Platz der veränderlichen und willkuͤhr⸗ 
lichen. Convenienz abtreten mußten ; daß ein Corps, wie die 
teutfche Reichsverſammlung, alle feine Wirkfamkeit und allen 
Erfolg feiner Thaͤtigkeit einem Zufalle hingab? Damit hatte 
man offenbar auch darein gewilligt, daß ſelbſt die Beſtaͤndig⸗ 
keit des Reichs, welche durch die Wirkſamkeit der Reichsver⸗ 
ſammlung bedingt war, dem Zufalle Preiß gegeben ſeyn ſolle: 
wenn dann der Zufall den Untergang des Reichs wollte, ſo 
durfte man ſich ja nicht daruͤber beklagen; denn man hatte 
ſich ja dem Zufalle konſtitutionell uͤberliefert. — In welchem 
Lichte, oder vielmehr Schatten ſteht hiedurch der — 
teutſche Reichstag in den Augen feiner Nachwelt? 

Doch } jene Zeiten find vorüber; der Fanatismus iſt ges 
bändigt, und richtige Begriffe über den Einfluß der Staates 
gewalt auf die Religion ihrer Bürger find an die Stelle 
feiner despotifchen Herrſchaft getreten; das widerrechtlich vors 
enthaltene Recht der Religionsfreyheit iſt den Bürgern ber 
rheinifchen Bundesftaaten zuruͤckgegeben, und. fie können fich 
nun deffen bedienen, ohne darum noch die DVertreibung von 
ihren Befisungen, oder das ausgefchloffen werden von Staats⸗ 
ämtern fürchten zu. müffen ; der Staat fragt nun, und zwar 
mit Necht, nur nach der Legalität feines Bürgers in feis 
nem Äußeren Verhalten mit feinen Mitbuͤrgern, und nad 
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der Fähigkeit feines Beamten , die fein Amt erheifcht , nicht 
mehr nad) feiner religiöfen Weberzengung , welche außer det 
Sphäre der Staats: Gewalt liegt; man iſt zu der Einficht 
gelangt, daß die Funktionen eines Geſetzgebers und Verwal: 
ters Öffentlicher Angelegenheiten unabhängig feyn muͤſſen von 
feiner veligidfen Anficht, und follte es — bey Diefer Lage der 
Dinge, und noch mehr, da auf unferer Bundesverfammlung 
nur die Rede kommen kann von den Äußeren Verhältniffen 
der verbündeten Staaten unter fih umd zu freniden Staaten, 
welche erfteren doch wohl, als Staaten, weder Fatholifch 
noch evangelifch feyn koͤnnen, wo mithin auch die: Verbands 
lungen dieſer Verfammlung in gar feiner Berührung ſtehen 
fönnen mit dem Neligionsbefenntniffe ihrer Glieder , oder 
derer ,„ die fie repräfentiren — nicht faft Überflüßig fcheinen, 
noch ausdrücklich zu bemerfen, daß auf dem Congreſſe des 
eheinifchen Bundes durchaus keine Nede feyn werde und därfe 
von einer Scheidung feiner Glieder in ein corpus Catholi- 
corum et Evangelicorum , folglid) auch nicht von einer 
itione in partes ? — Mir fiheint es wenigftens, daß wir 
une, wenn auch nicht, durch die innere Ueberzeugung — denn 
die religidfe Intoleranz iſt zur Zeit nur gefeffeft, noch nicht 
ganz vertilgt, und fpudt an mauchen Orten noch im Ders 
borgenen — doch gewiß durch jene fatalen Erfahrungen der 
Vorzeit vor dem Wiederaufleben ähnlicher Verirrungen und 
Zweckwidrigkeliten volllommen gefichert haften koͤnnten. 

ad 3) Abgefehen davon , daß auf dein teutſchen Reichs} 
tage die Wirkung der Stimmenmehrheit durch die Möglich: 
keit einer itionis in partes für jeden Fall vereitelt werden 
tonnte, fo war, ob gleich in den befohderen Collegien die 
Befchlüffe derfelben in der Regel nach der Stimmenmehrheit 
aufgenommen wurben, dennoch keineswegs. unter den Colles 
gial; Stimmen felbft die Mehrheit für Abfaſſung eines un⸗ 
bedingten Reichsgutachtens entfcheidend, Beſtund jedes ber 
drey Kollegin, was gar leicht der Fall feyn konnte, auf feis 
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ner. befondern Meynung, hatten fich, wie man ſich ausdruͤckte, 
die Re; md Correlationen zerſchlagen, fo blieb entweder die 
Sache, über welche beichloffen werden follte , nunmehr gan 
ftegen, und ward bis zu einer andern Zeit: verfchoben — es 
geſchah alfo nichts, das erſte Agenz der Reichsgeſetzgebung 
war gelaͤhmt, die Kräfte, der einzelnen geſetzgebenden Kam— 
mern (denn das waren eigentlich "die. drey Collegien) ſtunden 
gegeneinander im Gleichgewicht; es war ein, der Erreichung 
des durch den Reichsverband beabfichtigten Zwecks hoͤchſt nach⸗ 
theiliger, Stilfftand, der nicht möglich geweſen ſeyn würde, 
wenn eine durchgängige Gleichheit der Stimmen aller einzels 
nen Stände, ohne Trennung in Collegien, eingeführt geweſen 
waͤre; — oder man überließ in dringenden Fällen geradezu 
dem Kaifer die Entfcheidung,, oder erfuchte ihn um die Erz 
Öffnung feiner Meynung, um ſich weiter darüber zu berathen; 
beurkundete alfo einen wefentlichen Mangel in feiner Organis 
ſation, vergab fich dadurch. fein Anfehen, und zieh fich ſelbſt 
einer Schwaͤche nd Unvermoͤgenheit, die mit der Wuͤrde ei⸗ 
nes geſetzgebenden Roͤrpers durchaus unvereinbar war, als 
welcher nie um einen Entſchluß verlegen ſeyn, oder in die 
Nothwendigkeit haͤtte kommen ſollen, die Beſtimmungsgruͤnde 

zu ſeinem Beſchluſſe aus fremder Quelle herzuholen, oder, 
— noch ſchlimmer war, die Tele geradezu einem 
Dritten. zu überlaffen. 

Wenn aber auch zwey Collegialftimmen —— 
ſo war doch dieſe Mehrheit der Collegialſtimmen zum Behufe 
der Abfaſſung eines wirklich beſtimmenden Gutachtens nicht 
immer entſcheidend, ſondern nur dann, wenn die beyden his 
heren Collegien einverfianden waren, aber nicht in dem Falle, 
wenn das Neichsftädtifhe mit einem. der höheren Collegien 
zufammenftimmte: In diefem Falle follte die Mehrheit der 
Collegialſtimmen gar nicht wirken, noch dem Kaifer das Recht 
zuftehen, Durch feinen Beytritt zu dezidiven, benahm man alſo 
nicht nur dem Neichsftädtifchen, fondern auch dem, mit ihm har⸗ 
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monirenden, höheren Collegio daB Recht der Desifiv: Kraft 
feiner Stimme, ob man gleich ſelbſt den Stimmen beyder, 
die Eigenfchaft, dezidivend zu ſeyn, nicht abzufprechen vermog⸗ 
te, machte man ſich alſo eines wirklichen Widerſpruchs ſchul⸗ 
dig, und brachte einen weſentlichen Mangel in die Regierung 
des teutſchen Reichs, der zu allen den Verwirrungen, Mißhel⸗ 
tigkeiten und Streitigkeiten die Veranlaſſung gab, welche 
gwifchen den Eollegien ſelbſt ſowohl, als zwiſchen dieſen und 
dent: Kaiſer obwälteten. Mit wenigen Worten: duch das 
Nichtſtattfinden der Entſcheidung durch Stimmenmehrheit auf 
dem Neichstage ward in dem Leben. des, ohnehin nur durch 
kuͤnſtliche Anftrengung gehaltenen, Vereins der teutfchen Staa⸗ 
ten ein fo vielfaͤltiges Stocken erzeugt, "wodurch derſelbe, ra⸗ 
ſchen Schritts, obgleich unter den laͤſtigſten Symptomen, ſeinem 
gänzlihen Stillſtande entgegengefuͤhrt werden mußte. : 

Mer follte in diefem Venfptele die. laute Warnung and 
Aufforderung verfennen Eönnen, daß die Entfcheidung durch 
Stimmenmehrheit. in allen Fällen für die Berfammlung uns 
feres neuen. Bundes  nothwendig orgamſches Geſetz werden 
muͤſſe, wollte man nicht anders die Foͤrderung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten des Bundes, und damit ſelbſt die 
Erreichung ſeines Zwecks aufs neue dem Zufalle Preiß geben, 
und die Quelle, aus der ihm ſein Leben zuſtroͤmen ſoll, gleich 
in ihrem Urſprunge ſehr unzuverlaͤßig und unzureichend mas 
chen? — Kann man aber einen ſolchen Willen den Cons 
flituenten des Bundes ohne Frevel nicht anmuthen, fo muß 
man aud die Adoption diefes organifchen Geſetzes um fo zus 
verfichtlicher erwarten, je weniger bey der ausgefprochenen 
Beſtimmung der Bundesverfammlung fid) irgend ein Hinder⸗ 
nis feiner Adoption vernünftig denken läßt, und je mehr in 
jenem Gefeße das einzig zureihende Mittel, um in jedem 
Falle mit zureichendem Effekte ftimmen zu koͤnnen, erfannt 
werden muß: Denn, da nur gemeinfihaftliche Angelegens 
heiten des Bundes Objekte der Beratung und Thaͤtigkeit 
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der Bundesverfammlung ſeyn follen und werden, mithin — 
die Entſcheidung der Streitiafeiten der Yundesalieder tinter 
fihh ausgenommen , bey welchen jedoch die betheiligten Par— 
theyen felbft ohnedieß nicht mirffimmen dürfen — nie jura 
singulorum bey der Bundesverfammlung zur Sprache und 
Berathung werden kommen fünnen, fo ift fein Hinderniß ab; 
zufehen, welches der Adoption jenes Geſetzes im Wege ftehen 
könnte: Und welchen andern fichern Ausweg ; jede Verathung 
zu dem beabfichtigten Befchluffe zu bringen , könnte es wohl 
geben, als den Ausfchlag der Stimmenmehrheit ? 

Selbſt in dem Falle, wenn die Glieder der Verſamm⸗ 
ng ausnahmsweile, abgefondert nach ihren benden Eollegien, 
über einen Gegenftand berathen hätten, und derſelbe Gegens 
ftand nachmals die Faſſung eines gemeinfchaftlichen : Schluffes 
erheifchte, dürfte feinem Geſammtvotum des einen und des 
andern College, als folchen , ftatt zu geben, fondern derſelbe 
Gegenftand in einer Generalverfammlung zu berathen , und 
aus den einzelnen. Stimmen nach ihrer Mehrheit der Be— 
fchluß zu faffen fen: denn wie, wenn im entgegengefchten 
Falle die benden Collegialftimmen einander entgegenftünden, 
wollte man dann auc wieder den Gang nehmen, die Sache 
bis auf beſſere Zeiten lieggm zu laffen ? oder für alle folche 
Fälle die Enticheidung ‚ aus fremder Quelle holen? — 
ich dächte, die am teutfchen Peichstage gemachte traurige Erz 
fahrung follte die Wölfer des Bundes der Furcht, in den 
Fall zu Eommen, ähnliche Aergerniffe an dem Bundestage 
nehmen zu müffen, vollkommen uͤberheben. Die Conſtituenten 
des Bundes haben einmal zufammen geſtimmt im Moflen 
des Bundes und feines Zwecks, haben die Nothwendigkeit 
einer Bundesverfammlung zur Förderung deffelben anerkannt, 
fie muͤſſen alfo auch, wenn es gleich dev individualität und: 
Selbftfucht hie und da ein Opfer abnoͤthigen fönnte, zuſam⸗ 
menftimmen im Wollen des unumgänglichen Mittels, wodurch 
allein das Leben dev Bundesverfamimlung dis Charakters dem. 
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Zwecke entfprechender Energie und Selbftftändigkeit theilhaft 
tig werden kann; umd dieß ift die unbedingte Seftattung des 
Ausichlags ihrer Berathungen durch Stimmenmehrheit ihrer 
Glieder in jedem Falle. 

ad 4) Eine, in der That nicht unergiebige, Quelle der, 
in vielen , ja in den meiften Fällen fo auffallenden, Unbe 
holfenheit und Trägheit des teutfchen Neichstage war dir 
Abhängigkeit der Comitialgefandten von einer, in allen be 
fonderen Verathungsfällen einzuholenden,, befonderen In— 
firuftion: Bey diefer Abhängigkeit konnten oft die wichtig; 
fien Gegenftände , wegen noch nicht vorhandener Inſtruktio⸗ 
nen, erft ſpät zur Berathung fommen, oder doch die Bera⸗ 
thungen nicht fo befchleunigt werden, als es ihre Wichtigkeit 
erheifchte: Dieſe, oft auch ſelbſt durch die Ankunft der In— 
ſtruktionen — indem diefe felteh eine definitive Beſtimmung 
aller Fälle enthielten und enthalten konnten, weiche inzwifchen 
zufällig eingetreten feyn, und die Sache wefentlich modifijzirt 
haben konnten, weshalb die Einholung neuer Inſtruktionen 
nothwendig wurde — nicht immer gehobene Verzögerung 
mußte in die Gefchäfte des Neichstags einen trägen Gang 
bringen, und diefem bey den mwichtigften, die Erwartung 
aller feiner Glieder fpannenden, Mgelegenheiten des Reichs 
in den Augen feiner Einwohner 4 ſelbſt des Auslandes — 
des Intereſſes ungeachtet, welches das Reichstagsperſonal 
ſelbſt daran nehmen mogte — das ſonderbare Anſehen eines 
ärgerlichen Indifferentismus, einer Indolenz und Sorgen 
loſigkeit geben, und die Reichsverſammlung nöthigen, wäh— 
rend der Pauſe, und zu einer Zeit, die nur der Berathſchla— 
gung und Förderung jener wichtigen und allgemein intereſſi 
venten Angelegenheiten hätte gewidmet feyn follen, Dinge 
oft von der größten Inbedeutenheit vorzunehmen, und das 
durch den Eontraft, in welchem der fcheinbare Mangel des 
Intereſſes des Neichstags mit dem lebendigen Intereſſe aller 
benfenden, und um den Zuftand von Teutfchland fich beküm— 
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mernden Bürger fund, nur noch WR zu erhöhen und in’s 
Licht zu feßen. 

Doch! nicht blos diefer Kontraft und‘ bas durch * er⸗ 
zeugte Aergerniß machten jene Abhängigkeit der Geſandten 
tadelhaft, ſondern in einem noch ungleich höheren Maaße 
der große, in vielen Fällen gar nicht zu berechnende, Nach— 
theil, welchen jene Verzögerung bey den wichtigſten Angelegen— 
heiten fiir das Ganze des Neichs oder einzelne Theile deffels 
ben natürlich zur Folge haben mußte, und der fo Teicht 
burch Aufhebung jener Abhängigkeit hätte vermieden werden 
önnen, wenn mat nur folhe Männer, denen man fi mit 
zureichendem Grunde ganz hätte anvertrauen fünnen, als 
Sefandte auf die Comitien geſchickt, und das Sintereffe des 
Egoismus da, mo es blos dem gemeinfamen Sontereffe * 
Neichs galt, aus’ dem Spiele gelaſſen hätte. 

Wollen die Fürſten unſeres Bundes dieſen vor ähnli— 
chen Nachtheilen aus verzögerter Behandlung feiner Angele— 
genheiten bewahren, und die Bundesverfammlung gegen den 
fhmählihen Vorwurf der Unbeholfenheit, des Indifferren⸗ 
tismus und der Indolenz kräftig fihern, — und was wäre 
nicht alles zu fürchten, wenn fie diefes nicht wirkfich wollten, 
nicht wirklich thäten? — fo müſſen fie, nebſtdem, daf fe ſich 
die Entſcheidung der Stimmenmehrheit in allen Fällen ger 
fallen faffen, auch die eben bezeichnete Quelle ber Geſchäfts⸗ 
verzögerung, und jenes, darauf ruhenden, Vorwurfs ernſtlich 
abſchneiden, demnach denjenigen Geſandten, durch welche ſie, 
deren erſte Regentenpflicht ihre Gegenwart in ihren Staaten 
erheiſcht, auf der Bundesverſammlung ſich werden vertreten 
laſſen, nicht wieder durch Abhängigkeit von beſonderen, über 
jedes Objekt einzuholenden, Inſtruktionen die Hände binden, 
und dadurch deren Eifer und Thätigkeit lähmen, ſondern 
vielmehr ſolche mit allgemeinen und uneingeſchränkten Voll⸗ 
machten verfehen, und, daß dieß geſchehen müſſe, zum ou 
ganischen Gefete der Bundesverſammlung machen. 
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Die, manchem vielleicht auf den erften Anblick anfcheis 
nende, Härte biefes Geſetzes wird auch fofort bey der Ers 
mwägung verfehwinden, daß es die Beftimmung der Bundes 
verfammlung nicht fey, noch — wenn anders die Erreichung 
des Bundeszwerfs durch fie befördert werden fol, — je ſeyn 
dürfe, die möglichen Privat-Abſichten der einzelnen vers 
biindeten Staaten gegeneinander durchzufeken, und nur das 
Privat-Intereſſe ihrer individualität unmittelbar zu 
befördern , fondern vielmehr einzig die, den Zweck ihrer 
Verbindung zu realifiven, alfo das gemeinfame Intereſſe 
alder, und nur vermittelft deffen das vorzüglichfie 
Privat s Sntereffe der Einzelnen, nämlich das der Erhaltung 
ihrer Seldftftändigkeit und Unabhängigkeit, der Unverletzlich⸗ 
keit ihrer Nechte, der Ruhe und des Friedens, als der erften 
Bedingung ihres individuellen Wohle, zu wahren; And 
weicher von den Fürſten unferes Bundes von dieſer, einzig 
zichtigen, Anfiht der Beftimmung der Bundesverfammlung 
durchdrungen ift, der kann die Foderung einer reellen und 
uneingefchräntten Bevollmächtigung feines Stellvertreters an 
der Bundesverfammlung nad) deren eben gezeichneten Bes 
ftimmung unmöglich hart und übertrieben finden, da «8 ihm 
dabey immer unbenommen bleibt, letztern fortlaufend von 
feinen Anfihten über den Gang und die ihm erwünfcliche 
Mobifitation der Bundesangelegenheiten zu unterrichten. 
Das einzige, worauf die Glieder der Bundesverfammlung 
zu fehen, wohin fie zu wirken haben, iſt, daß alle verbüns 
dete Staaten in dem ganzen Umfange ihrer Nichte, als 
Staaten , gleich gefihert und ungeftört feyen; eine folche 
Wirkſamkeit aber läßt fih wohl allerdings allgemein und 
uneingeſchränkt inſtruiren; und wird die Sphäre diefer 
Wirkſamkeit ausgefüllt, fo muß wohl auch der eingeine, feis 
nen Stellvertreter fo inftruirente, Sfaat in dem ganzen 
Umfange der Rechte, die er als Staat anfprechen kann, ges 
fichere und ungeftöre feyn, da er unter jenen allen mitbegrif— 
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fen ift, und mird er fo gefichert, fo iſt auch der Zweck voll- 
kommen erreicht, um deſſen willen er dem Bunde fid ans 
ſchloß. 

Freylich dürften Diplomatiker von dem, ſonſt in Teutſch— 
land gewöhnlichen, Schlage nicht ſehr geeignet ſeyn, dem 
Vertrauen, welches eine uneingeſchränkte Bevollmächtigung 
der geforderten Art vorausſetzt, vollkommen zu entfprechen, 
ſich iiber den Mechanismus blofer Organe zu erheben, und 
ſich von den Negenten die Ausübung ihrer, auf dem Bus 
destage ihnen zuftändigen, durch die dee und den Zweck 
des Bundes beftimmten und beſtimmbaren, Rechte uns 
bedenklich anvertrauen zu faffen, fondern nur folhe Männer, 
welche mit einer ausgezeichneten Energie des Geiſtes, mit 
einer unerfchiitterlichen Nedlichkeit und Feftigkeit des Charaki 
terd, mit einer gemwandten Klugheit und durchgreifendem 
Scharfſinne, endlich mit einer ausgebreiteren Menfchens und 
Staaten: Kenntnif, das grüindlichfte Wiffen des Staats; und 
Staaten: Rechts, die vertrautefte Belanntfchaft mit dem 
Weſen und dem Geifte unferes Bundes, und gänzliche Freys 
beit von allen Borurtheilen für das alte verbinden. Doc 
‚auch an einzelnen folhen Männern, wenn fie fich gleich 
nicht im Weberfluffe finden mögten, dürfte es hoffentlich kei⸗ 
nem der verbüindeten Staaten ganz fehlen ; und wenn nun 
die Funktionen der Bundesverfammlung den ungebunde: 
nen Händen folder Männer anvertraut würden, dürfte 
dann in dem Leben der Bundesverfammlung etwas, man 
kann nicht fagen, dem Gange, fondern ben Stofungen 
der Neichstagsgefchäfte Ahnliches zu befürchten, müßte nicht 
vielmehr eine, dem Zwecke des Bundes volllommen entfprer 
chende, ihn ſelbſt fiher und ununterbrochen vealifivende, 
Thärigkeit zu erwarten feyn ? — Gewiß das wäre dann der 
Fall; und warum follten wir nicht hoffen müffen, daß unfes 
ve Fürften die Bedingungen einer folchen SER) gerne 
bemwerkftelligen werden ? 
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Wir Haben gefehen, ‚welchen höchftnachtheiligen Einfluß 
bie fehlerhafte Arc der Conftruftion der teutichen Reichsver⸗ 
fammiung auf die Erfüllung der Beftimmung diefer leßtern 
und auf das Wohl des Neichsvereins felbft hatte ; wir has 
ben die vorzüglichften jener Gebrechen, an welchen der teuts 
ſche Reichstag, und mit ihm der Neichskörper felbft ſiechend 
kränkelte, und mwodurd) le&terer alle. polisifche Haltung und 
Ach ung verlieren mufite, hervorgehoben , und darauf aufs 
mertfam gemacht, daß jene Gebrechen bey der Organifirung 
der Bundesverfammlung vermieden werden fünnen, und vers 
mieden werden müffen, wenn diefe nicht einem ähnlichen 
Schickſole entgegengeführt, und die fo rege Hoffnung des 
Beſſerwerdens im Bunde, welche jedes Teutfchen Bruft ers 
“hebt, mächtig niedergefchlagen werden foll. Mögten dieſe 
Bemerkungen either genauen. Prüfung, und im Falle fie fi) 
als richtig bewähren ſollten, bey der Organifation unferes 
Bundestags einer wirkffamen Rückſicht gewürdigt werden !— 
Es liegt fo viel daran, unter welchen Beſtimmungen und 
Formen der Bundestag, als das erhaltende Prinzip des 
Bundes, als der Centralpunkt feines Lebens und Wirkeng, 
in's praftifche Dafeyn gerufen, und daß bey diefem Schös 
pfungsafte alles. das Angftlich vermieden werde, was feine 
Lebenskraft theilen und ſchwächen, und feine Thätigkeit bes 
hindern könnte: Wir Teutfchen haben in der That die traus 
rigen Wirkungen ‘jener fehlerhaften Einrichtungen in der 
Struktur unferes Reichstags fange und tief genug empfuns 
den; wäre es alfo nicht unverzeihlich, wenn wir die Wars 
nungen dieſer theuer erkauften Erfahrung eben jebt leichtes 
finnig überhören könnten, wo es darum gilt, und mo es in 
unferer Gewalt ſteht, uns vor ähnlichen Erfahrungen gu 
ſichern? 

Ein politiſches Syſtem, in welchem ſo viele verſchiedene 
Intereſſen, als es Theilnehmer an der Geſetzgebung giebt, 
mit in Wirkſamkeit geſetzt werden, und deſſen Grundlage 
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und Abtheilungen auf diefen Intereſſen felbft beruhen, kann 
unmöglich Beſtand haben, ſobald fich Fälle ereignen, in 
welchen diefe Intereſſen gegeneinander ins Spiel fommen: 
diefe Wahrheit hat uns der teutfche Neichstag und, deffen 
Schickſal einleuchtend gemacht; darum muß verhütet werden, 
daß die möglichen Privatintereſſen der Bundesglieder auf 
dem Bundestage nicht, in Wirkſamkeit geſetzt werden; darum 
darf die Struktur des letztern nicht nach dieſen Privat—⸗ 
intereffen berechnet, darum darf diefen dort fein Spielraum 
geftattet werden. Bey einer aus verfchiedenen Triebrädern 
-zufammengefeßten Maſchine halt es ſchwer, zu verhindern, 
daß nicht eines oder mehrere zugleich in, Stockung gerathen, 
oder durch die Gewalt, mit der fie in das übrige Triebwerk 
eingreifen, die ganze Mafchine mit der Zerrüttung bedrohen; 
darum thut es um fo mehr Noth, bey der Anlage einer 
folhen Mafchine die verfchiedenen Räder fo ineinander zu 
paffen, daß die fchwächeren zu der ihnen obliegenden Thätigs 
feit genöthigt, und die, eines zerrüttenden Eingreifens fähi— 
ge, Kraft der frärferen durch das Zufammenwirken der Kraft 
aller übrigen balanzire werde. Das teutfche Neich hatte bey 
der Anordnung feiner Verſammlung diefe einfache Wahrheit 
überfehen; darum ſtockte die Thätigkeit feiner ſchwächeren 
Glieder, und wirkte die, nicht balanzirte, Kraft der mächtis 
geren unterdrückend auf jene ein. 
Ob der Bundestag vor dem Neichstage wefentlihe Vor— 
züge haben werde? hängt diefem allem nad) davon ab, ob 
man.den Nachkömmling mit dem Kranfheitsftoffe des Vor⸗ 
fahren fchwängern, oder davon rein erhalten wird: Er wird 
ficher glänzende Vorzüge haben, wenn feine Lebenskräfte nicht 
nach heterogenen Rückfichten getfeilt, nicht durch heterogenen 
Einfluß ſchief geleitet, nicht durch unnöthige Bedingungen ge: 
hemmt, nicht in ihrer Wirkfamfeit werden gelähmt werden ; 
denn dann wird Einheit und Wärme des Intereſſes, Eins 
tracht und wechfelfeitiges Vertrauen unter feinen Gliedern 
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herrfchen, und ein munteres Zufammenftreben auf das unvers 
fälfchte Ziel des Bundes flatt finden, die Angelegenheiten 
werden mit rafcher Thätigkeit gefördert, jede Bemühung wird 
fih mit fiherem Effekte belohnt, und eben dadurd zu ftäte 
gleicher Anftrengung aufgemuntert finden; — und was follte 
dann noch in Beziehung auf die Beſtimmung der Bundes; 
verfammlung zu winfchen übrig bleiben koͤnnen? — Im 
entgegenaefekten Falle — werden die erbärmlichen Genen 
des Meichstans wiederfehren, — und wird der Bund feldft, 
an eigener Lebensfraft verarmt, nur durch deſto ftärfere 
Einwirkung des Protektoriums gehalten werden können : 
Ahtung und Theilnahme wird dann aber auch mohl ber 
Bundestag von den Teutſchen nicht erwarten wollen ? 

Einer der befferen Beftandtheile der tentfchen Reichsver⸗ 
faſſung war die Verfaſſung des NReichsgerichtswe— 
ſens, als welches dem, ihm zu Grunde gelegenen, Zwecke 
ziemlich ſicher und vollſtaͤndig entſprochen haben wuͤrde, waͤren 
die, daſſelbe betreffenden, organiſchen Geſetze puͤnktlich ausge 
führt worden, und ohne alle Ausnahme jur Anwendung ges 
fommen: denn es waren durch diefe Gefeke für alle Klaſſen 
ſtreitender Subjekte, und für alle Arten freitiger Objekte zu: 
reichende Gerichtshöfe befttimmt, deren Compedenz firtrt, und 
denfelben paffende Gerichtsordnungen vorgezeichnet, an denen 
man nichts, als einige Heberladung mit Formen tadeln. 
tann, fo fehr man auch von dem hohen Werthe der Fors 
men bey Ausuͤbung der Rechtspflege uͤberzengt iſt: es war 
durch jene Geſetze ſelbſt der Foderung, das Recht gegen rich— 
terliche Verletzungen ſicher zu ſtellen, durch Anordnung einer 
zweckmaͤßigen Stufe von Inſtanzen und Rechtsmitteln, und 
durch das Gebot der Serichksvifitationen in den erforderlichen 
Fällen , vollfommen Genüge geleitter; ed mar mit einem 
Worte durch jene Gefeke alles gethan, was die Idee einer, 
ihrem Zwecke entfprechenden, Nechtspflege in einem Völker 
ſtaate erheifcht. 
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Nur die Ausführung entfprad nicht ganz dem Geiſte 
jener Sefeße: denn durch die vielfältigen privilegia de non 
appellando wurde ein großer, man fann fagen, der gröfite 
Theils des Neichsgebierhs dep oberftrichterlichen Einwirkung 
der Neichsftaatsgewalt beynahe gänzlich entzogen, und das 
durch leßtere in ihrem Weſen höchſt ungebührlich beeinträchs 
tigt: nebftdem entfprac, die Anzahl der Beyſitzer des Reichs— 
tammergerichts bey weitem nicht der Menge von Prozeffen, 
ewelche jener Eremtionen ungeachtet, da die mancherley im 
teutſchen Reiche fich durchkreuzenden Verhältniffe der Menens 
ten untereinander und mit ihren Unterthanen eine unverfiegs 
‚bare Quelle von Nechtsftreitigkeiten waren, in letzter Inſtanz 
an jenes Geriht allein gelangten; denn die gefeßliche Ders 
ordnung des Weftphälifchen Friedens, welcher die Anzahl der 
Affefforen auf 50 geießt hatte, gedieh nur zur Hälfte zur 
Ausführung, und feldft von diefen c5 Beyſitzern giengen ims 
mer 8 leer und unbefolder aus, fo fehr auch die Motiz, daß 
bereits im Jahre 1620 über 50,000 Sachen unentſchieden 
beym Reichskammergerichte zuriickgelege worden ſeyen, eine 
thätigere Benbillfe der Reichsſtände angefprocen hatte, 
Den dieſem Webelftande im Juſtizweſen des teurfchen Reichs 
verhielt fih die Hoffnung , ein Urcheil am Kammergerichte 
zu erlangen, gerade wie bey einer Lotterie mit vielen Mieten, 
und der ungerechtefte Befißer konnte darüber feinen Beſitz 
verewigen; gelangte auch unter vielen folligitirenden Pars 
‘theyen endlich eine, nach einem großen Aufivande von Zeit, 
Mühe und Koften, zu einem Endurtheile, fo gieng doch das 
größte Verdienft für die Rechtspflege, ſchleunige Hülfe 
fir den Beeinträchtigten und Unterdrückten, und damit der 
Hauptzweck jener Anftalt verloren , da viele nun die ihnen 

- zugefügten Ungerechtigkeiten und deren Folgen lieber mit 
Geduld ertrugen, als fich den Unannehmlichkeiten eines Pros 
zeſſes ausſetzten, deffen Ende fie nicht anzujehen vermogten; 
Endlich war die fo zweckmäßige Vorſchrift der Gerichtsviſi 
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tationen befanntlich lange in Vergeſſenheit ggrathen, und es 
ergiebt fih aus allem dem, daß das grofie Lob, welches man 
dem Neichsgerichtswefen fo freygebig fpendete, eigentlich nur 
ben Geſetzen, keineswegs der Cpekution derfelben gebührte. 
Manche Stimmen haben bereits den Wunſch geäußert, 
daß die Verfaſſung und Ordnung des Reichskammergerichts 
vorläufig zum Muſter des, nach ihrer Meynung nothwendig 
zu erreichenden, Bundesgerichts gewählt werden möge; allein, 
auch angenommen, daß es der Errichtung eines, von de 
Dundesverfammiung verfchiedenen , Bundesgerichts wirkfi 
bedürfte, glauben wir dennod in jenen Wunfd nicht eins 
ftimmen zu können, theils wegen der in die Augen fallenden 
Schiwerfälligkeit des Gefchäftegangs des Neichstammergerichtg, 
theils wegen der, von der Beſtimmung diefes Gerichts we, 
fentlich verfchiedenen, Beftimmung des poftulirten Bundes 
gerichtd, wodurch nach unferer Ueberzeugung die Verfaffung 
des erfteren fiir das letztere ſich unpaffend zeigt: denn — 
aller entgegengefeßten , freylich immer nur von denfelben 
betheiligten Perfonen in den meiſten Litteraturzeitungen und 
Sjournalen wiederholten, Deklamationen, und felbft (3. B— 
in der Minerva) an den Kaifer Napoleon gerichteten Pros 
vofationen ungeachtet — bleibt es unwiderleglich gewiß, daß, 
nad) der Idee und dem Wefen des cheinifchen Bundes, dem 
poflulirten Qundesgerichte durchaus fein Einfluß geftattet 
werden dürfe auf die inneren Angelegenheiten der verbünde— 
ten Staaten, weil diefe einmal den Charakter der Souves 
vainität an fi tragen, welche, ohne. in ihrem wahren 
Weſen beeinträchtigt zu werden, einen Jurisdiktions Einfluß 
eines, außer ihr beftehenden, Gerichts auf ihr inneres Leben 
ertragen fan, daß alfo das fragliche Bundesgericht fih nur 
zu beichränten habe auf die etwaigen Nechtsftreitigkeiten der 
verbiindeten Souveraine unter fih, gleichwie denn auch, 
wenn man öffentlichen Nachrichten trauen darf, der Vor— 
fchlag, dem Bundesgerichte auf die Streitigkeiten der Sous 
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veraine mit ihren Untergebenen eine Einwirkung zu geftatten, 
bereits von dem. Proteftor qurückgewiefen worden iſt, mels 
ches eben fo gewiß zu erwarten wat, als gewiß man auf die 
firengfte Conſequenz des Stifters des Bundes in der Vollens 
dung feines Werks vechnen konnte. Wenn nun aber das 
Bundesgericht es blos zu thun haben wird mit Schlichtung 
der Streitigkeiten der verbiindeten fouverainen Fürſten und 
Staaten unter ſich, fo müſſen auch fiir jenes Gericht und 
fein Verfahren folhe Formen gewählt werden, welche der 
Würde der freitenden, vor daffelbe zu ftellenden, Partheven 
entfprechen,, fich über die Pedanterey der gewöhnlichen Ges 
richts ormen erheben, den Ausgang der Collifionen energifch 
befördern, und dennoch das Recht unter den Bundesgliedern 
zureihend zu fihern geeignet ’find: Je weniger aber die 
Formen des Neichsfammergerichts diefen Anforderungen durchs 
gehends entfprechen, defto weniger dürften diefelben als Mus 
ſter zu wählen feyn. 

Doch! ich glaube, daf es ganz und gar nicht nöthig. 
fey, zum Behufe der Schlichtung jener Streitigfeiten ein 
eigenes von der Bundesverſammlung felbft verfchiedenes, 
Bundesgericht zu etabliren, da fiir mich fein Grund erfinds 
lich ift, der es auch nur unräthlidy machte, die Schlichtung 
jener Streitigkeiten der Gefhäftsfphare der Bundesverfamms 
lung felbft zuzutheilen ; denn a) wird es der Streitigkeiten 
ber verbiindeten Staaten unter ſich hoffentlich nicht ſo viele 
geben, daß deren Schlichtung die Thätigkeit eines, ihr auss 
fchließend gewidmeten, Colleges von arbeitfamen Männern 
zureichend befchäftigen fünnce: b) diirfte wohl Niemand 
zweifeln, daß, wenn die Bundesverfammlung wie zu erwars 
ten fieht, aus Männern der voraus gezeichneten Art beftehen 
wird, dieje der Nechtsentjcheidung jener Streitigkeiten wohl 
am volllommenfien gewachfen ſeyn werben. c) Da bie 
Bundesverfammlung ſich einzig mit den Mitteln zur Erreis 
hung des Bundeszweds zu bejchäftigen hat, gerade aber bie 
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rechtliche , und alfo friedliche, Beylegung der Streitigfeiten 
der Wundesglieder unter fid) eines der vorzüglichften und 
unerläßlichften Meitteln jener Art ift, fo liegt auch die Hos 
mogeneität der letztern Beſchäftigung mit den übrigen Ges 
fhäftsarten der Bundesverfammlung Mar am Tage, und ich 
glaube ſonach, jene meine Behauptung gegen jeden Einwand 
intompetenter Critik — die ſich jetzt allenthalben mehr, als 
jemals, gefchäftig zeigt, jedoch ihre Partheylichkeit zu fehr 
zur Schau trägt, als daf fie irgend Eingang finden könnte — 
um fo mehr gefichert zu fehen, je mehr fie bereits durch 
Napoleons eigne, in feinem bekannten Schreiben an den 
Fürſten Primas abgegebene Erkiärung »die Bundes; 
verfammilung, ift das Staatsgericht, mit der Bes 
flimmung, den Frieden zwiſchen den verſchiedenen ſouverainen 
Mitgliedern des Bundes zu erhalten« und noch mehr durch 
den Artikel g der. Bundesakte: »Alle Streitigkeiten, welche 
ſich zwifchen den Verbündeten erheben mögen, ſollen durch 
die Dundesverfammlung zu Frankfurt m. 
werdens unterftüßt iſt. 

Auf diefen Anfichten und Gründen ruht folgender, ans 
derswo fihon von mir blos angebeuteter , unmaßigebliche 
Vorſchlag: Werden unter zwey oder mehreren Bundesftaas 
ten unter fich entftandene Streitigkeiten, weil folche im Wege 
gütlicher Interhandlung nicht beigelegt werden konnten, nach 
Vorfchrift des Artikels 9 der Bundesakte an die Bundes: 
verfammlung gebracht, fo find von der Gefammtheit der 
Bundesverfammiung (die freitigen Partheyen ausgenommen) 
aus ihrer Mitte vier Deputirte — wovon zwey zum 
Range der Magenden, und zwey zum Wange der beffagten 
Parthey gehören — zu erwählen, weiche fih unverzüglich 
mit der Unterſuchung der Streitfahe zu befchäftigen haben. 
Die ſtreitführenden Partheyen find gefeblich zu verbinden, 
dieſer Deputation, binnen eines von bderfelben, in einer an 
fie erlaffenen Einladung, vorgezeichneten „ verhältnigmäßigen 
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aber unerſtrecklichen, Termins ihre fraglichen Rechtsanfprüche 
fammt allen Gründen, die fie für fih anführen zu fönnen 
glauben, vorzufegen, worauf die Deputation das Geeignete 
zu verfügen: und zu unternehmen hat, um die wahre Lage 
des Thatbeſtandes und der flreitigen Verhältniffe auszumits 
tein. Läßt auch eine Parthey den Termin ungenüßt verftreis 
chen, fo fährt die Deputation dem ungeachtet mit dieſer 
Ausmittlung ohne weiteres fort. Nach erfolgter dieſer Aus⸗ 
mittlung hat der Vordere der Deputirten aus dem Stande 
des klagenden Theils an die Bundesverſammlung über den 
Beſtand der Sache entſchöpfenden Vortrag zu erſtatten, und 
der Vordere der Deputirten aus dem Stande des beklagten 
Theils eine Correlation darüber abzulegen, worauf von allen 
Gliedern der Verſammlung, mit Einſchluß der Deputirten, 
jedoch mit Ausſchluß der Abgeordneten beyder ſtreitenden 
Theile, darüber, nach den Geſetzen des Bundes, oder, wo 
dieſe nicht zureichen, nach den Prinzipien des allgemeinen 
Staaten-Rechts, abzuſtimmen, und die Entſcheidung nach 
der Stimmenmehrheit zu faſſen iſt. 

Diefe Verfahrungsart, deucht mich, entfpricht eben fo 
fehr der Würde der unterftellten , ſtreitigen Partheyen, als 
ſie über den Pedantismus der gewöhnlichen -Serichtsformen 
erhaben ift, wird, wenn fie pünktlich eingehalten wird, die 
Beylegung ber entftandenen Streitigkeiten energifch befürs 
dern , die vechtliche Sicherheit ‚der Bundesglieder unter ſich 
handzuhaben. die zureichende Beruhigung gewähren, und ber 
Beftimmung der Bundesverfammlung von diefer Seite volls 
fommen genügen. Nur Menſchen, welche vorurtheitvell und 
ungererennlih am alten leben, werden bezweifeln können, 
daß unter Vorausfegung diefer Einrichtung Die Serichtebars 
keit des Bundes ihrem Zwerfe beffer entiprechen werde, als 
die Jurisdiktionsverfaſſung des Reichs dem ihrigen, daß alſo 
unter jener. Vorausfekung der Bund auch von diefer Seite 
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feinen Gliedern — Borjlige vor der Reichsverfaffung 
gewähren werde. | 

Auch die PER EEPEBET I OR des Reichs war 
gefelich ziemlich gut, entiprach aber ebenfalls in ihrer prak— 
tischen Wirkſamkeit nicht der gefeglichen Güte: daß man 
den Vollzug derjenigen Gefeße und Beſchlüſſe des Reichs, 
welche in das innere Leben der Territorien einwirken, den 
Territörialherrn, als Hilfsorganen der Keichsgewalt, zunächſt 
überließ, war an ſich in der Ordnung, und entſprach eben 
fo fehr der Beftimmung der Territorialgewalten, als foicher, 
als auch ihrer Stellung zum Ganzen des Neichs: Allein 
das, mit dem gemeinfamen Intereſſe des Reichs nicht immer 
zufammenflimmende , Privatintereffe der Territorialheren, 
dem man oft durch angehängte Clauſeln freyen Spielraum 
geſtattete, ließ gar oft oder größtentheils jene Geſetze und 
Beſchlüſſe unvollzogen, und es erlahmte alſo die Wirkſam— 
keit der Reichsgeſetzgebung vielfältig an der Privatwillkühr 
der Vollziehungsorgane. 

Dem ſollte zwar geſteuert werden durch die Kreis; 
Berfaffung, beftimmt, "den Geſetzen und Verordnungen des 
Reichs Geltung und Achtung zu verfchaffen, die Ausfprüche 
der Neichsgerichte gegen den miderftrebenden Reichsſtand zu 
vollziehen , und innere und Aufere Feinde zu betämpfen; 
und man kann nicht mißfennen, daß die der Kreisverfaffung 
zum Grunde gelegene dee ganz vortrefflih war, indem 
nach ihr die Kreiseintheilung in Nückficht af Las gefammte 
Neih ünd die Erreihung feines Zwecks eben den Nuten 
leiften follte und konnte, weichen befondere Provinziats und 
Diftrikts s Regierungen eines großen Staats Fir fichere Boll 
ziehung feiner Gefeße in allen feinen Theilen und pünktliche 
Verwaltung der Regierungsgeichäfte ihm gewähren. Leider 
aber war auc jene RKreisverfaffung in neueren Zeiten file 
die meiften teutfchen Länder fo gut, als gar nicht mehr vor 


391 


handen, und der größte Theil der Teutſchen wußte weder 
mehr, zu welchem Kreiſe er gehörte, noch, was es mit der 
Kreisverfaffung eigentlich für eine Bewandniß hatte: Gab 
es auch noch irgend eine Spur ihres Daſeyns, fo beftund 
diefe doch fichee nur in der Befchäftigung mit minder bes 
deutenden Mebendingen. Weit davon entfernt, die Verbeffes 
rung des teutfchen Kriefswefens, und die Erfchaffung eines 
refpeftablen Wehrftandes bewirkt zu haben, um damit den 
Beſchlüſſen des Neichs und den Urtheilen der Neichsgerichte 
Nachdruc geben, und Befolgung verfchaffen, und die Sichers 
heit des Neichs gegen außen wirkſam vertheidigen zu küns 
nen, beurkundete fie vielmehr eine fhmähliche Ohnmacht in 
allen, ihre Wirkſamkeit erheifchenden, Fällen, und gab nicht 
etwa nur Beyfpiele der Unwillfährigkeit und Verzögerung 
der fiir die Auftorität der Geſetze und der Nechtsentfcheis 
dungen des Neichs angefprochenen erefutiven Hilfe, fondern 
fogar Beyfpiele der Partheylichkeit fiir den, und der Vers 
theidigung desjenigen, gegen den gehandelt werden follte. 
Bey diefer Art der Kreis: Verwaltung fehlte es im 
Heiche an dem erforderlichen mächtigen Arme: des Geſetzes 
und ber richterlichen Sentenz, mußte fonach die höchfte 
Reichsgewalt, als folche, alles exekutiven Nachdrucks beraubt, 
. zu einem bloßen Schattenbilde herabfinfen , fire welches nur 
noch der Ohnmächtige ſich fürchtete, der Mächtigere aber allen 
fchuldigen Reſpekt verlor: und daß bey diefer Lage der Dins 
ge das Syftem aus feinen Fugen treten, und endlich ganz 
zerfallen mußte, könnte nur der nicht ganz natürlich finden, 
der von dem abfoluten Erforderniffe der Unwiderfiehlichkeit 
einer höchſten Staatsgewale nicht durchdrungen, von dem 
Weſen einer folhen nicht unterrichtet wäre. u] 
Daß aud das Leben unferes Bundes und die-Erreichung 
feines Zwecks bedingt fey durch fläte VBereitfchaft einer volls 
ziehenden Kraft, bedarf kaum einer Erinnerung: denn’, da 
in einer Staatengefelihaft, deren Glieder ſich nur an Rech—⸗ 
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ten ihrer Form nach, und an Unabhängigkeit gleich, übrigent 
aber an Macht und Rang fo fehr ungleich find, fich kaum 
'erwarren läßt, daß immer eine ununterbrochene Millfährig: 
keit fir, und nur ein aufrichtiges Streben auf das gemein 
fame Ziel ſtatt finden, nie aber der Egoismus der Indivi— 
dualität aus feinen Schranken treten werde, mas würden die 
Geſetze und Mafnehmungen des Bundes helfen , ohne die 
Stütze eines Zwanges, der dieſe durchzufiihren, jener Geltung 
zu bewirken, und jedes ungebührliche KHervortreten des Egois— 
mus zu zügeln vermögte ? 

Diejer erforderlihe Zwang kann der Natur der Sache 
gemäß nur ausgehen von einer Uebermacht über das 
oder diejenigen Glieder des Bundes, deren Made fich etwa 
gegen den Willen des Bundes kehren fünnte; eine folde 
Uebermacht aber ift nur möglich duch die Vereinigung 
der Macht aller übrigen, und da das Dafeyn einer folchen 
Uebermacht. die abfolute Bedingung der Erreichung deffen ift, 
was alle wollen, fo müſſen die Glieder des Bundes, nachdem 
fe. übereingeſtimmt haben im Wollen des Bundeszwecks, auch 
nothwendig übereinftimmen im Wollen jenes unumgänglis 
chen Mittels zu diefem Zwecke, nämlich im Wollen der Ber: 
einigung ihrer Kräfte, um vermittelft der hiedurch erzeugten 
Uebermacht die Geltung der Geſetze und Beichitiffe des 
Bundes nöthigenfalls zu erzwingen, und den Widerfpenftigen 
oder Bundbrüchigen zur Rückkehr zur rechtlichen Ordnung 
unausbfeiblid zu nöthigen. Unverkennbar ift alſo, wenn 
auch nicht durch den Buchftaben der Bundesafte, doch defto 
beftimmter durch den Zipe und den Geift des Bundes die 
Verbindlichkeit jedes Bundergenoffen ausgeiprochen, mit feis 
ner ganzen Macht zum Vollzuge der Gefeke und Beſchliiſſe 
des Bundes ununterbrochen bereit zu fen, und folche im 
eingerretenen Falle ihres Bedarfs ohne ale Widerrede zu 
jenem Zwecte zu verwenden, und eine natlirliche Folge davon 
ift, daß jede Saumfeligkeit oder Unfolgſamkeit in Erfüllung 
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biefer Verbindlichkeit, felbft als eine Verlehzung der Bundes⸗ 
pflicht angefehen, und von allen itrigen müſſe behandelt 
werden. — Die erefuttve Kraft des Bundes liegt alfo in 
den Händen feiner einzelnen Gtieder, durch deren verhältnifis 
mäfige Beyträge für den Fall des Run die erforderliche 
Zwangsmacht zu vealifiven iſt. 

Die Direktion des Gebrauchs diefer Macht fir den ins 
nerven Zweit des Bundes wird der Natur der Sache ges 
mäß am fchidlichften den Händen der Bundesverfammiung 
zu überlaſſen feyn, diefe demnach, im eingetretenen Falle ihr 
ves Gebrauchs, den, dem Zwecke der Vollziehung entfprechen: 
den, Antrag an das oder an diejenigen Bundesglieder zu 
machen, das oder die nach allen zu beriickfichtigenden Vers 
hättniffen zur pünktlichen Bewirkung des bezweckten Vollzugs 
die geeigneteſten ſeyn werden: Dieſe generelle Beſtimmung 
ſcheint mir allerdings den Vorzug zu verdienen vor der bes 
fannten fpeziellen der Neichserefutionsordnung , indem ber, 
demjenigen Meichsftande , gegen den der Zwang gebraucht 
werden follte, zunächft gefeffene Kreisftand, oder zunächft ger 
fegene Kreis, gar oft am menigften geneigt war, fid der 
ihm zu Gebote flehenden Zwangsmittel gegen jehen zu bes 
dienen, und gerade darinn die Urfache zu finden ift, warum 
fo oft dem Auftrage des Vollzugs entiveder gar nicht, oder 
doc) /nue ſehr fehläfrig entfprochen wurde, welcher Lebelftand 
aber bey jener generellen Beftimmung iiber die Direktion |de8 
Vollzugs leicht vermieden werden kann. 

Kein Bundesglied wird librigens die Pflicht mißkennen, 
einem, an daffeibe geftellten, Erefurionsantrage jener Art mit 
Ausſchließung aller Privatrückſichten, ohne Verzug und in 
allen feinen Theilen -volltommen zu entfprechen, demnach ents 
weder die ihm vom Bunde abverlangte Macht demfelben uns 
geidumt gu Gebote zu flellen, oder unmittelbar ſelbſt zur 
Ausführung des ihm gemachten Auftrags zu verwenden, — 
Die Gewißheit der fubfidiarifchen Verwendung der Auktorität 
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und Macht des Protektors fir umausbleibfihe Bewirkung 
des bezweckten Vollzugs fchlägt endlich für den Bund alle 
Beſorgniß eines, dem gefchilderten des Reichs ähnlichen 
Mangels des erefutiven Nachdrucks, und zwar um fo mehr, 
nieder, je gewiſſer zu erwarten fteht, daß ein einziges ernſt⸗ 
liches Wort des Protektors kräftiger wirken werde, als die 
Aufbierhung aller zehn Reichskreiſe zugleich hätte wirken 
können, daß demnach der Fall des Bedarfs einer erefutiven 
Anftrengung der Bundesglieder für den inneren Zweck des 
Bundes gar nicht leichte eintreten werde: Und fpricht diefe 
Sicherheit des Vollzugs der Gefebe und Befchlüffe des Bun 
des wohl nicht von felbft die reellſten Vorzüge aus, melde 
der Bund auch von diefer. Seite vor dem Reichsvereine feis 
nen Gliedern gewähren wird? 

Der Völkerbund muß mie der Völkerſtaat der Natur 
der Sache nad) auch Sen. Zweck haben, ſich und feine Inte⸗ 
grität gegen mögliche Angriffe auswärtiger Mächte zu ver 
theidigen und fiher zu ftellen, folglich alle erforderlichen 
Mittel, zu Erreichung dieſes Zwecks bewerfftelligen ; denn 
ohne zueeichende Vertheidigungs- und Sicherungsanſtalten 
der Art wäre nicht nur die Möglichkeit aller Wirkfamteit 
für ihre Zwecke in ſich felbft, fondern auch ihre ganze Eris 
ftenz der ſtäts vorauszufehenden Ermeiterungss und Erobe⸗ 
rungsſucht der fie umgebenden Mächte Preiß gegeben, und 
die ftäte Bereitſchaft zureichender Anftalten jener Art ift 
fonad) die unumgängliche Bedingung ihres inneren Lebens 
und ihrer Fortdauer ſelbſt. — Anerfannt war auch, diefer 
Grundſatz vom teutfhen Neiche, als einem Völkerſtaate, und 
anerkannt iſt derfelde ausdrücklich von der rheinifchen Con 
föderation, als einem Völkerbunde, in ihrer befannten Stifi 
tungsurkunde: denn Erhaltung nicht nur des inneren, fons 
dern auch des Außeren Friedens ift im Eingange der letz⸗ 
teren als Zweck des Bundes aufgeftellt, und die Artikel 35 — 
88 deuten im allgemeinen Umriſſe die Mittel an, wodurch 
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‚jener Zweck auch in feiner. Richtung nach außen etreidt 
werden foll. 

Eine vollſtändige Sicherung der äußeren HRuhe, des 
Auferen Friedens, fir den Völkerbund und wie für den 
Völkerſtaat fcheine mir nur durch eine dreyfache Act. von 
Tätigkeit erreichbar zu ſeyn; nämlich 1) durch eine ftäte 
Dbforge, daß gegen Äußere Mächte nichts unternommen iwers 
de, was auf Seite derfelben gerechte Befchwerden, und auf 
deren Grund einen gerechten Angriff erregen könnte: ©) 
durch Sicherftellung der Grenzen , und aud im Frieden uns 
unterbrochene Nealifirung der Bedingungen der Möglichkeit 
eines thärigen Widerftandes und der glücklichen Führung des 
Kriegs; endlich 5) durch unabläßiges Streben auf Bewerk 
ftelligung eines ſolchen Werhältniffes mit allen denjenigen 
Staaten, mit welchen thätige Collifionen eintreten könnten, 
wodurch der Möglichkeit der Störung des Friedens, mirhin 
nicht blos einem, fondern Allem Kriege thätig und ernſt⸗ 
lich vorgebeugt werdet Denn , wer -den duferen Frieden . 
will, darf natliefich nicht felbft Veranlaſſung geben, daß er 
gebröchen werde, indem er fonft im Widerfpruche mit feinem 
eignen Willen handelte: Wird aber der Friede ohne feine 
Veranlaffung gebrochen , fo. muß er in der Lage feyn, mit 
dem höchſten Grade der Wahrfiheinlichkeit den ungerechten 
Feind von ſich abtreiben zu können; damit aber auch eins 
foihe Störung feiner Ruhe gar nie mehr eintreten könne, 
muß er fih in folche Verbindungen zu feßen fuchen, wodurch 
eine ſolche abfolure Uebermacht erzeugte wird, bey deren 
Daienn es auch dem tollfühnften Feinde gar nicht mehr in 
den Sinn kommen kann, einen üngerechten Angriff mit 
Hoffnung des Erfolgs auf ihn wagen zu dürfen, Nur durch) 
KHerftellung einer ſolchen abjoluten Uebermacht wird die Er—⸗ 
veichbarfeit des Zwecks, den Aufieren Frieden zu fichern, vols 
lendet, und zugleich die Unter Nr. 8) geforderte Anſtren⸗ 
gung um unendlich vieles erleichtert, Ä 
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Der Vorwurf gegentwärtiger Abhandlung führt nunmehr 
zu der Unterfuchung : Inwieferne das teutihe Reich diejen 
Anforderungen zur Sicherſtellung feiner Intregrittit und 
Ruhe gegen außen genlige habe? und was dagegen der 
rheinifche Bund künftig zu thun habe, um jenen Anfordes 
vungen beffer , als es im teutfchen Reiche gejhehen, zu ges 
nügen, und auch hierinn feinen Gliedern entſchiedene Vorzü⸗ 
ge vor jenem zu gewähren? 

Dat; das teutfche Neich, als folches, auswärtigen Mäch— 
ten Gelegenheit zu gerechten Beſchwerden gegeben, ‚und fie 
zum Kriege gereizt habe, läßt ſich eben nicht behaupten: 
Bey feinem vorherr chenden Charafter der Paſſivität und 
Trägheit, und bey der von feinem Gefühle der Ohnmacht 
ungertrennlichen Furcht war es auch gang und gar nicht in 
der Lage, grundlofe Prätenfionen aufzuftellen, und mit deren 
Durchſetzung zu drohen; und es hatte jede auswärtige Macht 
in jenem Charakter eine genügfiche BGrgfchaft für fein 
Nachgiebigkeit, die es vielmehr oft fo weit trich, daß es fih 
feiner Würde vergab, und die Neigung zu Neckereyen gegen 
daſſelbe kühner machte. Daß es fich öfters in fremde Hän— 
dei miſchte, die daffelbe eigentlich nichts angiengen, daran 
mar fiher nicht etwa eine kühne Streitfuche deffelden, fon: 
dern immer nur die Superiorität zweyer Neichsmitftände 
fhuld , welche daffelbe wider feinen Willen zur Theilnahme 
an ihren Privarhändeln nöthigten, wovon jedoch der, der im 
Titel der Reichsgewalt verfprochenen Mehrung beynahe im: 
mer entgegengefeßte, Erfolg der Streitluft, wenn fie auch 
vorhanden gewefen wäre, ficher alle Flügel benehmen mufite, 

Warum 28 aber, jenen Privatzwecken zu fröhnen, ſich 
eben ſo wenig erwehren, als verhindern konnte, daß jeder, 
ſeinem Intereſſe noch ſo fremde, Krieg auf ſeinen Fluren 
ausgeſtritten wurde, verurſachte allein der ſchlechte Zuſtand 
feiner Militair- und Kriegs Verfaſſung. Man 
kann dieſen Zuſtand nicht kürzer, aber auch nicht richtiger, 


als duch die Vemerfüng kenntlich machen, daß es dem 
Reiche an allem dem gefehlt habe, was. feine: Grenzen fidyer 
zu flellen, einen raſchen und fiegefiden Widerftand möglich 
zu machen, und die glückliche Führung ‚eines Kriegs zu vers 
beißen vermogt hätte. 

Wenige, und in den feßtern Zeiten gar Feine Reich⸗⸗ 
grenzfeſtung mehr; die wenigen Feſtungen auf dem Reichs⸗ 
gebiethe überhaupt in den Händen der Landesherrn, ſogar 
geſetzlich der Dispoſition des Reichsfeldherrn entzogen; der 
Mititair ;Erat zwar auf dem Papiere, aber im Falle feiner 
geforderten Mobilmachung feloft nach manchen: jahren noch 
nicht wirklich aufgebracht , die Reichsarmee aljo nie konſtitu⸗ 
tionsmäßig vollzählig ; die, auch vorhandenen, Kontingente 
ofe mitten im Stiege "auf: dem Heimwege begriffen; daß 
zurückgebliebene Stückwerk eine fehr reichhaltige - Charke 
Caller, jedoch felren brauchbarer) Mufter von Trachten, Waf— 
fen, Munition, aller Arten: des. Commando, des Ererzitiums 
und der- Taktik; die einzelnen Regiementer oft aus 10— 12 
Contingenten zufammiengefeßt, darunter alte Thorwächter 
mit unbärtigen Knaben gepaart; das Offizierchor, gröfitens 
theils ein mwiirdiges Objekt grotesfer Maleren; nirgends Fin 
heit des Geiſtes, vielmehr die machtheiligfte Eiferſucht und 
gegenfeitige Geringfchäßung unter den verfchiebenen Beſtand⸗ 
theilen; nur Gleichheit in geo⸗- und topographiſcher, ſtatiſt⸗ 
ſcher, mathematiſcher und ſtrategiſcher Unwiſſenheit, in eins 
ſeitiger Beſchränktheit auf den Garniſondienſt, und ſtumpfer 
Unempfänglichkeit für militairiſche Ehre, die keine Ausſicht 
auf reelles Avancement hatte; größte Zerfplitterung det 
Verforgungss und DVerpflegungs  Anftalten des Heeres in 
unjufammenhängende Fragmente (denn jedes Eontingent wat 
darinn von dem andern feparire) ; daraus Hemmung der 
Entwürfe des Heerführers und ihrer: Ausführung, (denn, 
wenn ein Detafchement von 5o ? Mann beordert werden follte, 
ſo that es oft Noth, daß eben fo. viele Merpflegsbeamten 
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darum mußten und .mitgiengen) ; &rfchlaffung alles Muchs, 
‚Erbitterung und Rachſucht, Defertion; die Lazarethe im 
‚fchlechteften Zuftande, oft ganz vergeffen und verloren ; Webers 
ladung mit Bagage, aber Mangel an Vorfpann; Unzulängs 
fichkeit der Neichskrieasoperationg: Kaffe, und endlih Abhän⸗ 
gigkeit des kommandirenden Chefs von einem zu Haufe ges 
bliebehen Kriegsrathe, und daraus gänzliche Lähmung feiner 
Thätigfeit: — Dief find die bekannten Hauptziige der Vers 
theidigungs+ und Kriegsanftalten des teutichen Reichs, deffen 
Armee einer Mafchine glich, die, ob fie gleich in Bewegung 
gefcht und gebraucht werden follte, dennoch, des Aufwandes, 
den. fie erforderte, ungeachtet, nicht gebraucht und in zweck⸗ 
mäßige Bewegung gejeßt werden konnte, da die Triebräder, 
von welchen alle Wirkung abhieng , bey der Unbrauchbarkeit 
ihrer Qualität an fich, ſich noch überdieß blos berührten und 
ftreiften, ohne wirklich ineinander zu greifen: und wie hätte 
man bey diefer Lage der: Dinge hoffen dürfen, die Grenzen 
des Reichs fichern „ einen thätigen Widerftand leiften, und 
irgend einen Krieg glücklich fiihren zu können ? 
Ungeachtet aber des, durch den immer unglücklicheren . 
Erfolg feiner Eriegerifchen Unternehmungen oft und deutlich 
genug ihm ins Bewußtſeyn gerufenen Gefühls feiner eignen 
Schwäche, hat dennoch das teutfche Neich mit den es umges 
Benden Mächten nie folche Verbindungen zu ftiften gefuche, 
wodurch, ich will nicht fagen, der Möglichkeit, doch der 
Leichtigkeit eines Kriegs thätig und ernftlic vorgebeugt wors 
ben wäre; nie hat es einen allgemeinen Friedenszuftand mit 
feinen Nachbarn zu errichten fih bemüht, fondern fih immer 
damit begnügt, temporelle und partikuläre Frieden gefchloffen 
zu haben, welche einzelne Kriege endigten, aber dabey meis 
fteng wieder den Saamen zu künftigen neuen in fich trugen, 
und blos das Privatintereffe der Könige und Fürſten zum 
Segenftande hatten, 

Alſo keine der voraus — Hauptbedingungen 
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einer vollffändigen Sicherung feines Auferen Friedens und 
der Fortdauer feiner Eriftenz ward vom teutfhen Reiche ern 
füllt. Keine noch ‘fo laute Klage, kein noch fo beißender 
Spott, feine noch fo eindringende Warnung fruchtete:: Nun 
denn! fo muß man doch wohl den Untergang deffelben auch) 
nur ihm ſelbſt, nur feiner eignen Unempfänglichkeit für gu⸗ 
ten Rath, nur feinem eignen Willen, lieber feiner Trägheit 
zu fröhnen, als fich mit einiger Anftrengung zu ermannen, 
allein zufchreiben, und nur ſehnlich wünfchen, daß durch den 
ung allen noch gegenwärtigen Anblick feines Falls: jetzt mer 
nigftens die Warnung deſto durchgreifender wirken möge, 
bey dem Ausbauen des Vertheidigungs ;Syftems des Bun—⸗ 
des ja nichts von dem — der ————— beyzu⸗ 
behalten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der, auch dem 
rheiniſchen Bunde vorgeſteckte, Zweck der Erhaltung ſeiner 
Außeren Ruhe und feines äußeren Friedens nur durch eine 
zweckmäßige Ausfüllung jener, oben gezeichneten, dreyfachen 
Thätigkeitsſphäre erreichbar , vollſtändig erreichbar ſeyn 
werde: es fragt fih daher: Was vom Bunde zu thun fey, 
um jene Sphäre zweckmäßiger, als es vom — Reiche: 
geſchehen, auszufüllen ? 4 Wr 

Der erften jener Forderungen ER um ſo am: zu 
genligen feyn, da nad) ihr von allen Bundesgliedern nur zu 
allen Zeiten etwas nicht zu thun, etwas zu unterlaffem dfts‘ 
Alle Bundesglieder follen fih nämlich nach ihr: aller völker⸗ 
rechtswidrigen Eingriffe in die Nechte auch dem Bunde nicht 
‚verwandter Staaten enthalten, aller unberufenen : Einmifhuns 
gen in die Angelegenheiten derfelben enthalten, um nicht: ih⸗ 
ver Seits Anlaß. zu „gerechten Beſchwerden und deren Abs 
bülfe im Wege des Kriegs zu geben; denn Eingriffe und 
Einmifhungen jener Art würden, müßten den Frieden ftören, 
weichen mit erhalten zu helfen, Pfliche jedes Bundesglieds 
if, und Handlungen jener Art wären demnach wahre Vers 
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letzungen der Bundespflicht: Alle Bundesglieder follen es 
unterlaſſen, mit fremden Mächten einſeitige Offenſiv- und: 
Defenfiv Bündniſſe einzugehen, welche fie in Kriege verwickeln 
könnten; die,‚ zufolge des Geſetzes, daß jeder Krieg eines 
Bundesgenoſſen numittelbar allen andern gemeinſchaftlich ſeyn 
ſolle, die Theilnahme des ganzen Bundes erheiſchen würden, 
als welcher jedoch nie die: Abſicht haben: kann, den Gebrauch 
ſeiner Geſammtmacht der einſeitigen Willkühr einzelner Glie⸗ 
der, wohl ger zum Vortheile fremder Staaten, Preiß zw 
geben, vielmehr zu erwarten: berechtigt iſt, daß jedes feinen 
Slieder alles. das vermeiden. werde, was ohne feiner Souve⸗ 
rainität und der Auftovität des Bundes etwas zu vergeben; 
vermieden: werden kann, um den Bund der. ae 
eines Kriegs zu überheben. 

Unverkennbar ift: es, da, wenn ſämmtliche Stieder des | 
— aller. Veranlaſſung zu Colliſionen mit auswärtigen: 
Mächten ihrer Seits ſich firenge, enthalten, dadurch die dufs 
ſere Ruhe des Bundes mächtig müſſe gefördert, werden, und 
wer; dürfte: wohl- zweifeln ; daß jedes; Glied. des Bundes, 
foviel an ihm iſt, zur Erhaltung diefer Ruhe thätig mitzus 
wirken, demnach fich die ehen ‚bemerkte Beſchränkung aufzus 
legen, durch den Geift und Zweck des Buündes volllommen 
ver pflichtet ſey Inu Acin mn © 

Wird hingegen einer der. ———— Staaten von einer 
fremden Macht in feinen Rechten verletzt, und es gelingt 
ihm. nicht, feine darüber erhobenen Vefchwerden im Wege 
gürlicher..Berhandlung gehoben zu fehen, oder. fieht fich einer 
derſelben durch Riſtung mit thätiger‘ Verlegung bedroht, 
dann iſt er allerdings; durch. den Zweck des Bundes berech⸗ 
tigt, zu verlangen, daß ſeine Sache, gemeinſchaftliche Sache 
des ganzen Bundes werde: Der Bund, von ihm davon in 
Kenntniß geiekt, an Ya allem durch das Einfchreiten feis 
ner Auktorität noch im friedlichen Wege die Abhilife feiner 
Befchwerden verſuchen, im Falle des. Nichterfolgs aber das 
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einzig übrige Mittel, unter nichtverbiindeten Staaten das 
Hecht zu verfolgen, den Krieg, wählen. Je größere Wirkung 
fih von der Auktorität des Bundes, mächtig gehoben durch 
die Auktorität des Proteftoriums, mit Zuverfiht erwarten 
läßt, deſto feltener. wird es nörhig feyn, zu diefem außer⸗ 
ordentlichen. Mittel für Befeſtigung der -geftörten Ruhe zu 
fihreiten ; ob es aber denn. doch ergriffen werden müffe, ob 
wirklich Krieg begonuen werden folle, kann nicht von dem 
einfeitigen -Befchluffe eines Bundesglieds, fondern nur vom 
Beſchluſſe der Geſammtheit des Bundes, unter enticheidens 
der Einwirkung des Protektoriume , abhängen; denn, wie 
fehon ‚gefagt: wurde, der Bund fann-unmöglich den Gebraud) 
feiner Macht zum: Behufe des Kriegs den: willtührlichen und 
einfeitigen Vorichritten feiner einzelnen Glieder überlaffen ; 
ein Objekt der gemeinfchaftlihen Angelegenheit muß auch der 
gemeinfihaftlihen Berathung unterftellt, eine Maafiregel, wos 
zu das Ganze mitwirken, die-vom Ganzen ausgeführt wer⸗ 
ben» folk, muß auch vom Ganzen, rückfichtlich ihrer Zweck⸗ 
mäßig⸗ Tund Nothwendigkeit geprüft werden; nur unter dies 
fer Bedingung fonnte man fich zur, gemeinichaftlichen Ver⸗ 
theidigung. jedes einzelnen ‚verbinden ;, Und da das Proteftos 
rium zur Führung des Kriegs felbft fo entfcheidend mitwirkt, 
indem die von ihm zu ftellende Macht „die Gefammtmaffe 
der Bundes, Contingente beynahe um das Doppelte. übers 
wiegt, und es für die Erreichung des Bundeszwecks auch in 
feiner Beziehung mach außen Bürge geworden ift, ſo if 
doch wohl fehr natürlich; daß demfelben-aud) eine enefcheis 
dende Einwirfung bey .der Frage über Krieg und Frieden 
des Bundes gebühre. 

Gewiß ift, daß nur der Staat, bem. ed an —— 
Vertheidigungsanſtalten mangelt, Neckereyen und Anfeinduns 
. gen von außen fortwährend zu befücchten habe, daß hins 
gegen der wirkliche Eintritt eines Kriegs nicht beffer verhü— 
tet werden könne, als duch ſtäte Vereitfchaft zum Kriege, 
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Freylich ift diefe fortdbauernde Anftvengung ein großes Uebel 
fiir die Staaten, welches fie jedoch nur fich ſelbſt zuzufchreiben 
haben, da fie das, allerdings in ihrer Gewalt ftehende, Mittel 
zur Beendigung ihres Kriegszuftandes noch nicht haben er⸗ 
greifen wollen, das aber doch auf jeden Fall um unendlich 
viel kleiner iſt, als der wirkliche Krieg ſelbſt, und dem alfo 
fih zu unterziehen, um das — Uebel — die 
Klugheit gebiethet. 

Auf dieſem Grunde ruht die — angeführte zweyte 
Forderung der, auch im Frieden ununterbrochenen,, Realifis 
rung der Bedingungen der Möglichkeit eines fiegenden- Wis 
berftandes und der glitcklihen Führung eines Kriege, um 
nie unvorbereitet überfallen werden zu fönnen, gerade aber 
durch ſtäte Bereitfhaft das mirkliche Eintreten des Kriegs 
möglichft zu verhiten: und da die Erreichbarkeit der Erhal—⸗ 
sung des vom Bunde bezweckten Auferen Friedens unvers 
kennbar durch eine folche ſtäte Bereitſchaft aller- feiner lies 
der ohne Ausnahme : bedingt ift, ſo ſtellt ſich aus dieſem 
Grunde jene zweyte Forderung auch an — — 
glieder als unerlaßlich dar. 

Ihr entſpricht die Berbindlichteit jedes ———— 
die etwa auf ſeinem Gebiethe befindlichen Feſtungen auch in 
Friedenszeiten ununterbrochen im ſtäts brauchbaren Verthei⸗ 
digungsſtande, und ſein konſtitutionsmäßig zu ſtellendes 
Contingent in der Art, d. h. in derjenigen Vollzählichkeit, 
in dem Grade der Fertigkeit im Gebrauche der Waffen, und 
im Befige desjenigen :Borrachs aller Art von Kriegsbedürfs 
niffen, zu erhalten, damit, im Falle ihres und feines Bedarfs 
fite die Zwecke des Bundes, weder die Gefahr des Verzugs, 
noch der ermangelnden Qualifitation zum augenblicklichen 
zweckgemäßen Gebrauche eintreten möge und könne, 

Zwar mag. die, duch diefe Bundespflicht gebotene, Ans 
firengung mandem der verbünderen Staaten in der That 
ſehr läftig ſeyn; aber wer follte leugnen fünnen, daß bey 
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den bis ist beftchenden Verhältniffen des Bundes jene Ans 
fivengung zur Sicherung des Äußeren Friedens durchaus uns 
erlaßlich fey? daß, wenn man ſich ihr.nicht pünktlich fügen 
wollte, alle Nachtheile der Lnbeweglichkeit dev. Reichsarmee 
unvermeidlich wiederkehren müjten ? 

Die Bundesarmee hat zwar an fi ſchon den großen 
Vorzug vor der. ehemaligen Neichdarmee, daß fie aus einer 
viel minderen Zahl von verfchiedenen Contingenten ſich bil 
det, mithin in ihrer Zufammenfegung viel einfacher ift, als 
diefe: dennoch. aber bleibt jene noch: immer vielgliedrig ges 
nug, um eine, dem Zwecke rafcher: Operationen fehr ungins 
ftige , Unbeholfenheit des Ganzen, ‚aus der Ungleichheir ‚der 
Armatur und Waffenübung der verfchiedenen Contingente, 
und aus der Separation ihrer Verpflegung, mit Grund ber 
fürchten zu müffen, und ſich demnach zu dem Wunjche ges 
feiter zu fehen, daß, um jenen, ‚nicht etwa nur fcheinbaren, 
fondern fehr reellen Uebelftand und Mangel des Vertheidis 
gungs-Syſtems zu befeitigen, in allen Bundesftaaten eine 
gänzfiche Gleichheit der Armatur der Truppen, der Art ihrer 
Waffenübungen. und ihrer Werpflegung eingeführt, dadurch 
die innere , nicht minder, als die Außere Einheit der Buns 
desarmee befördert, jede Duelle zur Reibung, Eiferfucht und 
Geringerſchätzung unter: ihren Beſtandtheilen -befeitigt, und 
fie ſelbſt zu einer Achtung. gebiethenden Haltung und Solis 
dität erhoben werden möge. 

Unmöglih kann die Realiſirung jener fo dringend gefoy 
berten Gleichheit bedeutenden Schwierigkeiten unterliegen, 
wenn nur die allfeitige Neigung dafiir einer. entfchöpfenden 
Uebereinkunft darliber die Hände biethet, und die Etablirung 
einer Central⸗Militgirakademie im Bunde, nad der Baſis 
des gewählten Spftems der Gleichförmigkeit, dürfte fehr 
wahrfcheintih das ſchicklichſte Mittel der Ausführung feyn, 
Mögte man fi doch, den großen Gontraft ‘einer, in jeder 
Hinſicht gleichförmigen, Qundesarmer mit „der bunten und 
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nirgends zufammenpaffenden Reichsarmee, und bie weſentli⸗ 
hen Vorzüge der. erfteren recht lebhaft verfinnlichen, und ic 
wäre gewiß, daß dann jeder gerne zur Erfchaffung diefer 
Vorzüge feiner Seits die Hände biethen wiirde, 

Sehr gerathen dürfte es ferner ſeyn, daß in militai⸗ 
riſcher Hinſicht der Bund in einige»ivenige etwa drey 
höchftens: vier Kreiſe mit: der Beſtimmung abgetheilt wür⸗ 
de, daß die kleineren Truppenabtheilungen der minder mäch— 
tigen Bundesglieder in dem größeren Armeekorps des mäch⸗ 
tigſten Bundesgenoſſen ihres Kreiſes, im Falle der. Mobil 
machung ‚dev Bundesarmee, ihren erſten Vereinigungspunkt 
fänden, und bereits «mit jenem zu einem Ganzen verſchmol⸗ 
zenvan dem General⸗Verſammlungsorte des Bundesheeres 
eintrdfen‘, und daß die Beſorgung des Verpflegungs- und 
Lazarerh : Wefens Tammtlicher Truppen jedes Kreifes, wä 
vend des Kriegs im einem einzigen Kreis s Verpflegung 
Commiffariate konzentrirt würde, an welches die einzelnen 
Conſtituenten des: Kreifes : ihre verhältnißmäßigen Beyträge 
ungeſäumt zu "entrichten: hätten Es kann unmöglich vers 
kannt werden, daß dieſe Einrichtung die Habilitirung der 
Bundesarmee für die Zwecke der Vertheidigung und des 
Kriegs weſentlich beförbern werde. rg 
Die wirkliche Mobilmachung der — til 
in Gefolge des Artikels 36 der Bundesakte, nur auf: vor 
gängigen Antrag des Protektors an jeven Bundesgenoffeh 


folgen: Iſt aber diefer Antrag :gefchehen , und dem ges 


mäß die Bundesarmee mit der erforderlichen Eile, welche, 
wenn allen bisher angeführten Forderungen ſtäts pünktlich 
Genüge geleiſtet wird, keinen Schwierigkeiten unterliegen 
kann, konſtituirt, dann erfordert es der Geiſt der Einheit, 
ohne "welche fein Heer beftehen ! und feinen Zweck erfüllen 
kann, daß das Commando des Ganzen in einem einzigen 
Punkte konzentrirt, mithin die Truppen fänmtlicher Buns 
desglieder, fo wie die in.ihren Staaten befindlichen Feſtun⸗ 
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gen, der Dispofttion des, die Geſammtarmee kommandirenten, 
Chefs unbedingt müſſen unterworfen ſeyn. Eine Wahrheit, 
die, als folche, zu fehr aus der Natur der Sache felbft eins 
leuchtet, als daß fie einer Begründung bedürfen könnte, und 
ich bemerke daher nur noch, daß, da während eines Bundes 
friegs die Feſtungen der einzelnen Bundesglieder dem Zwecke 
der Geſammtheit dienen, es mir auch den Rechte und der 
Billigkeit angemeffen fchetrie, daß der außerordentliche 
Aufivand, den jene Feftungen im Kriege erheifchen durften, 
auf Koften der Gefammtheit des Bundes beftritten werde, 

MWiederherftellung des geftörten Friedens durch gemeins 
fhaftlihe Vertheidigung im Kriege liege unftreitig im 
Zwecke des Bundes, und die Verbindlichkeit jedes Bundes 
glieds ohne Ausnahme, an jedem Bundesfriege Fonftitutiongs 
mäßig. chätigen Antheil zu nehmen, ift davon die untrennbas 
ve, im Artikel 55 der Bundesakte ausdrücklich aufgeſtellte Folge: 
Demnach kann in einem Kriege des Bundes die Neutralität 
irgend eines Bundesgenoffen , als mit den übernommenen 
Bundespflichten durchaus unvereinbarlich, fehlechterdinge nicht 
ftatt finden, und es wiirde das Zurückziehen eines Bundes 
glieds zur Neutralität, oder der einfeitige Abfchluß des Frie 
dens, direfte Verlegung der Bündespflicht fenn, gegen welche 
die ganze Macht des Bundes fih fehren müßte, Der Still: 
ftand des Kriegs und der Abfchluß eines Friedens kann viel 
mehr, eben fo, wie der Beichluß eines Kriegs, nur vom ge 
fammten Bunde ausgehen, unter gleichmäßig entfcheidender 
Einwirkung des Protektoriums, aus dem oben ſchon angeges 
benen Stunde, und es verfteht fih von feldft, daß lehteres 
vom Bunde anch zum alleinigen Abfchluffe des Friedens in 
feinem Namen bevollmächtigt werden könne. 

Würde ein Vertheidigungsfuftem des Bundes nach fols 
hen Grundſätzen ein: und ausgeführt, und deffen ununters 
Brochenes Leben durch frenge Aufficht garantirt, dann dürfte 
man wohl mit Zuverficht erwarten, daß daffelbe, in Verbin; 
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dung mit den Vertheidigungskräften des Protektoriums, die 
Integrität des Bundes zu ſichern, feinen Feinden einen fies 
genden Widerftand zu leiften, und die Führung eines glück, 
lichen Kriegs mit. Sicherheit zu verfprechen geeignet ſeye, fos 
nach dem Zwerfe, der fein Dafeyn erheifcht, vollkommen ent 
ſprechen, und die teutfche Nation fiir den Verluſt des Reichs— 
vereins vollſtäudig entichädigen werde: 

Doc! alle diefe Anftalten find auf den Krieg berechnet, fezs 
zen alfo deffen Befiirchtung voraus, und wenn fie gleich bewirken 
folfen, daß der Krieg nicht leicht wirklich eintrete, fo find fie Doch 
keineswegs zureichend , allem Kriege vorzubeugen: es ift alfo 
auch durch fie der Zweck des Bundes in feiner Nichtung nach 
außen noch nicht voll ftändig erreichbar. — In diefem Zwecke 
liegt nicht etwa blos die Vorſtellung, daß der geflörte Äußere 
Friede jedeemal durch gemeinfchaftliche Anftrengung wieder hers 
geftellt werden folle, fondern aud) die, daf eine Störung jeries 
Friedens, foviel dieß zu bewirken möglich iſt, gar nicht mehr eins 
treten, daß ein Krieg gar nicht mehr ftatt finden folle: Dur 
diefen Zweck ift alfo auch ein Streben des Bundes tahin anges 
fprochen, daß allem Kriege ernfklich vorgebeugt werde. Möglich 
wäre dieß allerdings dadurch, daß der Bund mit allen denjenigen 
Staaten, mit welchen er nach feiner jeßigen Lage etiva noch in 
Krieg gerachen könnte, fih in ein rechtlihes Verhältniß, 
und dadurch in einen geficherten Friedenszuftand feßte, dadurch, 
daß der Bund mit jenen Staaten eine Verbindung fchiöffe, ganz, 
derjenigen gleich, worauf fein eignes Dafeyn beruht, und follte 
diefe Verbindung auch nicht mit allen jenen Staaten möglich 
feyn, daß er wenigftens mit denjenigen Staaten fie fchlöffe, die 
fid) dazu geneigt finden, und dadurch ſich in den Befiß einer fo 
abfoluten Uebermacht fir Erhaltung der Außeren Ruhe fekte, 
welche in jeder noch Übrigen Macht allen Gedanken an die Mögs 
lichkeit des glücklichen Erfolgs eines feindlichen Angriffs auf 
fie gänzlich niederſchlagen müßte. | 

So wenig zu leugnen ift, daß die Realifirung einer ſolchen 
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Verbindung an fich fchon durch die Srundfäge des Staatenrechts 
geboten ſey, fo wenig ift zu mißfennen, daf gerade die gegenwärs 
tigen Öffentlichen Verhältniſſe der Ausführung einer Verbindung 
der bezeichneten Art ganz vorzüglich günſtig ſeyen; und ich glaus 
be, eine Darftellung der Grundzüge meiner Idee der Ausführr 
barkeit jener Verbindung um fo mehr wagen zu dürfen, je mehr 
fie mit der Idee des mehrfach und öffentlich angedeuteten Plans 
eines großen Föderativfpftems vollkommen im Einflange fteht. 

Frankreich, Spanien, Portugall, Neapel, 
Stalien, die Schweiz, der rheinifhe Bund und 
Holland find jett offenkundig in eine folche Lage gebracht, daß 
man die Geneigtheit derfelben, und vorzüglich des, ihre Verhälts 
niffe belebenden und leitenden, Prinzips zu einer engeren Verbins 
dung, zur Stiftung eines vechtlichen Verhältniffes und eines ger 
fiherten Friedenszuftandes unter ihnen allen, ohne Gefahr eines 
Irrthums poftuliren und vorausfeßen darf. — Wenn nun alle 
jene Staaten und Staatenmaffen unter fich in einen Verein 
träten, ganz nach denjenigen Grundgefeben, nad) welchen bie 
Staaten:des rheinifhen Bundes bereits unter ſich verbunden 
find, wenn fie alle die Erhaltung des Friedens unter ſich und ges 
gen außen ſich zum Ziele ihrer Verbindung und ihres gemeins 
ſchaftlichen Erftrebens feßten, wenn fie alle fid) vereinigten, die 
unter fich etwa entftehenden Collifionen im Wege des Rechts durch 
einen Congrefi friedlich jihlichten zu laffen, und fi) gegen außen 
mit gemeinfamer Hand und vereinter Kraft zu vertheidigen, fo, 
daß einer für alle, und alle für einen ftiinden, und wenn num 
Frankreich, als das geographifche Eentrum, dag Protefs 
torium diefes großen Völferbundes übernähme, und alle Rä— 
der der großen Mafchine im geſetzmäßigen Gange erhielte, dem— 
nad) fein einzelner von allen jenen Staaten und Staatenmaffen 
von irgend einer, der noch außer ihnen beftehenden Mächte anges 
griffen werden könnte, ohne mit Gewißheit die Geſammtmacht 
aller jener Staaten gegen ſich aufgehoten und herangewälzt zu 
fehen — — 
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So frage ich: Konnte noch irgend eine der fibrigen Mächte, 
fünnten fogar fie alle in Verbindung noch je den tollfühnen Ges 
danken faffen, mit einiger Hoffnung eines glücklichen Erfolgs 
irgend einen Theil jenes großen Völkerbundes feindlich anzugreis 
fen? Würde alfo nicht durch jene, der Anforderung des Staa: 
tenrechts fo herrlich entfprechende, Verbindung der Möglich 
feit alles Kriegs für fammtliche Verbundenen thätig und 
ernftlich vorgebeugt? nicht jede Störung der Auferen Ruhe 
für fie ganz unmöglich gemacht? alfo nicht der Zweck der 
Erhaltung ihres Auferen Friedens vollffändig erreicht? 
Milfite darum nicht jeder der genannten Staaten und Staa 
tenvereine die Ausführung jener dee, und zwar um fo fehns 
‚ fiher, wünfchen, da, unter der Vorausfeßung jener Verbins 
dung , ſelbſt die voraus geforderte Anftrengung anf ftätes 
Bereitſeyn zur Vertheidigung auch im Frieden um einen fehr 
beträchtlichen Theil nachgelaffen und vermindert werden fünns 
te? Und was follte jetzt der vollendeten Realiſirung jener 
Verbindung noch im Wege ftehen Fönnen? 

Sin der That! der müßte ein Feind der Menfchheit, ein 
verftocfter Egoift feyn , der die Nechtsangemefienheit, Nitßs 
lichkeit und Erhabenheit der Idee eines folchen großen — 
rativſyſtems ſollte mißkennen können. 

Segnen müßte die beſſere Menſchheit von ganz Europa 
den großen Monarchen, der jene Idee in's praktiſche Daſeyn 
riefe; denn auch die übrigen Mächte würden dadurch mit— 
telbar des unſeligen Kriegführens nothwendig überhoben, 
und reichlich würde in unſeren Nachkommen der Genuß ei— 
nes geſicherten Friedenszuſtandes die ungeheuren Anſtrengun— 
gen und Aufopferungen vergelten, welche die Operation der 
Entwicklung jener großen Idee von den Zeitgenoſſen unab— 
wendbar forderte, und ohne welche die Vollendung des groſ— 
fen Sanzen fchlehthin unerreichbar geblieben wäre, 

(Der Befhius im nächſten Hefte), 


— ne | 
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Ueber das durch die vheinifche Bundesakte den Sons 
verains beigelegte Vorkaufsrecht in den Domais 


nen und Herrfchaftsrechten der e mebiaeiiten Für⸗ 
ſten und Grafen. 





Nie deutſchen Reichsſtände, welche der Hoheit der durch den 
rheiniſchen Bund vereinigten Fürſten unterworfen wurden, 
ſollten nach dem unverkennbaren Zweck des Bundesvertrages 
nicht mehr verlieren, als durch die Erſtreckung der Souve— 
rainität über ihre bisher reichsfreien Perſonen und Güter 
fchlechterdings nothwendig geworden war. Vielleicht hat die 
hohe Idee, die man mit dem Worte Souverainität verband, 
dazu beigetragen, daß man in dem ficben umd zwanzigſten 
Artikel der Bunderafte, welche den wichtigften Vorbehalt für 
die mediarifirten Filrften und Grofen enthält, fich lieber als 
gemeiner Ausdrücke, die felsft auf die dort gegebenen Bei— 
fpiete nicht immer volflommen paſſend find, bedienre , als 
daß man auf eine kurze und einfache Weiſe die altdeutſche 
Pandeshoheit fo modifiziree, wie fie unter der neuen Souve— 
rainität gar wohl ferner beftehen Könnte. "Es würde dadurch 
mancher Willkühr — manchem Streit: und manchem — 
Gefühle vorgebeugt worden ſeyn. 

Unter den Vorſchriften des ſieben und zwanzigſten Yerh 
kels Scheint indeffen die lebte, obgleich" fie die Eigenthums— 
vechte der Mebiatifirten anf eine ungewöhnliche Weiſe b& 
ſchränkt, in jedem Kalle durch die Politik des Bundes gebos 
ten zu ſeyn, und fie wiirde, in weicher noch fo fchonenden 
Form man anch die ehemaligen Landesheren hätte fortbeftes 
ben laffen wollen, doch nie haben umgangen werden können, 

27. 
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ejonders nicht in der damaligen Lage, wo der Bund noch 
mächtigere Gegner zu fürchten hatte, als jekt. 

Die Fürften und Grafen, weiche aufhören follten, Lans 
desheren zu feyn, follten nicht Vaſallen ihrer Souveraine 
werden , und indem der YBundesvertrag ihnen ihre Domais 
nen und -herrfchaftlichen Rechte als Parrimonial: und 
Privateigenthum vorbehielt, verlieh er ihnen zugleich 
ein freieres Verfigungsrecht fiber dieſelben, als fie zum 
Theil vorher gehabt haben mochten, obſchon damit nicht ges 
fagt ift, daß fie dadurch in Beziehung auf ihre Familien⸗ 
Verhältniſſe von der Verbindlichkeit der Hausgeſetze freige⸗ 
ſprochen wurden. Aber, abgeſehen von dieſen, konnte ir⸗ 
gend ein Dritter, konnte inſonderheit der Souverain fie hins 
dern, über ihr nunmehriges Patrimonial: und Privateigens 
thum nach Sutbefinden zu verfügen ? Wie aber ‚ wenn fie 
den ihnen gelafjenen Reſt ihrer ehemaligen Herrlichkeit, aus 
Verdruß über das, mas gejchehen mar, oder aus andern 
löblihern Gründen, an einen dem Bunde fremden , mächtis 
gen oder mächtiger Hilfe gemiffen Souverain veräußerten ? 
Konnte dadurch nicht „des Bundes Sicherheit gefährdet, des 
Bundesvertrages Wirkſamkelt blos geftellt werden ?. So, 
fheint es, entfiand der Gedanke, der mediatiſirten Fürſten 
nud Grafen noch übrige Güter und Rechte mit ‚einer Ber 
dingung zu beläftigen, die, in jeder andern Hinſicht als eine 
unnöthige Härte ‚betrachtet werden fünnte. Oder follte der 
Plan fogar fo weit gegangen feyn, dem Souverain auf jes 
den Fall die eigenthümliche Erwerbung jener Güter und 
Nechte zu erleichtern ? _ 

Zu vermuthen ift dies wohl nicht, und um fo weniger; 
da, wenn ein Mediatifivter die ernftliche Abficht haben follte, 
feine Befigungen zu veräußern, ed dem Souverain an Mies 
teln nicht fehlen dürfte, fie vorzugsweiſe firh zu verfchaffen, 
Das einfachfte Mittel wäre, am meiften zu zahlen, und nad) 
feiner Lage würde er dies aud) am leichteften fönnen. 
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Doch der Bundessertrag enthält nur die Bedingung, 
und nicht deren Beweggründe, Diefe können wir blos aus 
dem Zufammenhang erratyen, aber doc immer mit fo viel 
Wahrſcheinlichkeit, daß fie zur Erklärung jener mit Recht 
werden benußt werden können. Die Vorſchrift der Bundes— 
afte lautet wörtlich alſo: 

Ne pourront les dits domaines et droits etre 
vendus à un souverain étranger a la confederation, 
ni autrement alienes, sans avoir été prealablement 
offerts au prince sous Ja souyerainete du gut ils 
se trouvent placcs. 

Wer die Stelle mit Aufmerkſamkeit lieſet, wird finden, 
daß ſie ſo leicht nicht zu überſehen iſt, und daß ſelbſt ein 
comma mehr oder weniger auch hier eine weſentliche Vers 
Anderung machen fann. Es, wäre mir daher angenehm ges 
weſen, Schon bet der Abfaffung diefer Bemerkungen, die von 
dem Herrn Herausgeber diefer Zeitſchrift verfprochene Auss 
gabe der Bundesakte bei der Haud zu haben, und id) erjus 
che denjelben, die daraus ſich etwa ergebenden Erläuterungen 
Hier beizufügen *). : 
In dem erſten Hefte dieſer Zeitſchrift S. 37. iſt die 
Stelle alſo überſetzt, oder vielmehr ihr Sinn iſt blos fums 
mariſch im deutjcher. X Sprache allo dargeftelli: 

Sie (die mediatiſirten Fürſten und Grafen) dürfen ihre 

* Domainen und Rechte an feinen dem Bunde ‚fremden 
Ssuverain, ‚und überhaupt nie anderſt veräußern, als 
wenn ſie ſolche zuvor ihrem Souverain angeboten haben. 

Eine andere ——— in dem politiſchen Jour⸗ 
nal = weicht hievon ſehr ab, wenn ſie ſagt: 








) Die ſer Ab drnck iſt nun erſchienen und mit dem roten Hefte ausgegeben 
worden. Zwar heint eg am Schlruſſe ſtatt se trouvent plaeds — sont: places. 
Dies macht uber keinen Unterſchied. Bingegen ſindet ſich dort eben dieſes 
Comma, auf weiches Herr von B. zu. deuten NEON Ban à la confede 
ration und ni antrement alwnds, i w. 


9 4206. Bund 2. S. 79. 
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Dieſe Domainen können an feinen außer der Konfdder 

ration befindlihen Souverain »verfauft oder fonft veräuſ— 

fert werden, wenn fie nicht vorher dem Fürften angeboten 
worden, unter deffen Souverainität fie fich befinden. 

Jener Ueberſetzung fiimmt der Kerr Geheimerath 
. Brauer bei, wenn er &. gı. feiner Beiträge als entfchieden 
annimmt, die Xeräußerung dürfte niemals an einen 
dem Bunde fremden Seldftherrfcher gefchehen *), wenn fie 
aber auf andere Art mithin an erwerbsfähige Perfonen 
vorgehen folfe; fo müffe vor allen Dingen der Kauf⸗ 
antrag an den Oberherrn geſchehen. 

Der Herr Profeſſor Behr **) gibt der zweiten Ueber— 
fetzung den Vorzug, indem ev ſagt: »Zufolge des zweiten 
Abſatzes des Artikels 27 der Bundesakte dürfen die ſubjizir— 
ten Reichs ſtände die, ihnen als Privatgüter vorbehaltenen, 
Domainen, ſo wie die ihnen vorbehaltenen Rechte an einen, 
dem Bunde fremden Souverain nicht verkaufen, oder auf 
andere Weife veräußern, ohne fie zuvor dem Fürften, unter 
deffen Souverainität fie ſich befinden (zum Kaufe) angebos 
ten zu haben. Dieß find die eigenen Worte des befagten 
Artikels, und man fucht demnach vergebens den Nechtsboden, 
welcher der vom Kern Brauer (Satz 15 feiner Beiträge) 
aufgeftellten Behauptung, daß die Veräußerung niemals an 
einen dem Bunde fremden Selbſtherrſcher geſchehen 
zur Grundlage dienen könnte.« 

Die von Behr gebrauchten Worte find jedoch, — 
genommen nicht die eigenen der Bundesakte und es 
kömmt nur darauf an, wie man dieſe verſtehen zu müſſen 
glaubt, um für die Brauſeriſche Behauptung auch einen 





) Derfelben Meinung if Hr von Nief. ©. rhein. Bund Heft 8. ©, 
229. (Und nun auch 9. 9. R. Klüber im ſo eben erfchienenen Staatsrechte 
tes Rheinbumdes $. 107. ©. 134., der Überdied das &trauger A la confddera- 
tion üverfeist: der nıht Mitglied des Rheinbundes if.  W.) 

#*) Spftematifhe Darftelung des rheinifchen Bundes ©, 156. 
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Rechtsboden zu finden. - Freilich fagt. der Herr Profeffoe 
Behr die Worte: »ni autrement alienes beziehen ſich of⸗ 
fenbar eben fo, wie,die: Etre vendus — auf die Wortes 
à un souyerain etranger à la — auein iſt 
dies denn ſo ganz offenbar? 

Von der Beziehung und dem — jener Worte hängt 
hier allerdings alles ab. Sollte man aber nicht eben ſo gut 
fagen können: die befragte Güter und Rechte dürfen nicht 
an einen dem Bunde fremden Souverain verkauft, noch 
ſonſt veräußert werden, ohne u. ſ. w. als: ſie dürfen an 
feinen ſolchen Souverain verkauft oder. auf andere Weiſe 
veräußert werden, ohne zuvor dem Fürften, unter deffen 
Hoheit fie belegen find, angeboten zu feyn? Im erften Fall 
wiirde man die beiden Pofitionen: an einen fremden Son 
verain verfaufen, und — fonft veräußern — trennen, jene 
als gänzlich verbietend , diefe aber als bedingt durch das 
Vorkaufsrecht betrachten können. Im andern Falle würden 
beide fich lediglich auf den fremden Firften beziehen. Und 
diefes, däucht mir, ift dem Zufammenhange und den Morten 
der Dispofition am angemeffenften. Wenn ich gleich nicht 
glaube, daß die Worte: Etre vendus, ni autrement alié- 
nes fo ganz offenbar verbunden find, daß fie fehlechterdings 
nur auf einen dem Bunde nicht angehörigen Souverain 
bezogen werden können; fo ift doch billig zu erwägen, daß 
eines Theils nur der Zweck, jede. fremde Einmifhung in bie 
Bundesangelegenheiten zu entfernen, der Grund einer den 
mediatifirten Fürften und Grafen fo läftigen Clauſel ſeyn 
tann, und anderntheild das Wort: autrement, nad) feinem 
eigentlichen Sinne, zu einer ausdehnenden Erklärung derfels 
ben nicht berechtigt, da es nur eine andere Art der DVeräufs 
ferung bezeichnet und nicht auf andere Perfonen, an melde 
eine Veräußerung gefchehen künnte, zu deuten iſt. Autre- 
ment heißt nicht mehr und nicht weniger als; d'une autre 
fagon und bezielt aljo in dem vorliegenden Falle jede Art 
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von rechtlichen Sefchäft; durch welches eine Veräußerung 
bewirkt werden kann, nicht aber andere erwerbende Perfonen, 
als: die, welche in der: Bundesakte genennt find, d. h. dem 
Bunde fremde Sonveraine. 

Nach diefer Anficht wiirde nun, zur Verminderung aller 
Zweideutigkeiten, die Vorßqttft der — im Deutſchen 
alſo zu faſſen ſeyn Ze 
Ä An fremde, dem: Bunde nicht verwandte Souveraine 

können dieDomaine und Nechte der mediatifirten Fürften 
und Strafen nicht verkauft, noch anf andere Art veräußert 
werden, ohne dafi fie zuwörderft dem Fiirften, unter deſſen 
Hoheit fie belegen find, anbeboten find *). 
Wie aber, wenn diefer Fürſt fie niche kaufen, wenn er 
die Bedingungen, die ein fremder Souverain Übernehmen 
will, nicht eingeben will oder kann ? Würde dadurch nicht 
dee Zweck der in, der Bundesakte enthafrenen Vorſchrift vers 
eiteft werden? und würde es daher nicht. richtiger feyn, ans 
zunehmen, jede Beräußerung an Souveraine die dem Bunde 
nicht angehören, fey unterfagt? Ich glaube auch mit Herrn 
Profeſſor Behr, daß wohl einiger Grund vorhanden gewe— 
fen wäre, dies zu.verordnen. Daß es aber nicht angenoms 
men werden darf, weil die Bundesafte es nicht flar und 
deutlich beſtimmt bat, glaube ich ebenfalls. Ueberdies zeigt 
ja der Art. 3ı der Bundesakte, daf man Befigungen unter 
der Hoheit der: Bundesfiirften, und Befikungen mit voller 
Spuverainität in einer Hand nicht. file fchlechterdings uns 
vereinbar gehalten hat. 





*) Im Münchner Renierunafblatte 1807. Nr. 3. wird diefe Stelle übers 
fegt: Dicfe Domainen und Rechte Eonen an feinen der Konföderation feems 
den Souverain verkanft oder anf andere Art veränfert werden, wenn fie 
nicht zuvörderſt dem Fitrften-re. ıc. Die meiften Zeitungen geben die nämli— 
ehe Ucberfehung.: Aber meines Eradtens ift dadurch die Streitfrane nicht 
entfchieden. Ich werde in einem der folgenden Hefte weıtiäufiger die Gründe 


angeben, warum ich geneigter bin, der, Meinung der Hırren Brauer uud 
Klüber bei;utreten. rs 5*8 W. 
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Die Bundesakte verbietet alſo nicht ſchlechterdings die 
Veräußerung der Güter und Rechte der Mediatiſirten an 
dem Bunde fremde Souveraine; fie beſchränkt eben fo wer 
nig die Veräuferungsfreiheit an Andere, als folhe Souver 


raine, fie feyen nun bundesverwandte Fürften oder Privats 
perſonen, durch die Bedingung des Vorkaufsrechts für den 


u EEEEEED- 


Dberheren; fondern fie legt folches diefem nur fir alle Fälle 


und Arten von’ Veräußerungen an dem Bunde nicht vers 


wandte Souveraine bei. 


Der Zufab: ni autrement alienes — ſcheint gegen 


allerhand Auskunftsmittel gerichtet zu feyn, die im gemeinen 


Leben wohl zur DVereitelung eines beftehenden Vorfaufsrechts 


verfucht werden. Die Form fey, welche fie wolle: fobald 


die Domainen und Nechte eines mebdiatilirten Neichsftande 
von diefem auf einen dem Bunde nicht angehörigen Sous 


verain übertragen werden follen; fo muß dem Oberherrn 
freigelaffen werden, fie felbft zu erwerben. Daß es, der All; 
gemeinheit der Vorfchrift ungeachtet, noch immer zweifelhafte 
Fälle geben kann, iſt nicht zu läugnen. Aber es ift über 
diefes Vorkaufsrecht noch fo manches unbeftimmt geblieben, 
worüber in der Anwendung Zweifel entftehen fünnen, daß 
es einer einigermaßen lebhaften Einbildungskraft nicht fehr 
fchwer fallen dürfte, der quaestionum dubiarum eine lange 
Heide "aufzuftellen. Es wird indeffen genügen, nur die 
hauptfächlichften zu berühren. ne 

Daß in der Bundesakte ein mehreres nicht bezweckt ift, 
als den verbiindeten Souverains das Recht beizulegen 2 die 
Güter und Rechte der Mediatifirten,, welche ſolche veräußern 
wollen, vorzugsweife vor einem Andern,, jedoch allegeit uns 
ter denfelben oder wenigftengs gleih annehmlis 
hen Bedingungen an fi zu bringen, wird Niemand 
in Abrede flellen wollen. Denn gewiß war es die Abficht 
nicht, die Souveraine auf Koften ihrer ehemaligen Mitftans 
de noch mehr, als bereits gefchehen war und ohne daß es 


416 


der Zweck des Bundes nothwendig erforderte, zu begünſti⸗ 
gen., Wenn aber dafıtr gehalten wird, es verfiehe ſich von 

felöft, daß der Souverain bei Ausübung eines ſolchen Vor— | 
faufs an die gemeinrehtlichen Bedingungen des Vor— 
faufs gebunden ſey *) ; jo könnte man wohl fragen, was 
denn jeßt fie unfere deutfche Souveraine gemeinrechtlich fen ? 
Soll der Begriff diefes Vorfauferechts nach dem römifchen 
echte, foll nach diefem fein Umfang, feine Wirkung, feine 
Dauer beftimme werden? Das lektere insbefondere wäre zu 
wünſchen, da nirgends geſagt ift, wie lang der Mediatifirte 
die Nefolution auf fein Anerbieten erwarten fol ? Das rö— 
mifhe Recht wird ihm eine zwölfmonatliche Geduld auferles 
gen; die Unbeſtimmtheit der Bundesakte jcheint auch hierbei 
alles dem Gutbefinden des Souverains zu überlaſſen. 

Daß dies bundesgeſetzmäßige Vorkaufsreht nicht auch 
ein Lofungsvecht in fich fchließt, ift von Heren Prof. Behr 
gegen den Herrn geh. R. Brauer fehr richtig bemerkt 
worden. Wenn Herr v. Nieff *%) den Oberheren nur ein 
Einftandsredht über einen bereits gefchloffenen Verfauf, 
nicht aber das eigentliche VBorkaufsrecht zugeftehen will, 
weil alsdann zu beforgen wäre, daß die mebdiatifirten Güter 
dem Verkäufer abgedrungen werden könnten; fo beruht dies 
auf einem mit dem Worte Vorkauf verbundenen irrigen 
Begriffe. Das jus „protimiseos zu deutfh : Einftandss 
oder Mäherrecht, Vorkauf, ift ja gerade jus in casu alie- 
nationis praeferentiam exigendi prae extraneis, si 
eaedem, quas extraneus oflert, conditiones offeruntur, 
Es feßt allemal einen mit einem andern verabredeten oder 
geihloffenen Vertrag voraus, und folglich des Eigenthümets 
freien Willen, das Seinige zu veräußern. Nah der Buns 
besafte follen die zu veräußerende Domainen und Rechte zus 








*) Behbr a. a. D. ©. a. 
*) RBhein. Bund Heft 8. G. 22% 
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vor dem Oberherrn angeboten werden; baran ift aber 
natürlicher Weiſe nicht zu denken, wenn der Boeſitzer nicht 
veräußern will. Ueberhaupt ift ein Vorkaufsrecht, durch 
welches der Eigenthümer zum Verkauf gezwungen werden 
könnte, ein Unding, 

Die Bundesafte nennt als Segenftand des oberherrlis 
hen Vorkaufsrechts die Domainen und Rechte der mediatis 
firten Fürften und Grafen, wie fie unmittelbar vorher bes 
fchrieben find, alfo: alle — ohne Ausnahme, welche 
fie damals beſaßen, fo wie aller herrſchaftlichen und Lehens 
rechte, die nicht weientlich der Souverainität anfleben , und 
zwar namentlich die niedere und mittlere Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen und, peinlichen Fallen, die Forftgerichtsbarkeit 
und Polizei, die Jagd- und Fifchereis Gerechtigkeit, das 
Berg- und Hüttenweſen, die Zehenten und Lehengefälle, das 

Patronatrecht und andere ähnliche Rechte, und die von bes 
fagten Domainen und Rechten herfließenden Einkünfte. 

Seht nun die Vorfchrift der Bundesafte nur auf die 
Sefammtheit diefer Domainen, Herrfchafts » und Lehenrechte, 
oder auch auf einzelne Theile derſelben? Die Bundesakte 
ſagt: »die benannten Domainen und Rechte«; 
was aber vom Ganzen gilt, ſollte man glauben, müſſe auch 
vom einzelnen gelten. | 

Wären den mebdiatifirten Fürſten und Grafen ihre bis 
herigen unmittelbaren Neichsgebiete als unterwürfige Herr—⸗ 
fhaften (territoria suhordinata, mie man fie vormals im 
deutihen Staatsrechte nannte) mit allen Rechten, die nicht 
wejentlich der Souverainität anfleben, gelaffen worden, und 
hätte es nur geheißene dieſe Herrſchaften follen an feinen 
fremden Sonverain verkauft noch fonft veräußert werden, 
ohne vorher dem Oberheren angeboten zu feyn; fo milrde 
man unbedenflih das oberherrlihe Workaufsrecht auf den 
Fall einer Veräußerung des Ganzen beſchränken können. 
Allen ausdrücklich hat die Bundesakte den Mediarfirten 
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nur Bruchſtücke vorbehalten, und obgleich der Zufammenhang 
ergibt, auch diefem gemaß von den meiften Publiziften ans 
genommen ift , daß jene ehemaligen Neichsftaaten, als der 
Souverainität der Bundesfürften unterworfene Fürftenthiis 
mer, Graffchaften oder Herrſchaflen forcbeftehen; fo betrachs 
tet fie doch gerade hier die Bundesafte keineswegs als ein 
Ganzes, fondern fie unterwirft die fkandesherrlichen Domais 
nen und Nechte auf den beftimmten Fall dem oberherrlichen 
Vorkaufsrechte unbedingt. 

Geſetzt, Privarperfonen theilten eine Erbfchaft und machs 
ten unter fih ang, die geerbten und getheilten Güter und 
Rechte follten an feinen Fremden veräußert werden, ohne 
vorher den Miterben angeboten zu feyn, würde man diefe 
Verabredung blos von einem ganzen Erbantheil verftes 
hen ? *) 

Die Worte der Bundesafte fcheinen daher ſowohl das 
Ganze als das Einzelne der in Frage ftehenden Domainen 
nnd Nechte zu bezielen, und damit fcheint auch der Zweck 
der Dispofition übereinzuſtimmen. Soll nämlih fremden, 
dem Bunde nicht verwandten Souverains die Gelegenheit, 
Befisungen im Umfange des Bundesgebiets zu erwerben, 
und dadurch ein Recht zur Einmifchung in die Bundesanges 
legenheiten zu erlangen, abgefchnitten werden ; fo darf fo 
wenig ein einzelner Theil, ald das Ganze einer Standes 
herrfchaft an fie veräußert werden. 

Anders dürfte fi die Sache verhalten, wenn das obers 
herrliche Vorkaufsrecht über diefen Fall hinaus mit Hecht 
follte erftrecft werden fünnen, weil alsdann die wörtliche 
Erklärung mit dem wahrjcheinlichen Zweck nicht in Vereini— 





", Wir haben wirklich am MNheinftrome große Erbbrftandegüter, mo 
dieſer Fau eintritt, und mo rechtlich enifchieden worden iſt, Daß fein einzetes 
Loos an fremde veräußert rierden darf, wenn nicht den Miterbbeftandern 
tes Loos zum Kauf angcvoten worden iſt. Ww. 
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Hung gebracht werden fünnte, und das Eigenthumsrecht der 
Standesheren auf eine zweckloſe Art beſchränkt wiirde. 
Sol, wie Behr dafiir halt *), den Worten der 
Bundesakte allenfalls noch die Deutung gegeben werden, daß 
die befragten Domainen und Rechte auch an einen auswärs 
tigen, jedoch dem Bunde verwandten Souverain nur unter 
der angehängten Bedingung verkauft werden fünnen; fo 
würde höchftens die Beforgnif, daf, wenn ein anderer Sous 
verain ganz in die Stelle eines Standesherrn eintrete, uns 
angenehme Xerhältniffe zu beforgen feyn dürften, dabei in 
Betracht kommen fönnen; es würde aber allzuhart ſeyn, 
einem Standesheren feine in dem Eigenthumsrechte enthak 
tene Veräußerungs-Befugniß auch in. Anfehung einzelner 
Parzellen durch eine fo läftige Bedingung , als das Vor— 
kanfsrecht ift, zu fchmäfern, um feinem Souverain die zwar 
mögliche , doch kaum wahrſcheinliche Unannehmlichkeit zu ers 


fvaren, einen feiner Bundesgenoffen in dem Beſitze einiger 


Güter oder Nechte unter feiner Hoheit zu fehen, wenn fi 
diefer der wirklichen und auf alle Fälle weit größern Unan— 
nehmlichfeit unterziehen will, einem feines Gleichen unters 
morfen zu feyn. | 

Soll endlich das oberherrliche Vorkaufsrecht auch in dem 
Falle einer Veräußerung an Privatperfonen eintreten, fo 
wiirde fih dazu wohl kein anderer Beweggrund denken lafs 
fen, ald dem Souverain die Purifitation feines unmittelbas 
ven Gebiets zu erleichtern, oder zu verhindern, daß Dritte 
nicht an Vorrechten Theil nehmen, welche man den media; 
tifirten Neichsftänden wahrfcheinlih nur in Betrachtung alles 
deffen, was fie verfieren mußten, gelaffen bat. In der evs 
ften Hinſicht würde bei der Veräußerung einzelner Parzellen 
die Härte des Mitteld gegen die Wichtigkeit des Zwecks und 
die Wahrſcheinlichkeit feiner Erreihung fo überwiegend feyn, 





) a. a. O. S. 383. 
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daß die dabei vorwaltende Umbilligkeit Fein Unpartheiiſcher 
zu verfennen vermöchte. Lafter denn das Scidfal auf den 
mediatifirten Neicheftänden nicht ſchon hart genug, daf die 
Laft ohne Noth verftärkt werden follte? In der andern 
Hinfiht aber wiirde einestheils den Mebdiatifirten, was man 
ihnen noc ließ, faft zur Hälfte wieder genommen, wenn 
man dem ihnen gefiherten ‘Patrimonial: und Privateigens 
thum die in der Regel damit verbundene volle VBeräußerungss 
freiheit auf eine fo drückende Weife entzöge, und ihnen in 
Anfehung defjelben weit mehr, ald es bei dem gemeinen 
Bürger oder Bauer der Fall zu feyn pflegt, die Hände bän— 
de. Wenn überdies nad) der herrichenden Anficht der neu 
geftifieten Souverainirät auch ein Ctandesherr nur folcher 
Rechte fähig ift, die jeder Privarmann im Staate befißen 
fann, fo mag es ziemlich gleichgiiltig feyn, von welhem Nas 
men und Geſchlecht künftig ein folder Beſitzer ift, zumal 
wenn nur von einzelnen Iheilen 3. E., Sandgütern, Häu— 
fern, Jagden, Fifchereien u. dgl. die Frage if. Solche 
Rechte, auf welchen gleichfam die ftandesherrliche vorzügliche 
Würde beruht, wie 5. E. die Gerichtsbarkeit und Polizei 
wird ohnehin keiner im einzelnen und getrennt von dem Ges 
biete veräußern wollen. 

Die Bundesafte untermwirft 'die in Patrimonial: und 
Privateigenthum verwandelten Domainen und herrſchaftli— 
chen Rechte der mediatifirten Reichsſtände auf gleiche 
Meife dem oberherrlihen Vorkaufsrechte, und es ſcheint 
daher kein Grund vorhanden zu feyn, zwifchen dieſen und 
jenen irgend einen Unterfchied zu machen. Doch könnte man 
vielleicht fagen: die den Standesheren vorbehaltene Nechte 
feyen zum Theil fo ausgezeichnet, daß wenn fie fi) deren 
entäußern wollten, dem Regent billig der Vorzug gebühre. 
Allein dies Argument dürfte bei näherer Prüfung nicht von 
enrfcheidendem Gewichte befunden werden. Abgerechnet, daß 
die wenigften ber fLandeöherrlichen Rechte fiir befonders aus— 


421 


gezeichnet zu halten ſind, die meiſten zu den gewöhnlichen 
Zubehörden adelicher Güter in Deutſchland gehören; abges 
rechner,‘ daß der Natur der Sache nad) und ſelbſt ohne die 
ausdeiicliche Ausnahme der Bundesakte, die Standesherrn 
£eine der Souverainität wefentlich anflebende Nechte befigen, 


alſo auch an Dritte nicht veräußern können; fo ift in der 
That nicht abzuſehen, was, auf den Fall der Veräußerung 
eines ftandesherrlihen Nechts an einen bundesverwandten 


re WERE — 


Souverain, oder an einen andern Standesherrn, oder an 


ſonſt irgend Jemand, dem nach der Landesverfaſſung die Er— 


werbsfähigkeit nicht abgehet, der Oberherr für ein wahres 
Intereſſe dabei haben kann, den neuen Erwerber auszufchliefs 
fen und an feine Stelle zu treten? Denn, daß die Erfeichs 
terung des Anfaufs ftandesherrlicher Gitter und Rechte durch 
die Oberherrn kein auch nur billiger Grund wäre, den mes 
diatifirten Neichsftänden ihr noch üdriges Eigenthum zu 
fhmälern , ift beveitd gezeigte worden. Es mag aber nun 
ftandesherrliche Gitter und Rechte erwerben, wer da wolle 
(fremde dem Bunde nicht angehörige Souveraine allein auss 
genommen); fo wird dadurch das Verhältniß des Souveraing 
gegen die Standesherrfchaft im Ganzen und im ihren einzels 
nen Theilen nicht verändert. Er bleibt' nach wie vor Obers 
here und übt die ihm durch die Bundesakte zugeficherte 
Souverainitätsrechte ungeftört aus. Es kann feyn, daß ex 
vielleicht gegen einen bundesverwandten Souverain gewiſſe 
Rückſichten zu beobachten ſich bewogen fünde, die er durch 
die Ausübung des Verkaufsrechts vermeiden fünnte ; follte 
aber dies ein hinreichender Grund für die e Stattnehmigkeit 
jenes Rechts ſeyn? 

Man kann alſo nicht ſagen: die den mediatiſirten 
Heichsfiänden vorbehaltenen Nechte feyen vorzüglich dem den 
Dberherrn bedungenen Vorkauf unterworfen, oder auch — 
fie feyen es — im Fall einer Veräußerung im Einzelnen, 
mehr als die Güter. 
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Im allgemeinen dürfte man immer am ficherften gehen, 
fih bier, wo von einer Beſchränkung der ftandesherrlichen 
Eigenthumsrechte die Frage ift, am eine firenge, wörtliche 
Erklärung der Bundesakte zu halten, und hiernach würde 
immer die Meinung den Vorzug verdienen, daß das ober: 
herrliche Vorkaufsiecht nur in dem Falle einer Veräußerung 
ber ftandesherrlihen Domainen und Nichte, es fey im Gans 
jen oder im Einzelnen, an einen dem theinifchen Bunde 
nidt verwandten Sonverain eintreten könne) daß es abır 
nicht ftatt finde, es mögen ganze Standesheerſchaften, oder 
ſämmtliche unter Einem Souverain belegenen fandesherrlis 
hen Beſitzungen, oder einzelne Güter und Nechte, oder auch 
Rechte allein, an einen bundesverwandten Souverain, oder 
an einen andern Standesherın , oder fonft an irgend eine 
Mrivarperfon verkauft, oder auf eine andere Art veräußert 
werden. - — 

Sollte aber eine ausgedehntere Erklärung dieſer Stelle 
der Bundesakte rechtlich begründet werden fünnen: was allen 
Umfänden nah fehr unwahrſcheinlich iſt; fo würde fie doch 
innerhalb der oben bezeichneten Gränze ftehen bleiben müſ— 
fen, und nicht weiter, als auf die Geſammtheit ſtandesherr⸗ 
licher Güter und Rechte erſtreckt werden dürfen. 

Daß übrigens jeder, welcher dergleichen Güter und Rechte 
erwerben will, fid dabei den gefeklihen Vorfchriften des 
Staats, in welchen fie fi befinden, fonformiren, alſo 3. €. 
wenn er Ausländer ift, das Indigenat gewinnen muß, und 
daß hierdurch manche Beſorgniſſe wegen ſolcher Käufer ſtan⸗ 
desherrlicher Beſitzungen, welche dem Souverain derſelben 
nicht angenehm ſeyn könnten, entfernt werden dürften, bedarf 


kaum einer Erinnerung. | 
| m B. 
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Bemerkungen über die Bemerfungen Heft 18, 
Nr. 40. 





H.. K. glaubt in den im ‚Heft 16. Nr. 20. abgedruckten 
Sedanfen faktiſche Irrthümer zu finden, ich muß daher 
ad A, 1,) bemerken — In dem Aufſatz — Berherzi— 

gung über das Schickſal verdienſtvoller Männer von Carl 
von Dalberg Heft 1. p. 155. ſteht: »Von den ordentlich 
»eingehenden Geldern erhielten die Mitglieder des Reichs— 
»fammergerichte nach den bisherigen. Verhältniffen 
»ihrer Würden und Befoldungen zwei Drittel für. die 
»Kammergerichts /Advokaten, Prokuratoren und kaiſerl. No— 
»tarien wurde ein Drittel verwendet, wovon einiges für 
»ihre bisherige Gehülfen und Schreiber ausgefeht wurde. — 
Kein Wort mehr und- fein Wort weniger findet man in 
meinem Aufſatz, mithin iſt ein faktiſcher Irrthum unmögs 
lich und undenkbar, daß die Herrn Profeſſoren Crome und 
Jaup dieſe Beſchuldigung in der Zeitſchrift Germania be⸗ 
wieſen. Daß der gegen jeden gleich edeldenkende Fürſt Pri—⸗ 
mas auch nichts weiter habe ſagen wollen, als das, ſo er 
würklich geſagt, erhellet: 

a) Aus der Note dieſes Fürſten an den Hrn. Präſiden⸗ 
ten von Staufenberg vom 24. Sept. Heft 3. p. 397. 

»Was Carl von Dalberg wohlmeinend in ſeinen 
»Beherzigungen geäußert hat, gründet ſich auf ſeine Erfah⸗ 
rung in Betreff der Dienerſchaften und geiſtlichen Perfos 
»nen ſäkulariſirter Staaten. Die Vergütung nach volltoms 
»menem Rechte blieb leider, aus Mangel mancher geſetz⸗ 
»mäßigen Beiträge, ein frommer Wunſch, man mußte ſich 
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»begnügen,, jährlich verhältnißmäßig fo viel zu vertheilen, 
»als die Kräfte der Suftentationgkaffe zuließen.« 

- 5) Aus dem. Proviforium dieſes Fürſten vom 7. Okt. 
Heft 3. P. 408. 

»Daß den Advokaten, Prokuratoren und Notarien pros 
»viſoriſch von allen zur Suftentationstaffe einge 
»henden und in derjelben vorrärhigen Gelder ein Drittheil 
ns werben folle.« * 
e) Aus der Note dieſes Fürſten an die Beſitzer und 
Souveraine der deutſchen Lande Heft 7: P. 167. 

»Die würklich beſoldeten Perfonen , deren Gehalte auf 
die Suftenrarionstaffe angewieſen waren verdienen nun 
»allemal zuerſt Rückſicht, und es iſt zu "wimfchen‘, daß fol 
ychen ohne Norh an ihrem (ebenstänglichen Gehalte nichts 
»entzogen werden möge: Jedoch dürfte dieſes eine 
»Ausnahme finden, Menn es an Mittel fehlen ſollte, 
»den unbeſoldeten Reichsdienern den dürftigſten Un⸗ 
»terhalt zu verſchaffen, indem die ünverfeninbare Billigkeit, 
yauf Natur und Völkerrecht gegründet, fordert, verdienftvolle 
⸗Männer, die der alten Neichejuftizverfäffung ihre Kräfte 
»gewidmer haben, und ohne ihr Verſchulden das Opfer der 
»Zeitereigniffe geworden find, iiberhaupt nicht darben zu 
»laffen.« 

Wer unter befoldeten Neihsdienern verfianden 
wird, erhellet aus der nämlichen Note p. 164. »Diefe 
»Reichefammergerichts Advokaten und Pröfutatoren waren 
»war unbefoldete nidhts deftoweniger aber wirtlich ver— 
»pflichtete Reichsdiener« “ 
ad 2.) Daß Hr. Kammerrichter ſeines Gehalts zum 
Beſten der unbeſoldeten Kammeralen abgetreten, ſagt Fürſt 
Primas in angeführter Note p. 169. und Hr. v. Mulzer 
im Heft 8. p. alls. ſollte dieſes nicht pure geſchehen ſeyn, 
ſo iſt mir dieſer Irrthum nicht zu emputiren. 

ad 3.) Daß die Kammergerichtsbeſoldungen im ao ff. 
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Fuß bezahlt werden, ift im Heft 3. p- 399. angefliärt, allein 
aus Heft 17. p. ago. konſtirt, daß folhes im zo fl. Fuß ges 
fhiehet — mirhin ift die Behauptung des Hrn. K. daß 
der 24 fl. Fuß normirt, unvichtig. | 
adB. 1.) Daß ich die volle Entſchädigungs-Befugniß 
der Mitglieder des R. KR. Gerichts deshalb beftreite, weil 
folche in ihrer erften Druckſchrift feine gelehrte Citate dafiir 
angeführt, wird Niemand in meinem Aufjaß finden, viels 
mehr heiße es hierin ausdrücklich — daß wohl eben fo 
viel contra jal® pro allegirt werden Könnten — hierdurch 
habe ich eo ipso zugegeben, daß auch Rechtsgelehrte dieſe 
Meinung vertheidiger haben. Die Behauptung des Hrn. 
R., daß es eine ſchwere Mühe feyn wiirde, auch nur einen 
Schriftftellee contra zu allegiven, ift fehr gewagt. 
Mevıus P. II. dec. ı2. et P. VIII. el. 461. 
Bornner de jure prince, circa dimissionem ministr, 


Neumann de jure personarum illustrium eorumque 

ministr. (. 243. p. 214. 

Sınpe L. V. tit. X. def, 6. | 
Menoc# A. J. Q. L, 1. q. 55. nr. 4, 
BEBRGER P. Il. R. 200, 
Cramer de different, inter remot. ab officio et 
dimiss, 
mögen Hrn. K. belehren, daß er fich fehr irrt und daß 
diefe Sache fehr controvers ift. 

Meun von einer Seite angeführt wird — daß das Rechts⸗ 
verhäftniß zwifhen dem Staat und feinen Dienern auf 
dem, nah der Natur und Eigenfchaft aller iibrigen Kons 
trakte beftimmten und normirten Dienfts oder Anftellungss 
Verträge beruhet — auf einem Vertrag, der mit allen Eis 
genfchaften anderer Verträge auch bie der Unverletzbarkeit 
und Unaufrufbarkeit und die Erzeugung wohl erworbensr 
Rechten gemein hat. 

| cd, 
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v. Kamp; und v. Stein: Ucher Entſchädigungs-Be⸗ 

techtigung der Staatsdiener p. ı. et 2. 
und hieraus gefolgere wird, daß wirkliche nad Willkühr 
nicht amovible und nicht auf beftimmte Zeit angeftelite 
Staatsdiener zu dem vollfländigen Entfchädigungs, Aufpruch 
befugt feyen. “ 

Ebendaſelbſt p- 3ı. 

fo wird von der andern Seite entgegen geftellt, daß beiden 
Kontrahenten gleiche echte zuſtehen — gleihwie nun der 
Diener das Recht habe feine Dienſte aufjufagen, der Herr 
auch gleiche Befugniß Haben müſſe. 

MünchnausEn de jure ministr. exigendi dimissio- 
nem. 

Eftor in der bürgerl. Rechtsgelahrheit der Teutfhen 
Th. 2. $. 4793. 

et Cell, Mevius et Bochmer. 

Ob nun gleich verjeßt werden könnte, daß Leyſer — 
der insp. 62. nr, 9. behauptet: 

Dimissio ab oflicio fine justa causa vel voluntate 
ejus qui dimittitur fieri neqnit in med. seq. fagt: 
Quod vero constituentibus permissum non est, 
id ministris quoque non licebit. Nec ergo pvs- 
sunt hi sine venia oblatum sibi et susceptum 
munus relinquere; 

welche Behauptung dadurch ein befondres Gewicht erhält, 
da Fein reichsftändifcher Diener ohne um Abſchied nachzuſu⸗ 
hen und folhen zu erhalten feinen Dienft verlaffen dürfte, 
michin bei dieſen der Dienftvertrag nur durch einen neuen 
Vertrag aufgehoben wurde; fo mögte doch Diejes nicht wohl 
für das Neichsfammergerichts »;Perfonafe angeführt werden 
tönnen, indem ſolches allezeit nach eigner Konvenienz refigs 
nirie ohne von Kaifer und Reich Abjchied zu erbitten. 
Wenn unfre deutſche Geſetzgeber in dem Deputations; 
Hauptſchuwß 5. 5, der Diensrfgaft in den bieffeits ätula— 
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riſirten Landen und Reichsſtädten resp. die Hälfte und ein 
Drittel ihrer Beſoldung bewilligten und nur condit on ıla 
ein Recht auf volle Befoldung gaben, wenn nad) $. 73. et 
714, die übercheinifhe Diener, fo ihren Keren auf die rechte 
sMheinfeite nicht gefolgt, ganz ohne Verſorgung blieben, 
wenn die Rheiniſche Bundesakte $. 3a. den Dienern ber 
fuöjizieten Reihsftänden eine Penfion gleich den Dienern des 
Souverdins von dem nämlichen Grade ohne Rückſicht auf 
die vorher gehabte Beſoldung, zufihert; fo folge, daß die 
deutſche Geſetzgeber diefe Sache mehr nach Billigkeit als 
nach jenfeitigen Grundſätzen beurtheilten. — Selbſt bie 
Herrn Kammergerichtss Affefforen von Kampz und von Stein 
moderiren ihre Behauptung, wenn fie p. 54. fagen, daß der 
Staatsdiener dagegen fehuldig feye, dem Staat auf anderen 
Stellen diejenige Dienfte zu leiften, welche feinen Pflichten 
und Fähigkeiten mit vorigen Dienftverhäleniffen gemäß fint, - 
Wäre der Dienftvertrag auf Lebenszeit wirklich abgefchlofs 
fen, könnte daher von feiner Seite aufgekündiget werden; 
fo folgte unwibderfprechlih — wenn ber Dienftvertrag nach 
den Regeln der übrigen Verträge beurcheilt werden muß — 
daß aud Hier Niemand wäre quid pro quo zu nehmen, 
pder quid pro quo zu leiftenz 

Obligatio ex conventione eo tendit, ut praeste- 

tur id, quod est promissum et quidem praecise, 

Non enim invito creditori aliud pro alio potest 

obtrudi, 

Helfeld J. P. $, 316. 

ad IV, Woher die 4 kommen Ift in Winkopp Rheins 
Bund Heft 1. pı 155. et Heft 3. p. 406. zu fehen, alſo 
feine neue Erfheinung, 

Es wilrde fehr anmaßent von mir fen, einen folchen 
Maaßſtab zu erfinden, allein da ber erfte Fürſt Deutſchlands 
fothen zum Vortheil der unbefolderen Kameralen in Wors 
ſchlag gebracht; fo darf man es wohl wagen Gründe anzu⸗ 
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führen, welcherhalben man dieſen Vorſch'ag fiir billig Halt. 
Hr. 8. bemüher fih das deshalben von mir gefagte zu ent— 
ftellen und zu verdrefen, wer das, was ich gefage Habe 
fol mit dem vergleicht, was ich würklich geſagt habe, wir 
fih hiervon überzeugen. 

ad 5.) Wollen die Souveraine, die fich befugt Hielten, 
den $. 5a. der Bundesakte wegen der Diener furbjizirter 
Fürften und Grafen als Geſetz zu publisiren — den Reichs 
fammergerichts : Affefforen ein größeres Recht geben; fo wird 
fih fiher Niemand einfallen laffen, diefes zu beſtreiten. 

ad 6.) Daß die Kammergerihtss Profuratoren ein 
Recht auf die Kammerzieler hätten, ift mir nie eingefallen— 
fondern 6108 daß zu wünſchen wäre, daß den ditrftigen Pro 
turatoren ein Drittel hiervon ganz oder zum Theil vermills 
get werde — fodann daß die deutfche Fürſten als Eigenthis 
mer der Suftentationsfaffe die Profuratoren aus Diefer Ka 


za unterftüßen, berechtiget wären, 
Rullmann. 
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35. 


Ueber einige Noten des Herrn geh. R. Raths Dr. 
Crome zu dem Aufſatze des Herrn Dr. Meff in 
der Zeitſchrift: Germanien 1. Band Zten Heft 
Nr. XIX. 





I dritten Hefte der Zeitſchrift Germanien befindet fih 
ein Auffas von Herrn Dr. Neff über die Frage: 
»Was harder teutfhe Unterthan durch dir 
neuen politifhen Veränderungen gewon— 
»nen oder werloren?« 
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‚Der Ar. Verfaffer behauptet, es. fep wenigftend Bis 
jest mehr für denfelben verloren, als gewonnen worden, 
und der Kr. geh. Regierungerath Dr, Crome, Mitherauss 
geber der Zeitjchrift hat dieſe Abhandlung mis einer Vorerin— 
nerung, und mit bitteren Moten begleitet, wodurd er das 
Gegentheil darzuthun ſich bemühet. Einſender diefes will es 
nicht unterſuchen, ob Hr. Crome als Herausgeber dieſer Zeit, 
fchrift, wenn er anderjt diejenige Unparcheilichkeit behaupten 
wollte, deren er fich in eben--dieier Dorerinnerung rühmet, 
zu diefen bitteren Noten berechtiger war; blos die Bemer— 
fung am Schluſſe diejer Vorerinnerung: 

»Daf er mit dem Aufſatze nicht einverfianden fey« 
wäre hinreichend gemwefen ihn vom Berdachte des Gegenthrils 
loszufprechen; Allein die Frage felbft möchte doch aller jener 
Noten ohngeachtet, fo fehr noch nicht fiir die Meinung des 
Hın. Dr. Erome entfcheidend feyn, und diejes ift es, was 
Einfender mit diejen menigen Zeilen, feiner Anficht nach, 
zeigen möchte. 

Der Ar. Dr. Erome giebt zu, daß durch die neuen Ins. 
dividuen und verfchiedene ganze Stände, namentlich der 
Adel und die Geiftlichfeit verloren haben (Note ı 
et 4) aber er fagt nicht, welche Individuen und welche 
Volksklaſſen dadurch gewonnen haben. Adel und Geiſtlichkeit 
find es nun einmal .nicht, folglih muß es der Bürger: und 
Bauernſtand feyn. Aber worinn beſtehet denn der Gewinn 
für dieſelbe? Hr. Dr. Crome wird wahrſcheinlich auf die 
Einleitung im erſten Heft der Zeirfchrift verweifen ; allein 
das find doch bis jest wenigſtens, lauter Erwartungen, 
Dinge, die noch kommen folien, und von welchen es wenig: 
ſtens vorerft noch nicht fo ganz aufer Zweifel geſetzt ift, 06 
fie das Glück der deutfchen Staatsbürger im Ganzen, fo er— 
höhen werden, daß die einzele Stände den erlistenen Verluſt 
darüber zu verſchmerzen Urſache haben. 

Allgemeiner Wohlſtand, und die Gewißhelt, das einmal 
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rechtlich erworbene nicht wieder zu verlieren (Sicherheit det 
Eigenthums) diefe find doch wohl der Zweck, nach weichen 
der Staat, der feine Bürger glücklich machen will, ſtreben 
muß. Aber wo iſt diejer durch die neuen Veränderungen 
veranlaßte Wohlftand zu finden ? wo die wahrfcheinliche Aus: 
fiht dazu, 'felbft bei dem beften Willen unferer fiir Wolke 
‚wohl ‚fo raftios arbeitenden Souverains? Das Glück der 
Unterthanen läßt fich weit beffer vom Catheder herab, und 
am Schreibpult demonftriren als in ihren Wohnungen finden. 

Alle Steuerfreiheit ift aufgehoben und das ift recht, 
aber was gewinnt ber bisher Steuerpflichtige dabei? er mu 
alle feine Abgaben wie bisher entrichten. Die Einkünfte der 
hohen Souverains werden dadurch vermehrt, das iſt wahr, 
aber find ihre Kaffen deswegen mehr mit Gelde gefüllt ? 

Hat irgend ein Stand und eine Menſchenklaſſe duch 
die neue Einrichtung bis jeßt gewonnen; fo find es die Zw 
den, wenn fie andere, fo lange fie die gegenwärtige Juden 
find, einer Verbefferung ihres Zuftandes fähig find, und das 
hat Hr. Dr. Neff in feinem Aufſatze nicht vergeffen. Bon 
allen anderen Sjndividuen, Ständen, und dem ganjen com- 
plexu der Staatsbürgerfchaft iſt es mwenigftens bis jetzt noch 
probfematifih, ob fie durc, die neue Veränderung gewonnen, 
oder verloren haben? — und es verlohnte doch wohl für 
denkende Köpfe der Mühe, den Gewinn, wäre er auch ein 
künftiger, oder vielleicht erft für künftige Generationen zu 
hoffender, mit dem gegenwärtigen gewiſſen Berlufte zu ver 
gleichen, und das mar es ja eben, was der Hr. Dr. Nefl 
in feinem Auffaße thun wollte. 

Er verdiente deshalb keine fo unfreundliche Sefandiung 
und wenn demfelben nach der Note 11 zugemuthet wird, 
daß er feine Anficht der Dinge und feine Meinung fo lange 
hätte zuriick behalten follen, bis das ganze Staatsgebäude 
ausgebauet fenn werde; fo hätte dem Kran. Dr. Erome eben 
fo gut zugemuthet werden können, feine in der Einleitung 
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zum erften Heſte der Zeitfchrift geäußerte fo Frohe Ausfichten. 
in die Zukunft bis dahin ebenfalls in petto zu behalten, 
welches indeffen niemanden eingefallen ift, da in der gelehr— 
ten Welt jedem erlaubt ift, feine Anfichten der Dinge, wenn 
Niemand dadurch beleidiget wird, dem Publikum öffentlich 
vorzulegen. | 
Sm Juni 1808. 
Bon einem deutfchen Staatebiirger, der durch - 
die neue Veränderung nichts verloren Bat. 


u u u u EEE ——— ——— —— —— —— — — — 


36. 


Etwas über die actes de l’etat civil) bei der Auf: 
nahıne des Napoleoniſchen Geſetzbuchs in den 
Rheinifchen Bundesſtaaten. 


- 





Bom Geheimenrath und Dberappellstionsgerichts » Präfidenten Frenberrn 
von Dalmwigf. 





14 


Dar zweite Titel des erftien Buche des Code Napoleon, 

befchäftige ſich mit den Urkunden, die, den Unterthanen im 

Familienſtande betrachtet, zum Beſten ſeiner, der Familie 

und des Staats zu errichten ſind. 
2. 

Das franzöſiſche Geſetz nimmt an, daß Geburt, Vers 








) Ich bitte es zu entſchuldigen, wenn ich der Kürze wegen 
des franzöſiſchen Ausdrucks mich bier bediene; die über den 
Familienſtand von den Cıvilbeauten erricdtere 
Urkunden, zu überfepen, fchien mir zu weitläufig. 
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heirathung und Tod, diejenigen Ereigniffe find, weiche afle 
Rechte begriinden und beſtimmen, und daß von Gewißheit 
diefer Ereigniffe, alle Gewißheit des Eigenthums, mittelbar 
oder unmittelbar abhängt. Sie ftellt daher die Beglaubi— 
gung diefer Ereigniffe, die in Frankreich wie in Deurfchland, 
in England wie in Preußen und Polen in den Händen der - 
Beiftlichkelt war, von welcher die Tauf-⸗, Ehes und Sterbs 
vegifter geführte wurden, unmittelbar unter die Aufficht des 
Staats und macht die Civilbermten dafiir verantwortlich. 
3. | 

»Die Woißheit diefes Gefebes, fagt mit Recht der Kams 
»mergerichtsrath von Grevenitz in Berlin a) zeigt ſich befons 
»ders in einem großen und volfreichen Lande, wo das Sins 
»dividuum und fein Schickſal in einer Menfchenfluch fich 
»verliert, um dem Eigennug und der Intrigue, bei Verduns 
»kelung von Familen-Erbſchafts- und anderen Elgenthumss 
wiechten entgegen zu arbeiten.« 

Zur Auffiärung werden folgende Bemerkungen noths 

wendig. 
| 4. 

Das franzöſiſche Geſetzbuch giebt iiber die Beglaubiguns 
gen der angezeigten Familienereigniffe den Civilbeamten im 
- allgemeinen folgende Borfchriften : 

1) in jeder Gemeinde miffen die Geburtss, Ehe: und 
Todtenregifter durch dabei angeftellte Beamte doppelt geführt 
werden. Der Prafident des Gerichtshofs erfter Inſtanz, ift 
ſchuldig fie Blatt für Blatt zu paraphiren. Am Ende jeden 
jahres werden fie als adgefchlofen, von dem kaiſerl. Pros 
kurator des Gerichts revidire und hiernächſt wird ein Exem⸗ 





a) Unterricht zur Kenntniß der vorzüglichften und wichtigiten 
Abweichungen der gefeßlihen Vorfchriften des Code Napoleon 
von den in den neuerlich abgetretenen preufifchen Provinzen fos 
wohl den teutfchen als preufiichen bisher gültig geiwefenen S. 26. 
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plar in dem Archive der Gemeinde, das zweite in der Re— 
giftratur des Gerichts deponirt. 

2) Jede Eintragung muß Tag, Stunde, Namen, Als 
ter, Wohnort der Partheien, genau bezeichnen, fie muß alle 
Erklärungen enthalten, die das Geſetz den Partheien- vors 
fchreibt, aber über dieſe Gränze hinaus darf der Beamte 
fih feine Frage erlauben. 

5) Rafuren, Einfchaltungen, Ziffern find unzuläßigz jede 
Eintragung muß vorgelefen und von allen Anweſenden unters 
zeichnet werden. Wenn das Gefetz Zeugen erfordert, werden 
nur Männer von Sı Sahren sugelaffen, die von den Par⸗ 
theien gewählt ſind. 

4) Die Beamte ſind für die Richtigkeit in der Führung 
und Sorgfalt in der Aufbewahrung verantwortlich; das Geſetz 
verpönt jede Pflichtwidrigkeit, mit Geld und anderen Strafen. 

5) Jedermann har das Recht fih Auszüge aus diefen 
Negiftern geben zu laffen. Der vidimirte Auszug einer fol 
chen Alte hat fo lange öffentlichen Glauben , als die Hands 
ung nicht durch ein befonderes Nechtsverfahren, wegen der 
Berfälfhung angefochten ift. : 


Ohne mich nun hier Sei den befondern Vorfchriften des 
Code Napolk&on über die Beglaubigungen der Geburt, der Ehe 
und des Todes im Detailaufzubalten, dringt fich mir die Frage auf: 

ft Bei der Nezeption des Code Napoleon in den 
Bundesftaaten, die Führung und Aufbewahrung 
der Geburts:, Ehes und Todtenregifter nah der Vorſchrift 
dieſes Geſetzbuchs den Pfarrern der drei chriftlichen Konfeſ⸗ 
fionen zu überlaffen, oder ift diefelbe den Civilbeamten zu 
ubdertragen.? oder was einerlei ift, können die Pfarrer in 
dieſer Hinſicht zugieich Eivilbeamte feyn ? 
Der verdienſtvolle Hofrath Zachariä b) bejaht dieſe 


b) In feinem Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts. Band 
1. Einl. ©, 66, 
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Frage kurz umb unbedingt, wir wollen es aber werfuchen, ihr 
näher auf den Grund zu fehen. 


Nah Möhfens Abhandlung über Kirchen: 
bücher und Stolgebühren, foll die erfte Verordnung, 
Kirchenbücher zu errichten, wie in England unter Heinrich 
VII, im Jahr 1557. gegeben worden und diefem Beiſpiele 
1659. Franz I. in Frankreich gefolgt feyn. Es ift aber 
diefe Behauptung durchaus unrichtig. 

Die fogenannten Kirchenbücher find ihrer Grundlage 
nach gewiß faft eben fo alt, als die Kirche c). Aber freis 
lid hatten fie in den früheften Zeiten einen andern Zweck 
und mogten auch wohl ganz anders geführet worden feyn. 
Sie waren einfache Chriften s Vergeichniffe, bekannt unter dem 
Mamen Diptychen, der auf zwei Kolumnen, die der Gebors 
nen und die der Verftorbenen hinzudeuten fcheint. Solche 
Verzeichniffe waren in dem erften jahre nad) Sjefu Tod zu 
Serufalem, bei ben unter den Thriften beſtehenden Einrich⸗ 
tungen, ſchon nöthig, und vermuthlich waren es die Diakos 
nen, die diefe Negifter führten. Diefe Diptychen waren auch 
nöthig, um aus ihnen die Chriftens Scheine (literae for- 
matae) zuertheilen, nach deren Borzeigung jemand erft in einer 
fiemden Gemeinde in dieChriftengefellfchaft aufgenommen wurde. 





e) Depuis long-tems l’usage des registres publics, om 
sont consignes la naissance le mariage et le deces des ci- 
toyens, s'est introduit chez les nations polieees, fagt der 
jetzige weftphälifche Juſtizminiſter Simeon bei Locr& Esprit du 
C, N. Tome II. p. 3, 

Ber den Römern mufte der defensor civitatis, Geburtd:und 
Sterberegifter nah Art der Diptychen führen. Die defensores 
eivitatum waren Gyndici, die die öffentliche Angelegenheiten der 
Stadt beforgten. &. Dufresne Glossarium ad scriptores mediae 
et infimae latinitatis voco defensor civitatis und le praticieg 
frangais Tome I, Livre I. chap. III. p. 84. à Paris 1806. 
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Bor Conſtantin dem Großen Fonnten diefe Negifter vor 
Gericht unmöglich Autorität erhatten, ob fie duch ihn und 
wann fie fie in den verfihiedenen Ländern befommen haben, 
läßt fih niche mehr ausmittein: aber vermuthen laßt es ſich, 
daß Earl der Große eine Verordnung hierüber gegeben hat, 
dem Lirchliche Einrichtungen gar nicht aus dem Gefichtskreife 
lagen. Ihre urfprüngliche Geftalt, d. h. die Abfaffung in 
zwei Kolumnen , mußte ſchon unter ihm verloren gehen, ba 
durch die von ihm befohlene priefterliche Trauung , eine 
neue und dritte hinzu kam. 

Es läßt fih aber auch annehmen, daß die air chenbücher 
blos durch Obſervanz eingeführet und für den zeitigen Zweck 
ſanctionirt worden ſind. Es war nämlich ganz natürlich, 
daß man, ſobald es die Beſchaffenheit dieſer Bücher zuließ, 
ſie für den jetzigen Zweck unbedenklich benutzte. Waren doch 
die Biſchöffe lange vorher, ehe das Chriſtenthum Staats— 
religion wurde, faſt immer die Schiedsrichter der Chriſten, 
denen nachher dies Amt zu übernehmen, ſelbſt vom Staate 
erlaubt ward. Geſetzt nun auch, es wären andere Verzeichs 
niffe vorhanden geweſen, diefe Nichter bedienten fih gewiß 
feiner andern, und als fie fi ne hoben, ließen fie Beine 
andere gelten als dieſe. 

Daß diefe Verzeichniffe f ſpäterhin überall bei den Ge⸗ 
richten benußt wurden, hat feinen Grund darin, daß wahrs 
ſcheinlich eine andere eriftiren, und es gefchah dies auch um 
fo unbedenklicher, weil man ben Geiftlichen in jenen Zeiten 
vor anderen die hierzu nöthigen Kenntniffe zutraute, und fie 
fhon als ſolche Hinlanglichen Glauben hatten, und erft noch 
fir dies Geſchäft hätten antorifire und verpflichtet werden 
müffen d). 





d) Diefe geſchichtli che Thatſachen, mögen für den gegenwär— 
tigen Zweck genügen, eine weitere Ausführung gehört nicht zum 
Zweck dieſer Abhandlung. 
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W 7. nn. 2 = 

Der Auftrag an die Geiftlichen, dergleichen Verzeichniffe 
zu führen, fiheint daher auch heut zu Tage ganz zweckmäßig 
an fie zu gefchehen, da es ihnen gewöhnlich. an Muſe niche 
gebricht, fich diefer mühelofen Arbeit zu unterziehen, und 
das Taufen, Trauen und. Beerdigen, von ihnen und durch 
fie beiorge wird. Sie find befonders im Geiſte der ‚protes 
ſtantiſchen Kirche Beamte des Staates, denen vermöge der 
Tugend, die fie predigen, die Pflichten, die ihnen obliegen, 
doppelt heilig feyn müſſen. 

Weberdies verbindet ber größte Theil des Publitums 
mit dieſer Inſkription in die Negifter, wenn fie glei blos 
weltlichen Segenftandes ift, einen religiöfen Akt, den der Uns 
gebildete lieber beim Pfarrer des Orts, als Hei der weltlis 
chen Behörde verrichtet. 

8. 

Allein gehen wir auf den Zweck und die Abſicht zurück, 
warum dieſe Regiſter geführet werden; ſo dienen ſie nicht 
allein zur Gewißheit der Paternität und zur Sicherheit des 
Eigenthums, ſondern ſie ſind auch die An Weg⸗ 
weiſer zur Militairkonſkription. 

Wir wollen zuerſt bei der Blase des Eigens 
thums ftehen bleiben. 


| 9- 

Diejenigen Gegenftände, wodurch bie Filiation erwiefen, 
und außer Zweifel gefekt werden foll, wer dem Grade nach 
gerechten Anfpruch auf Erbfolge zu machen hat, gehören — 
wenn man fie als präparatorifche Verfügungen betrachtet, 
wodurch in der Folge Nechte und Verbindlichkeiten ficher ges 
ftellt werden follen, offenbar zum Neffore der oberen Pos 
lizei, die der unteren Polizei: Behörde darüber, wie Die 
zu diefem Ende zu verfertigende Regiſter einzurichten find, 
Vorſchriften ertheilen kann, Da den Zamtlien zu deren 
Beften diefe Regiſter geführt werden, und felöft der Staat, 
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der die Nechte und Verbindfichkeiten der Unterthanen ficher 
geſtellt wiffen will, ein weſentliches Intereſſe dabei hat, daß 
die möglichte Piinfelichkeit "hd Genauigkeit dabei beobachtet 
werde e); fo ift er auch die damit beauftragte Beamten 
dafiir werantwortlich zu machen und jede Kontravention zu 
beſtrafen, berechtigt f). 

Der Geiſtliche, von welcher Religion er ſey, iſt nun für 
feine Perſon und Angehörige der Polizeibehörde unterwor—⸗ 
fen, allein ihm feldft zum Polizeibeamten zu qualifiziren, 
fcheint mir einestheils der Würde feines Amts und anderns 
theils dem Fanatismus des Volks (den man in fo fern er 
dem Staat und dem Privatintercffe is ift, nachges 
ben kann) nicht zu entjprechen. 

10. 

Zum Reſſort der Geiftiichen gehört ausfchlieflich die 
Seelforge, die Verbreitung der Neliaionswahrheiten und der 
damit verbundenen Moral, die Adminiftration der h. Sa— 
framente und Die Dberaufjicht über die in den Kirchens 
kaſten flieienden Intraden, in fo ferne fie theils zu ihrer 
Defoldung, theils zum Unterhalte der Kirchen, Kapellen, 
Todtenhäufer ıc. beſtimmt find g). Für ‚diefe Gegenftände 
können und müſſen fie verantwortlich gemacht werden, weil 
von wahren Religionsgrundfägen zugleih Moralirät, gute 
Sitten, Fleiß und daher mittelbar der häusliche Wohlftand 





e) Der ehemalige Conful Cambaceres, fagt bei Locre Tome 
1. p. 56. les actes de l’etat civil, n’appartiennent pas seule- 
ment aux parties et ä leurs familles; ils sont a la societe 
entiere ; les registres oü ils sont inscrits et conserves, se- 
tont donc ouverts ä tout Je monde ; chacun en pourra pren- 
dre communication, et en demander extrait. 


f) Code Napoleon art. 50. 51. 52. 


g) Das den Genilichen auch die Aufficht über die Shulen 
übertragen wird, gehört eigentlich nicht zu ihrem Amte. 
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der Unterthanen abhängig ift. In fo fern iſt der Geiſtliche, 
menn er vedlich feine Pflichten erfülle, eine wichtige Perfon 
im Staate, den man mir Nebengeſchäften, die in feine ei: 
gentlihe Funktionen nicht einfhlagen, befonders mit folchen, 
wodurch er bei möglichen Irrthümern beim Publikum koms 
promittirt wird und dadurch in feinem Anfehen und in feis 
ner Achtung nothwendig verlieren muß, nüht beladen jollte, 

Wenn er aber 3. B. bei beabfichtigten Ehen, nach dem 
63 und 64ten Art. des Code Napoleon, Proflamationen, 
die den Vors und Zunamen der Verlobten, ihre Profeſſion 
und ihren Wohnort enthalten, an der Stadts oder Ges 
meindshausthür anfchlagen laffen fol, fo macht man ihn 
zugleich zum Agenten der Adminiftvation oder zu einer welt 
lihen Behörde, die er um die Funktionen der Behörden 
nicht zu vermifchen, eigentlich nicht feyn follte. Sehr weiſe 
hat der Code Napoleon die Juſtiz von der Polizei ges 
trennt, und eben fo weile die geiftlichen Funktionen von den 
weltlihen, warum wollte man in Deuefihland diefem Bei— 
fpiele nicht folgen ? 

ıu 

Allein auch abgefehen davon ; fo bekennen fih im 
Deutfchland fehr felten alle Bewohner der Städte und Dörs 
fer nur zu einer Religion, ohne, daß andere Glaubensgenofs 
fen darin anzutreffen wären. Betrachtet das Dublitum die 
Sinftription "in die Negifter fortdauend als einen religiöſen 
Alt (wovon er jedoc, gefeblih das Eepräge nicht bat), fo 
fann man ihm diefen Wahn laffen: die von der Religion 
des Seelforgers verfihiedene Glaubensgenoſſen werden aber 
deswegen eben fo ungern die Inſkription bei ihm verrichten 
laſſen, wie fie fid) von ihm trauen zu laſſen genöthigt wers 
den können. Noch weit weniger als der Chrift wird ſich 
der Jude entfchliefen, von chriſtlichen Seelſorgern die actes 
de l’etat eiyil (um mid) bier] des franzöfifchen Kunſtaus, 
drucks zu bedienen) vornehmen zu laſſen. 
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La religion catholique romaine fagt der fharfjinnis 
ge Juſtizminiſter Simeon bei Locre Esprit du C. N. 
T. I. p. 5.) ayant cesse d’&tre dominante, on ne 
pouvoit pas obliger les familles, qui ne la suivent 
pas, à recourir a ses ministres, a l’Cpoque des &ve- 
nemens, qui excitent le plus leur interet, La nation, 
qui ne doit pas comme les individus,, se diviser en 
sectes, a dü etablir, pour tous les citoyens, des re- 
gistres et des officiers dont ils pussent tous se ser- 
vir sans repugnance. Quand tous les Francois au- 
roient profess& le m&me culte, il étoit bon encore 
de marquer fortement que l’etat civil et la croyance 
religieuse n'ont rien de commun; que la religion ne 
peut-Etre ni donner l'etat civil; que la même inde- 
pendance qu'elle reclame pour ses dogmes et pour 
les interets spirituels, appartient à la societe, pour 
‚regler et maintenir l’etat civil, et les interets teni- 
porels. 

| 19. 

Es kommt aber noch hinzu, daß dieſe Negifter , bie 
fiherften Wegweiſer zu Konftatirung der Bevölkerung und 
felöft zur Militairkonſkription find. 

Mateville h), indem er zum 4oten Art. von den dops 
pelten Negiftern, redet, jagt: 

»Pour les Corps administratifs on disoit que les 
sofficiers de l’Etat civil, etant.des agens de l'admi- 
»nistrations ce n'etait qu’a leurs superieurs dans cet 
»ordre , qu’on pouyoit confier, la surveillance et le 
»depöt des registres; que d'ailleurs, il importoit a 
»l’etat, que les prefets puissent, des, qu'ils en etoit 





h) Analyse raisonnee de la discussiom de Code civil au 
Conseil d’Etat Tom. —J. pP» 71. 
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»besoin, eonstater l'état de la population; et que si 
»le double des registres ne leur etoit pas remis, il 
sleur seroit impossible de dresser les tables decenna- 
»les prescrites par la loi de 1792:« 

Wem mwirden nun alſo die Geiftlichen in Anfehung der 
Geburts:, Sterbes und Eheregifter verantwortlich feyn ? 
lediglich dem Präfeften des Departements, oder vielmetr 
dem Unterpräfekten des Diftrifts und in Anfehung ihrer 
geiftlichen Funktionen, dem ihnen vorgefeßten Konfiftorium. 
Sch habe es nie billigen können, wenn ein Staatsdiener mehr 
als einen Vorgeſetzten anzuerkennen fchuldig war, es entfie 
hen dadurch Sijnfonvenienzen fowohl fiir ihn als den Staat. 
Für den Staatsdiener, zweil er bisweilen in Verlegen 
heit geräth, an wen er fih zu halten hat, und für den 
Staat, weil er nicht von mehreren, fondern von einem, 
über die Amtsführung, des Untergebenen (deffen Qualifitation 
der Vorgeſetzte fih eigen machen feil), Rechenſchaft fordern 
muß. Den Seellorger, der geiftlichen, und zugleich der 
weltlichen Behörde zu unterwerfen, ift aber aus den vous 
bin bemerften Gründen durchaus unpaſſend, nur erſterer 
kann er verantwortlich feyn, nicht letzterer. 

19. 

Wer ift alſo beſſer dazu geeignet, die Geburts-, Eher 
und Sterberegifter zu führen, als gerade der Maire des 
Orts i)? oder jeder andere im Orte wohnende, dem es an 
Talenten und Redlichkeit nicht gebricht, fich diefem Gefchäft 
m unterziehen? Diefem fann ohne Mühe nah dem 55. 
Art. des Code Napoleon, das neugeborne Kind innerhalb 
drei Tagen vorgezeigt werden, wogegen dies Borzeigen, 
wenn es dem Geiſtlichen gefchehen fol, alsdenn mit Weit: 
läufig⸗ und Unbequemlichkeiten verknüpft ift, wenn derſelbe 








i) Man lefe das Gefeg vom 28ten Pluriose an 8, 
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am Drte der Mutterfiche wohnt und die Geburt ift im 

Filialorte erfolgt; da nach proteſtantiſchen Grundſätzen die 

Aeltern nicht gerade verbunden find, ihre Kinder — Noth— 

fälle ausgenommen — innerhalb drei — taufen zu laſſen. 
14. 

Verbindet aber das Publikum, um noch einmal barauf 
zurück zu kommen, mit der Inſkription in die Regiſter einen 
religiöſ en Akt, den die Individuen gern bei ihrem Pfar⸗ 
rer verrichten Taffen ; fo koͤnnen ohne Bedenken, von den 
Geiſtlichen, wie zu Zeiten der-erften Chriſten, ſogenannte 
Diptychen, fortwährend über die Geburt und die Ehe, 
. bios zu Ertheifung der gewöhnlichen Konfirmation s umd 
Kommunionſcheine geführet werden, ohne daß ihre Aufzeich⸗ 
nungen, außer in Füllen wo es auf Beſcheinigungen dieſer 
letzteren Art antommen mögte, — bei den Gerichten 
Haben. Ä 

— — 

Mit dieſen zu den geiftichen. Funktionen gehörenden 
Aufzeichnungen, beftehen die zur Sicherheit des Eigenthums 
und zum Beften der Familien und des Staats von den 
weltlichen Beamten geführten Regiſter vollkommen und es 
kann z. B. nad) dem 194. Art. des Code Napolcon, eine 
Ehe für nichtig angeſehen werden, wenn nicht der Akt dar⸗ 

über von den Civilbeamten in die Regiſter eingetragen wor⸗ 
den iſt. | 
| 16. I 

Darf man die Abficht der weiſen Regierung des Königs 
reichs Weſtphalen errachen ; fo fiheint um deswillen die 
Führung der Geburts-, Ehes und Sterberegifter den Seifts 
lichen dort wie bisher überlaſſen worden zu feyn 4), weil 
es in vielen Dertern an tlichtigen Subſekten, die gu derglei⸗ 
hen legalen Aufzeichnungen geeignet wären , gebricht. 





k) Moniteur Westphalien ı808, Nro, 13. 
a0. 
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Vielleicht ift aber diefe Verfügung nur momentan, und nur 
fo lange von Dauer, bis die Schulanftalten in ein oder der 
anderen Provinz Werphalens durch die thätige Mitwirkung 
des geiftreichen Direfrors des öffentlichen Unterrichts eine 
andere Nichtung erha'ten haben und mehr Fleif auf Kallis 
‚geaphie, und intellefruelle Bildung (in fo weit fie fiir die 
niedere Volksklaſſe nothwendig wird) verwendet worden iſt. 





— — — — 


Pan. 


„99. 


Nachtrag zu der Abhandlung „über Dienftanftelluns 

” gen und deren Dauer, mit Bezug auf die in 
Deutſchland durch den rheiniſchen Bund entſtan⸗ 
denen ſtaatsrechtlichen Veränderungen.“ 





Von dem Finanſrathe Enmermann in n Fulda, 


“Ns 





D. Herr Oberamtsrath Steiger zu Wolfegg hat in 
dem agten Heft dieſes Journals und zugleich in dem Boten 
und 83ten Stüde des allgemeinen Rameral: Korress 
pondenten von diefem Sahr, »iiber das Staates 
dienſt Berhältniß, und die Entihädigungss 
berehtigung der Staatsdiener, in Hinſicht auf 
die neueften durch den rheinifhen Bund einges 
tretenen Staatsveränderungen« als Nachleſe zu 
meiner im ıaten Hefte diefer periodifchen Schrift abgedruck: 
ten Abhandlung, einen. ſehr gehaltvollen Aufſatz einrücken 
laſſen, mit welchem ich überhaupt ſehr zufrieden ſeyn kann. 
Da mir indeſ derſelbe gleich anfangs vorwirft, daß es 
ſcheine, ich fey von einem falſchen Geſichtepunkte ausgegans 


443 


gen, Indem ich mit der Auflöfung der germanifchen Reichs— 
Konftitution und der begriindeten Souverainität der rheini⸗ 
ſchen Bundesherrſcher kein Rechts-Prinzip "mehr zu finden 
wiſſe, welches die Dauer und Unaufrufbarkeit des Staats⸗ 
dienſt / Vertrags heilige, und daher gegen dieſen Zuſtand der 
Ungewißheit, nur in einem neuen dem philoſophiſchen Geiſte 
ber Zeit angemeſſenen Fundamental-Geſetze ein Heilmittel 
finde; ſo kann ich nicht umhin, wegen eines für mich ſo 
ſchädlichen Irrthums Folgendes zu bemerken. du 

Daß ih auf die allgemein anerkannte Rechtsliebe und 
Großmuth der höchſten Souveraine des rheiniſchen Bundes, \ 
ſowohl in jener Abhandlung, als auch ih andern Aufſätzen, 
welche in der Juſtiz/ und PolizeirFama und der rheiniſchen 
Bundes; Zeitung abgedruckt find, das größte und unbeſchränk⸗ 
tefte Vertrauen feßte, wird jeder unbefangene Lefer von ſelbſt 
gefunden Haben. Wenn ich daher die Möglichkeit und Wirk 
lichkeit des Staatsdienft» Vertrags bewiefe, und zugleich zeigr 
te, daß es policifch rathſam ſey, ſolchen fiir unwiderruflich 
zu Halten; fo folge hieraus von felbft: Daß ich ein Rechts⸗ 
Prinzip hierzu annehmen mußte. Diefes erfannte ic förm⸗ 
lich an und ſetzte es liberall voraus. 0 Ws 

Hätte wirklich ſtatt der ſchwankenden Prajudizen und 
den oft kontroverſen Meinungen der berühmteſten Rechtsge— 
lehrten ein allgemeines geſchriebenes Reichsgeſetz exiſtirt, wie 
dies indeß leider nicht der Fall iſt; fo würde ich gewiß jene‘ 
Abhandlung nicht gefchrieben haben, indem ich feft überzeugt 
bin, daß unſere edle Regenten ein’ Geſetz anerkennen wür— 
den, welches zunächt ſür fie und den Staat die größten 
Vortheile darbietet. Da aber kein ſolches Geſetz exiſtirt, und 
jene Präjudize allein —— denn Meinungen der Nechtsgelehr: 
ten kommen bier nicht in Betrachtung — die hohen Sour 
veraine nicht verpflichten; fo war es eine natlirliche Folge: 
daß ich behauptete, daß dieſer Zuftend der Ungewißheit 
nur in einem neuen dem philofophifchen @eifte der Zeit 
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angemeffenen Grundgeſetz ein radikales ‚Heilmittel finden 
tönne. 

Diieſe Behauptung ſcheint Herr Oberamtsrath Steiger 
für Nichtanerkennung eines Rechtsprinzips gehalten zu Has 
ben. Daher alfo wahrſcheinlich der Vorwurf, welchen er 
mir machte. Herr Oberamtsrath Steiger iſt gewiß nicht fo 
ſehr Fremdling in Jsrael, um nicht zu wiſſen, daß eine ges 
wire Klaſſe ſchlechtdenkender Schriftiteller täglich fi bemüht, 
uns aller wohlthätigen und treflichen Inſtitute zu berauben, 
weiche unfere Väter begründet haben. War. auch die Aufs 
löſung des deuefchen Reichsverbands nothwendig und nüßlich, 
wie Niemand leugnen kann; fo folge doch nicht hieraus, 
daß alle Inſtitute der deutſchen Staaten umgeworfen und 
neue an ihre Stelle gefeht werden. müffen. Leider werden 
dergleichen -verderblihe Grundſätze überall gepredigt, und 
wenn fie auch nicht. durchgängig. Gehör finden; fo richten 
fie doch hier und da im Stillen Schaden an. Nun frage 
ich aber jeden Unbefangenen; ob ein theoretifches Nechtss 
Prinzip oder ein Fundamental: Gefeß der. Herrſcher, wenn 
diefe vorher feierlich erkläre haben: daß fie bei ihren eignen 
Gerichten Recht nehmen würden, der Willkühr Schranken 
feßen könne? 

Daß jenes Rechts-Prinzip nicht überall in Deutfchland 
anerkannt werde, daß fogar weſentlich abweichende Aende⸗ 
rungen bereits ſtatt — kann mit Beiſpielen belegt 
werden. | 

Uebrigens bin ich mit Herrn — Steiger 
darin nicht einverſtanden, die neue Theorie von dem Staats; 
dienfte des Herrn Profeffors Gönner fir ſcharfſinnig und 
nad) diefer die Staatsdienfte für Requifitiong ; Arbeiten oder 
Staaısfrohnden zu halten. 

Ungeachter mir, beim Niederſchreiben meiner Abhand⸗ 
fung dieſes Gönner’fche Wert über den Staatsdlienſt 
nicht bekannt feyn fonnte, fo iſt dennoch der Hauptentwurf 
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»daß bei biefem Kontrakte das Einverſtändniß zweier Su’, 
jefte nicht Pla& greifen könne, und daß ohne rechtliche 
Steichheit beider Theile, welche nicht ftatt finde, Fein folher 
Mertrag möglich fey« von mir widerlegt worden, und hat 
Herr Gönner dur die bei den Ausländern ftatuirte Aus: 
nahme eıne Blöße gegeben, wodurch tie Inkonſequenz dieſer 
ſchädlichen Theorie fchon hinlänglich bewieſen wird. 


Ya \ 











38. 
Erlaß des vormaligen deutſchen Reichs— 
Erbmarſchalls Karl Grafen und Herrn 
zu Pappenheim, d d. Pappenheim am 22. 
Julius 1808. an den Erbmarfchallamts: Kanzlı: 
ften Thomas Michael von Preu in Regensburg, 
auf deffen unterm 27. Junius l. J. mit Anfchluß 
Inventariums des noch in Regensburg befindlis 
chen Archivs und der nicht unbeträchtlichen erb; 


marfchallamtlichen Regiftratur erftatteren Bericht 
und diesfalld gemachten Bor; und Anträge ”). 


\ 


REsoLvuvTrumw 


N, nach Syke, und hiebei rückgehendem Akten, Do: 
tumenten s und Korrespondenz sVerzeichnii fich ergiebt, daß 
“ein Theil davon als zu einem Haus-Archiv gehörig, und 
bei den ohnehin nach diesfalls zweifelhaften Verhältniſſen, 
als frommer Familien Andenken wenigftens betrachtet, hieher 
verbracht werden muß, über einen andern, und den größten 





*) &o ſonderbar in eines manchen Augen dieſe Entfhliegung ſcheinen 
möchte; fo werden doch die im nächſten ‚Hefte dieſer Zeitſchrift mirgerheilte 
Betrachtungen den Gegenſtand in ein helleres Licht fehen. " ER 
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Theil diefer Regiſtratur bahingegen bis zum Beſtand des 
Rheiniſchen Bundestags in Frankfurt, und was die viele 
Juſtiz⸗, Inventur-, Theilungs: und anhängige Prozeßakten 
betrifft vor dem Beſtehen eines Bundesgerichts, oder andes 
ren dafür Eompetenten höchften Tribunals fo leicht, und aus 
der ganz einfachen Urfahe von mir nichts verfügt werden 
fann, tweilen manche Inländer angefehene Unterthanen ‚und 
Standesherren der yerfchiedenen Souverainen fowohl, als 
auch manche Ausländer noch die beft gegriindete Anfprüche 
in Kinficht der Erhaltung als dermal einftigen Enticheidung 
ihrer Nechte, und vorziiglich fener bis zur Auflöfung des 
deutfchen Reichstags To legal angebrachten als förmlich, ver; 
handelten Anjprüchen fogar ein veäkommened Recht erwor⸗ 
ben haben. 

Ich bin deswegen um fo gewiſſer außer "Stand über 
ihre geftellte Anträge, und geäußerte Wünſche das geringfte 
zu äußern, als bei, entweder von dem höchften Protektor der 
rheiniſchen Konfoderation getroffen werdenden allgemeinen 
Beſtimmungen, und biernach durch des Herrn Fürſten Pris 
mas Hohelt im Namen der alten und neuen Stände zu 
machender etiva allfhon gemachte Finleitung erft eine folche 
mir den eigentlichen künftigen Gefihtspunft an Handen ges 
bende Entfiheidiing erfolgen kann, diefer Enticheidung auch 
um fo zuverfichtlicher von mir entgegen gefehen wird, mweilen 
riiekfihtlih meines Bid zum Moment der Auflöjung des 
deutfchen Meichstags vorwaltenten Amtes der mit fo vielen 
deutihen Reichs- und Kreisdienern in gleicher, wenn ſchon 
eminenterer Kathegorie getragenen, und zum Vortheile mans 
cher auf alle Fälle ohne unfer Verſchulden aufgehobenen 
Würde jener gleich gerechten, und wohl noch weniger zu bes 
anftänden möglichen Entfchädigung gleichfalls noch feine Vers 
fügung getroffen ift. 

Es muß mithin mein ſämmtliches Reichs /Erbmarſchall⸗ 
Amts : Archiv, fo wie die in rückgehendem Inventario vers 
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zeichnete Negiftratur, beſon ers was Juſtiz⸗, Inventur; Pos 
lizei- und Rechnungsſachen betrifft, wenigſtens bie zur Vers 
befcheidung meiner an des Kevin Fürften Primas Hoheit 
rach Frankfurt desfalls mit gemachten Anzeige, und deren 
tamit verbundenen Anträgen, an den höchſten Proteftor dee‘ 
Ryheiniſchen Bundes respective deſſen dem ficheren Verneh⸗ 
men nach eheſtens zu Arrangirung der deutſchen, und vor; 
züglich rheiniſchen Bundesangelegenheiten in Frankfurt eins 
treffenden hohen Bevollmächtigten, an Ort, und Stelle in 
Regensburg verbleiben. — 

Wenn ich gleich an ſich alle alte, die Reichstagsſatzun⸗ 
gen, und Abſchiede — die ehehinnige Geſandiſchaften des 
Kurfürftichen, Fürſtlichen, Gräflichen und Städtifhen Col— 
legii, derſelben Introduktionen, Legitimationen , Einquariie— 
rungen, Protektionen ꝛc. betreffende Papiere, fo wie jene 
die Reichs-Erbmarſchallamtskanzlei ſelbſt die Anrüſe, Aus: 
ſagen ꝛc. betreffende Akten für die Zukunft keiner weiteren 
Aufbewahrung, beſonders in einem auf meine Koſten fort— 
zuerhaltenden Ort, zu irgend einem reellen praktiſchen Ge— 
brauch würdig erachte; fo miüſſen doch auch dieſe Akten— 
Verſchläge, bis zugleicher Einlangung allerhöchſter Entſchei— 
dung, und wes jene der — in der rheiniſchen Konföderation 
nicht beoriffenen Stände betrifft, bis zu der von denfelben 
mit zu treffenden Verfügung wohl verwahret hinterſtellt blei⸗ 
ben, indem a ch hinſichtlich deſſen bei der Auflöfung des 
tentfhen Reichskörpers, und bis jeht, hievon gar nichts 
erwähnet worden, gleichwohlen bei veränderter Lage der 
Tinge bier , oder dort dieje Gegenſtände zu verfchiedenem 
Behuf, und wenn auch nur Hiftorifch betrachtet, von einem 
rder anderen der hierauf gegriindetes Recht habenden höchs 
fien Intereſſenten, und ehehinnigen fo neu verbundenen als 
nicht verbundenen deutſchen Neichsftänden von mir erfordert 
werden könnten, da ich von denen hohen und höchſten alten 
deusfihen Reichstags: und auch denen neuen Rheiniſchen 
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Bundesgliedern, ja felft von denen, von biefer neuen Kon: 
föderation noch ausgefchloffenen ehehinnigen Deutfchen Reichs 
ftänden vor der Hand als allerfeitiger Adminiftrator ode 
Depoſitar, und bis zu näheren Dispoſitionen dafür wenig— 
ſtens reſponſabel geachtet werden müßte. — | 

Da endlich auch diefe noch meiner Obſorge anvertraut 
Urkunden und wohl eigenehiimliche Papiere fo mancher Par: 
theien von daher, von jeuen der verfchiedenen Geſandtſchaß 
sen der dafelbft abgetretenen, aufgelößten, ober abzuziehen 
geziwungenen deutſchen Neichsftände fehr zu untericheiden h 
find, weilen jene nur das privativ disponible Eigenthum der | 
Gefandefchaft, und des fie fommittirten höchſten und hohen 
Neichsftandes in fih faßten, das dieffeitige, und Hier inven 
girte Archiv, dahingegen für ein dem ganzen deutfchen Va— 
terland annoch angehöriges, fohin den fämmtlichen ehemali 
gen Regensburger Neichstagsgliedern, wie auch fremden Ge— 
fandten, und auswärtigen fouverainen „Höfen lin 
Eigenthum anzufehen ift; | 
Sp muß auch in diefer Hinficht der bisherige Zuftand 
rückſichtlich des Neichs, Erbmarfchallamts : Archiv und Hegu 
firatur unverrückt verbleiben: und ich fühle mich ganz aufer 
Stand einen einzigen Ihrer Anträge zuverbefheiden , wird 
jedoch von des Herrn Fürften Primas Hoheit auch dieffalls 
die auf ihre Anfrage mit Bezug habende Entfchliefung früs 
her erfolgen, als die längſt verheißene rheinifhe Bundes 
konſtitution, und Eröffnung des Bundestags felbften erfcheis 
nen möchte; fo werben Sie davon bie nähere Nachricht, 
und gemäße Verbefcheidung erhalten, 
Pappenheim den 22. Juli 1808, 


—— W— — 
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9. 6 

Geſetz über die öffentlihe Schuld im Königreihe 
Weftphalen, * 





1. 


Mm ı4ten des Julius überreichten bie Herren Staatsräthe 
Malchus und Graf von Bochholz den Ständen einen Ges 
ſetzesentwurf über die Öffentliche Schuld, Der Inhalt dies 
fes Geſetzes, welches mit einer Mehrheit von 78 Stimmen 
gegen ı7 angenommen murde, iſt folgender: 

. Art. 1. Ale Schulden , weihe auf den ehemaligen 
Staaten und Ländern, welche das Königreich bilden, haften, 
namlich auf dem ehemaligen Herzogthum Magdeburg , auf 
dem linken Ufer der Eide, der Grafſchaft Mansfeld, und 
den vormaligen Aemtern Barby und Gommern, auf det 
ehemaligen Altmark, auf dem Fürſtenthum Halberſtadt mit 
Inbegriff dee Srafichaften von KHohenftein und von Wernis 
gerode, und der Abtei Quedlinburg; 
auf dem ehemaligen Fürftenthum Hildesheim ; 
auf. dem ehemaligen Herzogthum Braunſchweig mit. Inbe⸗ 
griff von Walkenried; 
auf dem ehemaligen Bisthum Paderborn; 
auf dem ehemaligen Eichsfeld mit Inbegriff der Städte 
Mühlhauſen und Nordhauſen; 
auf der ehemaligen Grafſchaft Rietberg; 
auf dem ehemaligen esse Osnabrück; 
auf dem ehemaligen Heſſen; 


auf den ehemaligen Fürſtenthümern Göttingen und Gru— 
benhagen. 


Ans dem Weſtphaliſchen Moniteur Nr. 83 und 99, 
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auf dem ehemaligen Fürſtenthum Minden, und den Graf— 
f:haften Ravensberg und Lorvey, 

foren, in fo meit ihr Urfprung den Dispofitionen des gten 
und Iten Artikels des Dekrets vom aten May *) entfpricht, 
und das gegenwärtige Geſetz nicht etwas anderes darüber 
beftimmt, als Geſammtſchuld des Königreichs anerkannt 
merden. 

Art. 2. Die Kapitalien, aus welchen biefe Echuid 
beſteht, ſollen keiner Veränderung, weder in Verreff des 
Zinsfußes, noch in Betreff des Werthes der in dem Schulds 
fihein enthaltenen Münzſorten unterworfen feyn, und über: 
haupt alle in den Obligationen ausgedrückte Bedingungen 
pünktlich erfüllt werden. 

Art. 3. Der jährliche Abtrag ſoll in dem, nach dem 
in dem Amortiſationsplan feſtgeſetzten Verhältniſſe geſchehen, 
und nicht minder als die Summe ſeyn, welche darin für 
jedes Jahr als Abtrag feſtgeſetzt iſt. Die Nummern der 
wiederzubezahlenden Obligationen ſollen durch das Loos be— 
ſtimmt werden. | 





*) Die bier angeführte Artikel lauten: 

Art, 2, Unterder öffentlihen oder Staatsfhuld find alle Schulden vers 
fanden, die vormals auf eine Geſetz- und Verfaſſungsmäßige rt entweder 
von dem vorntaligen Randesheren, von den Ständen jedes Landes, oder von 
legtern allein auf den Landeskredit Fontrahire worden find.’ 

Art. 3. Desgleihen find die anf die Domainen hypothezirten Schulden 
unter der öffentlichen Schuld begriffen. 

Zur Verſtändniß bes Ganzen, wollen wir bier auch den a4ten Artikel her, 
ſetzen. 

Art. 4. Alle diejenigen Schulden find nicht als öffentliche oder Staats: 
ſchulden zu betrachten und nicht in die Hauptſchuld Unſers Königreihs neit 
einbegriffen, welhe von den Gemeinden zu Beftreitung-der Durhmarfh und 
Aufenthaltsfoften der Truppen oder fenftiger durch die Begebenheiten des 
Krieges veranlasten Pokallaften, Eontrahirt worden find. Diefe Schulden, 
von weicher Befchaffenheit und welchem Urſprung fie auch fenn mögen, find 
zu Folge Unfers Dekrets vom heutigen Tage nur ald Arondiffenenss und Ge: 
meindefhulden anzufehen, und fallen felbigen zur Laſt. 

Sn dem hier angeführten zweiten Eöniglichen Dekrere vom nämlichen Taae 
find dann die Schulden geſchieden, welde den Bezirken und den Gemeinden 
mieder befonders zur Faft fallen. 
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Art. 4: Jedoch follen die in ben vorhergehenden Ars 
tikeln enthaltenen Beftimmungen auf die den geiftlichen 
Korporationen der frommen Stiftungen und andere Corpos 
rarionen und Stiftungen , welche unter der unmittelbaren 
Dberauffiht und Leitung des Staats ſtehen, zugehörenden 
Kapitalien, keine Anwendung finden, und biefelben jedoch 
mit Ausſchluß der den Kirchenfabrifen gehörenden Kapiras 
lien, als unablösliche Renten betrachtet werden. 

Art. 5. Von dem 1. November d. 5. angerechnet 
folfen die Zinfen von der Neichsichuld regelmäßig wieder 
bezahlt werden, und diejenigen, welche rückſtändig find, vor 
Ende des laufenden Jahrs abbezahlt feyn. 

Art. 6. Diefe Verfügung fol auch in gleicher Art 
auf die immerwihrenden Renten, deren im 4ten Artikel des 
gegenwärtigen Gefekes Erwähnung gefchehen ift, ihre Ans 
wendung finden, 

Art, 7. Es foll eine Amortifationstaffe unter der 
Direktion des Staatsraths, General:Liquidarors der öffentli— 
hen Schuld, errichter werden, 

Art. 8. Die Summe von vier Millionen Franten 
ſoll jährlich zur Bezahlung der Intereſſen, der immerwähr 
venden Nenten und der fucceffiven MEINER der Ras 
pitalien ausgefeßt werden. 

Diefe Summe foll durch eine in Gemäßheit des Zten 
Artikels des Budjet für das Jahr 1800 auf alle Einwohs 
ner des Königreichs anzulegende nad) Klaffen, und mit Bes 
ftimmung eines Minimum und Marimum abzuführende 
Perfonalfteuer aufgebraht und noch in dem Laufe diefes 
Jahrs entrichtet werden, um daraus bie ERROR Zins 
fen zu bezahlen. 

Art. 9. Desgleihen foll während 10 Jahren, vom 
3. Yan. 1809 angerechnet, jährlich die Summe von 500,000 
Franken duch den Divektor der geiſtlichen Güterverwaltung 
an die Amortiſationskaſſe abgeliefert , und zur Abbezahlung 
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der Reichsſchuld verwandt werden. Jeder Beitrag, den in 
König ferner aus diefen Revenüen an die Amortijationstaii 
zu überweifen für gut finden möchte, foll in gleicher Ar 
zur Abtragung der Schulden verwandt werden. | 

Art. 10. Die in den dten und gten Artilein des « 
genwärtigen Geſetzes feitgefeßten Fonds, follen in Die ob 
dachte Kaffe abgeliefert und nicht mit den er Rere 
niien des Staats vermiſcht werden. | 

Art. 11. Die General:Einnehmer ſowohl, ats ad 
die DOrtserheber, follen in allem, was die gedachte Perfon 
fleuer betrifft, einzig von den Befehlen des Staatsrat 
Direktors der Amortijationskaffe, abhangen, und wegen al 
defien, was auf die Ablieferung und Bezahlung der an di 
Amortiſationskaſſe überwiefenen Einnahmen Bezug hat, k 
diglich von ihm zu empfangen haben. . 

Art. ı2. E86 follen aufferdem alle baare Kautiouen 
weiche die General Einnehmer, die Domainens und Kur 
tons;Einnehmer, überhaupt alle übrige Verwalter üfmide 
Gelder , zu beftellen haben, an die gedachte Amortiſtüvel 
kaſſe überwiefen werden, und diefe dagegen gehalten im, 
die in dem bdieferhalb erlaffenen Dekrete beſtimmten Zinn 
zu bezahlen. 

Art. ı3. Desgleihen folfen die Tribunäle und Fir 
densrichter, die Notarien, Vormünder u. f. w. alle Sum 
men, deren Verwaltung ihnen anvertrauet wird , and meld 
Bisher entweder unmittelbar bei den Staatskaſſen oder ir 
öffentlichen Anſtalten, welche die unmittelbare Garantie de 
Staats genoſſen haben, untergebracht waren, in. die Amot 
fationsfafje entweder ſelbſt abliefern oder abliefern faj, 
wogegen aber die genannte Kaffe gehalten ſeyn ſoll, jede 
mal nad vorbergegangener vierwöcentlicher Aufkiindigun 
das Kapital ſelbſt wieder zu bezahlen und daffelbe für Ni 
Beit, während, welcher: daſſelbe in der Kaffe angelegt geweſe 
ift, mit 9 pro Gent zu verzinfen. 
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Jedoch follen die Vormünder, infofern fie Gelegenheit 
finden, mit Zuftimmung des Familicnvaches, die ihren Müns 
dein gehörigen Kapitalien zu höheren Zinfen anzulegen, zu 
der Aolieferung an die Amortiſacinecae — —— 
ſeyn. 

Art. 14. Der Staetsrath, Direktor der Amortiſe 
tionskaſſe, ſoll gehalten ſeyn, dem Finanzminiſter monatlich 
einen Extrakt über den Zuſtand der Kaſſe vorzulegen. Die 
Rechnungen dieſer Kaffe, fo wie der Generalabſchluß derfels 
ben, ſollen jährlich gedruckt und den Ständen des — 
— werden. 

g2. | ; 
Darftellung der Gründe zum ——— 
— über die öffentliche Schuld, von Herrn 

Staatsrath Malhus,, als Redner des Gou— 

vernements. 

Der Entwurf des Sefeßes, ‚welchen ich Ihnen fo eben 
vorgelegt habe, iſt der wichtigfte von allen, worüber das 
Souvernement Ihre Sanftion verlangen fann, und feine 
Veranlaſſung konnte wichtiger als diefe feyn, von dem ſchö⸗ 
nen Vorrechte, welches die Konftitution Ihnen verleiher, 
nämlich iiber Gegenftände des Nationalwohls fih zu Außern, 
Sebraud) zu machen. Es handelt fi gemwiffermaßen um 
politiſches Seyn oder Nichtſeyn unfers neu aufblühenden 
Staates, um das Wohl oder Wehe der Gegenwart fo wie 
der Zukunft. Das Gouvernement bieret Ihnen die Hand, 
das erfte dauerhaft zu begründen; feine Plane müffen Ihre 
Hoffnungen übertreffen, und follte daffelbe fi) in feiner Er⸗ 
mwartung von Ihrer Mitwirkung getäufcht fehen ? 

Die Konftitution hat um Völker, die obgleich von ger 
meinfchaftlih:germanifhen Blute entfproffen, duch ers 
ſchiedenheit von Geſetzen, Xerfaffung und Regenten⸗Intereſſe 
einander fremd geworden waren, wieder ein gemeinſchaftli⸗ 
ches Band gefchlungen und fie in ein gemeinfchaftliches Was 
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serland wieder vereinigt, das, blühend durch die Reichthü 
mer der Natur, ſtark durch die angeflammte Treue und 
Redlichkeit und durch die vereinte Kraft der Völker, mädy 
tig duch den Saamen zur Vervollflommnung und Entwickes 
lung der Nationalkraft, zu der Erwartung berechtigt, daß 
daſſelbe in dem allgemeinen Staatenbunde, von welchem 
es einen Theil bilder, einen ebrenvollen Rang behaupten 
werde. 

Das Prinzip der Einheit in dem Willen und in ber 
Ausführung, und der Gleichheit in den Rechten, die daraus 
folgende Verfchmelzung des getheilten Intereſſes in ein uns 
getheiltes Nartonalintereffe, ift die große Baſis, auf welcher 
das ganze Gebäude unerfchütterlich tuhet. 

Von dem Tage an, mo diefes Prinzip feierlich burch 
die Konſtitution ausgeſprochen war, haben die Länder, aus 
welchen das Königreich gebildet iſt, aufgehört, eine beſondere 
Verfaffung zu haben. Don diefem Tage an, haben ihre 
Sefege, ihre Stände, die Nechte derfelben, ihre Theilnahme 
an der. politifhen und finanzieren Verwaltung ber Länder, 
ihre Nepräfentation, und mit diefem allen aud, die Garan, 
tie, welche fie als Stände dieſer einzelnen Länder geleifter 
hatten, aufgehört, ihre Wirkfamkeit zu haben. Alles dieſes 
it in dem Prinzip der Einheit. des Gouvernements und der 
National:Nepräfentation verfchmolzen. 

Als nothwendige Folge von diefem Prinzip find bie 
Verpflichtungen und Laften, welche bis dahin auf den eins 
zelnen Ländern geruhet hatten, in eine gemeinfchaftliche Laft, 
die. einzelne Garantien in.eine Geſammtgarantie des ganzen 
Königreichs, mit einem Worte die Schulden, welche auf 
einzelnen : Theilen des Königreichs gelafter hatten, durch das 
Prinzip der Konftitution felbft , in eine gemeinfame ratio; 
nalfchuld vereinigt worden. . . . 

Die Konftitution hat die Gleichheit in der Beſteue⸗ 
tung als Srundgefeg vorgefchrieben; die Befolgung deſſel⸗ 


—- — 


455 
ben feht eine möglichft gleiche Vertheilung, der öffentlichen 
Pafter voraus, um hierdurch und durch gleiche Verteilung 
der Wohtthaten der Verfaffung , alle Bürger des Staates 
bei gleicher Kraft zu erhalten, und fo durch verhältnißmäßi⸗ 
Gleichheit der Kräfte der Einzelnen, die allgemeine National 
fraft in, und durch fich felbft zu verftärken. | 

Wollte man gegen die Abficht des Gefeßgebers auf eins 
zelnen Theilen des Reichs unverhältnifmäfige Laften ferner 
haften laſſen, wie könnte, wie follte diefer große wohlchätige 
Zweck erreicht, wie fünnte Einheit in der Adminifkration, 
wie Einheit in der Steuerverfaffung erwirkt und erhalten 
werden, — wenn — und was doch bei der Beibehaltung 
der alten Provinzials Schuldenverfaffung die unvermeidliche 
Folge feyn wiirde — von einem Departement vielleicht Mit, 
lionen, wenn von einer Gemeinde ein und deffelben Diſtrikts 
vielleicht das Doppelte an Steuern entrichtet werden müßte, 
die von andern nur einfach erfordert mürden? und zwar 
ohne Rückſicht auf Ertragsfähigkeit und einzig duch die - 
Summe des Beitrags beſtimmt, die für die Schulden erfor— 
derlich ſeyn würde? 

Durch eine ſolche Maaßregel würde das Souvernement 
entweder zu einer Erhöhung der Abgaben überhaupt, gends 
thigt, oder der große Zweck der Konftitution verfehlt worden 
feyn. Zufall träte an die Stelle legislarorifcher Weisheit, 
und durch die Schwäche einzelner Theile würde die Kraft 
des Sanzen unausbleiblih gelähmt, und zwar ohne daf es 


‚ engherzigen Selbſtſüchtlern gelänge, durch Vermehrung der 
Laſten ihrer Mitbürger, ihre eigene zu vermindern. 


Man hat hin und wieder eingemwendet *), daß der Res 


», Schon neraume Zeit vor Eröffnung des Reichstags erſchien eine Kleine 
Schrift: Weber die Vereinigung aller Provinzial: Schulden 
des Königreihs Weftphalen in eine allgemeine Reichsſchuld. 
GBöttingen bei 6. Dieterid 1808. Den Inhalt derfelben werden wir in 
unfern Literatur - Heften anfuhren, da der Gegenftand nicht blos das Kö— 
nigreih Weſtphalen, fondern gemwiffermaßen ale San des rheiniſchen 
Bundes ſo ſehr intereſſirt. 
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gel nach Niemand fchuldig fey, des andern Schulden zu be; 
zahlen; und daß die für die Gegenwart und Zukunft bereite 
gegriindete Einheit nicht werde verhindert und gefchwächt 
werden, wenn die aus der Vergangenheit entftandene Der; 
hältniffe auf eine rechtliche Art erledige würden. 

As vechtliches Ariom und in feiner Anwendung auf 
blirgerliche Verhältniſſe des gemeinen Lebens betrachtet, wer 
möchte da die Nichtigkeit diefer Behauptung bezweifeln ? 

Nicht fo laffen ſich aber die Verhältniſſe eines neuges 
bildeten und auszubildenden Staates beurtheilen. . . . . - 

Man vergeffe ja nicht, da die Organifation eines Stans 
tes nicht wie ein Nechtshandel betrachtet und behandelt wers 
den fönne, und daß Ariome des bürgerlichen Nechts, weiche 
fiir den Bürger in einer einmal ausgebildeten Verfaffung 
das Palladium feines Wohle, feines Glücks find, von dem 
Negenten, welcher fchaffen muß, nicht in gleicher Art ber 
trachtet werben Pönnen, da jedes Gouvernement, nur dag 
Sanze und den höheren Zweck des Ganzen vor Augen haben 
darf, ohne ſich duch die Konvenienzen einzelner . bes 
flimmen zu laffen. 

Es giebt eine höhere Gerechtigkit als die gegen den 
Einzelnen, nämlich die Gerechtigkeit, welche ein Gouverne— 
ment dem Sanzen fchuldig iſt, und in welcher die gegen 
die Einzelne verfchmilze. Ein Grundfaß , der durch das 
Staatsrecht aller Zeiten geheilige ift, oder wo wäre der 
Srund, aus weichem er bier nicht feine Anwendung finden 
follte ? | 

Die fophiftifhe Diftinkeion zwiſchen Vergangenheit, Se 
geuwart und Zukunft kann hier nicht als Prinzip ded Rechts 
aufgeftellt, und aus ihr nicht rechtlich in einer Angelegenheit 
gefolgert werden, in welcher einzig die Weisheit des Geſetz⸗ 
gebers entfheiden kann und darf. 

In einem Staate wie der unfrige, auf Sieg gegriinder, 
giebt es keine Vergangenheit! Es ift eine Schöpfung, in 
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sselcher, wie bei ber Schöpfung des Weltall alles, was vor; 
Handen ift, nur als Urſtoff in die Hand des Schöpfers und 
aus ihr vollendee in das Dafeyn übergeht. Der mächtige 
Willen des Unüberwindlihen Hat die alten Grenzen feldft 
Bis auf die Namen der. Länder, welche. fie bezeichnet haben, 
verwifcht, alles ift ein Volk, alles in ein Intereſſe verſchmol⸗ 
zen; das Schickſal eines jeden ber bis dahin einzeln geftans 
Denen alten Staaten ift unwiderruflich an das hochwaltende 
Geſchick einer Aufblühenden neuen Monarchie geknüpft. 

Die Eibbewohner, fo wie die Bewohner der Weſer, 
find Bürger ein und bdeffelben Staates, ihr Intereſſe ift ein 
und daffelbe, und ich frage: wer wäre denn hier, des 
Andern Schulden zu übernehmen? wer fünnte hier von 

‚ Fremden Laften fprechen, da es fih nur yon Pflichten und 
Werbindlichkeiten, von Bilrgern ein und .derjelben Staats 
Geſellſchaft handelt ? 
| Es ift nicht von der Vergangenheit, fondern nuv von 
der Gegenwart, nur von der Zukunft, nieht von Laften, weis 
che bisher auf diefer oder jener Provinz gelegen haben, fons 
dern von derjenigen Pat die Nede, welche auf dem Königs 
reiche Weftphalen, fo wie daffelbe durch die Konftitution ges 
Bilder iſt, ruhet; es ift von den Steuern die Nede, welche 
zur Löfung diefer Nationals Verbindlichkeit erforderlich find; 
und nochmals frage ich, wo ift Hier Nede von fremder Laſt, 
und wer wäre, der des andern Schulden übernähme ? 
Ueberhaupt, Meine Herren, laffen Sie uns auf einen 
Augenblick auf den Fall zurückgehen, daß die Zufammenmwers 
fung der Schulden nicht durch die Konftitution vorgefchries 
ben, daß daher die Beibehaltung der Provinzial: Schuldens 
verfaffung noch möglich gewefen wäre, wie hätte fie realiſirt 
werden jollen ? Ä 
Würde man etwa die befondern Steuern beibehalten 
haben, die bisher fie das Schuldenwefen eingeführt geweſen 
‚ find? Die Konftitueion ſchreibt aber Gleichheit in den 
30, 
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Steuern und Einheit in dem Steuerſyſtem vor, mit. welcher 
folhe Partialfyfteme nicht vereinbar find. .Wilrde man land: 
ſtändiſchen Ausfchuffen die Verwaltung diefer Steuern über: 
tragen? Die Konftitution hat fie aufgelößt und ihre Nechte 
und Befugniffe vernichtet, mit: deren Prinzip fie nicht ver: 
einbar find. Dder würde man ihnen andere Adminiftratos 
ven, andere Nepräfentanten unterftellen wollen ? 

Die Konftitution fodert aber Einheit: in der Verwal 
tung, und daß diefe allein vom’ Gouvernement .ausgehe, und 
kennt nur eine allgemeine, die National s Nepräfentation, 
welche aber auch nur das Allgemeine ohne Rückſicht auf bes 
fondere getheilte Sinterefje vertreten kann , und mit welcher 
jede Partikular ; Repräfentation durchaus unvereinbarlich ift. 

‚ Ueberhaupt, meine ‚Herren, wie fünnte man verkennen, 

daß alle Elemente, auf welche die frühere Verfaffungen ge: 
griindet waren, und auf welche folhe Syſteme gegründet 
werden. müſſen, duscchaus verwiſcht find, und day, wollte 
man von dem Prinzip der Einheit,"abmweichen, die Adminis 
ftration nimmermehr: den Gang wilrde gehen fünnen ,' den 
ihr die Konſtitution vorschreibt, und welcher zum Wohl des 
Königreichs, das fie sepräjentiten, unerläßlich und durchaus 
nothwendig ift. 
So lange ſolche Partialſyſteme in Ausübung bleiben, 
ſo lange die Einwohner des Königreichs ein verſchiedenes, 
getheiltes, oft wohl entgegengeſetztes Intereſſe haben konn— 
ten, ſo lange ſie darin Vortheil und in der Adminiſtration 
ſelbſt Veranlaſſung finden konnten, nur engherzig das Wohl 
derer, die ſie zunächſt umgeben zu berückſichtigen, ſo lange 
würden ſie die Vortheile entbehren eine Nation zu ſeyn, 
und kleinlich erndten, wie fie kleinlich wirken. .... 

Durch die zwei Dekrete vom zten Wat iſt daſſelbe die— 
ſem wichtigen Gegenſtande, von welchem — warum ſollte 
ich es nicht ſagen — gewiſſermaßen die National-Ehre abs 
hangt, näher getreten. Die Grundſätze, weiche fie enthal— 
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ten, find ihnen befahnt; die allgemeine und öffentliche Stims 
me bat ſich dafiir erklärt und fie der Gerechtigkeit angemefs 
fen gefunden. Durch fie wird die ganze Maffe der auf dem 
Königreihe Haftenden Schulden in zwei Maffen vertheilt, 
wovon die eine, namlich die vor dem Ausbruc des Krieges 


vorhanden gewefene fogenannte Landes; und Domainenfchuls 


den, und die während dem Kriege durch angeliehene Gelder 
beftrittene oder durch rückſtändige Kriegs s Kontributionen, 
und die von den Ländern gemiffermaßen als ein Supplement 
der Kriegs Kontributionen erfüllte allgemeine Requiſition, 
die allgemeine Neichsfchuld, alle übrige Ausgaden aber, die 
Departementalfchuld bilden, von welcher ein Theil entweder 
auf dem Departement im Ganzen oder aber ald Kommunels 
Laft auf den einzelnen Komminen haften bleibt. 

Die Scheidelinien zwifchen dieſen verfchiedenen Arten 
von Schulden find aus der Natur der Sache genommen 
undaͤdurch die in dieſen Dekreten vorgeſchriebenen Grundſätze 
genau bezeichnet, ſo daß, ſobald und was durch die Liquida⸗ 
tion geſchieht, die Natur einer jeden Gattung von Ausgabe 
angegeben iſt, über die Klaſſifikation derſelben kein Zweifel 
odwalten kann. 

Vielleicht könnte die Frage aufgeworfen werden, ob es 
nicht würde beſſer geweſen ſeyn, alle und jede Schulden ohne 
Ausnahme zuſammen zu werfen, und ſo alle und jede Laſten 
gemeinſchaftlich trazen zu laſſen? | 

So ſcheinbar auch eine ſolche Anfiht und felbft fo ers 
feichternd auch für die Arminiftration diefe Manfregel feyn 
möchte, fo Eonnte doch die Gerechtigkeit des Souvernements 
fie nicht geftatten, da die Ausgaben, durch welche fie vers 
anlaft worden find, nach Begriffen des ſtrengſten Rechts zu 
den Lokallaſten gehören, welche jede Gemeinde ſofort durch 
die Beiträge ihrer Mitglieder beſchaffen muß, und welche in 
ihren Privathaushalt gehören, welcher niemals mit der 
Oekonomie des ganzen Staates vereinigt werden darf. 
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Tranſitoriſche Anfälle der Art, können wohl Theilnahme, 
Mitleiden, nie aber rechtliche Anſprüche begründen, ſo wie 
ihr Umfang niemals ihre Natur oder rechtliche Beziehung 
verändern kann. Daß dis Ausgaben der Art, welche hin 
und wieder durch ſoſort umgelegte Beiträge gedeckt worden 
ſind, in andern Provinzen durch Anleihen beſtritten worden 
find, war lediglich Folge dev Maaßregeln, welche von eins 
zelnen Adminiftrationen zur momentanen Erfeichterung ihrer 
Untergebenen getroffen worden find, zufällige Folge der örts 
lihen Lage. Hätte man auf fie die in Betreff der allge 
meinen Schulden feftftehende Maaßregeln anwenden wollen, 
dann würden offenbar diejenigen Departements, welche die 
Ausgaben der Art durch ihre Beiträge beftritten haben präs 
gravirt worden feyn, und es fordern daher Gerechtigkrit 
und. Dilligkeit, daß fie die Laften, welche rechtlich auf ihnen 
haften, auch ferner allein fragen. | 

Man wende nicht ein, daß durch eine Maaßregel der 
Art, der Hauptgrundſatz der Gleichheit in der Vertheisuug 
der Laften durchlöchert werde. 

Es ift ein Scheidepunkt, es iſt eine Grenzlinie erfor— 
derlich, bei welcher man nothwendig ſtehen bleiben muß, 
wenn nicht Verwirrung eutſtehen ſoll, als welche die Lage 
und der Beſtand des Provinzial» Schuldenwefens in ‚dem 
Zeitpunfte der Bildung des Königreiches der natürliche und 
der einzige ift, der berückſi chtigt werden kann. ..... 

Noch iſt die Liquidation in allen Theilen des König, 
reiche nicht fo weit vorgerückt, dag ihnen jest ſchon eine 
volltommen genaue Ueberſicht von dem Betrage diefer Schu 
den mitgetheilt werden könnte. Nach wahrfheinlichen zum 
Theil auf die Bis jeßt verfügten Unterfuchungen gegriindeten 
Calculs, werden fie die Summe von 25 Millionen Franken, 
wo nicht, überfteigen, doch erreichen. Allerdings eine bedeus 
tende Laft! Die doch, nur eine Nebenrückſicht, weldhe die 
Gerechtigkeit des Souvernements nicht beftimmen oder daſſel⸗ 
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Be veranlaffen konnte, in feinen Planen für das allgemeine 
Wohl zu Shwanken...... 

Die bis jetzt — Liquidation ergiebt als Fis 
nal: Nefultat eine Schuld von 112,667,750 Franken, mit 
Inbegriff dieſer Departemental: und Kommunalfchulden und 
mie Snbegriff deſſen, was das Königreich an das franzöfis 
ſche Sonvernement wegen rückſtändigen Rtiegstontributionen 
und Landesreveniien fchuldig ift, welche lektere Schuld nad) 
einer im April diefes Jahres mit dem General; Intendanten 
der Armee-gehaltener Abrechnung die Summe von 25,794,884 
Franken betragen, welche zufolge des ten Artiteld der Kon⸗ 
flitution von dem ganzen Königreiche aufgebracht werden 
ben müffen, und durch fie als Theit der Nationalſchuld er⸗ 
klärt ſind. 
Zwar ſind bei weitem noch nicht alle Arbeiten, welche 
die Liquidation erheiſcht, beendigt, und treten hin und wie⸗ 
ber Verwickelungen ein, welche bei Zerreiſſung von Provins 
gen unvermeidlich und von der Auflößung von Verhältniffen, 
welche Jahrhunderte gedauert haben, unzertrennlich find. 

Doch iſt nach Lage des Gefchäfts mie Gewißheit anzus 
nehmen, daß die angegebene Summe das Maximum der ger 
fammten Schuld ausmacht, welche fich indeffen theils durch 
die Trennung der Departementalſchulden, theils durch bie 
im 4. Artitel des ihnen vorgelegten Entwurfes des Geſetzes 
feftgefegte Konfolidation. der den geiftlichen und fonftigen 
Korporationen zugehörenden Aftiv; Forderungen und verfchies 
dene andere Maafiregeln fih anf die Summe von 6, Mils 
lionen vermindert, welche Summe die auf auf dem Königs 
reich haftende, als —————— erklärte, Schuldenmaſſe 
ausmacht. 

Laſſen Sie, meine Herren, uns‘ nicht darüber täuſchen, 
daß die Augen Europas auf ung gerichtet find, und daß die 
Schuldenmaffe,, welche auf dem Königreiche laſtet, als die 
gefährfichfte, als die einzig gefährliche Klippe betrachtet 
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wird, an der bie Macht unfers jugendlich aufblühenden 
Staates und die Sliückfeligkeit feiner Bewohner zu fcheitern 
drohte. Und fie würde gefcheitert, die Schulden würden wie 
ein fchnell wirkendes Gift die Urfache der Auflöfung geweſen 
feyn ,. wäre nicht die Vereinigung in eine Maſſe durch Die 
Meisheit des Regenten ausgejprochen worden. Oder konnte; 
was die Erfahrung von Zahrtaufenden bewährt, noch eines 
Beweifes Bedürfen, dafi, was den Einzelnen erdrüct, unter 
vereinter Kraft leicht und für fie oft faum fühlbar wird ? 
Dean vergleiche diefe Schuld mit der Bevölkerung des 
Königreichs, mit den natürlichen Kräften und mit dem nas 
türlichen Reichthume, welche das Land in fich fchließe, mit 
dem blühenden Zuftande des Ackerbaues, iiberhaupt mit der 
politifchen Lage des Königreichs, mit der Entwicklung, deren 
die Quellen des Nationalvermögens fähig. find, felbft mit 
ber... Maffe von Schulden, welche in feliheren Zeiten auf 
allen diefen Ländern gelaftet haben, und mer mögte, wer 
könnte behaupten, daß eine Schuld von Go bis: 70 Millies 
nen Franken die Kräfte des Landes überſteige oder erdrücke? 
Daß eine Öffentliche Schuld an und fire fich ſelbſt, und 
infofern fie mit den Berhältniffen des Landes nur einigers 
maßen im Verhältniß ſteht, niemals nachtheitig ſeyn könne, 
daß fie vielmehr vortheilhaft auf die Vermehrung der Zirs 
fulationsmittel und durch dieſe auf die Vergrößerung der 
National Snduftrie und des National; Neichthumsr zuriick 
wirfe, und fo felbft eine Quelle der vergrößerten National 
fraft werde ; dieß meine Herren, ift ein Erfahrungsfag der 
längſt fhon durch große Beifpiele bewährt iſt. — Sie muß 
und wird diefe Wirkung vorziiglich da hervorbringen, und 
vorzüglich da die Zirkulation beleben, und durch fie. den Ma— 
tionalreichehum vergrößern, wo, wie es in dem Königreiche 


der Fall iſt, für mehr als 74 der Schuld, Einwohner des‘ 


Staates, Gläubiger find. Und fünnte es hierzu eines Ber 
weifes bedürfen, ic) könnte ihnen folhe aus einzelnen Theilen 
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des. Königreichs vorlegen, wo Die vorhandene Schuld. unvers 
fennbar anf eine folche Art wohlthätig auf die Vergröße— 
rung des Reichthums, auf die Induſtrie gewirket, und die 
auffallendften Folgen einer in fich feldft ———— Ver⸗ 
größerung hervorgebracht hat. . 

Diefer Gefichtspunft und diefe Ueberzeugung , daß eine 
gehörig organifirte Mationalfchuld für die Nation ſelbſt 
mwohlchätig ift, hat vorzüglich das Gouvernement zu der" 
Maafregel beftimmt, einen Theil der Schuld, nämlich alle 
den geiftfichen Korporationen und allen fonftigen öffentlichen: 
Sinftituten gehörige Aktivfapitalien zu konſolidiren und vor 
der Hand fir unablöslic zu erffären. 

Alle diefe Inſtitute find unter die ganz befondere Kur 
ratel des Souvernements geftelle, ihr Vermögen duch das 
allgemeine Staatsrecht fihon längſt als ein Theil des allges 
meinen Staatsvermögens erklärt. 

Diejenigen , welche an den Einkiinften derſelben Theil 
nehmen, find nur Nießnutzer. Der Zweck der Fundationen, 
fo wie die politifchen Geſetze unterfagen ihnen über die 
Subſtanz zu difponiren; — und werden ihnen — und 
was ihnen durch den von dem Gouvernement entworfenen 
Schuldenplan garantiert wird — die Zinfen richtig bezahlt, 
fo ift in diefer Hinficht die Fundarior erfüllt, ihr Genuß— 
recht unbeſchränkt aufrecht erhalten, zugleich aber auch durch 
diefe Maafregel und durch die, durch fie allein mögliche 
Vereinigung des Tilgungsfonds die allgemeine Laft bedeutend 
erieichtert, und das Gouvernement erwartet, daß Sie, meine 
Herren, in diefer Manfiregel einen wiederholten Beweis feis 
ner Gerechtigkeitstiebe und feines Veftrebens diefe mit feiner 
Borforge fir das allgemeine Wohl zu — erkennen 
—— — 

Der Plan, welchen das — für dieſe ſo 
wichtige Angelegenheit entworfen hat, iſt einfach in ſeinen 
Elementen, ohne Verwickelung und leicht zu überſehen, in 
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feinem Erfolge von Jahr zu Jahr zu berechnen, und daher 
fiher in feinen Refultaten. Dabei ift er der finanziven Lage 
des Königreichs angemefien. Er befteht in ber Feftfegung 
eines in jedem Jahre gleichen firirten Fonds zur richtigen 
Bezahlung der Zinfen und zum Abtrag des Kapitals, letzte⸗ 
tes im einem mit jedem Jahre fteigenden Verhältniffe. 

Diefer Amortifationsfond hat nicht die Ausdehnung und 
nicht den Umfang, welchen man vielleicht dafiir wünſchen mögte. 

Das Souvernement hat indefien die Wünfche, welche 
daffelbe in diefer KHinficht felbft gehegt hat, anderen Nic 
fihten und dem großen Wunfche und der Pflicht, die Laſten 
des Königreihs nach Möglichkeit zu erleichtern, unterordnen 
müſſen. Zudem ift der Umfang, welcher demfelben gegeben 
ift, hinlänglich um nach Maafgabe des berechneten Planes 
die Schuld in einem Zeitraum von nicht langen Jahren 
volllommen abzuftofen, welcher Zeitraum durch die Webers 
weiſung einer jährlichen und jährlich wachfenden Revenüe 
von einer halben Millton und durch die übrigen Revemien, 
welche zufolge des Entwurfes bes Geſetzes der Amortifationds 
. Kaffe dazu geeignet find, Beinahe um die Hälfte verkürzt 
wird, fo daß die gefammte Schuld in einem Zeitraum von 
20 Jahren volltändig getilgt feyn kann. 

Ueberhaupt ift In dem Plane nur das Minimum des 
jährlichen Abtrages feftgefeßt, deffen durch Benutzung von 
Konjunkeuren und anderer fonftiger Hülfsmittel mögliche 
Vergrößerung durch Beine Verfiigung befchrämte ift, und 
welche-von der Vorſorge des Gouvernements mit Zuverficht 
gehofft werden Eünnen. Und in folhen Nefultaten, weiche 
bei der Beibehaltung von einer Provinziak Schulden: Verfafs 
“fung, unter keiner Bedingung zu erreichen waren, werden 
Sie, meine Herren, eine der großen Wohlthaten erkennen, 
welche aus der Zufammenmwerfung fämmtlicher Schulden in 
eine Maffe für das Allgemeine, fo wie für das indivis 
duelle Wohl entftehen. 


Mit Freude und mit Dank gegen das Gouvernement 
muß es fie erfüllen, daß das, was man mit banger Beſorg⸗ 
niß als die Urfache polttifcher Nullttät, als Weranlaffung 
zu unvermeidlihem Drude gefürdter Hat, fih in eine 
Quelle zue Erleichterung und Wiederbelebung des Wohl 
ftandes auflöjit, fo wie der Gedanke zu diefer polttifchen Res 
generation unferes neuen Vaterlandes zu diefer Handlung 
der Nationalgerechtigkeit mitgewirkt zu haben, Ste mit ges 
rehtem Stolz erfüllen muß, und ihnen den Dank ihrer 
. Mitbürger und die Achtung der Nachwelt verfichern wird. 

Der Entwurf des Gefehes, weiches Ihnen vorgelegt iſt, 
bezeichnet die Fonds, ‚weiche das Gouvernement für das 
Schuldenweſen beftimmt. 

Diefelbe beftehen : | 

ı) In einer Perfonenfteuer von 4 Millionen Franken, 
welche ohne Linterfchied der Stände von allen Einwohnern 
des Königreichs in einem gerechten Verhältniſſe erhoben 
werden foll. | 

2) Sn der Summe von 500,000 Franken, welche das 
Souvernement aus dem Fond der StifteriKevenlien für das 
Schuldenwefen auf 10 Jahre abgiebt. 

5) Sn dem Beitrage der in. baarem Gelde gemachten 
Kautionen, endlich 

4) Sn jenem Wr Depofiten; beide leßtere Zuflüffe, 
unter den Bedinguttzen, welche in dem Entwurfe des Ge 
feßes ausgedrückt find. 

Alle diefe Fonds geben eine jährliche Einnahme von 
ohngefähr 4,600,000 Franken, ohne den Vortheil, der aus 
der Benutzung der Depofitifgelder entficeht, und ohne das 
Kapital der Kautionen felbft in Anfchlag zu bringen, wels 
ches gleichfalls zue Abtragung der Schuld verwendet werden 
wird. | 

Die Grundſätze, nad) welchen die Perſonenſteuer erho⸗ 
ben werden ſoll, werden Ihnen in dem Finanzgeſetz voll 
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ſtändig vorgelegt und entwickelt werden. Sie ſind auf die 
wirkliche Population und eine Anzahl von 400,000 Famis 
lien, deren jede im Durchfchnite auf 10 Franken angefchla; 
gen tft, in einer fieigenden Progreffion ‚von einem Minis 
mum von ?/, Franken bis zu einem feftzufeßenden Maris 
mum von etwa 5o Franken berschnet. 

Man hat oft und vielfältig gegen Perfonenfteuern ver 
Hamire und darzuthun gefucht, daß auf weiche Arc. man 
diefelbe auch umfegen mögte , fie wegen Mangel an .einem 
richtigen Maafiftabe in Beftimmung. .des Weitenges mangels 
haft und prägravirend fer. 

Es ift nicht in Abrede zu ftellen, * manche der Aus⸗ 
ſtellungen, welche gegen dieſe Art von. Steuer. gemacht wer» 
den, gegriindet find, wenigſtens vielen Schein für fih haben. 

Eben fo gegriindet ift es aber: auch, daß fie weniger im 
Prinzip ſelbſt fehlerhaft ift, als fie durch eine mangelhafte 
Ausführung meiftens es wird, und daß, wo nicht einzig 
doch vorzüglich diefe es ift, durch welche eine Kopfs oder 
Perſonenſteuer dritckend und dadurch gehäffig werden muf. 

Gewöhnlich wird darin gefehlt, daß unter den Deitra: 
genden feine richtige Abftufungen beobachtet werden, daß in 
der Regel mehr die Anzahl der Köpfe, als das Vermögen, 
welches fie repräfentiven, und meiftens wohl nur die Zahl 
der erfteren beachtet, und daß dadurch qhie Regeln eines rich: 
tigen Verhältniſſes überſchritten werden. Fehler und. Miß— 
griffe dee Art, müſſen — „ben: Tadel, welcher fie 
trifft, rechtfertigen. 

Diefelbe find in dem Plane ber — in dem Finanz⸗ 
geſetz vorgelegt werden wird, vermieden , und ift für diefe 
Steuer eine folhe Stufenleiter angenommen worden, daß 
der Beitrag eines jeden Einzelnen, den Kräften desjcnigen, 
der ihn feiften fol, angemeſſen ift, und itberhaupt fiir feine 
Kaffe von Einwohnern als zu hoc) angefehen werben fann. 

Ein Marimum von 5o Franken fir eine Familie von 
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5. Köpfen, welches von der begütertften und mohlhabendfien 
Klaffe entrichtet werden foll, welche bei der Provinzial 
SchußdensBerfaffung vielleicht das zehenfache und noch mehr 
wirklich entrichtet hat, ift in. dem Verhältniß zu dem Vers 
mögen, melches diefen Beitrag reprafentirt, fo unbedeutend, 
daß er feldft, für die Mittelklaſſe, niemals läftig werden 
könnte, fo wie das Minimum von einem halben Franken 
für eine Familie, felbft die Kräfte des Taglöhners nicht 
überfchreitet. Aufferdem ift in dem Plane ein Zehentheik 
der Population als Non Valent gerecnet, mithin der wirks 
lih Arme von allem Beitrage freigelaffen, und fleigt der 
Beitrag in einer ſolchen Proportion, daß der Durchſchnitts— 
beitrag für die erfte Hälfte der Population nur auf 27/4. 
Franken auf die Familie oder 54 Centimen etwa 4 ggr. 4 
Pf. auf den Kopf jährlich zu fichen kommt, wodurch, fo 
wie dadurch, daß die ganze Maffe der Steuer auf die Pos 
pulation der ganzen Departements vertheilt wird, die Ads 
miniftrationsbehörden hinlänglichen Spielranm erhalten, dies 
fe Steuer auf eine folhe Art zu vertheilen, daß fie den 
befondern und individuellen PVerhältniffen einer jeden. Koms 
mune und eines jeden DBeitragenden angenteffen, und eben 
dadurch der richtige Eingang derfelben gefichert wird. 

Vielleicht mögte man die Frage aufwerfen fünnen, ob 
es nicht rathſam, 06 es nicht thunlich gewefen feyn milrde, 
ſtatt einer folchen perfönlichen Abgabe eine andere zu währ 
len, fiir welche die allgemeine Meinung günſtiger iſt? 

Ich erwiedere indeffen, daß unter allen gerade dieſe 
der Lage des Königreichs und den wohlthätigen Planen des 
Gouvernements für. das allgemeine Wohl am angemeffens 
ſten ift. 

Die Nationalfchuld ift eine Nationalangelegenheit und 
eine Nationafpfliht, für welche jedes Mitglied der Staats 
gefellfchaft verhaftet bleibt. 

Gerechtigkeit und Billigkeit fodern, daß affe, und zwar 


468 


alle auf diefelbe Art und nach Verhältniß ihrer Kräfte bei⸗ 
tragen, und daß feinem es möglich fen, feinen Beitrag entz 
weder ganz zu entziehen, oder willkührlich zu verringern, 
Dann fodert auh die Natur der Sache, daß man die 
Summe der für einen folhen Zweck gewidmeten Abgabe 
keicht und genau überrechnen, und zugleich darauf rechnen 
fann, daf fie unverkürzt erfolgt; Foderungen, welche, man 
wähle eine Gattung von Steuern, weihe man wolle, bei 
feiner würden gu erreichen feyn. 

Die Grundfteuern bilden den vorziiglichften Fond, aus 
welchem die Abgaben des Staates beftritten werden müflen, 
“und welcher durch die indirekten Abgaben in einem folchen 
Verhältniffe ergänzt wird, als das Bedürfniß der Adminis 
ftration es erfodert, und als es dem Umfang und der Rich— 
tung der National:jnduftrie angemeffen iſt. 

Erſtere, die Grundftenern namlich, werden aber nicht 
von allen Klafien von Staatsbiirgern entrichtet, und jede zu 
große Erhöhung derfelden wiirde auf den Ackerbau drücken, wels 
chen zu begiinftigen und die Landeskultur zu heben, der fehnlichs 
fte Wunfch in einem jeden Staate ſeyn muß, deffen vorziiglichs 
ſter Neichehum in den Produkten des Ackerbaues befteher. 

Eine Erhöhung der indirekten Abgaben wiirde in gleis 
chem Grade für die Induſtrie driickend feyn. Beides, Ackers 
bau und Induſtrie, find mehr oder weniger durch die Zeit 
umftände erfchüttert, und abdgefehen davon, daß feine von 
allen diefen Abgaben, alle und jede Klaffe von Einwohnern 
in einem richtigen Verhältniſſe treffen, daß jede zu hohe 
Spannung derfelben auf die erften Elemente der National 
kraft zurückwirken müſſe, würde der zweite große Zweck des 
Gouvernements, nämlich die Abgabe, welche dem Schulden⸗ 
weien gewidmet ift, von-allen jenen, welche für die Admis 
niftration beftimmt find, getrennt zu haften, und fomit die 
Ausfithrung einer Maafregel verfehlte werden, welche als 
eine Hauptſtütze des öffentlichen Kredits betrachtet wird. 
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Sie, meine Herren, werden in dieſer Maaßregel einen 
neuen Verweis der ernftlihen Sorge finden, welche das Gous 
vernement dem allgemeinen Wohl widmet. 

Durch den gten Artikel des Gefekes wird aus dem 
Fond der geiftlicyen Güterverwaltung jährlih die Summe 


von 500,000 Franfen an die Amortifationgtaffe zur Ders 


feärkung des Schuldentilgungs;Fonde überwieſen, und zus 
gleich zu einer Vergrößerung diefer königlichen. Gabe aus 
dieſem jährlich machfenden Fond eine Ausficht eröffnet, deren 
Erfüllung das Königreid von der Liebe feines Negenten er⸗ 
warten darf. 

Durch dieſe Moeaßtegel wird ein Theil des früher der 
Religion und längſt veränderten Zwecken geheiligten Ein— 
kommens dem zeitlichen Wohl des Staates gewidmet. ... 

Durch dieſen Zaſchuß, fo wie duch die Ueberweiſung 
aller, baaren Kautionen und die in dem ıöten Artikel des 
Entwurfes enthaltene Beftimmung , wonach alle Depofitens 
gelder, unter den in demjelben enthaltenen Bedingungen 
bei der Amortifationgtaffe angelegt werden ſollen, werden zu⸗ 
gleich Gelder, welche unter der Garantie des öffentlichen 
Zutrauens geſtellt ſind, zur Begründung des allgemeinen 
Vertrauens verwendet, und ſo hierdurch das individuelle 
Wohl mit jenem des Ganzen auf das innigſte verſchlungen, 
zugleich aber auch der Tilgungsfond, und zwar ohne irgend 
eine Anſtrengung der Unterthanen, und einzig durch die 
von dem Regenten dargebotene Mittel ſo ſo ſehr erweitert, 
daß ſelbſt die geringe Laſt, welche das Schuldenweſen auf 
eine kurze Reihe von Jahren erfordert, um fo viel friiher 
von den Schultern der Beitragenden abgenommen werden 
kann. 


Durch den 7ten, zoten und ı4ten Artikel des Entwurs 


| fes des Geſetzes, ift die Trennung der Amortifationstaffe 


von der Adminiffration der Staatsreveniien feitgeiegt und 
zugleich beſtimmt, daß die Nechnung von dee Verwaltung 
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diefer Kaffe jährlich üffentlich bekannt gemacht, und den 
Ständen des Neichs- vorgelegt werden foll. 

Scwerlich dürften die Maaßregeln, welche in diefer 
Beziehung als Geſetz vorgefchlagen find, etwas zu wünfchen 
‘übrig faffen. . 

An Ihnen ift es nun, meine Kerren, die Garantie 
diefer Verpflichtung, die Garantie der Staatsfchuld. durch 
Ihre Zuftimmung zu dem Shnen vorgelegten Geſetz feier: 
lich auszufprehen; — an Ihnen ift es, in Einftims 
mung mit den Abfichten und Wünfchen des beften Königs, 
die Grundlage des öffentlichen und Privatwohls, die Nas 
tionalehre unerfchüitterlich zu begriinden. 

Und daß Sie in der lebendigen Ueberzaugung , daß 
hiedurch die verfchiedenen Völker in eine Nation vereinigt, 
uud daß diefe hierdurch an ihr neues Vaterland, an ihre 
Berfaffung, an ihren König gefeffelt werde, — ausfprechen 
werden, dieß darf das Gouvernement, von — Patriotis⸗ 
mus erwarten. 


i 
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40. 


Der Großherzog von. Berg, nun König beider Si: 
cilien, tritt das Großherzogthum Berg an des 
Kaifers Napoleon Majeftät ab, 








JOACHIM NAPOLEON, par la grace de Dieu, 
Roi des Deux-Siciles, prince et grand-amiral de 
France : à tous ceux qui les presentes verront 
salut! . | 


A yant cede a 8. M. l’Empereur des Francois, Roi 
d'ltalie, protecteur de la confederation du Rhin, no- 
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tre auguste beau- frere, notre souverainété sur le 
-grand -duche de Berg, ainsi que tous nos droits en 
:Allemagne, nous faisons savoir a nos bien - aimes et 
.Jideles sujets que nous les arons degages et que par 
les presentes nous les degageons de leur serment de 
Sidelite ainsi que de toutes les obligations qu'ils ont 
si loyalement remplies envers nous, depuis que la 
diyine providence nous appella à les gouverner. 
En faisant cesser tous les engagements qui les 
attachoient a nolre maison royale, nous ne saurions 
rompre les liens de l’aflection qui nous attache ä 
eux et qui doit se conserver ä jamais dans notre 
cöeur par le souvenir de la loyaut& religieuse qui 
distingue leur caractere, du devouement qu'ils nous 
ont montres, de la fidelite, avec laquelle ils nous ont 
servi. Ils &toient nos enfants, nous ne cesserons pas 
de leur porter des sentiments paternels. | 
Les regrets que nous €prouyons en nous sEpa- 
rant d’eux, ne peuvent €tre adoucir que par l’idee 
des ayantages que leur proimettent le genie et la puis- 
sance de 'l’arbitre de leurs destinces, accoutume ä 
repandre sur tous les peuples qui .lui sont soupis, 
tant de bienfaits et tant de gloire. Ä 
Donne en notre palais à Paris le 7 Aoüt 1808, 
Signe: JOACHIM NAPOLEON, 

Par le Roi. * 

Le ministre commissaire de S. M 
Signd: G. AGaR, 





Als diefe Proffamation in Dentfchland befannt wurde, 
war die Defißnahine im Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers 
der Franzofen, Königs von Stalien und Proteftors des 
Rheinbundes ſchon vollzogen. Am 30. Julius kam der franz 
zöſiſche Staatsrath Herr Beugnot zu Düffeldorf 'an, und am 
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1. Auguff, am närslichen Tage, wo dem Großherzoge das 
Königreich beider Sizilien ertheilt wurde, von dem Herrn 
Staatsrathe vom ganzen Großherzogthume ber Beſitz im 
Namen des LKaijers ergriffen, und von den verfchledenen 
Behörden in feine Hände der Eid der Treue abgelegt. 

Die Befigergreifung in den iibrigen Theilen dee Großs 
herzogthums, jo wie auch der großherzoglichen Poft zu 
"Hamburg erfolgte an verfchiedenen Tagen nah. Die Uebers 
tragunge s Urkunde des Königreichs an den Großherzog ift 
vom ıöten Julius, und wurde am ıflen Auguft zu Neapel 
öffentlich verkündet. 








41. 


Eandesherrliche Verordnung die neue Einrichtung des 
Sachen: Koburg:Saalfeldifchen Landes : Minis 
fteriums betreffend, 


Wir Ernft von Gottes Gnaden, Herzog zu Sachſen, 
Marggraf zu Meiffen, Landgraf zu Thüringen, fouver 
rainer Firft von Cobutg: Saalfeld, gefürfteter Fürſt zu 
Henneberg ꝛc. 17. 


Hasen bei genauer Prüfung der zeitherigen adminiftrativen 
Staatseinrichtungen Uns veranlaßt gefehen,, zuvörderft Uns 
ferm Landesminifterio folgende. neue. Einrichtung zu geben, 
welche Wir ‚hiermit zur öffentlichen Kenntniß und Nachach— 
sung gebrachte wiflen wollen. 
G 1. 
Geſchäftskreis. 
In dem Geſchäftskreis des Landesminiſteriums liegt 
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1) die Beforgung der. Familienangelegenheiten Lnferg 
herzogl. Hauſes, foweit fie Hausverträge, Ehepakten, Wit⸗ 
thumsverträge, Teſtamente u. ſ. w. betreffen. 

2) Die: Beſorgung der auswärtigen Verhältniſſe und 
ftaatsrechtlichen Angelegenheiten. 

3) Die oberfte Leitung der Staatswirthſchaft in allen 
Polizei⸗, Juſtiz⸗, Finanzs und Kirchenſachen. 

4,5 Die Generalkontrole Über alle Staatsämter. 

5) Das Militairweſen, ſoweit es in dieſen ——— 
reis eingreift. 

I. 2. 


Derfonaletat. 

Zur Beforgung diefer Gefchäfte beftimmen Wir folgen⸗ 
des Perfonale: 

1) Drei geheime Konferengräche, unter denen der erfte 
den Vorſitz und die Direktion des Gefchäftsgangs hat. 
8) Einen geheimen Archivar. | 

3) Einen Oberrevifor, der zugleich in Rechnungsſachen 
die Expeditionen abzufaſſen hat. 

4) Zwei expedirende Sekretair. 

5) Zwei Regiſtratoren. 

6) Einen Botenmeiſter. 

7) Zwei Kanzliſten und einen Boten. 

Mir werden jedoch zur Bildung in den Sefchäften auch 
Referendarien zuziehen und Wir behalten Uns vor, nad) den 
Fähigkeiten derſelben und nach ihrer Anzahl den Antheil, 
welchen fie an den Sefchäften nehmen follen , befonders zu 
beftimmen, 

* $. 3, 


Pflichten der geheimen Konferenzräthe. 
Allgemeine Attribute derſelben. 
Die Attribute der geheimen Konferenzräthe beſtehen in 
Sitz und Stimme bei Unſerm Landesminiſterium. Dieſes 
bat demnach eine kollegialiſche Verfaſſung und ſteht unter 
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Anſerm eignen Präfidio. Das ganze Kollegium ift Uns vers 
antwortlich und das einzelne Mitglied dem Kollegio. 
85. % 
Departements sVertheilung. 

Um bdiefer Verantwortlichkeit den Charakter ber Wirk 
fichkeit aufzuprägen, haben Wir die Vertheilung der Depars 
tements auf folgende Weife befchloffen. Gegenwärtig iſt 
einem Rathe das landeshoheitss und fiaatsrechtliche Departe⸗ 
ment nebft Beforgung Linferer KHausangelegenheiten und 
Handhabung der General: Dienftlontrofe, einem andern das 
Finangbepartement , einem andern das Departement der Pos 
lizei und der National;Dekonomie zu übertragen. 


6. 5. 
/ 
Weſen der Departements: Vertheilung. 


Das Wefentlihe der Departements s Vertheilung beftefe 
darinnen, daß jedes Mitglied des Landesminifteriumg feinen 
eigenthiimlichen Wirkungstreis Eennt. - Die Branche, wodurch 
er bezeichnet iſt, bezeichnet den Gegenſtand feiner Kuratel 
und feiner Verantwortlichkeit. Es ift Sache des Departes 
mentsraths, feinen Wirkungskreis mit Pünktlichkeit und Ord⸗ 
nung zu beherrſchen und Uns und dem Kolfegio über jeden 
einzelnen Theil deffelden , zu jeder Zeit, Ned und Antwort 
geben zu können. Hierdurch iſt jedoch die kollegialifche Be⸗ 
rathung feineswegs ausgefchloffen. Sollte jedoch ein Depars 
tementsrath fih durch das Nefultat einer kollegialiſchen Ber 
vathung beſchränkt erachten; fo fteht es ihm frei, fid dars 
über ein Konferengprotofoll zu erbitten. Es har fih jeder 
Einzelne durch Lefung der Akten, fo wie durch die Vorträge 
in den Konferenzen beftändig in Weberficht des Ganzen zu 
erhalten. Vorzüglich müſſen fih die andern Departements; 
Chefs eine ficte aligemeine Weberficht der Finanzen zu erwer⸗ 
ben, befliffen ſeyn. 
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$. 6. 
Wiſſenſchaftliche Kultur des Departements. 

Zur fpeziellen Pflege des Departements, iſt audy bie 
wiſſenſchaftliche Bearbeitung deſſelben befonders erforderlich. 
Es gehört zu den Pflichten des Departementsraths, bei ſei⸗ 
nen Vorſchlägen über den jährlichen Zuwachs der Gefchäftss 
Bibliothek dafiir zu forgen, daß ihm nichts unbekannt bleibe, 
was die wiffenfchaftlihe Kultur des einen oder des andern 
ftaatswirehfchaftlichen Zweiges mwefentliches zu Tag gefördert 
‚hat, Die Leitung zur Anfertigung der Prinzipienbücher, ift 
ein weſentlicher — dieſer willen peſquſtient. 

m: 
Modififationen der ——— Vaheilung. zn 

Nah den Grundfügen $. 5. kann die Gefchäfisr Vers 
theilung nie in einem fd ſtrengen Sinn genommen werden, 
der ihr Weſen vernichtete. Vielmehr giebt es Modifikatio⸗ 
nen, welche die. Natur der Sache an die Hand giebt, Rück— 
fiht auf die perfönlichen Neigungen und Fertigkeiten laſſen 
Leine Abänderungen zu, durch welche der Dienft gewinnt. 
Eben fo kann öfters die Rückſicht auf den Gegenftand eine 
‚Meopifitation anrathen. Die Allgemeinheit deffelben läßt 
‚mehrere Anfichten nach dem Gefichtspunft des Staatsrechts, 
der Finanzen und der National⸗Oekonomie zu. Die Über 
wiegende Anficht und das Reſultat geht dann aus dem Zus 
fammenwirken mehrerer. Departementsräthe. hervor, Es vers 
fteht ſich daher von feldft, daß jeder Dach befugt iſt, in ans 
dern ihm nicht. befonders zugetwiefenen Departements fchrifts 
liche und mündliche Anträge zu thun, und durch geeignete 
Motiven zu — Be 9 | 

. 8 
Beihäftssang. 
Direktion des Geſchäftsgangs. 
. Die eingehenden Sachen werben, wenn fie nicht zu Un— 
ferer höchſteigenen Erbrechung addreßirt find, vor dem vors 
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fisenden Rathe erbrochen , -präfentirt, und nach Maafgabe 

der Departements: Vertheilung zugetheilt. Die Sorgfalt des 

vorfigenden Raths, mufi anch dahin gerichtet ſeyn, daf jede 

Erpedition bei allen Bureaux bis zu ihrem Abgang eine 

rafche Förderung finde. In Abmefenheitsfällen hat ber 

nädhfte im Dienftalter diefe für den Dienft höchſt wefentliche 

— zu Pe. 

5. 9. 

Konferenzen. 

ii a Förderung der Follegialifchen Berathung werden 

wöhentlih zwei Konferenzen jedesmal am Mittwoch und 

Sonnabend gehalten. Wenn es die Gefhäfte erfordern, fo 

werden Wir die Käthe auch an andern Tagen zufammen 

— is . 

| G. 10. 
Vollziehung der Ausfertigung. | 
Da Wir Uns der Negierungsgefchäfte im vollen Um— 
fange annehmen; fo darf ohne Unſere Kenntniß und ohne 

Unfere Entfcheidung durchaus nichts gefchehen. Zur Kontrofe 

dient Uns hierüber der "Vortrag in den Konferenzen und die 

zeichnung der Konzepte, fo mie die Unterfchrift der eins 
fhriften. Um jedod dem Sefchäftsgang denjenigen raſchen 

Bang zu verfchaffen, auf welhen Wir durhaus dringen 

müffen, fo wollen Wir alle unnöthigen Vorlegungen vermie 

den wiſſen, und theilen deshalb die Verfiigungen ein 

a) in folhe, von denen nicht nur der Entwurf von Uns ges 
zeichnet, fondern auch die TER von Uns voll zogen 
ſeyn muß. 

b) in ſolche, deren Konzept von Uns gezeichnet ſeyn muß, 
ohne daß jedoch das Mundum von Uns unmittelbar volls 
zogen wird. 

e) in folche, die Unferer Zeihnung gar nicht bedürfen. Die 
Beſtimmungen, bei welchen Verfiigungen der eine oder ber 
anders dieſer Fälle eintritt, fegen Wir in folgendem feft: 
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%. 11. 
Fortſetzung. 

Es werden alle Verfügungen im Concepte von Uns ges 
zeichnet und im Mundo von Uns vollzogen, welche Beſtäti⸗ 
gung von Kriminalurtheilen, von Lehen, von Innungen, 
Korporationen, Stiftungen und Gemeinheiten enthalten, fers 
ner alle neue Juſtitzt, Polizeis und Finanzgeſetze, Verord⸗ 
nungen, Mandate und Publikanda, Akta dor unmittelbaren 
Korrefpondenz mit auswärtigen Souverains, Begnadigun⸗ 
gen aller Art, Beſtallungen, Titelertheilungen, Remiße, In⸗ 
ſtruktionsreſtripte über neue Prinzipien in allen Zweigen der 
Staatswirchfchaft, neue Etats fiir die Generals und Spe⸗ 
zial⸗Staatskaſſen, Decharchen über Nechnungsführung , über 
Mehrausgaben und. iiber ungewöhnliche Ausgaben. Hicher 
gehören auch die Ausfertigungen an das Obermarfchallamt 
und an die Kommandantenfchaft, jedoch mit Ausnahme ders 
jenigen Kommunikationen, welche bas Minifterialtollegium 
in Form der Anfchreiben, an diefe Behörden erläßt. 

$. ı2. 
Fortſetzung. 

Alle übrige Verfügungen ſind entweder anordnenden 
oder vorbereitenden Innhalts. Zur erſten Klaſſe gehören 
alle Reſkripte, Dekrete und Erlaſſe, auf deren Veranlaſſung 
irgend eine wirkliche in der Staatsadminiſtration ſichtbare 
Handlung geſchieht oder geſchehen fol. Wenn eine anord⸗ 
nende Verfügung nicht auf der unzweideutigſten Anwendung 
eines vorliegenden Geſetzes, oder eines von Uns ausdrücklich 
genehmigten Prinzips beruht, ſo kann ſie, ehe das Konzept 
von Uns gezeichnet iſt, nicht ausgefertigt werden. Vorberei⸗ 
tende Verfügungen aber, welche keinen Akt anordnen, ſon— 
dern nur auf Abforderung von Auskunft, von Akten, auf 
Einleitung wiffenfchaftliher Erörterungen und Unterfuchuns 
gen, auf Leitung. derfelden durch Subſidien und Winke ber 
ſchränkt find, nicht aktiv in die Staatswirchfchaft am wenig 
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fien in bie Kaffenzuftände eingreifen, bedürfen Jauch im 
Konzept Unſerer Zeichnung nicht. Hieher gehören auch dies 
jenigen anordnenden Verfügungen, welche auf vorliegenden 
Dienftinftruftionen, Reglements, Geſetzen und ausdrüchiich 
von Uns genehmigten Prinzipien beruhen. 
| 1. 
| Fortſetzung. 

Ale $. 11. bezeichneten Ausfertigungen werben vor 
Unferer Vollziehung von demjenigen geheimen Konferenzrarh, 
in bdeffen Departement die Sache gehört, kontrafignirt. Alle 
Dienftanftellungspatente, Verfügungen über Staatsbiener, 
Sefchäftsreglements für die Behörden, welche eigentlich alte 
Departements gemeinfchaftlic angehn, werden von dem vors 
fisenden geheimen SKonferenzratb kontraſignirt. Diejenigen 
Kommunifationen, welche das Minifteriaftollegium an aus 
wärtige Pandesminifterien und andere Behörden erläft, wers 
den von ſämmtlichen Mitgliedern beffelben in der Reinſchrift 
unterzeichnet. Alle diejenigen Erlaffe, welche in der Nein 
fchrife von Uns nicht unterzeichnet werden, find von dem 
vorſitzenden geheimen Konferenzrath und dem Departements 
rath zu unterzeichnen. Treffen beide Perſonen in einer zus 
fammen, fo gefchleht die Meitunterfchrift von dem in Rück— 
fiht des Dienftalters nachfolgenden Mitgliede. In Gegens 
ftänden der Dienftpolizei vollzieht und Eontrafignirt der vors 
figende geheime Konferenzrath allein. 

$. 14. 
Nähere Beftimmung wegen ben Konferenzen. 

Die Mittwochs: Konfereng wird unter Unjerm unmittels 
baren Vorſitz gehalten. Diejenigen Vorträge, welche zu den 
beiden erftern und wichtigern Verfügungen führen , find die 
Sauptgegenftände diefer Konferenz. Die Sonnabend: Kons 
ferenz if für die Verfammlung der Räthe beſtimmt. Sie 
machen die letzte Klaffe der Ausfertigungen ab und bereiten 
die iibrigen zum: Finalvortrag in der nächſten Mittwoche 
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Konferenz vor. Leber alle im -Laufe der Woche ohne Uns 
fere Kenntniß ausgefertigten Verfügungen muß Uns mit 
Vorlegung des Tagzettelg in der nächften U 
* Vortrag gemacht werden. 
$. 15. 
Fortſetzung. 

In der Regel werden zu den unter Unſerm Vorſitz zu 
haltenden Sitzungen nur die 3 Mitglieder des Landes⸗Mi⸗ 
niſteriurns zugezogen. Wir werden. jedoch. nach Maaßgabe 
den VBeranlaffungen: auch den Worfteher der geheimen Ars 
chivs zum. Vortrag wichtiger. dipfomatifcher Angelegenheiten, 
die Chefs der Landeskollegien zur Berathung wichtiger Ges 
genftände, die erften Militairs zur Abmahung der Landes; 
Mitttairgegenftände, die. Meferendärs zur Erprobung ihren. 
Fähigkeiten zu den. Konferenzen vorbefcheiden. Auch hat 
der. vorfißende Nach hiezu fo oft es erforderlich ift, Uns 
Anlaß zu geben. Sin Fällen wo bie Führung eines Pros 
tofolls itber die Verhandlungen in den Minifterialtonferens 
zen nothwendig. wird, liege felbige Unferm geheimen Kabi— 
netsjefretair ob. | 

6. 16. 
Fortſetzung. 

Die Sekretarien haben zwar eigentlich nur nach der 
Dekretur und nach den Abſtimmungen zu arbeiten. Damit 
ſie ſich jedoch im Dienſte zu bilden Gelegenheit haben, ſo 
können auch die Departementsräthe Vorarbeiten und Dorr 
träge zu machen aufgeben. Der Rath, der fie zum Rors 
trag bringt, fteht aber für dieſelben ein. Die Art, wie 
Meferendarien gebildet und, befchäftigt werden , beruht 
vorzüglich anf einer fachgemäßen Anwendung dieſer Ber 
flimmung. Diefelbe Bemerkung greift auh in Rick 
ficht des Oberrevifors Platz. Ale Verantwortung beruht 
auf dem Departementsrarh, unter deffen Leitung und Prü— 
fung er arbeitet. 
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| $. 17. | 
Dienfttontrofe, 


Damit Wir immer darauf rechnen können, daß dieſer 
Gefchäftsgang in der angeordneten Maaße eingeleitet und 
erhalten werde; fo feßen ar noch folgende Beſtimmun⸗ 
gen feſt: 

1. Der vorſitzende geheime Konferenzrath hat darauf 
Bedacht zu nehmen, daß von den einzelnen Räthen von 
Woche zu Woche aufgearbeitet und wo durch zufälliges Zur 
ſammentreffen fih übermäßige Anhäufungen zeigen follten, 
durch Vertheilung Aushülfe gefchaffe werde. 

2. Die Neftenverzeichniffe find Uns pünktlich in der 
erſten Konferenz jeden Monats vorzulegen, ‚Diefe beiden 
Punkte find befonders firenge zu behandeln, und): mas 
hen Wir den vorfisenden Rath .. — veram⸗ 
wortlich. 

3. Jeder Departementsrath hat zwar für den raſchen 
Bang ber treffenden Expeditionen nächſt dem vorſitzenden 
Rath mit beſorgt zu ſeyn, und hiernach ſeine Kuratel auf 
die ihn zunächſt angehenden Theile der Sekretairs, Negiftras 
tur und SKanzleiarbeiten mit zu erftreden. Damit aber alle 
Bureaux in beftändiger Thätigkeit erhatten werden; fo fol 
fen diefe von dem vorfigenden Math nach Befinden, und fo 
oft es fiir nöthig erachtet wird, unvermuthet, von den beis 
den übrigen aber vegelmäßig wöchentlich einmal abwechfeind 
viſitirt werden. 

4. Ueberhaupt machen Wir Linferm Sandesminifteris 
und Iinsbeföndere dem vorfisenden Rathe deſſelben die allges 
meine Dienftfontrofe, die Einreichung gemwiffenhafter Diener 
Konduttentiften, die Entfernung der Mißbräuche und des 
Schlendrians, die Belebung des Dienfteifers, fo wie bie 
Einwirkung. auf die Moralität des gefammten Dienftperfor 
nals zur ftrengen Pflicht. 


ft 
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$. 18. 
Seneralberichte. 

Dierteljährig muß Uns jeder Departementsrarh einen 
umfeffenden Vortrag Über die Lage feines Departements uns 
ter Vorweifung der Prinzipienblicher abftatten. Am Ende 
des Etatsjahrs ift Uns aber ein Generalbericht über das 
ganze Miniſterial⸗Reſſort vorzulegen. Es verfteht fih, daß 
zwar ein jeder Departementsrath den treffenden Theil fpes 
ziell bearbeitet, daß aber wegen ber allgemeinen Leberficht 
der ganze Bericht vom Kollegio erftattet wird. Ueber die 
Art, wie die oberfte Leitung der Gefchäfte in Unſerer Abs 
wefenheit beforgt werden fol, werden Wir u ein befons 
deres un erlaffen. | 
. 19. 

Wir befehlen demnach, daß allen in Obigem enthalte ⸗ 
nen Vorſchriften aufs genaueſte nachgelebt werde. So wie 
Wir es Uns ſtets vorzüglich angelegen ſeyn laſſen werden, 
Dalente, Fleiß, Geſchicklichkeit und Treue bey Unſern Die 
nern auszuzeichnen und nach Kräften zu belohnen, ſo kün— 
digen Wir zugleich denjenigen, welche in der Beobachtung 
ihrer Dienſtpflichten, einige Nachläſſigkeit oder wohl gar 
böfen Willen ſich zu Schulden kommen laſſen würden, hier⸗ 
mit an, daß ſie mit Entfeßung von ihrem Dienfte, und 
nad; Befinden mit andern ‚harten Strafen belegt werden 
follen. 

Coburg, zur ——— den A. Sun. 1808. 


E rn ſt, H. 5 S. C. S. 


—— — —— 
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Beiträge zur Erläuterung des vier und dreißigften 
Artifeld der Rheinifchen Bundesafte. 





Borbemertungen 3 


Man ber Urheber diefes Artikels wüßte, wie —— 
ſchöne Ueberreſt jener von Gott nicht mehr erhaltenen Ver⸗ 
wirrung, die man die teutſche Reichsverfaſſung nannte, er 
mit ein Paar Federſtrichen vertilgte, er würde ſich ſelbſt 
wundern. Daß er es nicht weiß, wenigſtens nicht gewußt 
bat, ſieht man daraus, daß er ſich mit. einer fo ganz allger 
meinen Bezeichnung der dem Verzichte unterworfenen Dbs 
jekte begnügt hat. »Nechte und Anfpriüche eines Bundes 


»genoſſen auf des Andern Befisungen follen gegenfeitig vers 


»zichtet feyn.« Das ift zwar fiir die Erhaltung des Aufer 
ven Friedens, wie man beim erften Anblick glauben follte, 
genug, allein ſchwerlich für die Beförderung / der inneren 
Zufriedenheit allgemein dienfam. Denn war fchon bei den 
erften Bundesgenoffen, die übrigens mit den neuen Ermwers 
bungen ſich tröften konnten, der Verluſt und Gewinn nicht 
immer gleich: fo dürfte wohl die Ungleichheit bei den nadhs 
her zugelaffenen noch weit größer feyn , die überdies jenen 
Troſt nicht hatten. 

Daß aber auch dieſe der Z4fte Artikel Kinder, kann 
nicht bezweifelt werden, da fie in den Bund unter der Bes 
dingung aufgenommen find, daß ihnen die Rechte und Vers 
bindlichkeiten deffelben eben fo gemeinfchaftlich mit den urs 
fprünglihen Bundesgenoffen feyn follen, als hätten fie den 
Pariſer Vertrag von 1806 felbft mit adgefchloffen. Fände 
fih unter ihnen Einer, der durch den Verzicht nur verlöre, 
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weil zwar Er auf bundesverwandte Beſitzungen, fein Gum 
Dessenoffe aber auf. die; feinigen Mechte oder Anfprüche 
hätte; fo könnte er freilich fagen, ihm fehle das Motiv zu 
einer fo nachtheiligen Verzichtleiſtung, das im ı7ten und 
den folgenden Artikeln der Bundesafte fih finder; man 
könnte ihm aber erwiedern: Er möge feine gerettete Unab— 
hängigteit als Erſatz aud für dieſes Opfer in Anfchlag 
kringen, und gedentt er der Zeit, wo er jener Rettung voll 
Angftlicheer Beforgni5 und Ungewißheit entgegen fah; fo 
wird er es fchwerlich zu groß finden. Ueberhaupt wird ders 
jenige keine Ausnahme verlangen fünnen „ der einmal bie. 
durch die Bundesakte beftimmten Verbindlichkeiten unbedingt 
übernommen hat. 

Rechte und Anfprüche eines Bundesgenoſſen auf Ber 
ſitzungen eines andern find ohne Ausnahme verzichtet und diefer 
Werzicht tritt in Gemäßheit des S4ften Artikels ipso jure 
ein, das heißt, fein Bundesgenoffe ift befugt, Rechte und 
Anfprüche, die er bisher hatte, ferner geltend zu machen, 
and jeder Bundesgenoffe ift bevechtigt,.Die fernere Ausübung 
oder Behauptung derfelben fofort zuruͤckzuweiſen. Sie find 
mit dem Abfchluß des Bundes oder mit dem Eintritt in 
denfelden gänzlich erlofhen. Wie aber, wenn der 
Nichtgebrauch diefer Stipulation der Bundess 
atte von einzelnen Bundesgenoffen belichtet 
würde? | 
Es wäre möglich‘, daß dadurch in gemwilfen Fällen der 
Friede eher erhalten wiirde, als durch die Befolgung des 
Wundesgefeßes und immer werden in der Anwendung folche 
befondere Verabredungen ftatt finden fünnen, wodurch die 
Allgemeinheit der Verordnung mancherlei Modifikationen ers 
halten kann. Allein in fofern diefer. Verzicht fiir den Buns 
deszweck nothwendig erachtet ift und das jeßige gute Einvers 
ftändniß einzelner Bundesgenoffen unter ſich für die Zukunft 
nicht birgt, ſcheint es dennoch, daß der Gebrauch oder 
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Michtgebrauh ber Dispofition ber Bundesakte nicht von 
ber Willkühr einzelner Bundesverwandten abhängt. 

Man hat der Eontroverfen auch über dieſe Stelle ber. 
Bundesafte ſchon allerlei ausgedacht und der Ruhe liebende 
Praktiker möchte, vieleicht, falls er dürfte, eben darum um 
fo geneigter feyn, alles beim Alten zu laſſen. Darf er aber 
das nicht; fo wirb er wenigfiens gern der Meinung beis 
flimmen, »daß die jeßt fhon dariiber obwaltende Streitigs 
»feiten: welche Rechte zu verzichten feyen? Die Närhlich 
»und Mothwendigkeit der Regel des Verzichts auf alle und 
»jede Nechte ohne Ausnahme am kräftigſten beweifen, um 
»dadurch allen foldhen Streitigkeiten vorzubeugen, x *) und 
obgleich Kenner vielleicht behaupten dürften, daß diefe Ans 
fiht nicht allgemeine Marime der juridifchen Hermeneutif 
werden könne, ohne fie in ihrer Grundfefte zu erfchlittern; 
fo werden fie doch eingeftehen müſſen, daß fo jeder Knoten 
am leichteften — wenigftens zerhauen werden fann. 

Indeſſen können, bei den Verwicfelungen , die aus dem 
Urfprung der teutfhen Territorien und der alten teutfchen 
Verfaffung herrühren, doch noch manche Fragen entfichen, 
die der befite Wille, die Bundesakte hier in ihrer möglich: 
ften Allgemeinheit anzumenden, nicht zu beantworten, und 
der Zufammenhang der Bundesafte ſelbſt kann auf Zweifel füh⸗ 
ven, welche die freigebigfte Exegeſe nicht zu löſen vermöchte. 

Wir wollen von beiden nur ein Beifpiel anführen, 
und dießmal darauf die Beiträge zur Erläuterung eines fo 
reichhaltigen Paragraphen — 


Wer muß Verzicht — wenn die Territorial— 
verhältniſſe gemiſcht oder ſtreitig, wenn 
Eigenthum und Beſitz getrennt ſind? 

Dan leſe einmal in Moſers Staatsrecht, beſonders 





”) Bena systemafische Darstellung des rheinischen Bundes. 8, 146. 
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von der teutfchen Neichsftände Landen imd von der Panded 
Hoheit überhaupt, nah, und man wird ſich überzeugen, daß 
die Entſcheidung der Frage: wer Verzicht Teiften 
münſſe? nicht immer gang leicht ſeyn dürfte Wir haben 
in Teutſchland gemifchte ‘Territorien, gemeinſchaftliche und 
getheilte Landeshoheiten, Megalien, die von einem Reichs⸗ 
ſtande in des andern Lande, bisweilen allein, bisweilen ges 
meinfchaftlih mit dem Landesheren ausgeübt wurden, 
Staatsrechtsdienftbarkeiten der mannigfaltigften Art, Gebiete, 
die man vielhereifh nannte, über die einer die Kent, ein 
anderer die Civilgerichtsbarkeit, ein dritter das’ Befteurungss 
recht, ein vierter wieder ein anderes Hoheitsrecht und ein 
fünfter vielleicht alle oder einige gutsherrliche Rechte, keiner 
aber die Landeshoheit im Ganzen befaß. Ueber manche 
Gebiete mar die Landeshoheit ftreitig und ſelbſt der Beſttz— 
ftand, abhängig von der ftreitenden Theile Wachſamkeit und 
Macht, wandelbar und ungewiß. “Einige Gebieten find vers 
pfändet, andere wieder käuflich, viele Ichnbar. Sage man 
immerhin: es müſſen alle Rechte und Anſprüche unter den 
allgemeinen Verzicht gezogen werben; da, mo der eine dich, 
der andere eim anderes Recht hat, Bleibt allegeit noch zu ber 
ftimmen übrig, mer ſoll fein Recht aufgeben? Brauer 
ſucht nicht ganz Mar und auch wohl nicht ganz Fonfequent, 
den Grund des Rechts, den Verzicht von einem andern zu 
fordern, in der Dispofitionsgewalt über die Staatskräfte d. 
h. im Befiß der Steuer und der Landfolge: ,»Der Stand, 
v»ſagt er, defien Eigentum auch feuer: und niefbares 
»Gut ein Dre iſt, iſt derjenige, der den Verzicht zu fordern 
»hat, und der andere, der auf folhem Orte mehr oder wer 
»niger Staatsrechte befißt (und wären es auch alle, außer 
»jener Dispoſitionsgewalt über die Staatsfräfte) derjenige, 
»der zu Gunſten des andern verzichten muß« *). Die Des 


*) Beiträge u. ſ. w. S. 259. Damit ſtimmt im weſentlichen auch Den 
rias jus publ. p- ı8 überein, 
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duktion dieſes Babes ans dem. allgemeinen Staatsrechte wird 
fehwerlich einem Lefer die Nichtigkeit derfelben recht anſchau 
lich machen, und vielleicht wiirde es eher das argumentum 
ad hominem thun, mweldes man dafür anführen könnte, 
daß es dem Zwecke. des vheinifchen Bundes. angemeffen fey, 
daß derjenige, in. deffen Händen die beiden Hauptmittel zur 
Aufrechthaltung des Bundes und zur Erfüllung der Allianz 
mit Frankreich (Menfhen und Geld) ſich befinden, auch 
vollkommner Souverain über das Land, aus welchem er 
Beide zieht, und wegen deſſelben Genoſſe des Bundes ſeyn 
müſſe, nicht aber derjenige, welcher bisher in. nn. ans 
dere Hoheitsrechte auszuüben befugt war. er 
Doc abgeſehen hievon, fann man ſchon in den Wor⸗ 
ten der Bundesakte die Entſcheidung finden, wenn man ſich 
nur, ohne die exegetiſche Kunſt allzuweit zu treiben, an die⸗ 
ſe Worte halten will. Wenn jeder der verbündeten Fürſten 
für fih, feine Erden, und Nachfolger allen Rechten, die er 
auf Befigungen eines Bundesgenoſſen haben oder ans 
fprehen könnte, entfagt; fo. iſt es nicht der. Innhaber der 
VBefigungen , welcher. Verzicht leiſtet, fondern der Berechtig⸗ 
te oder Prätendent. Es fcheine alfo in. jedem gegebenen 
Falle nur darauf anzulommen, daß ein Bundesgenoffe Bes 
figungen habe,‘ worauf ein anderer Bundesgenoſſe echte 
hat oder zu haben behauptet, um diefem die DVerbindlichs 
feit zur DVerzichtleiftung aufzulegen... Daß aber felbft Bes 
figungen follten aufgegeben werden müſſen in Beziehung auf 
Rechte, die ein Dritter haben kann, z. B. Privatgüter eis 
nes bundesverwandten Fürften, die unter der Souverainität 
eines andern belegen find, ſcheint weder den Worten noch 
dem Sinne der Bundesatte gemäß zu feyn. 
Es iſt unverkennbar, daß der durch die Bundeeakte ge: 
botene Verzicht, wenn aud nicht blos ſtaatsrechtliche Der: 
hältniſſe, doch nur Territorialbefigungen d. h. folche, womit 
nach der aufgehobenen teutſchen Werfaffung irgend eine Art 
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von Negierungsgewalt verbunden mar, bejielet. Hiehere ge 
hören nun auch „die. fogenannten fubordinirten Territorien, 
fo wie.die Gebiete, worüber. die Lanideshoheit ſtreitig mar, 
und diejenigen,;worüber. von Derfchiedenen verfchiedene Ho⸗ 
heitsrechte ausgeiüibt wurden. In allen Diefen Fällen "wird 
immer der wirkliche Innhaber des Gebiets den Verzicht zu 
fodern berechtigt feyn. Denn nicht Befißungen , fondern 
Rechte, die. man auf Befikungen: haben oder anſprechen 
tönnte, find Gegenftände, des Verzichts. Solite uber "ber 
Innhaber Verzicht leiften müſſen; fo würde er nicht Nechte 
oder Anfprüche, fondern Beſitzungen aufgeben, oder- follte 
derjenige, welcher Mechte hat oder behauptet, ſeyen es auch 
Souverainitätsrechte, nicht Verzicht leiften; fo würde die 
Vorfchrife der Bundesafte ohne Grund unerflille bleiben. - 

Sefest ein Bundesgenoffe hätte bisher einen Landes 
difteift mit untergeordneter Negierungsgewalt beſeſſen, übris 
gens aber die Oberhoheit eines andern Bundesgenoffen: aners 
kannt, müßte nicht vielmehr diefer als jener. fich dem Ges 
bote der DVerzichtleiftung unterziehen?. Zwar- könnte auch er 
diefen Landesdiſtrikt zu feinen Beſitzungen vechnen, fofern. er 
zu dem Innbegriff deſſen gehörte, was. feine Hoheit umfaßs 
te; allein der wirkliche Sinnhaber kann doc mit weit mehr 
Recht fagen, es fey feine Beſitzung, und, daher die Verord, 
nung der Bundesakte fir fih anführen. Iſt er einmal in 
ven Bund unbedingt aufgenommen; fo muß der ganze Ums 
‚fang feiner Territorialdefisungen einen Beftandtheil des von 
jeder fremden Hoheit befreiten Bundesgebiets ausmachen, 
‚sofern die Befreiung deffelben von feinen Bundesgenoffen 

‚abhängt, weil diefe zu dem gegenfeitigen Verzicht fih unbe 
dinge verpflichtet haben. _ 

Anders verhält es ſich in Anfehung der Drivatgliter, 
die ein Bundesgenoffe in. dem Gebiete des andern befiken 
kann. Diefe konnten kein Gegenftand der in der Bundes— 
akte enthaltenen Vorſchrift feyn, indem die veränderten 


ftaatsrechtlihen Verhältniffe auf die beftehende: priwatrechtik 
hen feinen fo großen Einfluß hatten, daß unangenehme 
Vermwidelungen und Störungen des inneren Friedens bei 
ihrer ferneren Fortdauer zu beforgen waren, Man dehnt 
die Abſicht diefer Dispofition der Bundesafte gewiß zu weit 
aus, wenn man in ihr den Zweck einer gänzlichen Abfondes 
rung und Iſolirung der Bundesgenoffen untereinander in 
Anfehung ihrer bisherigen Beſitzungen und Nechtsverhält: 
niſſe, mie Ausnahme der eventuellen Succeſſionsrechte, zu 
finden glaubt. Mur die ſtaatsrechtliche und Territoriafirrun: 
gen, dieſe vormals in Teurfchland fo reichhaltige Quellen 
Öffentlicher Streitigkeiten, follten allen Umſtänden nad) 
durch eine gegenfeitige -Verzichtleiftung gänzlich und fir ims 
mer abgeftellt werden. An unbebdeutendere Berührungs: 
‚punkte, durch feltnere privatrechtliche Verhättniffe haben die 
Urheber der Bundesakte fchwerlich gedacht. Was liegt auch 
daran, wenn etiva ein Bundesfürft in des andern Staate 
ein Haus, ein Landgut u. dal. befise! Wird er nicht hier 
als Privatmann die Rechte und Geſetze ehren, die er in 
feinem Lande als Regent zu handhaben befugt iſt? 

Sind aber Territorialverhältniffe als ber eigentliche 
Segenftand des in der Bundesakte beftimimten Rechtsvers 
zichts anzufehen; fo tft vollends Fein Zweifel, daß da, wo 
die Pandeshoheit ftreitig war, nicht der Beſitzer des Landes, 
fondern derjenige, welcher über diefelde die Hoheit zu haben 
behauptet, zu der Verzichtleiftung auf feine Anfpriiche Den 
bunden ift. 

Zweifelhafter ift der Fall -bei Lehen, bei —— 
und bei wiederkäuflichen Beſitzungen. Indeſſen iſt bei dem 
getheilten Eigenthum der Lehnsmann der eigentliche Beſitzer 
und feinem Beſitz muß das Obereigenthum weichen, ſo daß 
kein Bundesgenoſſe weiter des andern Vaſall ſeyn kann ˖ 
Bei Pfandſchaften ſteht zwar das Eigenthum allein dem 


Schuldner, nur der temporäre Beſitz dem Gläubiger zu: 
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allein nad der befondern Beſchaffenheit der Territorial⸗ 
Pfandſchaften ift wohl kein Zweifel, daß jeder Innhaber 


derſelben fie unbedenklih zu feinen Beſitzungen gerechnet 


bat, und da die Bundesakte ausdrücklich ſagt: Der Verzicht 
foll auf dies Befisungen gehen, wie fie find, und ver— 
möge der Bundesafte ſeyn follen; fo fcheine es, daß auch 
das Finlöfungsrecht der Territorialpfandfchaften dem Wer 
gichte unterworfen iſt. Weniger Bedenklichkeit kann in Ans 
fehurg der miederfäuflihen Beſitzungen eintreten, auf die 
der wormalige Eigenthlimer fein anderes als das Wirders 
kaufsrecht hat, welches zu den vermöge der Bundesakte ver 
zichteten Rechten billig zu zählen if. 

Man wird vielleicht fagen, dies fen eine bloße — 
berechtigung und folglich dem Verzichte nicht unterworfen, 
Wenn aber die Anfiche nicht unrichrig ſeyn follte ;- daß der 
eigentliche Zweck der Vorfchrift des 34ſten Artikels der Bun— 
desafte in der Berichtigung und Sicherftellung der Territo⸗ 
rialsVerhältniffe zu fuchen iſt; fo würde es nice ſowohl 
auf die urfprüngliche Befchaffenheit einer Berechtigung, als 
vielmehr auf den Gegenftand derielben ankommen. Die auss 
führlichere Entwickelung und Rechtfertigung diefer Anſicht 
muß jedoch einer befondern Aöhandiung vorbehalten werden. 

Ueberhaupt ſcheint auch hier das in allen Rechtsver hält⸗ 
niſſen, beſonders aber bei der vormaligen Reichsjuſtiz fo 
folgereiche: beati possidentes "feine Segnungen noch ih 
‚der neuen Verfaſſung über den glücklichen Beſitzer zu vers 
breiten. Der. gegenwärtige — durch die Bundesakte ges 
fiherte oder neu. geordnete — Territorial-Beſitzſtand follte 
erhaften und zugleich von den Rechten und Anfprlichen Drits 
ter befreit werden. Wo das Territorial⸗Verhältniß gemiſcht 
oder ſtreitig war; follte der Beſitz des Landes enefcheiden. 
Denn die Befikungen eines jeden Bundesgenoffen ſollten 
von fremden Rechten und Anſprüchen frei ſeyn. 

Dei gemeinfhaftligen Beſitzungen kann die 

| Sa. 
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Frage von der Anwendbarkeit des Verzichts nicht entftchen, 
weil die Rechte, weiche die Gefammteigenthiimer iiber diefel‘ 
be ausüben , nicht als folche betrachtet werden fünnen, bie 
ein Bundesgenoffe auf Befigungen des andern hat. Vor—⸗ 
zugsrechte aber, die ein Einzelner der Miteigenthümer haben 
oder behaupten möchte, können dem Verzicht wohl unters 
worfen. feyn. 

Eben fo verhält es fih auch mit gemeinfhaftlihen 
Rechten auf nicht gemeinfhaftlihen Beſitzungen, meil 
diefe allemal Rechte eines Bundesgenofien auf Befißungen 
eines andern in ſich enthalten und daher für verzichtet zu 
achten find. Selbſt die Reciprocität ändert hierin ‚nichts. 
Man erinnere fih 5. B. der vormals durch die Reichsgeſetze 

alien Reichsſtänden ertheilten Befugniß, in ihren Gebieten 
gegenſeitig Friedensftörer zu verfolgen u. ſ. w. Sollte fie 
fortdauren; fo würde fie immer eine Völkerrechtsdienſtbarkeit 
feyn, ein Recht eines Bundesgenofien in dem Gebiete eines 
andern, und fie würde dies bleiben , obgleich fie allen Buns 
desgenofjen gegenfeitig und gemeinfchaftlich wäre. 

Don einzelnen einfeitigen Rechten eines Bundesgenoffen 
auf Befigungen eines andern können, wenn man die vorbes 
baltenen eventuellen. Succeffionsrechte abrehnet und 
auf. Anfprüce feine Rückſicht nimmt, in der That nur 
ſtaatsrechtliche Befugniſſe bei der Abfaffung der Bundesafte 
in Betrachtung gezogen worden feyn. Aus der älteren Vers 
faſſung, aus nachbarlichen oder Familienverträgen, aus Theis 
lungen, &tenzvergleihen u. f. w. rühren meiftens Befug⸗ 
niffe her, die ein ehemaliger Neichsftand auf oder über Bes 
Nigungen feines Mitſtandes auszuiiben befugt war oder wo⸗ 
durch er die Landeshoheit des letztern beſchränkte. Man hat 
fie gewöhnlich alle unter die Rubrik der Staatsrechtsdiengks 
barkeiten geworfen, obgleich fie nicht immer dahin gehörten. 
Nur diefe, weiche nad der erfolgten Auflöfung des Reiches 
verbandes im Wöllerrechtädienftbarkeiten hätten übergehen 
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müffen, wenn fe "erhalten — ſollten, kbnnen ein Gegen⸗ 
ſtand des der Bundesakte gemäßen Verzicht ſeyn, n dt abet 
privatrechtliche Befugniſſe eines Bundesgenoſſen in dem Ge⸗ 
biete des andern, wie 3. B. — Zehnten, Jagden, 
Fiſchereien u. dgl. _ wodurch die egenſeit ge Souberainirät 
fo wenig als ber Territorialbe 9 —J „einander in Berüh⸗ 
rung kommen. 

Wenn alſo ein Bundesgenoſſe in dem Lande eines ans 
dern vormals Rechte ausübte, die nad) der deutfchen Reiches 
oder einer bejondern Sandesverfaffung nur dermöge der 
Landeshoheit ausgeübt werden fonnten; fo tritt der 
Fall des Verzichts ein. Er beſchränkt die Landeshoheit feis 
nes Mitreichsftandes dadurch, daß ihm die ausfchließende 
oder auch nur die gleichmäßige oder gemeinfchaftliche Aus— 
übung eines oder. des andern Hoheitsrechts in deſſen Gebiete 
zuftand, Dies war aber nichts anders, als eine mehr er 
weniger ausgedehnte Stantsrechtödienftbarkeit, 

»Da Staatsrechtdienftbarkeit, fagt Leift *) fehr richtig, 
¶wei unmittelbare, in ihren wechſelſeitigen Beziehungen ſonſt 
»von einander unadhängige, jedoch der Reichsſtaatsgewalt 
»unterworfene Länder vorausfeßen und überdies dabei eine 
»Beſchraͤnkung der Hoheit des einen Staats durch die einem 
»andern Staate darinn zuftehenden, auf’ einem befondern . 
»Erwerbsgrunde beruhenden einzelnen Regierungrechte erfos 
»dert wird; fo find Staatsrechts : Dienftbarkeiten hinreichend 
»theils von Völkerrechts ; Dienftöarkeiten, theils von den Bes 
»fchräntungen der Landeshoheit, die aus der allgemeinen 
»Reichsverbindung entftehen ‚ theils von den Hoheitsrechten, 
»welche Landesunterthanen erworben haben , theils von Pris 
»vatrechten eines deutfchen Staats in einem andern, theils 
sendlich von den echten der een ci in einem fremden 
Territorium unterfchieden.« 





®) Lehrbuch des deutſchen Staatsrechte $, 100, 


4928 


Der in der Bundesalte enthaltene Verzicht umfaßt je⸗ 
des gegenwärtige Hecht, weiches. einer der Bunded fürſten an, 
ein fürktihes. Recht if, und dies fü nd Staatsrechte⸗ 
Dienftbarteiten unſtreitig. Aber alle und jede Privatbe— 
rechtigungen ihnen gleich zu ftellen, dazu ſcheint es an 
einem binreichenden Grund zu fehlen, wie weiter unten 
gezeigt werden wird. 

Man. hat zwar auch Staatsrechts Dienſtbarkeiten, die 
auf Verträgen, Präſkription oder unwiderſprochnem Beſitz 
beruhen, um deswillen von dem bundedvertagsmäßigen 
Verzichte ausnehmen wollen, weil diefelben auch zwiſchen 
unabhängigen Mächten (als Völkerrechts Dienftbarfeiten ) 
ftatt finden können, und durch die Bundesafte ſelbſt nur 
neue eingeführt find **).. So lange aber Staatsrechts⸗ 
Dienſtbarkeiten auf Beſitzungen und noch dazu ſolche ſind, 
weiche die Hoheit beſchränken, werden ſie auch zu den Ge⸗ 
genſtänden dieſes Verzichts zu rechnen ſeyn, und wenn der 
erſte Grund zu viel, alſo nichts beweißt, weil er alle Rechte, 
die nur die Unabhängigkeit nicht verletzen, von dem Verzichte 
ausſchließen würde; ſo iſt der zweite ganz unerheblich, weil 
von der Einführung neuer Völkerrechts ⸗Dienſtbarkeiten auf 
die Erhaltung der alten fein Schluß gilt ***), 

II. 
In wie fern find Privatberechtigungen dem 
WVerzichte nicht unterworfen? 
> Die Vnundesakte ſagt (Art. 7.): Die verbündeten Fürs 
ften müſſen ſchlechterdings von jeder dem Bunde frems 
den Made, unabhängig feyn. Die Kommentatoren aber, 
wenigſtens mehrere unter ihnen ſagen: ſie dürfen auch von 
————— — ——— — — — — —— —— 


) WerglL Brauer Beiträge ©. 249. 

*) ©. Rheinifher Bund Heft 4. ©. 84. 
Bergi. Bra ue e Beiträge S. 249. u. f. Zahariä jus publ. $. 26, 
n. 8. der Rheinifhe Bund Heft 4 ©. 113, 
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feine? dem Bunde verwandten — und in keiner Hinſicht 
abhängig som Daraus nun j —* fie’ den” Schuß: Rein 
Bundesgenoffe důrfe in des an ern⸗ Gebiete irgend Etwas 
befigen, Feine Giret, reihe Pricetderetheig mgen Haben, fons 
dern minſſe auch dieſe dem dd) Bie "Bünvesäkte gebotenen 
tzichte gemnaß aufgeben AAllerdingh iſt auch der fran⸗ 

che Ausdruck: "Atoits sur les Bösse sions To allgemein, 
Bin man alled daruntet Öegreifen tan, was "ein " Süicft in 
des andern Beſthungen bis dahin enäbe‘ hat. Da ein 
monarchifcher Staat gewöhnlich" Aus Staatsäfitern, gütjtert 
gütern, und Unterthanengiitern Beftehe ,' jo daß von dem er⸗ 
ſten das Eigenthum dein Staat, Bebwältung und Berl 
sung zum Staats weck dem — "Cigenchum , ; Verwal⸗ 
tung und Benu hung von den andern dem Fürſten von —E 
Dritten den ‚Untertanen, über alles aber die. höchſte Gewalt 
dem Fürften ſteht und das Sane feine Befigungen, 
im meitern Sinn, ausmacht; ſo kann auch die Stipnlation 
der Bundesafte auf alle vi Arten von Gütern bezogen 
werden, ja! da das Eigentumsreät ı ‚eben fo wie iebes ans 
dere unter den Begriff v von Recht sehäte ; ® — ſelbſt 
Privargüter, die ein Für in‘ vos andern Shi täate eigenthiims 
ih befißt, nad den‘ Worten det indes,” dem 
gegenſeitigen wa ichte — era feet werden · 


fih Bad vom G — Ba N iſt es 
ja — Et * und Anfptiichen 
auf Bert ui — best Hi "nicht aber von ER 


ten und Bun sin an A J a t, dab 





*) ©. infonderheilt — PIE RT J. * 
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milienvergleihen, Erbtheilungen u, f. m. unter, dem _ Bundes 
vertragsmäßigen, Verzichte begriffen ſeyn Können. 3 
Die Rechte auf Beſitzungen RT 
fehledenheit des Objekts entweder am, ‚oder La * 
ſitzungen eines Bundesficften ftatt finden „ je ‚7 
entweder Die Subftan; der Beflgungen, A 


Khan 


nur über, die‘ ibn fi erſtrecken, oder endlich inner! 
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fi | nur behauptete, ‚aber n icht anerfannfe, Recht⸗ Anſprüch 
als Gegenſtaͤnde des Vergihie denken, weil wirkliche und an 
erfannte Rechte eines ‚Bundesgenoffen an Beſitzungen eins 
andern, 4. Bd. an einen. Landestheil, an eine Herrſchaft, deren 
Heransgabe beſchloſſen, aber vor der Errichtung. der ndes 
atte noch ‚nicht erfolgt geweſen, waͤre, — | 
fi bungen vielmehr jenem, als vechtmäßig: n Eigenth u als 
diefemn dein bloßen „nhaber , HR; find, Hier kan: 
ten alfo Auf blos Ahfprüche und, teinesnege. — | 
Keshte unter die Kegel des Verʒichts fallen. RN 
In der zweiten Beziehung jeigen fi, ſolche Reche m 
che auf ben unmittelbaren Belt isungen eines Bunde 
es fey auf Staats: / oder auf ‚Fhirftengiirern ausgeüße wersen 
fo, ‚wie ‚alle. Arten ‚non, —— 
tönnen yrlvotrechtiich on, ‚mie, . B. Jagden, Fiſch 
zehnten u. dgl dieſe find immer Raatsrechtlich, u 
Terrigorialverhältniffen aufs ‚engfte verbunden, folgiie ohne 
‚allen Zweifel, dem Deratäte, ‚untermorfen. „Aber auch, Privat 


Berechtigungen , ; momit, Sigateg iter der, ‚Dr Bel 
Für ſten belaſtet ſeyn können, rten von dem Verz 


‚ausgenommen werden, eines ‚Theile, weil ie die unmittel N 
ren Beziehungen, eines Sundergenoff:n affiziren, alfo 4 

die Worte der, Bundesatie volfonmen paffen, andern 

weit in dleſem Verhälmig auch Privatber echtigungen — 
Fürſten nur zu leicht und oft den Frieden ſtören könnten, 
der des Bundes hauptſächlichſter zweck iſht. 
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Rechte, welche blos innerhalb des Gebiets auf Unter⸗ 
thanengütern ausgelibt werden, find entweder aus der Bandes 
Hoheit enefprungen "und ihr ausfchließend- "zugehörig, oder 
von ber Art, daß fie, fey es nach allgemeinen Grundſätzen 
sder nad) der befondern Landesverfaffung, zu den Privat 
Berechtigungen zu zählen find. Im erſten Falle find fie in 
dem Verzicht mit begriffen, im zweiten nicht, indem fie in 
diefem Falle der Hoheit Feinen Eintrag thun, und bie Uns 
mittelbaren Befißungen des Souverains nicht belaften,, auch 
Friede und Ruhe unter ben Bundesfürſten ‚dadurch, daß 
einer in des andern Beſitzungen als Privatmann Güter 
oder Rechte hat, ‚kaum gefährdet werden kann, und es ein 
zu großes Opfer märe, wenn ein Fürſt ſein vielleicht bedeus 
tendes Privat: Eigenthum in eines andern Fürſten Lande 
ohne eine höchſt dringende aan und wohl gar ohne Ers 
ſatz aufgeben follte.. * 

Es liegt auch, was — die Privargüter 
betrifft, ‚unverfennbar etwas fehr, gezwungenes in der Deus 
tung des 34ten ‚Art., nach welcher. ein, Bundesgenoffe auf 
fein in dem Gebiete eines, andern belegenes Eigenthum Vers 
ht thun foll, weil. das Eigenthumsrecht. auch) in die Klaſſe 
der Rechte gehöre, und alle echte der Bundesgenoffen auf 
ihre. Beſitzungen gegenſeitig durch den Verzicht erlofchen 
ſeyen. So würde alſo ein Bundesfürſt, der doch ih die 
Dienſte eines Bundesgenoſſen treten kann, in den Staaten 
deſſelben nicht einmal ein Haus, einen Garten oder ein 
Landgut beſitzen fönnen.. Denn ſoll er ſchuldig ſeyn, aufzu⸗ 
geben, was er zur Zeit der. Errichtung der Bundesakte fchon 
Hatte ; fo dürfte er auch nie dergleichen in der. Folge wieder 
erwerben. So weit haben aber die Urheber der Bundes 
akte ihre Beſorgniſſe und ihre Vorſicht ſchwerlich getries 
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43. 


Cini ge An fra gem 





Bon Dr. B.r3.Bebr. 





Das Publikum Hat: bereits ‚erhalten, den Entwurf eine? 
BStaatsrehts für den rheinifhen Bund, von Zintel; 


ein Staatsreht bes rheinifchen Bundes von Klüber; 


Herr von Kampz führte in feiner Rheinbundiſchen Ger 
 fammutLitteratur (nachdem er fih im aten und ten Titel 
diefer Litteratur der Rubriken »Staatskunde um 
Staatswirthſchaft« bedient Hat) im 4ten Titel die 
Nubeit » Staatsreht des rheinifchen Bundes« auf: und 
ſämmtliche Nezenfenten der in das öffentliche Recht dei 
rheiniſchen / Bündes einfdhlagenden " Schriften haben: bisher 
den Ausdruck »Staatsrecht des rheinifchen Bundes da 
Braucht. — Wenn es nun aber längft bewieſen ift, und jetzt 
von Niemanden mehr wird geleughet werden können , daß 
die Form unter und nach der die Staaten des vheinifchen 
Bundes vereinigt find, keineswegs die Form’ eines Staats 
fey, daß alfo auch für den rheinifchen Bund, wie diefe feine 
Benennung an ſich ſchon lehrt, die Bejeichnung durch den 
Ausdruck »Sta atan durchaug nicht paſſe; fo ſcheint es 
mit, daß der Ausbrück »öffentliches Reſcht des rheini— 
ſchen Bundes « der allein- paffende ſeyn könne, und daße man 
ſich ſelbſt nicht einmal des Ausbrucks »Staatenrecht 
des rheiniſchen Bundes « bedienen wife, "indem diefer Aus 
druck inſoferne zweydeutig ff, als man’ darunter ſowohl' dad 
Öffentliche Recht des rheiniſchen Bundes als auch das öoh 
fentliche Recht der einzelnen, vom Bunde umfaßten, Staa 
ten, als einzelner Staaten, fubfumisen kann, welche bey— 
ren Rechtsgattungen doch mefentlih von einander verfchier 
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den find, wohingegen der Ausdruck »öffentlihes Recht« 
die längſt anerfannte, richtige, generelle Bezeichnung für 
die Hier unterſtellte Rechtsgattung ift, welche durch den Beys 
faß »des rheinifchen Bundes« die erforderliche fpecielle 
Beſtimmung ihres Objekts erhäft, Da ich indeffen keines⸗ 
wegs Egoift genug bin, um meine Ueberzeugung für die al, 
lein richtige‘ föfört anzunehmen, fo finde ih mid, Aus dem 
oben angeführten Grunde, zu der Frage veranlaft: Läßt 
fih der Ausdrud »Staatsrecht des rheinis 
fhen Bundes« fireng rechtfertigen? und, im Falle 
er fi ih nun nicht fireng vechtfertigen ließe: 

— Was muß man fließen rückſichtlich alter 
derer, die fih bisher au Ausdruds bedient 
baben? 

Es iſt ferner dem Publikum bekannt, daß Herr 
Brauer in feinen Bepträgen zu einem allgemeinen 
Staatsrehte der rheinifchen Bundesftaaten in 50 Säzs 
gen, zut Bezeichnung der, den verblindeten Regenten unters 
worfenen, ehemaligen Neichsftände zuerft den Ausdruck 
*Standesherrn« aufgebracht habe, und daß nach ihm 
ſeitdem dieſer Ausdruck in Staats; wie in Privatſchriften 
gebraucht worden ſey: Da es mir nun, wie ich bereits in 
meiner fyftem. Darftellung des cheintfchen Bundes aus dem 
Standpunfte des öffentlichen Rechts geäußert "Habe, aller 
Bemühung ungeachtet unmöglich iſt, irgend eine Seite aufs 
jufinden, von welcher jener Ausdruck als paffend befunden 
werden könnte, fo erlaube ich mir die weitere Frage: | 
Laäßt fih der Ausdruck »Standesheren« 
für das, was er bezeichnen fol, Reg lsreisen? 
nd, im Falle er fich nicht rechtfertigen Üeßer 

Wodurch rechtfertigen ſich diejenigen, wei— 
de bisher jenen Ausdruck allenthalden nachges 
ſchrieben Haben? 

Da Niemand die Nothwendigkeit einer befonderen 
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Vorſicht und Präcifion in der Auswahl ‚der Bezeichnungen 
bey der Errichtung eines neuen wiffenfchaftlihen Gebäudes 
verkennen kann, fo glaube ich Peiner Entfchulbigung wegen 
Aufftellung dieſer Fragen zu bedürfen. 

Würzburg im Auguft 1808. 


— 





44. 


Dekret des Könige von Weftphalen, wodurch den 
£utheranern zu Duderftadt im Harzdepartemente 
‚eine katholiſche Kirche eingeräumt wird. 





Mes: als der dritte Theil der Einwohner zu Dubderftadt, 
einer Stadt im Eichsfelde nun Harzdepartement, befannte 
FG zur lutheriſchen Religion. Diefelben hatten aber in der 
Stadt feine Kiche, fondern mußten in die Kirchen der in 
ber Nähe liegenden Dörfer Wehrda, Taftungen u. f. w. ges 
hen. Als von dem Könige von Preußen 1803 das Eiche 
feld, als ein ihm zugekommenes Entſchädigungsland in Be⸗ 
ſitz genommen war, gaben ſich die Proteſtanten alle Mühe, 
eine von den daſigen drei katholiſchen Kirchen zur Ausübung 
ihres Gottesdienſtes zu erhalten. Der König gewährte auch 
endlich ihre Bitte, und befahl, ihnen eine der daſigen Kir⸗ 
chen einzuräumen, wenn. die andere, nämlich die obere Kir⸗ 
de ad Stum Cyriacum zur Haltung des katholiſchen Got⸗ 
tesdienſtes hinreichend ſeyn würde. Die Katholiken pros 
teftirten aber dagegen, und fandten eine Deputation an bem 
König, welcher fi damals im Hauptquartier zu Naumburg 
befand. Da aber wenige Tage darauf die Schlacht bei 
Jena vorfiel; fo war von einer Uebergabe der Kirche au 
die Proteſtanten keine Sprache mehr. | 
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Nach dem Antritte. der, Regierung des jetzigen Königs 
von ‚„Weftphalen baten die Proteftanten alsbald um Abtres 
tung. der untern Kirche oder ad Stum Servatium, Die 
Katholiten erboten ich dagegen zu anfehnlichen. Beiträgen 
zu einem neuen Kirchenbau ,. wenn die Proteftanten ſolchen 
unternehmen wollten, oder fhlugen vor, ihnen die dafige 
Kirche vor dem neuen Tore zum Mitgebraud) einzuräumen. 
Die Proteſtanten ſchiugen beides aus, und wiederholten bei 
dem Könige ihr Gefuch. Auf dieſes iſt nun das in der 
Anlage abgedruckte königliche Dekret untetm 4 Auguft ers 
Iaffen worden, und. den. 16. fol die. Kirche den Proteffanten 
übergeben werden, nachdem zuvor der katholiſche Pfarrer die 
vasa sacra, Bilder, prieſterliche Kleidung und ſonſtige Dur 
namente — haben wird. — 


1 Anlag e. 
Jenome- "NAPOLEON par la grãce de Dieu et 
Siutjes constitutions Roi de Westphalie eto. ete. 


Vä les petitions presentees par les 'habitans catho- 
liques de la’ ville de Duderstadt Dept. du Harz et 
par les habitans de la mörie ville professant la Reli. 
gion lutherienne, et sur le Rapport' de Notre Mi- 
nistre de la Justide et’ de l'Interieur. 

Considerant que les Eglises sont une propridtd 
communale, que 1a” Jöuissance de ces proprietes ne 
doit pas appärtehlir”'ä - une 'certaine Clässe ‘des 'habi- 
tans de la commune' ‚exclubivement; qu’un tiers au 
moins de la population de la ville de Duderstadt 
professe la Re igion, utherienne, et que | cette por- 
tion de ses —8 n’a aucun edilice-ä sa disposi- 
tion pour l’Exercice de son culte , que les catholi- 
ques au contraire. ont...tzois. Edifices, dont il est 
prouve, que la plus grande pourroit seule le suffre, 
en €gard ä leur population actuelle 


500 
Nous Ayons decrete et d6erstons | 

Anr. ı. L’Eglise de St. Servais dans la vl 
de Duderstadt actuellement possedee par les Catho 
liques est accordee ä la portion des habitans de oe 
te ville professant la Religion lutherienne. 

Art, 2. Les Lutheriens de Duderstadt sont ar 
torises ä nommer deux Commissaires, lesquels seron 
mis en possession de la dite Eglise par le Mare, 
qui en redigera proces verbal. u 

Anr. 3. Le proces verbal de mise en posseisin 
sera d&pose aux archives de la Municipalite, . 

.-, „Une expedition en sera transmise au prefet dı 
Döpt., et une ä Notre Ministre de ha Justice et de 
l’Interieur. — 

Aar. 4. Notre Ministre do la Justice et de II- 
terieur est ‚charge de l'exeeution du present dent 

Donng en: Notre Palais. Royal &..Napaleonshübt 
le 4. Aoüt ,898 de Notre Regence second, 

PR SGigués : JEROME. NAPOLEON. , 
a . „parleRBoi 
Le — d’Etat signe; Comte de F Unsrassm 
certifiG oonforme 
».. Le Ministre de la Justice et de 1'Intörieut 
n pour, copie conforme 
Le Er du, Departement du Harz 


ß su 5. Bonscne ,. Pen 
‚ pour sopie, « conforme 


Krauen — | 
Sous-prefet du distriet de Duderstadt, ar 
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